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Vorwort. 



V iel schneller als ich zu hoffen berechtigt war , ist 
die erste Auflage dieses Grundrisses vergriffen worden, und 
ich darf daraus schliessen, dass derselbe auch ausserhalb des 
Kreises meiner Zuhörer vielfach gebraucht worden ist. Die 
Nothwendigkeit einer neuen Auflage trat zu Anfang des 
Wintersemesters hervor und der Druck sollte bis zum Jahres- 
wechsel vollendet sein. Einzelne Abschnitte waren schon 
vorher umgestaltet worden, andere konnten bei der Kürze 
der Zeit nur revidirt und durch Beifügung der neueren 
Literatur ergänzt werden. Ich kann daher die neue Auflage 
zwar als eine erheblich vermehrte und umgearbeitete be- 
zeichnen, mit der Beschränkung jedoch, dass die Umarbeitung 
nicht alle Theile gleichmässig berührt hat Möge der^Grund- 
riss sich auch in der neuen Gestalt als nützlich und brauchbar 
bei der Behandlung des deutschen Privatrechts bewähren. 

O. F. 
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Einleitung. 

§. I. Die geschichtliche Entwickelung und die Quellen des 
deutschen Privatrechts. 

Das altgermanische Recht. — Die Zeit der Volksrechte. — P'ort- 
dauer der Stammesrechte (insbesondere die wirkliche und die angeb- 
liche Bedeutung des fränkischen Rechts: Sohm in der Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung, germanistische Abtheilung I. S. 3 fgg). — Die Land- 
und Stadtrechte. — Die Reception des römischen Rechts. — Rechts- 
entwickelung seit dem 16. Jahrhundert: Reichsgesetze, ältere und neuere 
Landesgesetzgebung. — ^ Bundesbeschlüsse und neuere Reichsgesetz- 
gebung. 

Gegensätze im Recht nach der historischen Entwickelung; Sonderrechte. 

Die Literatur für die hier berührten Punkte bei den folgenden §§. 2 
und 3. — Für die Geschichte der einzelnen Quellen vgl. die Vor- 
lesungen über Rechtsgeschichte. Die umfassendsten Nachweisungen 
über die älteren und die geltenden Quellen des deutschen Rechts bei 
Kraut: Grundriss zu Vorlesungen über das deutsche Privatrecht nebst 
beigefügten Quellen, 5. Ausg. 1872 §§.2 — 17; — Stobbe: Hand- 
buch §§. 12 — 15 — und namentlich Roth: System §§. 2—41. 

Jakob Grimm: Deutsche Rechtsalterthümer , 3. Ausg. 1881. — 
Graf und Dietherr: Deutsche Rechtssprichwörter 1864. — Ed. 
Osenbrüggen: die deutschen Rechtssprichwörter 1876. — Loersch 
und Schroeder: Urkunden zur Geschichte des deutschen Privat- 
rechts 1874. — Franklin: Sententiae curiae regiae, Rechtssprüche 
des Reichshofes im Mittelalter 1870. — Frhr. von Low: German- 
istische Rechtsfälle 1836. 

S. Stint zing: Geschichte der deutschen Rechtswissenschaft; i. Ab- 
theilung 1880. 

Platner: Über die historische Entwickelung des Systems und des 
Charakters des deutschen Rechts, vorzugsweise des Privatrechts, I, U. 
1852, 54. — Gierke: Deutsches Genossenschaftsrecht IL §. 2: der 
Bildungsgang des deutschen Rechtsbewusstseins. — Schmidt: der 
principielle Unterschied zwischen dem römischen und germanischen 
Rechte 1853. — von Hahn: die materielle Übereinstimmung der 
römischen und germanischen Rechtsprincipien 1856. 
Franklin, deutsches Privatrecht. 2. Aufl. I 



§. 2. Begriff und Bedeutung des heutigen gemeinen deutschen 
Privatrechts. 

Beseler: Volksrecht und Juristenrecht 1843. — Wächter: ge- 
meines Recht Deutschlands, insbesondere gemeines deutsches Strafrecht 
1844. — Thöl: Volksrecht. Juristenrecht. Gemeines Recht 1846. — 
Gerber: das wissenschaftliche ^rincip des gemeinen deutschen Privat- 
rechts 1846. — Rückert: der Begriff des gemeinen deutschen Pri- 
vatrechts 1857. — Windscheid: Lehrbuch des Pandektenrechts 
§§. I und 2. — Stobbe: Handbuch I. §§. i — io, insbesondere S. 49 
fgg. — Roth: System, Vorrede und §. i. — Vgl. auch Gerber: 
gesammelte juristische Abhandlungen I. 1872. S. 3 — 35: über deutsches 
Recht und deutsche Rechtswissenschaft überhaupt. 

§. 3. Literatur. 

Ausführliche Angaben bei Kraut §§. 31—33; —Stobbe §§. 16, 17, 

— und namentlich bei Roth §§. 52 — 57. — Hervorzuheben: 
Runde: Grundsätze des gemeinen deutschen Privatrechts. 8. Auflage. 

1829. — Danz: Handbuch des heutigen deutschen Privatrechts nach 
dem System von Runde. 10 Bde. 179'3— 1823. — Eichhorn: Ein- 
leitung in das deutsche Privarecht. 5. Aufl. 1845. — Mittermaier: 
Grundsätze des gemeinen deutschen Privatrechts mit Einschluss des 
Handels-, Wechsels- und Seerechts. 7. Aufl. 1847. — G« Philipps: 
Grundsätze des gemeinen deutschen Privatrechts. 3. Aufl. 1846. — 
R. Maurenbrecher: Lehrbuch des heutigen gemeinen deutschen 
Rechts. 1833, 345 2. Aufl. 1840, 55. — Wolff: Lehrbuch des ge- 
meinen deutschen Privatrechts. I. 1843 (unvollendet). — Renaud: 
Lehrbuch des gemeinen deutschen Privatrechts. 1848 (unvollendet). — 
Bluntschli: deutsches Privatrecht. 3. Aufl. (von Dahn besorgt) 1864. 

— Walter: System des gemeinen deutschen Privatrechts. 1855. — 
Hillebrand: Lehrbuch des gemeinen deutschen Privatr^chts. 2. Aufl. 
1865. ~ G. Beseler: System des gemeinen deutschen Pri- 
vatrechts. 3. Aufl. 1873. — Gerber: System des deutschen 
Privatrechts. 13. Aufl. 1878.— Stobbe: Handbuch des deut- 
schen Privatrechts. L— IIL 1878 — 78. — Paul v. Roth: Sy- 
stem des deutschen Privatrechts L IL 1880, 81. — Grund- 
risse von Dieck, Ortloff, Kraut, Gareis 1877, Dahn 1878. — 
Gengier: Lehrbuch des deutschen Privatrechts, 2 Bde. 1854. 62. — 
G e n g 1 e r : das deutsche Privatrecht in seinen Grundzügen für Studier- 
ende. 3. Aufl. 1876. 

In den Jahren 1879 — 81 sind in Berlin, Decker's Verlag, von dem 
A.-G.-Rath Neubauer eine Reihe von Zusammenstellungen des 
geltenden Rechts über deutschrechtliche Institute, meist auf amtliche 
Mittheilungen gegründet, erschienen, welche mit dem Namen des 
Herausgebers citirt werden sollen: Neubauer L das eheliche Güterrecht; 
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n. Stammgüter, Familienfideicommisse, Familienstiftungen, bäuerliclies 
Recht, Reallasten, Lehnrecht ; III. Expropriation, Forst-, Jagd-, Fischerei-, 
Deich- und Sielrecht, Näherrecht, Gesinderecht; IV. Wasserrecht, 
Mühlen-, Flösserei- und Flötzrecht. 

Partikuläres Recht. Förster: Theorie und Praxis des heutigen 
gemeinen preussischen Privatrechts I— IV. 1865 fgg., Bd. I. in 4 Aufl. 
von Eccius ; Dernburg: Lehrbuch des preuss. Privatrechts und der 
Privatrechtsnormen des Reichs. 3 Bde, I. und II. in 2. Aufl. 1880. — ; 
Schmidt: Vorlesungen über das im Königreich Sachsen geltende 
Privatrecht I, II. 1869; Siebenhaar: Lehrbuch des sächs. Privat- 
rechts 1872. — Bohl au: Mecklenburgisches Landrecht I— III. i, 
1871 — 81. — Roth und von Meibom: kurhessisches Privatrecht 
1858. — Bertram: das nassauische Privatrecht 1873. — Roth: 
bayrisches Civilrecht 3 Bde, I. in 2. Aufl. 1881. — Für Württemberg: 
Wächter und Reyscher. — Zachariä: Handbuch des franzö- 
sischen Civilrechts 6. Aufl. von Puchelt, I— IV. 1874 fgg; Be- 
haghel: das badische bürgerliche Recht, 2. Aufl. I. II. 1875 %g* — 
Unger: System des österreichischen allgemeinen Privatrechts, I. II. 
4. Aufl. 1876, Bd. VL 2. Aufl. 1871. 

§. 4. Umfang und Methode der Darstellung. 



Erster TheiL 

Die allgemeinen Lehren. 

Erstes Buch. 
Theorie der Eechtsqnellen. 

Windscheid §. 14—36. — Stobbe I. §. 18—34. — Roth I. 
§. 42—46. — Gerber §. 27 — 32. — Beseler §. 16—39. — För- 
ster I. §. 9—17, — Dernburg §. 15—31. — Unger §. 1—23. — 
Wächter II. §. 4—30. — Schmidt §. 9 — 14, Sieben haar 
§. 33—48. — Böhlau §. 43 fgg. — Roth: b. Civilrecht I. 
§. 7—17. — Behaghel I. §. 10—20, Zachariä-Puchelt §. 23 fgg. 

§. 5. Gesetz. 

Insbesondere Gesetz und Verordnung: preuss. V.-Urkunde 
Art. 45 und 63, — württembergische §.89, — Verordnungen des 
Reichs: La band II. 59. 

a) Reichsgesetzgebung. Verfassung des deutschen Reichs Art. 2 : 
Innerhalb dieses Bundesgebiets übt das Reich das Recht der Gesetz- 
gebung nach Massgabe des Inhalts dieser Verfassung und mit der 

I* 



Wirkung aus, dass die Reichsgesetze den Landesgesetzen vorgehen. 
Die Reichsgesetze erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Ver- 
kündigung von Reichswegen, welche vermittelst eines Reichsgesetz- 
blatts geschieht. Sofern nicht in dem publicirten Gesetze ein anderer 
Anfangstermin seiner verbindlichen Kraft bestimmt ist, beginnt die 
letztere mit dem vierzehnten Tage nach Ablauf desjenigen Tages, an 
welchem das betreffende Stück des Reichsges.etzblattes in Berlin aus- 
gegeben worden ist. 

Art. 4. Der Beaufsichtigung Seitens des Reichs und der Gesetz- 
gebung desselben unterliegen die nachstehenden Angelegenheiten: 

I. Die Bestimmungen über Freizügigkeit, Heimats- und Nieder- 
lassungs-Verhältnisse, Staatsbürger recht, Passwesen und Fremdenpolizei 
und über den Gewerbebetrieb, einschliesslich des Versicherungswesens 
— ; 5. die Erfindungspatente; 6. der Schutz des geistigen Eigenthums; 
13. die gemeinsame Gesetzgebung über das Obligationenrecht, Straf- 
recht, Handels- und Wechselrecht und das gerichtliche Verfahren; 
16. die Bestimmungen über die Presse und das Vereinswesen. (Ge- 
setz vom 20. Decbr. 1873, R.G.Bl. S. 379: An die Stelle der 
Nr. 13 des Art. 4. der Verf. des deutschen Reichs tritt die nach- 
folgende Bestimmung: Die gemeinsame Gesetzgebung über das ge- 
sammte bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Ver- 
fahren.) 

Art. 5. Die Reichsgesetzgebung wird ausgeübt durch den Bundes- 
rath und den Reichstag. Die Übereinstimmung der Mehrheitsbeschlüsse 
beider Versammlungen ist zu einem Reichsgesetz erforderlich und 
ausreichend. 

Art. 17. Dem Kaiser steht die Ausfertigung und Verkündigung 
der Reichsgesetze und die Überwachung der Ausführung derselben zu. 
Die x\nordnungen und Verfügungen des Kaisers werden im Namen 
des Reichs erlassen und bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Gegenzeich- 
nung des Reichskanzlers, welcher dadurch die Verantwortlichkeit 
übernimmt. * 

Vgl. hierzu Lab and: das Staatsrecht des deutschen Reichs II. 
§§. 56 fgg; — Gierke in Grünhut's Zeitschrift VL 223. 

Roth §.4 und §. 52. — Harburger: systematische Übersicht 
der Reichsgesetzgebung bis. 1877 in Hirth's Annalen X. 801 fgg. — 
Schröder: corpus iuris civilis für das deutsche Reich und Österreich 
I, 11. 3. Aufl. 1876. — Dreyer: das deutsche Reichs-Civilrechl, 
Leipzig, 1876. — Mandry: der civilrechtliche Inhalt der Reichs- 
gesetze, Tübingen 1878. 

b) Landesgesetzgebung. Vgl. t. B. preuss. V.-U. Art. 63 und 
württembergische Verfassungsurkunde §.58: Alle dem Könige vor- 
zulegenden Vorschläge der Minister — in Gegenständen der Gesetz- 
gebung und allgemeiner Verordnungen, soweit es sich von deren Er- 
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lassung, Abänderung, Aufhebung oder authentischen Erklärung handelt, 
müssen — in dem Geheimenrathe zur Berathung vorgetragen und mit 
dessen Gutachten begleitet an den König gebracht werden. (Diese 
Bestimmung ist ersetzt durch das Ges. vom i. Juli iSyö, betreffend 
die Bildung eines Staatsministeriums. Art, 6: der Geschäftskreis des 
Staatsministeriums umfasst die Berathung — der Gegenstände der 
Gesetzgebung und allgemeiner Verordnungen, soweit es sich von 
deren Erlassung, Abänderung oder authentischen Erklärung handelt. 
Alle dem König vorzulegenden Vorschläge der Minister in solchen 
Angelegenheiten müssen in dem Staatsministerium zur Berathung vor- 
getragen und mit dessen Gutachten begleitet an den König gebracht 

werden. — Art. 7 : Anträge in besonders wichtigen oder sonst 

geeigneten Angelegenheiten, namentlich in den Gebieten der Gesetz- 
gebung und der Erlassung allgemeiner Verordnungen, unterliegen 
weiterhin der Begutachtung durch, den Geheimen Rath. — — — 
Die Gutachten — werden dem Könige durch das Staatsministerium 
vorgelegt.) 

§. 85. Es kann — ohne Einwilligung der Stände — kein Landes- 
gesetz abgeändert oder aufgehoben werden. 

§. 88. Ohne Beistimmung der Stände kann kein Gesetz gegeben, 
aufgehoben, abgeändert oder authentisch erläutert werden. 

§. 89. Der König hat aber das Recht, ohne die Mitwirkung der 
Stände die zur Vollstreckung und Handhabung der Gesetze erforder- 
lichen Verordnungen und Anstalten zu treffen und in dringenden 
Fällen zur Sicherheit des Staats das "Nöthige vorzukehren. 

§. 172. AI. 6. Der König allein sanctionirt und verkündet die Ge- 
setze unter Anführung der Vernehmung des Geheimenraths (auf Grund 
des Gesetzes vom i. Juli 1876: der Anhörung des Staatsmini- 
steriums) und der erfolgten Zustimmung der Stände. 

c) Privilegium: singuläres Recht im objektiven Sinne. 

Windscheid §. 29. — Roth §. 46. — Förster §. 14, Dern- 
burg §. 23 fgg. — Unger §. 8. — Wächter II. §. 3. 

§. 6. Gewohnheitsrecht. 

Windscheid §§. 15—18. — Stobbe §§. 21-23. — Roth 
§. 44 und bayer. Civilr. §, 9. — Förster §. 16, D er n bürg 
§. 21. — U n g e r §. 5. — W ä c h t e r §. 9. — S i e b e n h a a r §. 20, 
Schmidt §. 13. — Böhlau §. 52—55. — Adickes: die Lehre 
von den Rechtsquellen, insbesondere über das Gewohnheitsrecht 

1872. - Dahn in der Zeitschrift für deutsche Gesetzgebung VI. 

1873. S. 553 fgg. — Zoll in Iherings Jahrb. für Dogmatik XIIL 
416 fgg. 

Observanz: Stobbe I. S. 137. — Roth S. 259. — Wind- 
scheid §. 19 — Dernburg§. 21 und besonders Böhlau §. 65. 
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§. 7- Wissenschaft und Praxis. 

Wind scheid §. i6. Note 6 fgg. — Stobbe §§. 24. 25. — 
Roth §. 45. 

Mainzer Landfrieden von 1235: der Hofgerichtsschreiber soll auf- 
zeichnen omnes sententias — in maioribus causis inventas maxime 
contradictorio iudicio optentas, — ut in posterum in casibus similibus 
ambiguitas rescindatur (Franklin: Reichshofgericht II. 122). 

Über spätere Einrichtungen zur Erhaltung der Einheit der Recht- 
sprechung bei den Reichs- und Landesgerichten vgl. Roth und nament- 
lich Stobbe a. a. O. 

Für das heutige Recht vgl. Civ.P.O. §. 528 und Ger.-V.-G. §. 137. 
Will ein Civilsenat (des Reichsgerichts) in einer Rechtsfrage von einer 
früheren Entscheidung eines andern Civilsenats oder der vereinigten 
Civilsenate abweichen, so hat derselbe die Verhandlung und Ent- 
scheidung der Sache vor die vereinigten Civilsenate zu verweisen. 
— Die Geschäftsordnung des Reichsger. bestimmt , dass 
jeder Senat ein Präjudizienbuch über die Entscheidungen zweifelhafter 
und wichtiger materieller oder prozessualer Rechtsfragen zu führen 
hat, in welches eingetragen werden: die nach dem angef. §. 137 
erfolgenden Entscheidungen der vereinigten »Senate, — die Entschei- 
dungen des eigenen Senats, deren Eintragung beschlossen wird, — 
und diejenigen der übrigen Senate. (Des weiteren vgl. Streich im 
württemb. Gerichtsblatt XVII. S. 17 und 264). — Entscheidungen 
des Reichsgerichts in Civil Sachen, herausg. von den Mit- 
gliedern des Gerichtshofes Leipzig, 1880 fgg. 

§. 8. Autonomie. 

Begriff derselben — Die Autonomie: 

I. der regierenden deutschen Fürstenhäuser; 

II. des mediatisirten hohen Adels (reichsunmittelbare Familien, 
Landesherrlichkeit, Reichsstandschaft). Deutsche Bundesakte vom S.Juni 
181 5 Art. 14: Um den im Jahre 1806 und seitdem mittelbar ge- 
wordenen ehemaligen Reichsständen und Reichsangehörigen in Gemäss- 
heit der gegenwärtigen Verhältnisse in allen Bundesstaaten einen gleich- 
förmigen bleibenden Rechtszustand zu verschaffen, so vereinigen die 
Bundesstaaten sich dahin — c). 2) es — werden nach den Grund- 
sätzen der früheren deutschen Verfassung die noch bestehenden Fa- 
milienverträge (dieser fürstlichen und gräflichen Häuser) aufrecht er- 
halten, und ihnen die Befugniss zugesichert, über ihre Güter- und ¥a.- 
milienverhältnisse verbindliche Verfügungen zu treffen, welche jedoch 
dem Souverain vorgelegt und l^ei den höchsten Landesstellen zur all- 
gemeinen Kenntniss und Nachachtung gebracht werden müssen. Alle 
bisher dagegen erlassenen Verordnungen sollen für künftige Fälle nicht 
weiter anwendbar sein. — : 
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III. des Reichsadels, insbesondere der reichsunmittelbaren 
Ritterschaft. 

Deutsche Bundesakte Art. 14: Dem ehemaligen Reichsadel werden 
die unter c) 2 — angeführten Rechte zugesichert. Diese Rechte wer- 
den jedoch nur nach Vorschrift der Landesgesetze ausgeübt. — ; 

IV. öffentlicher Corporationen. 

Vgl. z. B. deutsche Gewerbeordnung Tit. IX J. 142: Ortsstatuten 
können die ihnen durch das Gesetz überwiesenen gewerblichen Gegen- 
stände (gewerbliche Anlagen: das. §. 23, — Pfand leihergewerbe: das. §. 34. 
in der Fassung des Ges. vom 23. Juli 1879, — gewerbliche Schieds- 
gerichte: das. i2oa, — Hülfskassen: §. 141 und 141c) mit verbind- 
licher Kraft ordnen. Dieselben werden, nach Anhörung betheiligter 
Gewerbtreibender , auf Grund eines Gemeindebeschlusses abgefasst. 
Sie bedürfen der Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. Die 
Centralbehörde ist befugt, Ortsstatuten, welche mit den Gesetzen in 
Widerspruch stehen, ausser Kraft zu setzen. 

Hermann: de autonomia iuris Germanici fönte, 1857. — Ger- 
ber: über den Begriff der Autonomie (in den gesammelten juristischen 
Abhandlungen I. 30 — 99) und die dort besprochenen Abhandlungen 
von Maurer und Jolly (kritische Überschau II. und VI). — Lewis: 
Zeitschrift für Gesetzgebung und Rechtspflege in Preussen III. 687 
fgg. — Gierke: das deutsche Genossenschaftsrecht I. 419, 621, 749 
fgg. — Bohl au: mecklenburg. Landrecht I. §§. 56 — 60. — Stobbe 
§§. 19. 20. — Roth L §. 43. 

II. Schulze: die Hausgesetze der deutschen Fürstenhäuser bei 
Stobbe: Rechtsquellen II. Anhang §. 97 — Derselbe: die Hausge- 
setze der regierenden deutschen Fürstenhäuser, §. 1862 II. 1878. — 
lief ft er: die Sonderrechte der souverainen und der mediatisirten 
Häuser Deutschlands 1871 §§. 44 — 47. — Zoepfl: Staatsrecht 
§§. 311— 316. — Zachariä: Staatsrecht §. 98. — - Mejer: zur Lehre 
von der Geschlechtsgenossenschaft des hohen Adels in Grünhut's Zeit- 
schrift V. S. 245 fgg. — Beseler das. 544, 48, — Gierke das. 
592 und wieder Mejer VI. 201 fgg. 

Für Preussen Schulze; preussisches Staatsrecht I. S. 644 fgg ; — 
für Württemberg (namentlich auch hinsichtlich der Autonomie des 
ritterschaftlichen Adels) Lang: Personenrecht §. 18, 19; — 
für Bayern Roth: bayr. Ort. L §. 8. 

§. 9. Die zeitlichen und räumlichen Grenzen der Herrschaft 
der Rechtsregeln. 

Windscheid§§.3i-35. — Stobbe §§.26-34. — Roth §§.50, 51. 
— Beseler §§. 21, 38, 39. — Gerber §§. 31, 32. — Böhlau 
§§.67 — 75.— Dernburg I. §§. 26 fgg. — Unger §.20—23. — Sieben- 
haar §§. 15. 16; Schmidt §§. 10, 1 1. — W ächter§. 18—20,29—30. 
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Zweites Buch. 

Von den Eechtsverhältnissen. 
§. lO. Recht und Rechtsverhältnisse. 

Windscheid §. 37. fgg. — Baseler §. 5 und 47. — Stobbe 
§. 35. — Roth §. 84. — Foerster I. §. 18, Dernburg I. 
§• 32 fgg. — Unger §. 60 fgg. — Wächter §. 31—33, §. 45—51- 

Verschiedenheit , der Rechte. — Dingliche und Forderungsrechte 
(eigenthümliche Gestaltungen beider nach deutscher Entwickelung). — 
Urheberrechte. — Familien- — und Erbrecht. 

Erster Abschnitt. 
Die Rechtssubjekte. 

Wind scheid §. 49 — 51. — Gierke: Genossenschaftsrecht H. 
§. 3, 4. — Stobbe I. §. 36. - Roth I. §. 59. — Böhlau II. 
§. 79. — Urkunden zu der ganzen Lehre verzeichnet bei Loersch 
und Schröder S. 225 fgg. 

I 

Natürliche Personen. 

Windscheid §. 52—56. — Stobbe §. 37—48. — Roth §. 60 

— 70. — Be seier §. 56—65. —Gerber §. 34—48. — Förster §. 19, 
Dernburg§. 40 — 48. — Schmidt §. 15, 16, Sieb enha ar §. 22 — 29. 

— Böhlau §. 80 — 91. — Roth und Meibom §. 43 — 66. — Behag- 
hel §. 21 — 26, 36 fgg., Zachariae-Puchelt §. 52, 68, 76, 80—85. 

— Roth: bayer. Cr. §. 21—33. — Lang: württ. Personenrecht 
§. I — 27. — Unger §. 26—41. — Quellenstellen bei Kraut §. 34—54. 

§. II. Die Beurkundung des Personenstandes. 

Für das frühere Recht ist zu vgl. die amtliche Nachweisung der in 
den einzelnen Bundesstaaten geltend gewesenen Vorschriften über die 
Feststellung des Personenstandes, abgedruckt in Dove's Zeitschrift 
für Kirchenrecht XI. 1873 S. 311 — 333. 

Für das geltende Recht sind massgebend: 
I. Das Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes 
und die Eheschliessung vom 6. Februar 1875 (R-<j.R1. S. 23). 
Zahlreiche Commentare, namentlich von llinschius, 2. Aufl. Ber- 
lin 76, — Sicherer, Erlangen 79, — Stiegele, Stuttgart 75, 76, — 
Voelk, Nördlingen 75, — Philler, Berlin 75, — Hartmann, das. 
76, — Fitting, 76 (Pfalz), — Weber, 76 (Bayern), — Seyfried, 
76 (Baden), u.a. m. — Vergl. der Standesbeamte, Organ für die 
Standesämter in Deutschland und der Schweiz, Berlin seit 1874. 



— 9 — 

Zur Ausführung des Gesetzes sind in Gemässheit des §. 83 das. er- 
lassen worden: 

Die Verordnung des Bundesraths vom 22. Juni 1875 (^^*^". 
tralblatfc für das deutsche Reich 1875 Nr. 18, auch abgedruckt im 
Württemb. Reg.Bl. S. 473 fgg., dann bei Stiegele S. 192,* und in 
andern Commentaren) 

und zahlreiche Ausführungsgesetze und Verordnungen der L a n d e s- 
regierungen, angeführt und resp. abgedruckt bei Sicherer und Hinschius. 

Insbesondere Württemberg: Ausführungsgesetz vom 8. Aug. 
1875 (R-G.Bl. S. 463 fgg); — Ministerialbekanntmachung in Betreff 
der Vollziehung des Reichsgesetzes vom 15. September 75. (das. 
S. 521); — Verfügung der Ministerien der Justiz und des Innern vom 

20. Dezember 75 (das. S. 585, vgl. auch 1876 S. 365); — Bekannt- 
machung vom 8. Januar 76 betreffend die Anzeigen von Geburten in 
Kasernen und Lazarethen und von Sterbefällen der Militärpersonen 
(das. S. 48) ; — kgl. V erordnung betreffend die Belohnung der 
Standesbeamten vom 4. Oktober 76 (das. S. 381); — 'Verfügung der 
Ministerien — betreffend die Fortfuhrung der Familienregister vom 
26. Februar 76 (das. S. 69; dazu vgl. die Ministe rialverfügung vom 
2. Juni 1880, das. S. 143 fgg.); — Verfugung der Ministerien — be- 
treffend die statistischen Erhebungen über die Bewegung der Bevöl- 
kerung vom 14. März 1876 (das. S. loi fgg.; vgl. auch das. 
^- 393)5 — Verfügung vom 15. Juni 1880, betreffend der Mittheilung von 
Sterbefällen an das Standesamt unter den Voraussetzungen des §157 
der Reichs-Strafprozessordnung (das. S. 155); — Bekanntmachung betr. 
die Behandlung der Cieburts- und Sterbefälle auf dem Bodensee , vom 

21. Juni 1880 (das. S. 171). 

Die an dieser Stelle in Betracht kommenden Bestimmungen 
des Reichsgesetzes sind folgende: 

Die Beurkundung der Geburten, Heirathen und Sterbefälle erfolgt 
ausschliesslich durch die vom Staate bestellten Standesbe- 
amten mittels Eintragung in die dazu bestimmten Register. (§. i). 

(Standes regist er). Von jedem Standesbeamten sind drei Standes- 
registcr (Geburts-Heiraths-Sterberegister) nach den vom Bundesrath auf- 
gestellten Formularen zu führen. Über die Art der Eintragung und die 
Führung der Nel)enregister bestimmen die §. 13, 14 und über Berichtigung 
der Standesregister die §§. 65 und 66 des Gesetzes. Für dia Landesherrn 
und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, sowie der fürstlichen 
Familie Hohenzollern erfolgt die Ernennung des Standesbeamten und 
die Bestimmung über die Art der Führung und Aufbewahrung der 
Standesregister nach §.72 durch Anordnung des Landesherrn. Die 
ordnungsmässig geführten Standesregister beweisen diejenigen That- 
sachen, zu deren Beurkundung sie bestimmt und welche in 
ihnen eingetragen sind, bis der Nachweis der Fälschung, der unrich- 
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tigen Eintragung oder der Unrichtigkeit der Anzeigen und Feststellungen, 
auf Grund deren die Eintragung stattgefunden hat, erbracht ist. Die- 
selbe Beweiskraft haben die Auszüge (Abschriften der einzelnen Ein- 
tragung), welche als gleichlautend mit dem Haupt- oder Nebenregister 
bestätigt und mit der Unterschrift und dem Dienstsiegel des Standes- 
beamten oder des zuständigen Gerichtsbeamten versehen sind. (Geburts-, 
Ileiraths-, Sterbeurkunde. — Der Wortlaut der Formulare ist vom 
Bundesrath festgestellt). Inwiefern durch Verstösse gegen die Vor- 
schriften dieses Gesetzes über Art und Form der Eintragungen die Be- 
weiskraft aufgehoben oder geschwächt wird, ist nach freiem richter- 
lichem Ermessen zu beurtheilen. (Zu diesem §. 15. vgl. das Ein- 
führungsgesetz zur R.C.Pr.O. §.13 und §. 16 N. 2.) 

(Beurkundung der Geburten — vgl. hierzu die Formulare 
A, A I— -3 und Aa zu der Verordnung des Bundesraths). §. 17. Jede 
Geburt eines. Kindes ist innerhalb einer Woche dem Standesbeamten des 
Bezirks, in welchem die Niederkunft stattgefunden hat, anzuzeigen. §. 18. 
Zur Anzeige sind verpflichtet: i. der eheliche Vater; 2. die bei der Nie- 
derkunft zugegen gewesene Hebamme; 3. der dabei zugegen gewesene 
Arzt; 4. jede andere dabei zugegen gewesene Person; 5. die Mutter, 
sobald sie dazu im Stande ist. Jedoch tritt die Verpflichtung der in 
der vorstehenden Reihenfolge später genannten Personen nur dann ein, 
wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden oder derselbe 
an der Erstattung der Anzeige verhindert ist. §. 19. Die Anzeige ist münd- 
lich von dem Verpflichteten selbst oder durch eine andere aus eigener 
Wissenschaft unterrichtete Person zu machen. §. 20. Bei Geburten, welche 
sich in öffentlichen Entbindungs-, Hebammen-, Kranken-, Gefangen- 
und ähnlichen Anstalten, sowie in Kasernen ereignen, triff't die Ver- 
pflichtung zur Anzeige ausschliesslich den Vorsteher der Anstalt oder 
den von der zuständigen Behörde ermächtigten Beamten. Es genügt 
eine schriftliche Anzeige in amtlicher Form. §.21. Der Standesbeamte ist 
verpflichtet, sich von der Richtigkeit der Anzeige (§§. 17 — 20), wenn 
er dieselbe zu bezweifeln Anlass hat, in geeigneter Weise Überzeu- 
gung zu verschaffen. §. 22. Die Eintragung des Geburtsfalles soll ent- 
halten: I. Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohn- 
ort der Anzeigenden; 2. Ort,' Tag und Stunde der Geburt; 3. Ge- 
schlecht des Kindes; 4. Vornamen des Kindes; 5. Vor- und Fa- 
miliennamen, Religion, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern. 
Bei Zwillings- oder Mehrgeburten ist die Eintragung für jedes Kind be- 
sonders und so genau zu bewirken, dass die Zeitfolge der verschiede- 
nen Geburten ersichtlich ist. Standen die Vornamen des Kindes zur 
Zeit der Anzeige noch nicht fest, so sind dieselben nachträglich und 
längstens binnen zwei Monaten nach der Geburt anzuzeigen. Ihre Ein- 
tragung erfolgt am Rande der ersten Eintragung. §. 23. Wenn ein 
Kind todtgeboren oder in der Geburt verstorben ist, so muss die An- 
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zeige spätestens am nächstfolgenden Tag geschehen. Die Eintragung 
ist alsdann mit dem im §. 22 unter Nr. l bis 3 und 5 angegebenen 
Inhalte nur im Sterberegister zu machen. §. 24. Wer ein neugeborenes 
Kind findet, ist verpflichtet, hiervon spätestens am nächstfolgenden 
Tage Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. Die Letztere hat 
die erforderlichen Ermittelungen vorzunehmen und dem Standesbeam- 
ten des Bezirks von deren Ergebniss behufs Eintragung in das Geburts- 
register Anzeige zu machen. Die Eintragung soll enthalten die Zeit, 
den Ort und die Umstände des Auffindens, die Beschaffenheit und die 
Kennzeichen der bei dem Kinde vorgefundenen Kleider und sonstigen 
Gegenstände, die körperlichen Merkmale des Kindes, sein vermuth- 
liches Alter, sein Geschlecht, die Behörde, Anstalt oder Person, bei 
welcher das Kind untergebracht worden, und die Namen, welche ihm 
beigelegt werden. §. 25. Die Anerkennung eines unehelichen Kindes 
darf in das Geburtsregister nur dann eingetragen werden, wenn die- 
selbe vor dem Standesbeamten oder in einer gerichtlich oder notariell 
aufgenommenen Urkunde erklärt ist. §. 26. Wenn' die Feststellung der 
Abstammung eines Kindes erst nach Eintragung des Geburtsfalles er- 
folgt oder die Standesrechte durch Legitimation , Annahme an Kindes- 
statt oder in anderer Weise eine Veränderung erleiden, so ist dieser 
Vorgang, sofern er durch öffentliche Urkunden nachgewiesen wird, auf 
Antrag eines Betheiligten am Rande der über den Geburtsfall vorge- 
nommenen Eintragung zu vermerken. (Hierzu vgl. besonders die 
württ. Minist. -Verfüg, vom 20. Decbr. 1875 §. 12). — §. 27. \Venn 
die Anzeige eines Geburtsfalles über drei Monate verzögert wird, so 
darf die Eintragung nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde nach 
Ermittelung des Sachverhalts erfolgen. Die Kosten dieser Ermittelung 
sind von demjenigen einzuziehen, welcher die rechtzeitige Anzeige ver- 
säumt hat. 

(Beurkundung der Ehe Schliessung) §. 54. Die Eintragimg 
in das Ileirathsregister soll enthalten: i. Vor- und Familiennamen, Reli- 
gion, Alter, Stand und Gewerbe, Geburts- und Wohnort der Ehe- 
schliessenden; 2. Vor- und Familiennamen, Stand oder Gewerbe und 
Wohnort ihrer Eltern; 3. Vor- und Familiennamen, Alter, Stand oder 
Gewerbe und Wohnort der zugezogenen Zeugen; 4. die Erklärung der 
Eheschi iessenden; 5. den Ausspruch des Standesbeamten. (Vgl. un- 
ten §. 202. Die in das Register aufzunehmende Eheschliessungsverhand- 
lung mit vorbezeichnetem Inhalt — Formular B und B.i. — ist von den 
Eheschliessenden und den Zeugen zu unterzeichnen und vom Standesbe- 
amten zu vollziehen. Eine beglaubigte Abschrift dieser ganzen Ver- 
handlung — Formular B.b. nach der Verordnung des Bundesraths — 
ist die He irathsur künde). Über die erfolgte Eheschliessung ist den Ehe- 
leuten sofort eine Bescheinigung auszustellen. (Diese Bescheinigung, 
bestimmt, die sofortige kirchliche Trauung zu ermöglichen, ist ein 
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kurzes Certifikat — Formular D und Di — und ersetzt die Ileiraths- 
urkunde nicht). 

(Beurkundung der Sterbefälle. — Vgl. hierzu die Formulare 
C , Ci — 4 und Cc.) §. 56. Jeder Sterbefall ist spätestens am nächstfol- 
genden Wochentage dem Standesbeamten des Bezirks, in welchem der 
Tod erfolgt ist, anzuzeigen § 57. Zu der Anzeige verpflichtet ist das 
Familienhaupt, und wenn ein solches nicht vorhanden oder an der An- 
zeige behindert ist, derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der 
Sterbefall sich ereignet hat. §. 58. Die §§. 19 bis 21 kommen auch in 
Beziehung auf die Anzeige der Sterbefälle zur Anwendung. Findet eine 
amtliche Ermittelung über den Todesfall statt, so erfolgt die Eintragung 
auf Grund der schriftlichen Mittheilung der zuständigen Behörde. §. 59. 
Die Eintragung des Sterbefalls soll enthalten: i. Vor- und Familien- 
namen, Stand oder Gewerbe und Wohnort des Anzeigenden; 2. Ort, 
Tag und Stunde des erfolgten Todes; 3. Vor- und Familiennamen, 
Religion, Alter, Stand oder Gewerbe, Wohnort und Geburtsort des 
Verstorbenen; 4. Vor- und Familiennamen seines Ehegatten, oder 
Vermerk, dass der Verstorbene ledig gewesen sei; 5. Vor- und 
Familiennamen, Stand oder Gewerbe und Wohnort der Eltern des 
Verstorbenen. Soweit diese Verhältnisse unbekannt sind, ist dies bei 
der Eintragung zu vermerken. §. 60. Ohne Genehmigung der Ortspoli- 
zeibehörde darf keine Beerdigung vor der Eintragung des Sterbefalles 
in das Sterberegister stattfinden. Ist die Beerdigung dieser Vorschrift 
entgegen geschehen, so darf die Eintragimg des Sterbefalles nur mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde nach Ermittelung des Sachverhaltes 
erfolgen. 

(Beurkundung des Personenstandes der auf See befind- 
lichen Personen.) §. 61. (Geburten und Sterbefälle , welche sich auf 
Seeschiffen während der Reise ereignen, sind nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes spätestens am nächstfolgenden Tage nach der Geburt oder dem 
Todesfall von dem Schiffer, unter Zuziehung von zwei Schiffsofiizieren 
oder anderen glaubhaften Personen, in dem Tagebuch zu beurkunden. Bei 
Sterbefällen ist zugleich die muthmassliche Ursache des Todes zu ver- 
merken. §. 62. Der Schiffer hat zwei von ihm beglaubigte Abschriften der 
Urkunden demjenigen Seemannsamte, bei dem es zuerst geschehen kann, 
zu übergeben. Eine dieser Abschriften ist bei dem Seemannsamte auf- 
zubewahren, die andere ist demjenigen Standesbeamten, in dessen Bezirk 
die Eltern des Kindes, beziehungsweise der Verstorbene ihren Wohn- 
sitz haben oder zuletzt gehabt haben, behufs der Eintragung in das 
Register zuzufertigen. §. 63. Ist der Schiffer verstorben oder verhindert, 
so hat der Steuermann die in den §§. 61 und 62 dem Schiffer aufer- 
legten Verpflichtungen zu erfüllen. §. 64. Sobald das Schiff in den inlän- 
dischen Hafen eingelaufen ist, in welchem es seine Fahrt beendet, ist 
das Tagebuch der für den Standesbeamten des Hafenorts zuständigen 
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Aufsichtsbehörde vorzulegen. Diese hat beglaubigte Abschrift der in 
das Tagebuch eingetragenen Standesurkunde dem Standesbeamten, in 
dessen Register der Fall gehört (§. 62), behufs Kontrolirung der Eintrag- 
ungen zuzustellen. (Vgl. hierzu die Seemannsordnung von 1872 §. 52.) 

II. Entsprechend dem Vorbehalt in §. 71 des Reichsges. sind er- 
gangen : 

a) die kaiserliche Verordnung vom 4. November 1875, betreffend 
die Beurkundung von Sterbefällen solcher Militärpersonen, welche sich 
an Bord der in Dienst gestellten Schiffe u. s. w. der Marine befinden 
(R.G.B1. 313), 

b) die kais. Verordn. vom 20. Januar 1879, betreffend die Verrichtungen 
der Standesbeamten in Bezug auf solche Militärpersonen, welche ihr 
Standquartier nach eingetretener Mobilmachung verlassen haben (R.G.Bl. 

s- s (SS-)- 

III. Nach §. 85 des Gesetzes kann der Reichskanzler einem diplo- 
matischen Vertreter des Reichs für das ganze Gebiet des Staates, bei 
dessen Regierung derselbe beglaubigt ist, oder einem Konsul des 
Reichs für dessen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung zur Vor- 
nahme von bürgerlich gültigen Eheschliessungen und zur Beurkundung 
der Geburten, Heirathen und Sterbefalle, wie für Reichsangehörige, 
so auch für Schutzgenossen ertheilen. Im übrigen sind durch 
das Gesetz von 75 die Bestimmungen des älteren Reichsgesetzes 
vom 4. Mai 1870, betreffend (die Eheschliessung und) die Beur- 
kundung des Personenstandes von Bundesangehörigen im 
Aus lande nicht berührt worden. (Ebenfalls drei Register, jedes in 
zwei gleichlautenden Originalen nach vorgeschriebenen Formularen 
geführt; das eine Exemplar am Jahresschluss an den Reichskanzler 
einzusenden; Mittheilung eines Auszugs der Fälle an die Regierung 
desjenigen Bundesstaats, welche Angehörige desselben betreffen. Die 
Formulare der Beurkundungen zum Theil abweichend von denen, 
welche innerhalb des Reichsgebiets gebraucht werden). Zu diesem 
Gesetz vgl. auch Lab and: Staatsrecht II. S. 255. 

§. 12. Entstehung und Endigung der Persönlichkeit. 

Wind scheid §§.52, 53. — Stobbe §§.37, 38. — Roth 
§. 61. — Dernburg §§. 41—44. — Lang: württb. Personenrecht, 
2. Aufl. 1881 §§. 2, 3. 

Verschollenheit. Für die Geschichte des Instituts vgl. Bruns: die 
Verschollenheit in Bekker und Muther's Jahrbuch I. S. 90 fgg; 
— das in den einzelnen deutschen Staaten geltende Recht stellt am 
Ausführlichsten dar Roth a. a. O. S. 340 — 370; kein gemeines Recht. 

O b e r a c h t und Friedlosigkeit: Franklin: Reichshofgericht II. 

358 fgg. 

Bürgerlicher Tod: Zachariae L §§. 162—65; aufgehoben 
durch die a. a. O. S. 398 von Puchelt verzeichneten Gesetze. 
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Der sog. Klostertod: Wittken in Gruchot's Archiv für pr. Recht 
III. 1 24 fgg. — H e 1 1 m a n n : das gemeine Erbrecht der Religiösen, 
München 1874. — Singer: die Behebung der' für Ordenspersonen 
bestehenden Beschränkungen mit Rücksicht auf die Lehre von der 
Rechts- und Handlungsfähigkeit der Religiösen. Innsbruck, 1880. — 
Dernburg §. 40. — Roth: bayer. Civilrecht §. 32. 

13. Geschlecht, Alter, Krankheit. 

Windscheid §. 54. — Stobbe §§. 39—41. — Roth 
§§. 62, 65. 

Frauen. 

W e i n h o 1 d : die deutschen Frauen im Mittelalter, 1851 ; — - 
Stammler: die Stellung der Frauen im alten deutschen Recht, 
^877. (— Geschlechtsvormundschaft: unten §. 265; — Einbusse in 
der Gerichtsfähigkeit: Planck: d. deutsche Gerichtsverfahren I. 
§. 28 und 104; — höheres und niederes Wergeid; — Zurücksetzung 
im Erbrecht; — Lehnsunfähigkeit; — Succession in Fideicommisse 
und bäuerliche Güter; — Vormundschaften; — Sicherung gegenüber dem 
Ehemann bei Veräusserungen: vgl. z. B. Rosin: die Formvorschriften 
für die Veräusserungsgeschäfte der Frauen nach langobardischem Recht, 
Breslau 80; — die römischen Bürgschaftsprivilegien. — AUmälige 
Beseitigung der meisten Rechtsungleichheiten, — insbesondere die 
Reichsgesetzgebung: Mandry §. 12 S. 7 fgg-)* 

Alter, 

Bedeutung im Allgemeinen , namentlich für die Handlungsfähig- 
keit: Windscheid §.'71, — Dernburg §§. 73, 74, — Roth: 
bayer. Civilrecht §. 26, — Bö hl au §. 87 — 90, — Schmidt §. 18 
und 29, — Lang §. 6, — Zachariä §. 82, — Behaghel 
§. 67, — Unger §§. 37, 76. 

Über die Termine der Mündigkeit (zu seinen Jahren) und der 
Volljährigkeit (zu seinen Tagen kommen) im älteren Recht vgl. 
namentlich K r a u t : Vormundschaft I. 100—159. Wegendes neueren 
Rechts vg^.die Württemberg. Gesetze vom 30. Juni 1865 und 7. März 
1873 und das Reichsgesetz vom 17. Februar 1875 "(R.G.Bl. S. 71): 
§. I. Das Alter der Grossjährigkeit beginnt im ganzen Umfange des, 
deutschen Reichs mit dem vollendeten 2isten Lebensjahre. §. 2. Die 
hausverfassungsmässigen oder landesgesetzlichen Bestimmungen über 
den Beginn der Grossjährigkeit der Landesherrn und der MitgUeder der 
landesherrlichen Familien — werden durch die Vorschrift des §. i 
nicht berührt. — Dazu dasKönigl. Württembergische Hausgesetz 
vom 8. Juni 1828 (Reg.-Bl. 571) Art. 15: die Volljährigkeit des Kron- 
prinzen tritt nach zurückgelegtem i8ten Jahre ein. (Die königlichen 
Prinzen und Prinzessinnen werden nach zurückgelegtem 2isten Jahre, 
die übrigen Prinzen und Prinzessinnen aber nach dem 22sten Jahre ihres 
Alters volljährig. Aufgehoben schon durch das Gesetz vom 7. März 1873). 



Andere Altersstufen, namentlich jugendliches Alter (i2, 
1 8 Jahre) von Bedeutung im Strafrecht: §§. 56, 57, 65 Str.G.B. — 
Eidesmündigkeit: 6. Jahr nach Civ.-P.-O. 358, 435 und St.P.O. 
§. 56. — Ehemündigkeit: 20. und resp. 16. Jahr, Dispensation zulässig. 
~ Testamentsmündigkeit. — Jahrgebungsalter u. s. w. Über einzelne 
specielle Punkte vgl. auch Mandry §. i. 

Hohes Alter (boven sine dage komen) : Ssp. I. 42 §. i. 

Krankheit. 

Ssp. I. 4, — Kraut: Grundriss §. 146 Nr. 24 fgg.; Veräusserungen 
auf dem Siechbett: das. §. 148 Nr. 23 fgg. 

Geisteskrankheit. 

Das materielle Recht bei "Windscheid §. 54. und 446. — Dern- 
burg§. 75. — Roth: bayer. Civilr. §.27. — Lang §. 8. —Schmidt 
§. 29, Siebenhaar §. 27. — Unger I. §. 38, II. §. 76. — Ver- 
fahren in Entmündigungssachen: Civ.-P.-O. §§. 593 fgg.; über die 
privatrechtliche Bedeutung dieser Vorschriften vgl. Mandry §. 3. 

§. 14. Verschwendung und Konkurs. 

Windscheid §. 71 unter 5, §. 266. — Dernburg I. §. 76. — Böh- 
lau §. 91. — Roth: bayer. Cr. I. S. 696. — Lang §§. 12 und 16. 

— Zachariä I. §. 139, 40; Behaghel I. §. 81. — Schmidt 
§. 29 und 178. — C.-P.-O. §§. 621 fgg., — Konkursordn. §§. 5 fg. 

— und dazu die Erörterungen von Mandry §. 6. 

§. 15. Bürgerliche Ehre. 

Für die Geschichte Kraut §§. 49, 50, — Stobbe §. 47 und 
die das. Genannten, — Osenbrüggen: Studien zur deutschen 
und schweizerischen Rechtsgeschichte 1881 , S. in fgg. — 

Heutiges Recht: St.G.B. §§. 31—37; — Gesetz betreffend den 
Wucher vom 24. Mai 1880 (R.G.Bl. S. 109); — Genossenschaftsge- 
setz von 1868 §. 38 (die Genossenschaft kann einen Genossenschafter 
aus den im Gesellschaftsvertrage festgesetzten Gründen , sowie wegen 
Verlustes der bürgerl. Ehrenrechte ausschliessen) ; — deutsche Gewerbe- 
Ordn. §. 83 (von dem Eintritt ,in eine Innung können diejenigen aus- 
geschlossen werden, welche die bürgerliche Ehre verloren haben, — 
welchen die Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit unter- 
sagt ist, — welche sich im Konkurs befinden; vgl. auch §. 86 und 
100, sowie 100»: vom Eintritt in eine neue I. resp. vom Stimmrecht 
sind auch die ausgeschlossen, welche in Folge gerichtlicher Anord- 
nungen in der Verfügung über ihr Vermögen beschränkt sind); — 
Ges. über eingeschriebene Hilfskassen vom 7. April 1876 §.21 
(in der Generalversammlung hat jedes — Mitglied, welches — im 
Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte ist, eine Stimme) ; — C.P.O. 858 
(als Schiedsrichter können abgelehnt werden Personen, welchen die 
b. Ehren aberkannt sind). Zu allen diesen Reichsgesetzen und nament- 
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lieh über die Einwirkung derselben auf das bisherige gemeine und 
partikuläre Recht : Mandry§. 8. — Vgl. ferner Windscheid§. 56. — 
Stobbe §. 48. — Schmidt §. 19. — Dernburg I. §. 47. — 
Lang §§. 13—15. — Roth §. 68 und bayer. Cr. §. 29. 

§. 16. Religion. 

I. Christliche Confessionen. Für das Recht des Mittelalters: 
Zeitschrift für deutsches Recht XIV. 102 fgg. und Franklin: sen- 
tentiae Nr. CCLXIII -XXII. 

J.P.O. Art. V. §. I : inter utriusque religionis electores, prin- 

cipes, Status omnes et singulos sit aequalitas exacta mutuaque, qua- 
tenus formae reipubliae, constitutionibus imperii , et praesenti conven- 
tioni conformis est, ita ut quod uni parti iustum est, alteri quoque sit 
iustum — . §. 30: — conventum est, — nulli statui immediato — 
ius, quod ipsi ratione territorii et superioritatis in negotio religionis 
competit (ius reformandi exercitium religionis), impediri oportere. — 
§.31: Hoc tarnen non obstante, statuum Catholicorum ^— subditi, 
qui sive publicum sive privatum Augustanae confessionis exercitium 
anno 1624, quacunque anni parte — habuerunt, retineant id etiam im- 
posterum una cum annexis. — Cuiusmodi annexa habentur institutio 
consistoriorum, ministeriorum tam scholasticorum quam ecclesiasticorum, 
ius patronatus aliaque similia jura, nee minus maneant in possessione 
omnium dicto tempore in potestate eorundem constitutorum templorum, 

fundationum , monasteriorum, hospitalium . Turbati aut quocun- 

que modo destituti vero — in eum , quo anno 1624 fuerant, statum 
plenarie restituantur. — §. 32: Idemque observetur ratione subditorum 
Catholicorum Aug. Confessionis statuum , ubi dicto anno 1624 usum et 
exercitium Catholicae religionis publicum aut privatum habuerunt. — 
§. 34 : Placuit porro , ut illi Catholicorum subditi Augustanae Confes- 
sioni addicti, ut et Catholici Augustanae Confessionis statuum subditi, 
qui anno 1624 publicum vel etiam privatum religionis suae exercitium 
nuUa anni parte habuerunt, nee non, qui post pacem publicatam dein- 
ceps futuro tempore diversam a territorii domino religionem profite- 
buntur et amplectentur, patientcF tolerentur, et conscientia libera domi 
devotioni suae, sine inquisitione aut turbatione privatim vacare, in 
vicinia vero, ubi et quoties voluerint, publico religionis exercitio in; 
teresse, vel liberos suos exteris suae religionis scholis aut privatis 
domi praeceptoribus instruendos committere non prohibeantur, sed 
ejusmodi landsassi, vasalli et subditi in caeteris officium suum cum 
debito obsequio et subjectione adimpleant nuUisque turbationibus ansam 
praebeant. §.35: Sive autem Catholici sive Augustanae Confessionis 
fuerint subditi, nullibi ob religionem despicatui habeanlur, nee a mer- 
catorum, opificum, aut tribuum communione , haereditatibus , legatis, 
hospitalibus , leprosoriis, eleemosynis, alliisve juribus aut commerciis, 
multo minus publicis coemiteriis, honoreve sepulturae arceantur, aut 
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quicquam pro exhibitione funeris a superstitibus exigatur, praeter cujus- 
que parochialis ecclesiae jura, pro demortuis pendi solita: sed in 
bis et similibus pari cum concivibus jure habeantur, aequali justitia 
protectioneque tuti. §. 36: Quod si vero subditus, qui nee publicum 
nee privatum suae religionis exercitium anno millesimo sexcentesimo 
vicesimo quarto habuit, vel etiam, qui post publicatam pacem, religio- 
nem mutabit , sua sponte emigrare voluerit , aut a territorii domino 
jussus fuerit, liberum ei sit, aut retentis bonis aut alienatis, discedere, 
retenta per ministros administrare et quoties ratio id postulat, ad res 
suas inspiciendas vel persequendas Utes aut debita exigenda, libere 
et sine literis commeatus adire. — Art. VII. §. i : — — quicquid 
iuris — — haec transactio — August. Confessionis addictis statibus 
et subditis — tribuunt, id etiam iis, qui inter illos Reformati vocan- 
tur, competere debeat. — §. 2. Sed praeter religiones supra nomi- 
natas nuUa alia in sacro imperio Rom. recipiatur vel toleretur. 

Deutsche Bu.ndesakte Art. 16: die Verschiedenheit der 
(drei?) christlichen Religionsparteien Jcann in den Ländern und Ge- 
bieten des deutschen Bundes keinen Unterschied in dem Genüsse der 
bürgerlichen und politischen Rechte begründen. 

Vgl. Wilda: Über Gewissensfreiheit in der Ztschft. f.d. Recht XL 
161 fgg. 

2. Juden — Kraut §. 53, 4. — St.obbe §. 46 unddesselben Schrift: 
die Juden in Deutschland während des Mittelalters, 1866. 

3. Bisher geltendes neueres Recht. 

Preussische V.-U. Art. 12; DerGenuss der bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. 

Württemb. Verfassungsurkunde §. 27. Abs. 2 in älterer 
Fassung: den vollen Genuss der staatsbürgerlichen Rechte gewähren 
die drei christlichen Glaubensbekenntnisse. Andere christliche und 
nichtchristliche Glaubensgenossen können zur Theilnahme an den 
bürgerlichen Rechten nur in dem Verhältnisse zugelassen werden, als 
sie durch die Grundsätze ihrer Religion an der Erfüllung der bürger- 
lichen Pflichten nicht gehindert werden. — Nach dem Gesetz vom 
31. December 1861 lautet aber der Absatz 2: die staatsbürgerlichen 
Rechte sind unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. 

Windscheid §. 55. — Stobbe §. 45. — Lang §. 10. — 
Roth und Meibom §§. 50—56. — Schmidt §. 20. und andere 
Darstellungen des partikulären Rechts. 

4. Neuestes Reichsrecht. ^ 
Reichsgesetz über die Freizügigkeit vom i. November 1867 

(ß.G.Bl. S. 55) §. I AI. 4: Keinem Bundesangehörigen darf um des 
Glaubensbekenntnisses willen (oder weg^n fehlender Landes- oder 
Gemeindeangehörigkeit) der Aufenthalt, die Niederlassung, der Ge- 
werbebetrieb oder der Erwerb von Grundeigenthum verweigert werden. 
Franklin, deutsches Privfltreclit. 2- Aufl. 2 
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Reichsgesetz, betreffend die Gleichberechtigung der 
Konfessionen, vom 3. Juli 1869 (B.G.Bl. S. 292). Alle noch be- 
stehenden, aus der Verschiedenheit des religiösen Bekenntnisses her- 
geleiteten Beschränkungen der bürgerlichen- und staatsbürgerlichen 
Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbesondere soll die Befähi- 
gung zur Theilnahme an der Gemeinde- und Landesvertretung und 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter vom religiösen Bekenntniss unab- 
hängig sein. 

Reichsgesetz über die Beurk. des Personenstandes, vom 
6. Februar 1875 §• 39- ^^^^ Vorschriften, welche das Recht zur Ehe- 
schliessung weiter beschränken, als es durch dieses Gesetz geschieht, 
werden aufgehoben. 

Thudichum: Kirchenrecht I. §§. 17 — 19. — Mandry §. 6. — 
Roth §. 69 und bayer. Civilrecht §. 30. — Lang §. 11. — Dern- 
burg L §. 46. 
§. 17. Stände. 

Im Allgemeinen Stobbe §. 44. — Roth §. 70. — Gerber 

§§• 36-38. 

Hinsichtlich der Geburtsstände vgl. die Quellenzeugnisse bei Kraut 
§. 35 fgg. ; — S c h r o e d e r in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte III. 
461 fgg. und VII. 147; — Goehrum: geschichtliche Darstellung 
der Lehre von der Ebenbürtigkeit nach dem gemeinen deutschen Rechte, 
2 Bde. 1874. Für die landesherrlichenund die fürstlich hohenzoUem- 
sche Familie ist die fortdauernde Geltung des ihnen nach Landesrecht, 
Hausgesetzen und Observanz zustehenden Sonderrechts (z. B. Ehe- 
schliessung, Grossjährigkeit, u. s. w.) durch die Reichsgesetzgebung, auch 
durch die Einfuhrungsgesetze zu den Justizgesetzen, ausdrücklich aner- 
kannt: vgl. Schulze: Lehrbuch des deutschen Staatsrechts §. 156 und 
Mandry §. 5. Die Grundlage des gegenwärtig für den mediatisirten 
hohen Adel geltenden Rechts bildet die Bundesakte Art. 14, doch ist 
die demselben dort zugesicherte Rechtsstellung durch die Landesgesetz- 
gebung und namentlich die neuere Reichsgesetzgebung zum Theil modi- 
licirt (aufgehoben z. B. der privilegirte Gerichtsstand, die eigene Ge- 
richtsbarkeit, aber auch die Befugniss, den Volljährigkeitstermin auto- 
nomisch anders festzusetzen, als es im Reichsges. von 75 geschehen 
ist): Schulze a. a. O. §. 158 und Roth §. 70 Note II. Eine be- 
vorrechtigte Stellung des niederen Adels im Privatrecht besteht nur 
noch partikulär und auch da nur in geringem Umfange; vgl. z. B. 
für Preussen Schulze: preussisches Staatsrecht §§. 120, 25 und 
Dem bürg §. 46; für Bayern Roth: bayer. Civilr. §. 32; für Würt- 
temberg (standesherrlicher und ritterschaftlicher Adel) Lang: Personen- 
recht §§. 18—20. . 

Anlangend die Berufsstände vgl. z. B. Lang a. a. O. §§. 21 — 24 
und bezüglich des neueren Reichsrechts Mandry §. 7. 
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Sehr ausführlich sind die Darstellungen des Rechts der Geburts- und 
Benifsstände in älteren Lehrbüchern z. B. bei Runde §. 327 fgg, — 
Eichhorn §. 47 fgg, — Mittermaier §. 47—99, — B eseler 
§. 144—46, §. 168 — 76 u. a. a. Stellen des 3. Buchs (Spezialrechte 
mit Einschluss des Ständerechts). 

§. 18. Einheimische und Fremde. 

I. Älteres Recht. — Wildfangsrecht. — Landsassiatus plenus und mi- 
nus plenus (Böhlau in der Zeitschrift f. Rg. XI. 296 fgg.), — Jus 
albinagii, droit d'aubaine. — Gastrecht (Planck II. §.154). — Nach- 
steuer und Abschoss: gabella emigrationis und hereditatis. — Deut- 
sche Bundesakte Art. 18. — Beschluss der Bundesversammlung vom 
23. Juni 181 7. 

Für das ältere Recht vgl. die Stellen bei Kraut §.48, — Stobbe 
§§. 42, 43, — und die älteren Lehrbücher des Privatrechts. 

II. Geltendes Recht, 
a. Reichsangehörige. 

Staats- und Reichsbürgerrecht. Gesetz über die Erwerbung und den 
Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom i. Juni 1870 
(R.G.Bl. S. 355); gilt auch in Bayern und Elsass-Lothringen. 

Verfassung des deutschen Reichs Art. 3: Für ganz Deutsch- 
land besteht ein gemeinsames Indigenat mit der Wirkung, dass der 
Angehörige (Unterthan, Sts^atsbürger) eines jeden Bundesstaates in je- 
dem andern Bundesstaate als Inländer zu behandeln und demgemäss 
zum festen Wohnsitz, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Ämtern, 
zur Erwerbung von Grundstücken, zur Erlangung des Staatsbürger- 
rechts und zum Genüsse aller sonstigen bürgerlichen Rechte unter den- 
selben Voraussetzungen wie der Einheimische zuzulassen, auch in Be- 
treff der Rechtsverfolgung und des Rechtsschutzes demselben gleich 
zu behandeln ist. — Kein Deutscher darf in der Ausübung dieser Be- 
fugnisse durch die Obrigkeit seiner Heimat oder durch die Obrigkeit 
eines anderen Bundesstaates beschränkt werden. (Gilt auch für Elsass- 
Lothringen nach dem Gesetze vom 9. Juni 1875.) 

Gesetz über die Freizügigkeit vom i. Nov. 1867. (B.G.Bl. 
^* 55) §§• I ^^^ '2. Gilt im ganzen deutschen Reich. 

Gesetz über die Aufhebung der polizeilichen Beschrän- 
kungen der Eheschliessung vom 4. Mai 1868 (gilt nicht in 
Bayern und Elsass-Lothringen). 

Württemb. Gesetz vom 28. Juni 1876, betreffend die Aufhebung 
einiger im Vormundschaftsrechte bestehenden Beschränkungen Auswär- 
tiger (R.-Bl. S. 263) Art. I : Die Kgl. Verordnung — , wonach . 
Vormundschaften über Württemberger nur von Inländern, welche im 
Lande wohnen, gefuhrt werden sollen, wird fortan ausser Kraft ge- 
setzt. Jedoch darf solchen Personen, welche nicht Angehörige 
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des deutschen Reichs sind, oder welche ausserhalb des 
Gebietes des deutschen Reichs wohnen, eine Vormundschaft 
nur übertragen werden , nachdem die Vormundschaftsbehörde und zwar 
der Gemeinderath durch Vermittelung des vorgesetzten Oberamtsge- 
richts hiezu die Genehmigung des Justizministeriums eingeholt hat. 

b. Fremde. (Dabei auch von den Angehörigen der Staaten, welche 
dem früheren deutschen Bunde angehörten.) 

Über das gesammte jetzt geltende Recht vgl. La band §. 13 fgg. 
und die daselbst angeführte Literatur; — Mandry §. 4; — Roth 
§. 67 und bayer. Civilrecht §. 28; — Lang §. 26; — Behaghel 
§. 24; — Dernburg §. 45. 

IL 

Juristische Personen. 

§. 19. a) Das ältere deutsche Recht. 

Urkunden bei Lorsch und Schröder S. 227. — Quellenstellen 
bei Kraut §. 55 — 62. — Gierke: das deutsche Genossenschafts- 
recht. I— m. 1868—81. 

Verbände und Verbindungen der älteren Zeit ; G i e r k e I : Rechts- 
geschichte der deutschen Genossenschaft. — Die deutschrechtlichen 
Auffassungen; das. II: Geschichte des deutschen Körperschaftsbe- 
griffs. — Die Aufnahme der romanistisch-kanonistischen Doctrinen; 
das. III: Die Staats- und Korporationslehre des Alterthums und des 
Mittelalters und ihre Aufnahme in Deutschland. 

b) Das heutige Recht. 

Windscheid §. 57—63. — Stobbe'§. 49 fgg. — Roth §. 71 
—73. — Beseler §. 66—72. — Gerber §. 49 — 57. —Mandry §. 11. 
In diesen Werken auch Angabe der neueren und neuesten gemein- 
rechtlichen Literatur über die Lehre im Allgemeinen und die ein- 
zelnen Arten der jur. Personen. — Ferner: Förster I. §. 19 
und IV. §. 280—58, Dernburg §. 50 — 59. — Schmidt §. 21 —24, 
Siebenhaar §. 29—35. -^ Böhlau §. 79. — Roth und Meibom 
§. 67-89. — Roth:,bayer. R. §. 34—48. — Lang. §.20-35. — 
Unger §. 42 — 44. — Behaghel §. 21, Zachariä-Puchelt 
§• 52, 53. 

§. 20. I. Begriff und Arten. 

§.21. 2. Die* Korporation insbesondere. 

§,22. 3. Die sog. deutschrechtlichen Genossenschaften. 

Wolff: Lehrbuch des gemeinen deutschen Privatrechts 1843. ^^^" 
selbe zählt §. 64 die Genossenschaften des älteren deutschen Rechts 
auf. Mehrere derselben seien aus dem modernen Rechtsleben ver- 
schwunden; §. 77 S. 175 andere haben den Charakter einer juristi- 
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sehen Person angenommen; wieder andere aber (Ehe, — Markge- 
nossenschaften, — landständische und ritterschaftliche Verbindungen, 
— Gewerkschaften, — die, Verbindungen der Salzbeerbten, — die 
Aktiengesellschaften, — die Deich- und Sielverbände) seien juristische 
Personen selbst dann nicht, wenn sie vom Staat anerkannt seien und 
ihnen die Fähigkeit eines Rechtssubjekts beigelegt wäre; sie seien 
aber auch nicht Societäten, sondern ständen in der Mitte zwischen 
letzteren und den juristischen Personen des römischen Rechts, hätten 
aber mehr mit diesen als mit den Societäten gemein. 

Beseler: Erbverträge 1835 I- S. 76 fgg. — Volksrecht und 
Juristenrecht 1843. ^^P* 6. — Deutsches Privatrecht §. 66: Juristi- 
sche Personen sind der Staat, — die Anstalt, — die ruhende Erb- 
schaft, — die Korporation d. h. der zu gemeinsamen dauernden 
Zwecken verbundene Verein einzelner Menschen, welcher mit einer 
selbständigen Persönlichkeit versehen ist. — §. 68. Zu dieser Art 
der juristischen Personen , zu den Corporationen , werden gerechnet 
die Gemeinden und die Genossenschaften. — §. 71. Corporationen, 
welche nicht zu den Gemeinden gehören, sind Genossenschaften. 
Sie sind wohl zu unterscheiden von den sog. materiellen Rechtsge- 
meinschaften (Ehe, Vergabung von Todeswegen) und von gesellschaft- 
lichen Vereinen mit Hinneigung zur Corporation. Solchen Rechts- 
gemeinschaften und Vereinen ohne juristische Persönlichkeit gegen- 
über nehmen nun^ die Genossenschaften mit juristischer Persönlich- 
keit, die corporativen Genossenschaften, ihre festabgeschlossene 
Stellung ein. Die wichtigsten Arten seien : die Familiengenossenschaft 
des hohen Adels, — die Markgenossenschaft und andere agrarische 
Gen. in und neben der politischen Gemeinde, — Deichverbände — 
Wasser- und Wiesengenossenschaften, — Gilden, Innungen, Zünfte, — 
Gewerkschaft und Pfanne rschaft , — Aktienverein, — Versicherungs- 
vereine und Wittwenkassen , — Vereine zu künstlerischen, religiösen, 
socialen Zwecken u. s. w. 

Gierke: Genossenschaftsrecht Bd. II. Geschichte des deutschen 
Körperschaftsbegriffs 1873. Der moderne Körperschaftsbegriff sei in 
allen wesentlichen Beziehungen nicht der römische Corporationsbegriff, 
sondern der wiedergeborene und durch die Wiedergeburt verjüngte 
Körperschaftsbegriff des deutschen Rechts (S. 976). Das ältere Recht 
habe nur Genossenschaften gekannt, welche als solche Rechte, 
insbesondere am Grund und Boden, hätten erwerben können; das 
Subjekt derselben sei die Gesammtheit der Genossen gewesen, aber 
weder als juristische Person noch als Personenmehrheit, sondern in 
ihrer ■ sinnlich concreten Erscheinung ohne irgend welche begriffliche 
Trennung ihrer einheitlichen und vielheitlichen Seite. In diesen Ge- 
nossenschaften und zwar zunächst in den Städten habe sich der 
deutsche Körperschaftsbegriff entwickelt in der Weise, dass die Stadt, 
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das Gemeinwesen, als Persönlichkeit unterschieden worden sei von 
der Gesammtheit derer, welche jenes Gemeinwesen bildeten: Ge- 
sammtpersönlichkeit im Gegensatz zur Personengesammtheit der äl- 
teren Genossenschaften. Aber diese Gesammtpersönlichkeit sei nicht 
eine juristische Person im Sinne des römischen Rechts; sie sei im 
Verhältniss zu der sie bildenden Gesammtheit nicht nur eine selbstän- 
dige, sondern auch immanente Einheit gewesen (S. 825. 26). Privat- 
rechtlich habe die Stadt als solche die Persönlichkeit gehabt, habe 
als solche wie mit Dritten so mit den einzelnen Bürgern in Rechts- 
verhältnisse treten können: sie stand letzteren als Dritte, aber nicht 
als beliebige Dritte, nicht wie jeden Dritteh gegenüber, es seien 
Privatrechtsverhältnisse zwischen der Stadt und den Bürgern möglich 
gewesen, welche in dieser Weise eben nur zwischen einer Körper- 
schaftsperson und ihren Gliedern, nicht aber möglicherweise auch 
zwischen beliebigen andern Personen vorkommen konnten. Dem so 
entstandenen Körperschaftsbegriff (S. 829: eine Körperschaft ist 
dann vorhanden, wenn die einer Gesammtheit immanente 
Einheit als Person erkannt und anerkannt war) gemäss hätten 
sich dann alle überhaupt geeigneten Personenverbände des deutschen 
Rechts juristisch gestaltet: der Staat, — die Gemeinden, — und die 
Genossenschaften im engeren Sinne d. h. solche Körper- 
schaften, die nicht Staat und Gemeinde sind (S. 866), die 
aber an sich tragen die Merkmale, welche den deutschen 
Körperschaf tsbegriff im Gegensatz zum römischen aus- 
machen. Zahl derselben sehr gross: z. B. Gilden, Zünfte, Brüder- 
schaften, — das hochadelige Haus, — ' Geschlechtsverbände, — 
Deichgenossenschaften, Berufs-, Agrar-, Vermögens- und Erwerbsge- 
nossenschaften. Den Genossenschaften gegenüber stehen die Rechts- 
gemeinschaften (S. 923—58) und die Anstalten (S. 959 fgg.). 

Vgl. Lewis: zur Literatur des deutschen Genossenschaftsrechts (in 
der kritischen Vierteljahrsschrift XVI und XVII) 1874/75. — Gerber: 
zur Beurtheilung genossenschaftlicher Verhältnisse in den gesammelten 
juristischen Abhandlungen S. 188 fgg. — P. v. Roth: zur Lehre von 
der Genossenschaft. München, 1876. — Schuster: zur Lehre von 
der Genossenschaft bei Grünhut IV. 547 fgg., 769 fgg. — Endlich 
die zu §. 7 angeführten Abhandlungen von Mejer, Beseler und 
Gierke, welche sich speciell mit der juristischen Persönlichkeit (kor- 
porativen Genossenschaft) des hochadeligen Hauses beschäftigen. 
— Weitere Literatur für und wider die Genossenschaften bei S t o b b e 
§.51 und bei Roth in der angef. Schrift S. 62. 

§. 23. 4. Vereine ohne juristische Persönlichkeit. 
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c) Einzelne juristische Personen. 
§. 24. Der Staat und das Reich. 

Das Reich als juristische Person des öffentlichen (Lab and: Staats- 
recht §§. 5 und 7) und des Privatrechts. Anerkennung des Reichsfis- 
kus in zahlreichen Einzeln- und in den Reichsjustizgesetzen (vgl. 
die Zusammenstellung in Hirth's Annalen 1877 S. 836 fgg). Ins- 
besondere Ges. vom 25. Mai 1873: An allen dem dienstlichen Ge- 
brauch einer verfassungsmässig aus Reichsmitteln zu unterhaltenden 
Verwaltung gewidmeten Gegenständen stehen das Eigenthum und die 
sonstigen dinglichen Rechte, welche den einzelnen Bundesstaaten zu- 
gestanden haben, dem deutschen Reiche zu (R.-G.-Bl. S. 113); — 
Ges. vom 23. Mai 1877: Erwerb von Grundstücken für das Reich 
(das. S. 500); — Ges. vom 15. Mai 1879, durch welches der Ver- 
trag zwischen Preussen und dem Reich über Abtretung der pr. 
Staatsdruckerei genehmigt wird: Eigenthum des Reichs, Übergang 
aller Rechte und Pflichten auf dasselbe, Eintritt in abgeschlossene 
Verträge u. s. w. (das. S. 140 fgg.). 

Welchem Rechte ist der Reichsfiskus unterworfen? kommen dem- 
selben die Rechte des I.andesfiskus zu? Dernburg §. 57 Note 10. 

— Blätter für administrative Praxis XXVIIT. 1878 S. 145 fgg. 

— Reincke in den Beiträgen zur Erläuterung des deutschen Rechts 
XXm. S. 481 fgg. 

§. 25. Die Gemeinden. 

Quellen und Literatur bei Kraut §. 57—60 und in den vor §. 20 
genannten Hand- und Lelirbüchern. . Sehr reiches Material für die 
Geschichte und heutige Gestaltung des ländlichen und städtischen Ge- 
meindewesens bei Gierke L §§. 8—- 10, 21, 24, 25, 28 — 30, 
33—34, 49, 52, 53, 55 — 59 und IL 8-18, 21-31. Die wichtig- 
sten Gemeindeordnungen der neueren Zeit, in vielen wesentlichen 
Punkten von einander abweichend, sind von Gierke aufgeführt in 
Holtzendorff's Rechtslexikon IL 46 fgg. — Über das Gemeinde- 
vermögen siehe unten. 

§. 26. Die Zünfte und Innungen. 

Die Zünfte des älteren Rechts. Quellen und Literatur bei Kraut 
§. 61. — Aus neuerer Zeit sind für die Geschichte, die Organisation 
und die wirthschaftliche Bedeutung der alten Zünfte namentlich zu 
vgl. Gierke I. §. 26, 27, 35 — 38, 66—67; — Maurer: Städte- 
verfassung I. §. 107 und IL §. 259 fgg., — ferner S. Hirsch: das 
Handwerk und die Zünfte vornehmlich in Deutschland 1854, — Böh- 
mert: Beiträge zur Gesch. des Zunftwesens 1862, — Schönberg: 
zur wirthschaftlichen Bedeutung des deutschen Zunftwesens im Mittel- 
alter 1868, — Brentano: Überblick über die Geschichte des Gilden- 
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Wesens in der Geschichte der englischen Gewerkvereine 
1871, — sodann, einzelne theils wissenschaftliche, theils populäre 
Darstellungen z. B. von Stieda in den Jenaer Jahrb. für National- 
ökonomie und Statistik XIV, 1876, — Hub er — Liebenau: das 
deutsche Zunftwesen im M.A. Berlin 1879, — Neu bürg: die älteren 
deutschen Stadtrechte in Beziehung auf die Entstehung und Entwickel- 
ung der Innungen, Tüb. 1876, — Krallinger: Satzungen hervor- 
ragender Handwerkervereinigungen, München 1880, — Neuburg: 
Zunftgerichtsbarkeit und Zunftverfassung in der Zeit vom 13. bis 16. 
Jahrhundert, Jena 1880, u. a. m. 

Die Innungen des geltenden Rechts. Reichsverfass. Art. 4. Nr. i. — 
Gewerbeordnung für den norddeutschen Bund vom 21. Juni 69 (gel- 
tend auch in Baden, Bayern, Württemberg) Tit. VI: Innungen von 
Gewerbtreibenden. I. Bereits bestehende Innungen in den §§. 81 — 96 
(unverändert), — II. neue Innungen in den §§. 97—104, abgeändert 
durch das Ges. vom 18. Juli 81 (R.G.B1. 233). Nach Art. i. dieses 
letzteren ist die Vereinigung zu einer Innung nicht mehr beschränkt 
auf Gewerbtreibende „gleicher oder verwandter" Gewerbe, 
sondern es können diejenigen, welche ein Gewerbe selbständig betrei- 
ben (Näheres im §. 100 des Ges.), zur Förderung der gemeinsamen 
gewerblichen Interessen zu einer Innung zusammentreten — §§. 97 und 
97a: Aufgabe der Innungen; — §. 98. Bezirk, für welchen die Innung 
errichtet wird ; unterscheidender Name ; — §. 98 a — 98 c : Innungsstatut, 
Inhalt , Genehmigung desselben und etwaiger Nebenstatuten sowie spä- 
terer Abänderungen durch die höhere Verwaltungsbehörde; — §. 99. 
Die Innung kann unter ihr«m NamenRechte, insbeson- 
dere Eigenthum und andere dingliche Re chte an Grund- 
stücken erwerben, Verbindlichkeiten eingehen, vor 
Gericht klagen und verklagt werden; für alle Verbind- 
lichkeiten der Innung haftet nur'das Vermögen der- 
selben; — §. 100 — 100 e Verhältniss der Mitglieder, Verwaltungs- 
einrichtungen, besonders einzuräumende Rechte hinsichtlich des Lehr- 
lingswesens; — §. loi Innungsvorstand; — §. 102: für alle oder meh- 
rere derselben Aufsichtsbehörde unterstehende Innungen kann ein ge- 
meinsamer Innungsausschuss errichtet werden: Statut zu geneh- 
migen; — §. 103 und 103a: Schliessung durch die höhere Verwal- 
tungsbehörde, Verwendung des Innungsvermögens; — §. 104: Innung 
und Ausschüsse unterliegen der Aufsicht der Gemeindebehörde; — 
§. 104a — g: Innungsverbände können dadurch gebildet werden, 
dass I, welche nicht derselben Aufsichtsbehörde unterstehen, zu ge- 
meinsamer Verfolgung ihrer Aufgaben, sowie zur Pflege der gemein- 
samen gewerblichen Interessen der betheiligten I. zu einem solchen 
I. verbände zusammentreten ; Statut zu genehmigen durch die höhere 
Verwaltungs- oder die Centralbehörde oder>den Reichskanzler; eben- 
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so Auflösung; Verzeichniss der betheiligten I. einzureichen; Versamm- 
lungen — Art. 2. des Ges. enthält Strafbestimmungen, insbesondere 
wird derjenige , welcher sich als Innungsmeister bezeichnet, ohne einer 
Innung anzugehören, mit Geldbusse bis zu 30 M. bestraft. — Die 
bei Erlass des Ges. von 81 bestehenden Innungen bestehen nach den für 
sie bisher massgebenden Bestimmungen fort ; wenn dieselben aber bis 
Ende 1885 ihre Verfassung nicht dem neuen Gesetz entsprechend umge- 
staltet haben, kann nach Art. 3. die Centralbehörde sie auffordern, diese 
Umgestaltung innerhalb bestimmter Frist vorzunehmen, und, wenn der 
Aufforderung nicht entsprochen wird, die Schliessung der I. an- 
ordnen. 

§. 27. Die Aktiengesellschaften. 

H.G.B. Art. 208. Eine Aktiengesellschaft gilt als Handelsgesell- 
schaft, auch wenn der Gegenstand des Unternehmens nicht in Han- 
delsgeschäften besteht. 

Die Literatur über die Frage nach der juristischen Natur der A.- 
Ges. bei Renaud: das Recht der Aktiengesellschaften, 2. Auflage, 
§§. 9-16. 

§.28. Die Gewerkschaften. 

Gierke I. §§. 42, 43, 69 und III. S. 822 fgg. — Stobbe §. 59. — 
Roth: b. Rt. §. 271 — Der'nburg §§. 268-70. Die Gewerkschaft 
des älteren Rechts keine juristische Person (128 Kuxe, — die Eigen- 
thümer der Kuxe oder Kuxantheile , die Gewerken, sind Miteigenthümer 
des Bergwerks und des dem Betriebe gewidmeten Vermögens, — un- 
bewegliche Sache, Eintragung im Grundbuch, subhastationsfähig , — 
selbständige Verpfändung der Antheile am Bergwerk, — persönliche 
Haftung der Gewerken für gewerkschaftUche Schulden?). -— Die Ge- 
werkschaften des neueren Rechts (preuss. Ges. von 65, sächs. von 68, 
bayerisches von 69, württemb. von 74) sind juristische Personen. Preuss. 
Ges. §. 94 : Zwei oder mehrere Mitbetheiligte eines Bergwerks bilden 
eine Gewerkschaft (W. Art. 86); — §-95: die Gewerkschaft fuhrt den 
Namen des Bergwerks, sofern sie nicht in dem Statut einen andern 
Namen gewählt hat (W. 87); — §. 96: sie kann unter ihrem Namen 
Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und an- 
dere dingliche Rechte an Bergwerken und Grundstücken erwerben, . vor 
Gericht klagen und verklagt werden (W. 88); — §. 97: das Bergwerk 
wird - auf den Namen der Gewerkschaft im Hypothekenbuche ein- 
getragen (fehlt in W.); — §. 98: das Bergwerk kann nur von der 
G. und nur als Ganzes mit Hypotheken und dinglichen Lasten be- 
schwert werden (W. 89); — §. 99: für die Verbindlichkeiten der G. 
haftet nur das Vermögen derselben (W. 90); — §. loo: durch das 
Ausscheiden einzelner Mitglieder wird die Gewerkschaft nicht aufge- 
löst, auch können einzelne Gewerken nicht auf Theilung klagen (W. 91); 
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— §. loi : Zahl der Kuxe loo, ev. looo, untheilbar, sie haben die 
Kigenschaft beweglicher Sachen (W. 92); — §§. 102 fgg. Antheil am Ge- 
winn und Verlust, — Gewerkenbuch, — die Kuxscheine nur auf 
Namen, ~ Übertragung der Kuxe ohne Einwilligimg der Mitgewerken, — 
Umschreibung im Gewerkenbuch. — Das Nähere über Rechte und 
Pflichten der Eigenthümer der Kuxe, über die Organisation, die Ver- 
sammlung, Beschlüsse und die Vertretung der Gewerkschaft siehe u. 
bei der Darstellung des Bergrechts, p'ür die hier zu erörternde Frage 
nach der rechtlichen Natur der Gewerkschaft vgl. für Württemberg 
noch besonders den Bericht der Justizgesetzgebungskommission 
der Kammer der Abgeordneten über das Berggesetz 1873 §• 5» 

§. 29. Die wirthschaftlichen Genossenschaften. 

Nordd. B.-G. betreffend die privatrechtliche Stellung der Erwerbs- 
und Wirthschaftsgenossenschaften vom 4. Juli 1868 (R.G.B1. 415) und 
Reichsgesetz betreffend die Deklaration des §. i, dieses Gesetzes vom 
19. Mai 187 1 (R.G.Bl. loi). Beide Gesetze gelten auch in Baden, 
Hessen, Württemberg, in Elsass-Lothringen , in Bayern vom i. August 
1873 ^^^- — Aus der überreichen Literatur ist hier hervorzuheben 
Sicherer: Die Genossenschaftsgesetzgebung in Deutschland, Erlangen 
1872; — Parisius: Die Genossenschaftsgesetze im deutschen Reiche, 
Berlin 1 876 ; — Schulze-Delitzsch: Streitfragen im deutschen Ge- 
nossenschaftsrecht , Leipzig 80; — Thöl: Handelsrecht L §. 202. — 
. Übersichten der über die juristische Natur der Gen. aufgestellten 
Ansichten geben Gierke L §. 70; — Wilckens: Der juristische Cha- 
rakter der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften, 1873; — 
Sicherer a. a. O. S. loi; — Hägen in der sächsischen Zeitschrift für 
Rechtspflege und Verwaltung N.F. 38. Bd. S. 3 fgg.; Krasnopolski 
in Grünhut's Zeitschrift VIIL 54 fgg; — und neuestens Kah: Bei- 
träge zum Recht der Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften 1882. 

§. 30. Anstalt und Stiftung. 

Gierke n. §. 37. — Roth: Über Stiftungen in den Jahrbüchern für 
die Dogmatik des heutigen r. und d. Privatrechts L 189 — 220. — 
Gerber: die Familienstiftung u. s. w. in den gesammelten juristischen 
Abhandlungen I. 144 fgg. — Kori: über milde Stiftungen in der 
Zeitschrift f. Rechtspflege und Verwaltung in Sachsen IL S. 289 
fgg. (gemeines und sächsisches Recht). — Spohn: Grundzüge der 
rechtlichen Stellung — der Stiftungen im Magazin für bad. Rechts- 
pflege IV. 100 fgg. — Vgl. ausserdem Windscheid §. 57, — Stobbe 
§. 62, — Roth §. 73, — Dernburg §. 51, ~ Foerster IV. §. 285. 

§.31. Hülfskassen. 

I. Gesetz über die eingeschriebenen Hülfskassen vom 7. April 
1876 (R.G.Bl. S. 125). Kassen, welche die gegenseitige Unterstützung 
ihrer Mitglieder für den Fall der Krankheit bezwecken, können be- 
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gründet werden nach Massgabe der bestehenden landesrechtlichen Vor- 
schriften und dann wird die Verfassung und werden die Rechte jener le- 
diglich nach den letzteren beurtheilt (Ges. §. 36). Aber sie können 
sich auch — gleichviel ob die Mitglieder dem Gewerbestande ange- 
hören oder nicht, ob dieselben eine selbständige Stellung haben oder 
nicht, ob Zwangsbeitritt besteht oder nicht — dem Gesetze vom 7. 
April 1876 unterwerfen und erhalten dann die Rechte einer eingeschrie* 
benen Hülfskasse. Die Kasse hat einen unterscheidenden Namen und 
die zusätzliche Bezeichnung „eing. H.kasse" (§. 2.) anzunehmen. Das 
Statut muss den in §. 3. des Ges. bestimmten Inhalt haben und darf 
nichts enthalten, was dem Ges. zuwiderläuft oder mit dem Zweck 
der Kasse .nicht in Verbindung steht. Das Statut wird dem Vorstand 
der Gemeinde (in Württemberg: Ortsvorsteher) übergeben und dieser 
übersendet dasselbe (in W. durch das Oberamt) an die höhere Ver- 
waltungsbehörde (in W. Kreisregierung); letztere entscheidet über die 
Zulassung (§. 4 des Ges.). Wird die Zulassung ausgesprochen, so wird 
der Name der Kasse in das bei der letzt erwähnten Behörde geführte 
Register eingetragen (in Württemberg führen ausserdem die Oberämter 
Register über die Kassen ihres Bezirks). Wie bei der Genehmigung 
des ursprünglichen Statuts, so ist auch bei Abänderungen zu verfahren. 
Ist die Kasse eingetragen, so hat sie die Rechte einer 
juristischen Person: kann Rechte und Verbindlichkeiten ein- 
gehen, Grundstücke erwerben, klagen und verklagt werden; für ihre 
Verbindlichkeiten haftet den Kassengläubigern nur das Vermögen der 
Kasse (§. 5). — Beitritt, Beiträge, Umfang der Unterstützung, Aus- 
schluss von der Kasse §. 6 — 15 (namentlich §. 10: der Anspruch 
auf Unterstützung kann mit rechtlicher Wirkung weder übertragen noch 
verpfändet werden, kann auch nicht Gegenstand der Beschlagnahme 
sein). — Vorstand von der Generalversammlung gewählt zu gericht- 
licher und aussergerichtlicher Vertretung der Kasse (§. 16—18); 
Ausschuss zur Überwachung der Geschäftsleitung: §. ig; Generalver- 
sammlung: §. 20 — 22; eventuelles Eintreten des Gemeindevorstandes 
(in W. Gemeinderath) : §. 23; — Besondere Vorschriften über die 
Geschäftsführung: §. 24 — 27; — Auflösung und Schliessung durch die 
höhere Verwaltungsbehörde (Kreisregierung); — Wirkung der Auflösung: 
§. 28 — 32. — Die Kassen unterliegen in Bezug auf die Befolgung 
des Gesetzes der Beaufsichtigung durch die von den Regierungen zu 
bestimmenden Behörden (für W. vgl. die Min. -Verf. vom 23. Juni 77 
(R.G.Bl. 147 fgg.) und die Mitglieder des Vorstands und Ausschusses 
sind strafrechtlich verantwortlich , wenn sie den Bestimmungen des Ge- 
setzes zuwiderhandeln (§§. 33, 34). — Zulässig ist auch eine Vereini- 
gung mehrerer Kassen zu einem grösseren Verbände 
behufs gegenseitiger Aushülfe nach Massgabe des §.35 des Gesetzes. 
2. Nach der Gewerbeordnung §§. 141 — 148 f. (Gesetz vom S.April 
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76, R.G.Bl. S. 141) können die Gemeindebehörden durch ein Ortssla* 
tut (auch grössere Kommunalverbände) die Bildung von Hülfskassen zur 
Unterstützung von Gesellen, Gehülfen und Fabrikarbeitern anordnen 
und die Zulassung als „eingeschriebene Hk." erwirken. Hinsichtlich 
solcher Kassen kann dann ferner durch Ortsstatut den bezeichneten 
Personen, die Betheiligung zur Pflicht gemacht werden: §. 141a; ebenso 
können durch das Statut den Arbeitgebern bestimmte Verbindlichkeiten 
auferlegt werden, den Fabrikinhabern insbesondere die, zu den 
Beiträgen ihrer Arbeiter gewisse Zuschüsse zu leisten: §. 141c. 
Näheres, insbesondere über die Befreiung vom Zwangsbeitritt im Ge- 
setze selbst. 

3. Für selbständige Gewerbtreibende besteht eine Verpflich- 
tung zum Beitritt zu einer Hülfskasse nicht; vielmehr ist durch §. 140 der 
Gewerbeordnung jede durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwal- 
tungsbehörde begründete Verpflichtung dieser Personen einer mit einer 
Innung oder ausserhalb derselben bestehenden Kranken-, Hülfs- oder 
Sterbekasse beizutreten, aufgehoben worden. Im Übrigen bestehen die 
vor Erlass der Gewerbeordn. fiir diese Personenklassen begründeten 
Kassen fort und haben die Rechtsstellung, welche ihnen die Landesge- 
setze beilegten; werden aber neue Kassen begründet, so erhalten sie 
die Rechte einer juristischen Person ohne weiteres oder doch, soweit 
es zur Erlangung dieser Rechte einer besonderen staatlichen Genehmi- 
gung bedarf, durch die Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde. 

4. Hülfskassen in Verbindung mit den Innungen. Für 
die Kassen der vor Erlass der Gew.-O. begründeten Innungen ist das 
bisherige Statut der letzteren massgebend; löst sich die Innung auf, 
so kann die höhere Verwaltungsbehörde den mit derselben verbunden 
gewesenen Kassen Korporationsrechte ertheilen (Gew.-O. §. 81 , 94 
Abs. 5). — Für die neuen Innungen sind Bestimmungen getroffen 
im Ges. vom 16. Juli 81 (oben §. 26). Danach können die Innungen 
zur Unterstützung der Mitglieder, ihrer Angehörigen, ihrer Gesellen 
und Lehrlinge in Fällen der Krankheit, des Todes, der Arbeitsunfähig- 
keit oder sonstiger Bedürftigkeit Kassen einrichten (§. 97a Nr. 5). 
Die Normen dafür sind in einem Nebenstatut zu treffen, welches von 
der oberen Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Ortsbehörde zu 
genehmigen ist (§. 98c). Besondere Rechnung für diese Kassen zu 
führen ; das für letztere ausschliesslich bestimmte Vermögen ist getrennt 
zu verwalten; keine Verwendungen zu anderem Zweck; die Gläubiger 
der Kasse haben ein Recht auf abgesonderte Befriedigung aus diesem 
Vermögen (§. looc); besondere Bestimmungen sind das, noch getrof- 
fen für die Innungskassen, welche denselben Zweck erfüllen sollen 
wie die „ein ge sehr. Hk." (oben unter i). Im Fall der Auflösung 
der Innung können der Kasse Korporationsrechte verliehen werden 
(§. 103 a Abs. 3 und §. 94 der Gew.-O.). 



^ ^9 - 

Zweiter Abschnitt. 
Von den Sachen. 

Quellen.stellen bei Kraut §. 63 — 66 \ Urkunden bei Lorsch und 
Schröder S. 227 unter IV. — Grimm: R.-A. 491 fgg.« — Gierke 
II. §. 5 und 6. 

Windscheid §. 137 — 44. — Stobbe §. 63—65. — Beseler 
§. 74—78. — Gerber §. 58—63. - Roth §. 74-83. 

Preussen: Förster §. 20 — 22, Dernburg §. 60—67. — Sachsen: 
Schmidt §. 25—28, Siebenhaar S. 36 fgg. — Bayern: Roth 
§. 49 — 58. — Württemberg: Wächter §. 35—44. — Unger 
§. 45 — 57. — Behaghel I. 83—85, Zachariä-Puchelt I. 168 — 76. 
— P 1 a t n e r : Sachenrecht mit besonderer Rücksicht auf — Kurhessen, 
1875, §• i"~4- — Vgl. auch Mandry §. 13. 

§. 32. Körperliche und unkörperliche Sachen. — Rechtlich 

erhebliche Verschiedenheiten der Sachen. 
§. 33. Insbesondere bewegliche und unbewegliche Sachen. 
§. 34. Rechtliche Verbindung mehrerer Sachen. 
§.35. Befriedete, dem Verkehr entzogene, öffentliche Sachen. 

Renaud: Lehre von der Eintheilung der Sachen (in der kritischen 
Zeitschrift für Rechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslands. 
Bd. 23) 185 1. — Hommel: Pertinenz- und Erbsonderungsregister, 
6. Ausgabe von G. L. Winkler, 1005. — Wappäus: Zur Lehre 
von den dem Rechtsverkehr entzogenen Sachen. Göttingen 1867. 

Insbesondere 
§. 36. Die Rechtsverhältnisse der Gewässer. 

Quellen, namentlich ältere, bei Kraut §. 89 — 92. Die Literatur 
ebendas. und bei Wind scheid §. 146, — Stobbe L §. 64 und 
II. §. 144, — Beseler §. 200, — Gerber §. 60, 63, — Geng- 
1 e r §. 88 fgg. — Aus neuerer Zeit ist hervorzuheben Baumert: die 
Unzulänglichkeit der bestehenden Wassergesetze in Deutschland 1876, 
-— R. Brückner: das deutsche Wasserrecht, eine rechtswissenschaft- 
liche Monographie (in Hirth's Annalen X. 1877 S. 1—77), — Ba- 
ron: Begriff und Bedeutung des öffentlichen und privaten Wasser- 
laufs nach alten und neuen Gesetzen (in der Zeitschrift für verglei- 
chende Rechtswissenschaft I. 261 fgg., II. 51 fgg.), — ferner die Zu- 
sammenstellung von Neubauer IV (oben zu §. 3), — endlich Pözl: 
der Stand der Gesetzgebung und Literatur über das Wasserrecht in 
Deutschland (krit. Vierteljahrsschrift XXII. 1880 S. i fgg.); — für 
Einzelnes auch Roth in Hauser's Ztschrft. IV. 113 fgg. und Burk- 
hard in den Bl. für admin. Praxis XXX. S. 257. 



Partikuläres Recht. Wenige gemeinrechtliche Sätze , da sich 
die Wasserrechtsverhältnisse auf Grund von Herkommen und Übung, 
Doctrin und Praxis , älteren und neueren Gesetzen und Ordnungen 
ausserordentlich mannigfaltig entwickelt haben. Übersichten der in 
den einzelnen deutschen Staaten geltenden Bestimmungen finden sich 
namentlich bei Baron, Brückner, Neubauer. Ausserdem sind zu 
vgl. Dernburg §. 251 — 56; — Schmidt I. §. 25; — Roth: bayr. 
Civilrecht III. §. 283 — 93 ""^ Pözl: bayerische Wassergesetzgebung, 
2. Aufl. 1880; — Lang I. §. 17, 27, 116—23; — Schenkel: 
das badische Wasserrecht 1877; — Huber: die Wassergesetze El- 
sass-Lothringens 1877; — Randa: Beiträge zum österreichischen 
Wasserrecht, 2. Aufl. 1878, undPeyrer: das österreichische Wasser- 
recht 1880. 

Flussschiff ahrtsakte. In Bezug auf die öffentlichen Flüsse ist 
besonders noch zu verweisen auf die Staatsverträge, welche die Be- 
nützung jener zur Schiff- und Flossfahrt zum Gegenstande haben. 
Vgl. hierüber Brückner a. a. O. §. 3 S. 10 fgg. und Ernst Meier: 
in Holtzendorffs Rechtslexikon I. 850 fgg., woselbst auch die hierher 
gehörige Literatur verzeichnet ist. 

Neueres Reichsrecht. Vgl. Brückner §. 4. — Hervorzu- 
heben : 

Reichsverfassüng Art. 4 (Der Beaufsichtigung Seitens des Reichs 
und der Gesetzgebung desselben unterliegen — 8) die Herstellung 
von Land- und Wasserstrassen im Interesse der Landesvertheidigung 
und des allgemeinen Verkehrs; — 9) der Flösserei- und Schifl'ahrt- 
betrieb auf den mehreren Staaten gemeinsamen Wasserstrassen und 
der Zustand der letzteren , sowie die Fluss- und sonstigen Wasserzölle 
(desgleichen die Seeschiflfahrtszeichen nach dem Ges. vom 3. März 

t873). 

, Reichsverfassung Art. 54: — auf allen natürlichen und künstlichen 
Wasserstrassen der- einzelnen Bundesstaaten werden die Kauffahrtei- 
schiffe sämmtlicher Bundesstaaten gleichmässig zugelassen und be- 
handelt. — Auf allen natürlichen Wasserstrassen dürfen Abgaben nur 
für die Benutzung besonderer Anstalten, die zur Erleichterung des 
Verkehrs bestimmt sind, erhoben werden. Diese Abgaben, sowie die 
Abgaben für die Befahrung solcher künstlichen Wasserstrassen, welche 
Staatseigenthum sind, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen 
Herstellung der Anstalten und Anlagen erforderlichen Kosten nicht 
übersteigen. Auf die Flösserei finden diese Bestimmungen insoweit 
Anwendung, als dieselbe auf schiffbaren Wasserstrassen betrieben 
wird. Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesstaaten oder deren 
Ladungen zu entrichten sind, steht keinem Einzelstaate, sondern nur 
dem Reiche zu. 
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Reichsgesetz über die Abgaben von der Flösserei vom i..Juni 1S70 
(R.-G.-Bl. S. 312) §. I. Auf den nur flössbaren Strecken derjenigen 
natürlichen Wasserstrassen, welche mehreren Bundesstaaten gemein- 
schaftlich sind, dürfen von der Flösserei mit verbundenen Hölzern 
Abgaben nur für die Benutzung besonderer zur Erleichterung des Ver- 
kehrs bestimmter Anstalten erhoben werden. — §.2. Für die Auf- 
hebung der nach §. i unzulässigen Abgaben wird alsdann eine Ent- 
schädigung (aus der Bundeskasse) geleistet, wenn das Recht zur Er- 
hebung auf einem lästigen Privatrechtstitel beruht und nicht einem 
Bundesstaate zusteht. — §. 3. Abgaben, welche als Entschädigungen 
an Besitzer von Wasserwerken, insbesondere Wehren, zu betrachten sind, 
gehören nicht zu den nach §. i unzulässigen. (Näheres im Gesetz selbst.) 

Reichsges. vom 19. Februar 187 1 (R.-G.-Bl. S. 31): mit dem 
I. März 187 1 hört auf dem Neckar die Erhebung der unzulässigen 
Abgaben von der Flösserei auf. Vgl. dazu die württemb. Verfügung 
vom 29. Februar 1872 (Reg.-Bl. S. 72 fgg.). 

Reichsstrafgesetzbuch §. 274, 312— -14, 321 — 26, 366 a, 367 Nc. 14. 

Reichsgewerbeordnung §.17 und §. 23: Stauanlagen für Wasser- 
triebwerke. 

§. 37. Die Wege. 

Windscheid §. 146 unter 4. — Stob e §.64 unter I. — 
Gen gl er: Privatrecht §. 92. — Gerber §. 62. — Dernburg 
§. 257. — Roth: bayr. Civilrecht §. 116. — Lang I, S. 91—97. 
Über die Hauptfrage: Rechtsverhältnisse an' öffentlichen 
Wegen vgl. auch noch württemb. Gerichtsblatt XIII. 1877 
S. 271. fgg, — Blätter f. administr. Praxis XX. S. 321—40 
und XXIV. S. 39, — Blätter f. Rechtsanwendung Bd. 39 S. 449 
fgg. — Eine Übersicht des in den einzelnen deutschen Staaten gel- 
tenden Rechts, mit besonderer Rücksicht auf die Wegebaupflicht, 
findet sich in der Denkschrift von Griepenkerl: zur' Frage von 
der Gestaltung der Wegebau - Gesetzgebung im deutschen Reiche, 
Braunschweig 1871. 

Dritter Abschnitt. 
Entstehung, Untergang, Veränderung und Ausübung der 

Rechte. 

Windscheid §.63 fgg. — Stobbe §. 67-69. — Roth 
§. 85-88. — Beseler §. 47—52. — Gerber §. 64-67. — För- 
ster §. 23 fgg., Dernburg §. 68 fgg. — Schmidt §. 30 fgg., 
Siebenhaar § 51 fgg. — Wächter II. §. 77. — Unger II. §. 71 
%g- — Roth: bayr. Crt. §. 60-63. — ^ Reichsrecht bei Mandry 
§§. 15—19. 
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§. 38. Allgemeines. — Juristische Thatsachen. — Übersicht 

der letzteren im Anschluss an das römische Recht. 
§. 39. I. Rechtsgeschäfte. 

Insbesondere Formen und Symbole der Rechtsgeschäfte. 
(Rechtliche Bedeutung beider: Franken, französ. Pfandrecht S. 209 
%g'» 261 fgg. — Urkunden, — Beurkundung und Bestätigung durch 
Dritte und durch das Gericht, — Besiegelung und Mitbesiegelung, — 
Eintragung in die Gerichts- und Grundbücher, — Mitwirkung durch 
Dritte). 

Symbole : vgl. D ü m g 6 : Symbolik germanischer Völker in einigen 
Rechtsgewohnheiten , 1812; — Grimm: R.-A. erstes Kapitel ; — 
reiches Urkundenmaterial verzeichnet bei Lorsch und S chröder 
S. 228. unter V. — Brunner: zur Rechtsgeschichte der römischen 
und germanischen Urkunde, Berlin 80, — Planck: Gerichtsverfahren 
II. II 7 — 23. — Siegelrecht: Roth: b. Cr. §. 32 und Roth von 
^ Schreckenstein: zum Siegelrecht in der Zeitschrift f.d. Gesch. des 
Oberrheins XXXII. S. 369 fgg. — Salmannen : Merkel in der 
Ztschft. f. Rechtsgesch. II. loi fgg, — Stobbe: über die Sal- 
mannen das. Vn. 405 fgg, — Bewer: sala, traditio, vestitura S. 71 
fgg, — Lammer: das Recht der treuen Hand, Würzburg 75. 

Weiteres bei den einzelnen Lehren, namentlich : Grundl^ücher, Über- 
tragung des Eigenthums, Verträge, Eheschliessung, Erbrecht. 

Bestärkung der Rechtsgeschäfte , namentlich der Verträge : unten 
§. 156 fgg. 

§. 40. 2. Einfluss der Zeit. 

Berechnung, — Fristen, — Verjährung, — unvor- 
denkliche Zeit. 

Stobbe §. 68. — Roth §. 86-88. — Vgl. Windscheid 
§, 102 — 113. — Über rechte Gewere siehe §. 53. 

§. 41. 3. Erwerb und Verlust kraft Gesetzes. 

Hier nur' im Allgemeinen. Über Expropriation und Retrakt bei 
der Lehre vom Eigenthum. 

§. 42. 4. Erwerb durch Privilegium. — Regalien. 

Im Allgemeinen Windscheid §§. 135,6. — Beseler §. 50. — 
Über die Regalien insbesondere: 

Abkommen zwischen Heinrich V. und Paschalis 11. 
von im. Der Papst verspricht: Tibi — et regno regalia illa dimit- 
tenda praecipimus, quae ad regnum manifeste pertinebant tempore — 
praedecessorum tuorum. Interdicimus enim — ne qui episcoporum 
seu abbatum — eadem regalia invadant, id est civitates ducatus mar- 
chias comitatus monetas theloneum mercatum, advocatias regni, iura 
centurionura et curtes, quae manifeste regni erant, cum pertinentiis suis 
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miliciam et castra regni; — .(Jaffe : bibl. rer. Germ. tom. V, moil. 
Bamberg. 273; vgl. auch legg. II. 69.) 

Worms er Concordat 11 23: Electus autem regalia — per scep- 
trum a te recipiat, et que ex his iure tibi debet, faciat. (Legg. II. 75.) 

Constitutio de regalibus 1158: Regalia sunt hec : arimanie, vie 
publice, flumina navigabilia et ex quibus fiunt navigabilia, portus ri- 
patica, vectigalia, que vulgo dicuntur tholonea, monete, mulctanim 
penarumque compendia, bona vacantia et que indignis legibus auferun- 
tur , nisi que specialiter quibusdam conceduntur , et bona contrahentium 
incestas nuptias, et dampnatorum et proscriptorum — , angariarum et 
parangariarum et plaustrorum et navium prestationes et extraordinaria 
coUatio ad felicissimam regalis numinis expeditionem , potestas consti- 
tuendorum magistratuum ad justitiam expediendam, argentarie , et palatia 
in civitatibus consuetis, piscationum (?) redditus et salinarum et bona com- 
mittentium crimen majestatis et dimidium thesauri inventi in loco Cesaris, 
non data opera, vel in loco religioso; si data opera, totum ad eum 
pertinet. (Legg. II. iii.) Vgl. hierzu die Erzählung aus (Ottonis Frising. 
et) Ragewini: Gesta Friderici imperatoris IV. c. 5: üeinde 
super iusticia regni et de regalibus — studiose disserens — tam epis- 
copi quam primates et civitates — in manum principis regalia reddi- 

dere . Requisitique de hoc ipso iure quid esset, adiudicaverunt du- 

catus, marchias, comitatus, consulatus, monetas, telonia, fodrum, vec- 
tigalia, portus, pedatica, molendina, piscarias, pontes omnemque uti- 
litatem ex decursu fluminum provenientem, nee de terra tantum, verum 
etiam de suis propriis capitibus census annui redditionem. (S. S. XX. 

447.) 

Rechtspruch des Reichshofes von 1234: kein Bischof darf 
ohne Genehmigung des Königs jemand belehnen: de iis, que spectant 
ad regalia et ab imperio tenet; 1238 werden dazu gezählt: teloneum, 
moneta, officium sculteti et iudicium seculare nee non et similia, que 
principes — recipiunt — de manu imperiali — -. (Franklin: senten- 
tiae Nr. XII und XIII; zahlreiche weitere hier in Betracht kommende 
Urkunden bei Ficker: das Eigenthum des Reichs am Kirchengut, 
Wien, 73.) 

J. P. O. VIII. §. I : — omnes — Status imperii — in antiquis suis 
iuribus, praerogativis , libertate, privilegiis, libero iuris territorialis — 
exercitio, ditionibus, regalibus horumque omnium possessione — sta- 
biliti firmatique sunto — . 

Proj. derperpet. W.-Capit. — Soll und will auch den Kurfürsten, 
Fürsten und Ständen und der Reichsritterschaft ihre Regalien, Obrig- 
keiten, Freiheiten, Privilegien — confirmiren. Dagegen heisst es 
in dem W.-Cap. Leopold II. und Franz II: Sollen und wollen auch 
— den — ihre Iloheitsrechte, Regalien u. s. w. — konfir- 
miren. 
Franklin, deutsches Privatrecht. 2. Anfl. 3 
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Gemeiner: Zur Lehre von den Regalien, München 1S42. — 
Strauch: über Ursprung und Natur der Regalien, 1865. — Boehl- 
au: de regalium notione et de salinanim iure regali, 1855. — Arndt: 
zur Geschichte und Theorie des Bergregals, 1879, insbes. §. 7. — 
Zachariä in der Zeitschrift für d. R. XIII. S. 319 fgg. — Burch- 
ardi in Haus er' s Zeitschrift I. 116 fgg. — Franklin inHoltzen- 
dorff's Rechtslexikon IL 317 fgg. — Ausserdem: Kraut §. 84. — 
Gerber §. 67. — Beseler §. 94. — Stobbe IL §. 83. -- Plat- 
ner §. 64, 65. — Wächter IL §. 50 und 122. — Unger §. 65 
und 70, §. 107. — Roth: b. Cr. ÜI. §. 240. — Dernburg I. 
§. 226. 

§. 43. 5. Ausübung der Rechte; Beschränkungen in der Aus- 
übung, namentlich solche der Veräusserungsgeschäfte; 
Kollision der Privatrechte. 

Windscheid §. 121. — Wächter IL §. 32. — Stobbe §.83. — 
Dernburg §§. 32, 5, 6. — Förster §. 18. — 

Über die dem Eigenthümer eines Grundstücks und andern dinglich 
Berechtigten auferlegten Beschränkungen ist im §. 58 zu handeln. 
Zu erinnejn ist aber hier zunächst an die zahlreichen Benützungs-, 
Veräusserungs-, überhaupt Verkehrsbeschränkungen, welche namentlich 
das neuere Reichsrecht eingeführt hat; z. B. die Gesetze wegen der 
Rinderpest vom 7. April 69 und 21. Mai 78, — die Ges. über die 
Kriegsleistungen vom 13. Juni 73 und über die Naturalleistungen im 
Frieden vom 13. Februar 75, — das Ges. über die Reblauskrankheit 
vom 6. März 75, — Ges. betreffend den Spielkartenstempel vom 3. Juli 
78, — Ges. betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln , Genussmitteln 
und Gebrauchsgegenständen vom 14. Mai 79, — Ges. vom 23. Juni 
80 betreffend die Abwehr von Viehseuchen, u. a. m. 

Sodann ist aber hinzuweisen auf die privatrechtlich viel wichti- 
geren Veräusserungs - (Cessions- ) Verbote und Beschränkungen, welche 
die Reichsgesetzgebung hinsichtlich einzelner Ansprüche eingeführt hat : 
auf Unterstützung an die eingeschriebenen Hülfskassen, — auf Zahlung von 
Diensteinkünften u. s. w. der Reichsbeamten und Militärpersonen, — 
auf Vergütung für Arbeits- oder Dienstleistungen. Hierüber vgl. die 
eingehende Darstellung und Erörterung bei Mandry: §. 16 S. 157 bis 
68; das. 169 fgg. auch von richterlichen Veräusserungsverboten. 

Vierter Abschnitt. 

Schutz der Rechte. 

I. Der gerichtliche Schutz. 

Urkunden bei Lorsch und Schröder S. 229. Die Quellen und 
die Literatur in den zu den folgenden §§. genannten Werken. 
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§. 44- Klagensystem des älteren deutschen Rechts. 

Hauptschriften. Ilomeyer: der Richtsteig Landreclits 1857, S. 439 
fgg. — Laban d: die vermögensrechtlichen Klagen der sächsischen 
Rechtsquellen des Mittelalters 1869. — Planck: das deutsche Gerichts- 
verfahren im Mittelalter 1879, §. 49, 56, 60, 61, 62 fgg. 

§. 45. Beweisrecht. 

Literatur bei Franklin: das Reichshofgericht IL S. 241. — 
Neuerdings namentlicji Lab and a. a. O. und Planck §. 59 fgg. 

§. 46. Urtheil und Vollstreckung. 

Franklin a. a. O. S. 285 fgg. — Meibom: das deutsche Pfand- 
recht S. 39 fgg. — Löning: Vertragsbruch §.28 fgg. — Planck: 
§. 130 %g- 

§. 47. Neueres Recht. 

Windscheid L §. 121 fgg. — Gerber §. 68. — Beseler 
§. 53, 54. — Dazu die Lehrbücher des partikulären Privatrechts. — 
Reichsrecht Mandry §. 18, 21, 22. 

§. 48. IL Selbsthilfe. — Pfändungsrecht. 

Über das Pfän du ngs recht vgl. die Quellen bei Kraut §§. 107, 
108 und die bei Lorsch und Schröder S. 229 verzeichneten 
Urkunden. Sodann Wilda in der Zeitschrift für deutsches Recht 
L 167 fgg. — Delbrück das. XIL 221 fgg. — Sarwey im 
württemb. Archiv L S. 283 fgg. — Meibom a. a. O. 190 fgg. — 
Nägeli: das germanische Selbstpfandungsrecht in seiner historischen 
Entwickelung , 1876. — Samuelsohn: die Wirkungen der Pri- 
vatpföndung nach deutschem Recht, 1878. — Löning: Vertrags- 
bruch §. 35. — Planck IL 238. — Stobbe §. 70. — Roth 
§. 89. — Gerber §. 69—71. — Beseler §. 55. — Mandry 
§. 20. 

Über Selbsthilfe und Pfändungsrecht im Allgemeinen: 
Windscheid §. 123. — Förster §. 49, — Dernburg §. 122, 3. — 
Unger §. iii. — Wächter IL §. 61. — Schmidt §. 44, Siebenhaar 
§. 97. — Roth: bayer. Civilrecht §. 64. — Mandry §. 17. S. 183. — In 
strafrechtlicher Beziehung vgl. Merkel in Holtzendorff's Rechts- 
lexikon II. und H. Meyer: Strafrecht 2. Aufl. §. 54 und §. 175. 
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Zweiter Theil. 
Das Sachenrecht. 

§. 49. Einleitung. 

Charakteristik des älteren deutschen Sachenrechts. — Die Stellung 
der einzelnen sachenrechtlichen Institute hn System. — Obligatorische 
Verhältnisse in ihrer Beziehung zum Sachenrecht. — Die für die Dar- 
stellung massgebenden praktischen Rücksichten. 

Für das ältere deutsche Sachenrecht vgl. die Quellen bei Kraut 
§§. 67 fgg. und die Urkunden bei Lorsch und Schröder S. 262 — 67. 
(Von hier ab ist nach der 2, Aufl., Bonn 81, citirt.) 

Literatur: Sandhaas: germanistische Abhandlungen, Gi essen, 
1852. — Stein: Die Entwicklung und Fortbildung des d. Sachen- 
rechts in der Zeit vor der Aufnahme des römischen Rechts , Erlangen, 
1857. — Rückert: Untersuchungen über das Sachenrecht der Rechts- 
bücher, zunächst des Sachsenspiegels, Leipzig, 1860. — Brünneck: 
über den Ursprung des sog. ius ad rem, Berlin, 1869. 

Erörterungen über den Gesammtcharakter des deutschen 
Sachenrechts bei Gierke, II. §. 6 und 7, — Stobbe II. §. 71, 

— Gerber §. 72 — 75, — hier und da auch in den oben erwähnten 
und in den zu den folgenden Abschnitten genannten Monographien. 

Gesammtdarstellungen des geltenden Rechts: Windscheid 
§• H5 ^Sg' — Stobbe Bd. II. — Gerber §. 76 — 152. — Be- 
seler §. 73—78, §. I47 fgg-, 180 fgg., 198 fgg. — Förster IIL 
§• 156 fgg; Dernburg I. §. 181 fgg. — Siebenhaar §. 174 
fgg; Schmidt §. 45 fgg. — Bertram §. 20 fgg. — Platner: 
Sachenrecht mit besonderer Rücksicht auf Kurhessen , 1875. — Roth: 
bayer. Cr. Bd. II. und III. §. 239 fgg. — Lang: Handbuch des im 
Königreich Württemberg geltenden Sachenrechts, I. II. 1876, 80. — 
Behaghel §. 82 fgg; Zachariä-Pu chelt I. §. 184 fgg, II. 
§. 221 fgg, IIL §. 575 fgg. 

Auf diese Gesammtdarstellungen wird auch hinsichtlich der Lehre 
vom Eigenthum, Servituten u. s. w. verwiesen, 

§. 50. Die Grundbücher. 

Über die Bedeutung der öffentlichen Bücher für die, 
Sicherung und den Erwerb der Rechte vgl. vor allen Wächter: 
Erörterungen i. S. 139 — 282 und württemb. Privatrecht II. §. 55—- 59. 

— Für die Geschichte vgl. Homeyer: Die vStadtbücher des Mittel- 
alters, Berlin, 1860 (z. B. das aelteste Stralsundische Stadtbuch, 1270 
bife 13 10, herausgegeben von Fabricius, 1872), — Stobbe I. 
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§. 67, — Randa in Grünhut's Zeitschrift VI. S. 83—89, — 
Duhn: deutschrechtliche Arbeiten 1877 S. 5 und an verschiedenen 
Stellen. 

Neueres Recht. Mas eher: das deutsche Grundbuch- und 
Hypothekenwesen, Berlin, 1869. — Insbesondere für P r e u s s en : Grund- 
buchordnung vom 5. Mai 1872 und Gesetz von demselben Tage über 
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belastung der Grundstücke, 
Bergwerke und selbständigen Gerechtigkeiten; dazu Commentare von 
B ah 1 mann: 3. Aufl. 79 und von Achilles 3. Aufl. 81; femer 
Förster: das preussische Grundbuchrecht 1872 und Dernburg I. 
§. 190—206 (2. Aufl. S. 426 fgg: die Grundbuchverfassung). — Für 
Sachsen: Schmidt §. 58 fgg, — für Hessen -Nassau: Platner §§. 17 
fgg, und Bertram §. 116 fgg, 377 fgg, — für Bayern: Roth II. 
§. 182 fgg, — für Württemberg: Wächter a. a. O., Lang §. 2, Rö- 
mer: Unterpfandsrecht §. 4, Siegle: Geschäfte der nicht streitigen Ge- 
richtsbarkeit in Württemberg §§. 13 — 19, — Beaulieu-Marconnay: 
das Grundbuchrecht des Grossherzogthums Oldenburg 1876, — Manns- 
feld: die Grundbuchgesetze des Herzogthums Braunschweig, 1878.— 
Eine kurze Übersicht der in den deutschen Staaten vorkommenden Ein- 
richtungen der Grundbücher giebt Schaper in Holtzendorff's 
Rechtslexikon II. 345 fgg. und Achilles a. a. O. S. 45 fgg. 

Erstes Buch. 
Die Lehre vom Besitz. 
§.51. Das ältere Recht. — Die Gewere. 

a) Sprachliches. Jakob Grimm: .R.-A. 655, 602 fgg. Bei 
Were und Gewere (zunächst im Sachsenspiegel) sind grammatisch 
und dem Sinn nach zu unterscheiden i) wem, goth. varjan, pro- 
hibere, defendere, davon were, arma, munitio, ein unjuristischer 
Begriff; 2) wem, vasjan, ahd. warjan, werjan, in lateinischen Ur- 
kunden vestire, investire, Einkleidung in den Besitz; 3) wem, prae- 
stare, goth. vairan, davon were, gewere, "cautio, praestatio, thun, leisten, 
gewährleisten, verbürgen (vergl. auch Sickel S. 7). — Homeyer: 
Register zum Ssp. 3. Aufl. S. 432 — 34. Auf den ersten Verbal- 
stamm ist zurückzuführen: die Gewere im Sinne von Wehr, Ver- 
theidigungsmittel ; — auf den zweiten: die Gewere im Sinne von 
Haus und Hof, Besitzthum und in dem von Gewahrsam und B e- 
sitz; — auf den dritten: der Gewere (Gewährsmann, Auetor), 
und d i e Gewere im Sinne von die Gewähr, (Auch das Verbum : 
weren und gewehren wird in sehr verschiedenem Sinne gebraucht.) 
— Die Stellen, in denen das Wort GeVere bald in der einen, bald 
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der andern dieser verschiedenen Bedeutungen gebraucht wird, sind 
für den Ssp. zusammengestellt von Homeyer und mit Berücksichti- 
gung auch anderer Quellenkreise von Kraut §. 68, Gerber S. 377, 
von Stobbe in dem Artikel: Gewere bei Ersch und Gruber, erste 
Sect. LXV S. 428 — 488, aber auch von anderen Schriftstellern. 

b) Literatur. Vollständiges Verzeichniss bei Stobbe: Handbuch 
§. 72 Note I. Hervorzuheben sind: Albrecht: die Gewere als 
Grundlage des älteren deutschen Sachenrechts, 1828; 
— Delbrück: die dingliche Klage des deutschen Rechts, 1857 
(S. 36 fgg: die Gewere als Grundlage des Beweisrechts); — 
Gerber: über die Gewere in den deutschrechtlichen Quellen des 
Mittelalters (in den gesammelten juristischen Abhandlungen S. 372 
^gg-)* — Lab and: vermögensrechtliche Klagen §.22 und in der 
kritischen .Vierteljahrsschrift XV. 378 — 421 ; — Agricola: die Ge- 
were zu rechter Vormundschaft, 1866, §. 8; — Heusler: die Ge- 
were, 1872; — Sohm: Eheschliessung S. 79 fgg; — Haiss: tra- 
ditio und investitura, 1876, an verschiedenen Stellen; — Planck: 
Gerichtsverfahren I. §. 74; — Brunner in Holtzendorffs Encyclo- 
pädie 3. Aufl. 206, 7; — Sohm: zur Geschichte der Auflassung in den 
Festgaben fürThöl 1879 S. 81 fgg. — Vgl. auch Lef ort: les nou- 
velles recherches sur la saisine (in der nouvelle revue historique de 
droit francais et ^tranger. I. 1877). 

c) Die älteste Zeit: vestitio, vestitura, investitura, 
giwerida, geweri. 

d) Mittelalter. Gewere als i) Gewahrsam und 2) Besitz: 

Sachs. Lehnrecht 14 §. i : En gut mach maniges herren sin, also 
dat it en von dem anderen hebbe; doch mut enes die gewere sin. 
Svie so it in nut unde in gelde hevet unde den tins dar 
ut nimt — die hevet die gewere dar an. 

Richtsteig Lehnrecht 29 §. 2 : — so vrage de here, we dar denne 
de rechte were an hebbe. So vindme: de den tins dar ut boret. 

Richtsteig Landrechts 26 §.6: Sprikt aber jener: her richter, ic 
hebbet in minen geweren, unde sechstu , du hebbest in dinen weren, 
so vrag, we an deme gude tu rechte were hebbe. So vintme, de it 
in nut unde in gelde hebbe. 

Andere Stellen bei Stobbe S. 450, Lab and 160 fgg, Heusler 
115 fgg. — Einsetzen in nutz und in gewer, nuczgewer, nuczlich ge- 
were, in den Urkunden des Reichshofgerichts bei Franklin 11. 304 fgg. 

e) hebbende, brukende, nutzende, — ledichlike, — ge- 
mene, blote, — roflike, betrigliche, unrechte gewere; 
— egenlike g., £ins-, Lehns-, Satzungsgewere u. s. w. 
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f) Gewere Mehrerer an demselben Gute. — G. an Immo- 
bilien, an fahrender Habe, an Rechten. — Er^verb und 
Verlust der G. — Wirkungen der G. im Allgemeinen. 

g) Gewere auch Besitz recht ohne Rücksicht auf das 
thatsächliche Verhältniss ? 

So die ältere Lehre und von neueren Schriftstellern Planck, — 
Brunn er, — und Sohm. (Drei Fälle: Gewere des Erben vor der 
Apprehension, des unrechtmässig Entwerten und die durch Auflassung 

— unten §.77 — begründete Gewere). 

§. 52. Bedeutung der Gewere für den Prozess. 

Laband §§. 23 fgg. — Heusler §. 16. — Haiss S. 129 fgg, 

— und vor allen die Darstellung von Planck über die Klagen um 
Gut I. §. 62 fgg. 

§.53. Rechte Gewere. 

Begründung und Wirkung, insbesondere ist die gerichtliche 
Auflassung (vgl. §.77 unter 3) die nothwendige Voraussetzung für 
das Entstehen der r. Gewere? — Neuere Literatur: Laband §§. 37, 38, 

— Heusler §. 17, — Sickelrde possessione legitima, Berlin 71, 

— Stobbe §. 74, — Duhn: deutschrechtliche Arbeiten §. 2 fgg, — 
und die zu §. 77 genannten Schriften von Bewer S. 96 fgg, — 
Planck §. 73, — Sohm in der Zeitschrift der Sav. - Stiftung L 
53 ^gg. 

§. 54. Schutz der Gewere. 

Laband §. 24 a. E. , §. 26 fgg. — Heusler §. 18 fgg. — 
Stobbe: Handbuch § 73 Nr. 3 und die das. Angeführten. 

§• 55- Spätere Schicksale der Gewere. — Heutiges Besitzrecht. 

Heusler §§. 24, 32, 33. ~ Stobbe a. a. O. §§. 75 — 77- — Wind- 
scheid §§. 148—64 (das. und bei Stobbe S. 28 auch die neuere 
gemeinrechtliche Literatur). — Förster §. 157 fgg, Dernburg 
§. 148 fgg. — Schmidt §. 45 — 49, Siebenhaar §. 174 fgg. — 
Behaghel§. 94. — Lang: Sachenrecht §§. 3 — 14. — Roth: bayer. 
CR. IL §. 129 — 34. — Ran da: der Besitz nach österreichischem 
Recht, 3. Aufl. 1879. 

Zweites Buch. 

Die Lehre vom Eigenthum. 

Quellen und Literatur für die ganze Lehre sind angeführt zu §. 49. 

— Über die geschichtliche Entwickelung der Eigenthumsverhältnisse 
in Deutschland vgl. Gierke: Genossenschaftsrecht IL §. 5 fgg und 
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an verschiedenen Stellen. — E. deLaveleye: dela propridte et 
de ses formes primitives 1874, deutsch von K. Bücher: das ür- 
eigenthum, Leipzig 79 (die deutsche Bearbeitung enthält eine Anzahl 
selbständiger, zum Theil gerade für Deutschland interessanter Aus- 
führungen). — Ad. Samter: das Eigenthum in seiner S9zialcn Be- 
deutung. Jena 1879 (namentlich S. 151 fgg). — Arnold: zur Ge- 
schichte des Eigenthums in den deutschen Städten, 1861. — Rosen- 
thal: zur Geschichte des Eigenthums in der Stadt Wirzburg, 1878. 
— Vgl. auch die zu §. 129 erwähnte Literatur. 



§. 56. Begriff. — Sog. getheiltes. — Mit- und Gesammtcigen- 
thum. 

1. Begriff. 

Windscheid §. 167, 69a. — Gerber §. 76. — Stobbe §. 78. 

2. Getheiltes Eigenthum. 

Die Quellenbelege bei Kraut §. 74. — Urkunden bei Lorsch 
und Schröder S. 264 fgg. — Thibaut: Versuche 1801, IL S. 
71 fgg« — Duncker: Zeitschrift für deutsches Recht IL 188 fgg. — 
Vertheidiger und Gegner der Theorie von dominium divisum aus 
neuerer Zeit sind aufgezählt bei Stobbe §. 80 Note 15. 

3. Gesammteigenthum und Gemeinschaft zu gesammter 
Hand. 

Quellen bei Kraut §. 75, Urkunden bei Lorsch und Schröder 
S. 263, 64. 

Die wichtigeren Construktions versuche sind folgende: 
i) Justus Veracius, libellus consuetudinum principatus Bambergen- 
sis, 1681 : — per eam — die Gütergemeinschaft unter Eheleuten — 
sie utriusque conjugis bona confunduntur , ut quivis eorum totius 
patrimonii in solidum dominus sit et quae uxoris fuerunt, 
jam et eiusdem et mariti sunt; vicissim quae maritus habuerat, jam 
'sua et uxoris suae sint, uno verbo: et maritus et uxor jure dicere 
potest, totum Patrimonium meum est. — 2) Ilasse: Gütergemein- 
schaft 1808, — Eichhorn: Privatrecht §. 168: Beiden Arten von 
Rechtsverhältnissen (den Vergabungen von Todes wegen, Markge- 
nossenschaften) kann man wohl nur den Rechtsbegriff unterlegen, dass 
dabei eine moralische Person als das Subjekt des Eigenthums ge- 
dacht , und die Ausübung der in diesem enthaltenen Rechte als 
selbständige Befugniss der Einzelnen angesehen werden müsse ; 
daher besitzen zwar diese, als Subjekt des Eigenthums betrachtet, 
dieses immer u n g e t h e i 1 1 (condominium pro indiviso , in solidum, 
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Gesammteigenthum), können aber in Rücksicht ihrer Theilnahme 
an der Ausübung der Eigenthumsrechte in sehr verschiedenartigen 
— Verhältnissen stehen — . 3)Bluntschli: Privatrecht §. 58: das 
Recht (an der gemeinen Waldung oder Weide, Almende) stand in 
einer doppelten subjectiven Beziehung, nämlich zu der Gemeinde 
als einem Ganzen und zu den einzelnenSondereigenthüraern 
in der Gemeinde, die hinwieder Gemeindegenossen waren, als Th eil- 
berechtigten. Diese Doppelbeziehung schloss sich an die genossen- 
schaftliche Natur der alten Gemeinde an und äusserte sich in zwei 
Hauptanwendungen: die Gemeinde ordnete die Verhältnisse der Al- 
mende durch Mehrheitsbeschlüsse und die Nutzung der Almende, d. h. 
die Ausübung der Herrschaft, stand den einzelnen Sondereigen- 
thümem zu. Dieses Verhältniss war nicht Miteigenthum , auch hatte 
die Gemeinde als universitas nicht das ausschliessliche Eigenthum, 
sondern «es war die ursprüngfiche Darstellung des Gesammt- 
eigenthums im deutschen Recht. Später sind neue Anwendungen 
desselbeij Grundgedankens, vorzüglich im Familienrecht hinzugekommen, 
und auch heute hat derselbe noch eine praktische Bedeutung.» Das 
Princip des Gesammteigenthums komme im heutigen Recht noch vor- 
nehmlich in folgenden Verhältnissen , bald deutlich ausgebildet , bald 
in mehr verdunkelter Gestalt zur Anwendung: neuere Markgenossen- 
schaften, — Gütergemeinschaft der Ehegatten, — Zusammentheilung 
oder Gemeinderschaft, auch Erbverbrüderung und Ganerbschaft, — fort- 
gesetzte Gütergemeinschaft, — zuweilen bei Familienfideicommissen 
und- Familienstiftungen, — Deichverbände, — Bergeigenthum der 
Gewerkschaften, — Aktiengesellschaften und andere Genossenschaften. 
In abgeleiteter oder wesentlich beschränkter Form sei dasselbe wahr- 
zunehmen: in der Sammtbelehnung — Inder hofrechtlichen Ge- 
meinschaft der zu Erbe berechtigten Bauern mit Bezug auf die 
grundherrliche Waldung und Weide, — in dem Bergrecht der Ge- 
werkschaften, wo noch die Regalität besteht. Selbst bei dem Gesell- 
schaftsvermögen der modernen Handelsgesellschaft finden sich Ab- 
weichungen ,• welche nur aus dem Princip des Gesammteigenthums 
zu erklären. — 4)Beseler: Privatrecht §. 83 unterscheidet zwei 
Formen des Gesammteigenthums. a) In einer Corporation kann das 
Eigenthum am Corporationsvermögen so vertheilt sein, dass neben 
dem Rechte der Gesammtheit selbständige Sonderrechte der einzelnen 
Mitglieder begründet sind (die durch die Verfassung näher bestimmt 
sind): so bei der Markgenossenschaft und späteren agrarischen Ge- 
nossenschaften in oder neben der politischen Gemeinde, und modi- 
ficirt beim Familienvermögen des hohen Adels , Aktienvercinen , Ge- 
werkschaften, b) Eine andere Pbrm liegt dann vor, wenn es in der 
Vereinigung nicht zur Ausbildung einer selbständigen juristischen Per- 
sönlichkeit gekommen ist, vielmehr nur Einzelrechte neben einander 
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bestehen, diese aber nicht dem Princip der römischen communio unter- 
worfen, sondern durch die Dauer und Innigkeit des Verhältnisses zu 
einer materiellen Rechtsgemeinschaft, der Gesammthand, verbunden 
sind, in welcher die Eigenthumsrechte der einzelnen Mitglieder sich 
geltend machen, ohne dass sie nothwendig oder nur regelmässig in 
bestimmte arithmetische Theile zerlegt sind. Hierher gezählt: die ge- 
sammte Hand im Lehen, — Vergabung von Todes wegen, — Güter- 
einigimg unter Lebenden, — eheliche Gütergemeinschaft. — 5) Gierke: 
Genossenschaftsrecht IL (§. 8 — 14, 29, 36) unterscheidet: Gesammt- 
eigenthum der alten Genossenschaften, — der neueren Genossenschaften 
(Körperschaften), — deutschrechtliches gemeinschaftliches Eigenthum 
mehrerer ~ zu gesammter Hand bei allen Rechtsgemeinschaften, 
die nicht Körperschaften sind. — (Neuerdings, Holtzendorff's Rechts- 
lex. IL 126, präcisirt Gierke seine Auffassung dahin: Am Begriffe des 
Gesammteigenthums ist festzuhalten. Dasselbe umfasst aber zwei 
ganz verschiedene , im älteren Recht noch ununterschiedene , heute 
scharf entgegengesetzte Fälle: das G. einer Genossenschaft, welches 
sich passend als Gesammteigenthum im eigentlichen Sinne 
bezeichnen lässt, und die blosse Rechtsgemeinschaft zur ge- 
sammten Hand. Wenn man will , mag man im ersteren Begriff 
nur eine durch das deutsche und moderne Recht ermöglichte Modi- 
fikation des Begriffs des Korporationsguts, im zweiten Begriff aber 
eine ebenso ermöglichte Modifikation des Kommunionsbegriffes sehen). 
6) Stobbe in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte IV. 207 — 248 und 
Handbuch §§. 81, 82: Miteigenthum ohne ideelle Quotentheilung. Die 
Sache steht im Eigenthum mehrerer Personen, jede ist nur antheils- 
weise berechtigt, aber es gehört keinem ein fest bestimmter Antheil, 
sondern die Höhe desselben ergibt sich erst bei Auflösung der Ge- 
meinschaft; während des Bestehens derselben liegt keine praktische 
Veranlassung vor, dem Einzelnen einen intellektuellen Antheil zuzu- 
sprechen. 

Vergl. Duncker: das Gesammteigenthum 1843. — Weitere äl- 
tere Literatur bei Stobbe S. 76. — Aus neuerer Zeit Roth: Ge- 
nossenschaft S. 63 fg, 103 fgg. — Schuster bei Grünhut IV. 
583 fgg. ~ Mejer das. V. 235. — Dernburg §. 222. — 

§. 57. Subjekt und Gegenstand. 

Insbesondere : 

Fähigkeit zum Erwerb des Eigenthums: 

Kraut §. 81. — Förster IIL §. 168 unter I, Dernburg I. 
§. 225. — Lang §.32 Note 2. — Kahl: die deutschen Amorti- 
sationsgesetze, Tüb. 1879. 

Ausdehnung des Eigenthums an Grund und Boden: 
Windscheid §. 168. — Stobbe §. 78 Nr. 4 und §. 79. - 
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Roth: bayr. Civilr. II, §. ii8. — Förster §. i68 unter II; 
Dernburg §. 215. — Lang §. 16, 19. 

§. 58. Beschränkungen des Eigenthümers. — Allgemeine Ge- 
sichtspunkte. 

Vgl. oben §. 43. Hier ist insbesondere zu handeln von den Be- 
schränkungen des Grundeigenthümers. 

a) In der Benützung. 

§. 59. Beschränkungen im öffentlichen Interesse, und 
§. 60. im Interesse der Nachbarn. 

Viele Einzelnheiten bei Grimm: R.-A. S. 541 fgg, — Kraut §. 98. 
Windscheid §. 169. — Stobbe §§.83 — 86: bei beiden auch die 
gemeinrechtliche Literatur. — Gerber §§. 86, 7. — B eseler §. 93. 
~ Mandry §. 24, 25. — Vgl. neuerdings Hesse: die Rechtsverhältnisse 
zwischen Grundstücksnachbarn, zweite Aufl. 80. -7 Leuthold: das 
deutsche Baupolizeirecht in Hirth's Annalen XII. 1879 S. 808 — 90. — 
M. S e y d e 1 : das Gewerbepolizeirecht nach der Reichsgewerbeord- 
nung, das. XI. 1878 S. 528 fgg, insbes. S. 568: Beschränkungen in 
Beziehung auf Gewerbeanlagen. 

Förster §. 169-71, Dernburg §. 217—31. — Schmidt §.68, 
Siebenhaar §. 215 fgg. — Bertram §. 186 fgg. — Roth: b. Civr. 
§. 121—28. — Lang §. 20 — 27. 

Zu §. 59 ist besonders z. vergl. das Reichsgesetz vom 21. Decbr. 
1 871, betreffend die Beschränkungen des Grundeigenthums 
in der Umgebung von Festungen (R.G.Bl. S. 459) und dazu 
Regelsberger in Hirth's Annalen 1880 S. 241, — Laband: 
Staatsrecht III. 372 fgg; — vergl. auch noch Mandry §. 25. 

b) Hinsichtlich der Veräusserung. 
§. 61. Im Allgemeinen. 

Windscheid §. 172 a. — Stobbe §. 87 Einleitung, §. 88. — 
Gerber §. 81. -- Dernburg §. 80, Förster §. 21. — Roth U. 
§. 123. - Lang §. 18. 

Insbesondere: 
§. 62. Das Beispruchsrecht. 

Quellenzeugnisse bei Kraut §. 70; siehe auch die bei Lorsch 
und Schröder S. 263, 64 verzeichneten Urkunden. 

Für die älteste Zeit insbesondere: Kraut Nr. 1 — 7 und Frank- 
lin: sententiae curiae regiae Nr. CCLXXXVII, VIII. 

Ssp. I. 52 §. I. Ane erven gelof unde ane echt ding ne mut nie- 
man sin egen noch sine lüde geven. (Doch weslet die herren ire 
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dinstman wol ane gerichte, of man de wedcrwesle bewisen unde ge- 
tügen mach.) Gift he't weder rechte sunder erven gelof, die erve 
underwinde's sik mit ordelen, als of he dot si jene de't dar gaf, so 
he's nicht geven ne mochte. 

Der Fall der echten Noth: Kraut Nr. i, ii, 12, 23, 25. 

Die Unterscheidung von Erbgut und gewonnenem Gut: Kraut Nr. I2, 
20—30. 

Verbreitung des Beispruchsrechts. — Abschwachung zum Retrakt. 

Literatur: Beseler: Erbverträge I. 48 fgg. — Gerber: medita- 
tiones ad locum Sp. Sax. I. 52. — Sandhaas a. a. O. 163 fgg. — 
Zimmerle: das deutsche Stammgutssystem 1857 S. 33—252. — Sie- 
gel: Erbrecht S. 88, bes. S. 116 fgg. — Lewis: Succession des 
Erben in die Obligationen des Erblassers S. 7 fgg. — und dessen 
das. genannte Dissertation. — Gosen: Privatrecht des kleinen Kaiser- 
rechts S. 171 fgg. — Schröder in der Zeitschrift für Rechtsge- 
schichte IX. S. 410 fgg. — Gerber: Abhandlungen L 108 fgg. — 
Heusler: Gewere S. 43 fgg. — La band: vermögensrechtliche 
Klagen S. 259 fgg. — Stobbe §. 87. — Fipper: das Beispruchs- 
recht nach altsächsischem Recht, 1879. — Bewer: sala, traditio, 
vestitura, 1880 S. 15 fgg. 

§. 63. Das Näherrecht. 

Quellen bei Kraut §§. 130—135. — Urkunden zur Geschichte des 
Instituts auch verzeichnet bei Schröder und Lorsch a. a. O. — 
Walch: das Näherrecht, 3. Aufl. 1795. — Renaud in der Zeitschrift 
für deutsches Recht VIII. 240 fgg. — Laband im Archiv für die civ. 
Praxis Bd. 52 S. 151 fgg. — Gengier: Lehrbuch I. 377 fgg. — 
Stobbe §. 88, 89, 90. — Beseler §. 106, 7. — Gerber §. 175 bis 
77. — Roth II. §. 142. — Dernburg §. 380, i; Förster 
§. 189. — Eine Zusammenstellung des in den einzelnen deutschen 
Staaten noch geltenden Rechts giebt Neubauer III. 133 — 145. 

§. 64. Einzelne Arten des Näherrechts. 

Erblosung, reträctus gentilitius s. ex iure consanguinitatis : siehe die 
Stellen bei Kraut §. 130 Nr. 3, 5 — 8, Dahlmann: de retractu legali 
speciatim gentilicio, 1869, und Lodtmann im neuen Mag. für 
Ilannov. Recht III. 250 — 70. — Marklosung, r. ex iure incolatus: Kraut 
§. 130 Nr. 9, 133 Nr. 2 und Gierke Bd. I. und II. an verschiede- 
nen Stellen. — Nachbarrecht, r. ex iure vicinitatis : Kraut §. 130 
Nr. 8, 133 Nr. 3, 4, undLisco: das Nachbarrecht , Greifswald 1872. 
— Theillosung, Gespilderecht, r. partialis oder ex iure congrui: Kraut 
§. 130 Nr. II— 13. — R. ex iure condominii: das. Nr. 16 — 18. Und 
andere Arten mehr. 
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§. 65. Beschränkungen bei besonderen Arten von Gütern. 

Bürgerliche Erbgüter: Zimmerle a. a. O. §. 34, — Gerber 
§. 82 unter i, — Stobbe §. 137 unter I. 

Landwirthschaftliche Erbgüter: Roth: bayer. CR. II. 

§. 237. 

Adelige (und bürgerliche) Stamm gut er: Zimmerle a. a. O. 
§• 35« — Gerber §. 82 unter 2. — Stobbe §. 137 unter 11. — 
Beseler §. 175. — Roth II. §. 217. — Franklin in Holtzen- 
dorff s Rechtslexikon II. 772 fgg. — Die von Neubauer II. S. 2 
fgg. gegebene Zusammenstellung lässt allerdings das Verschwinden des 
Instituts deutUch erkennen; für Württemberg jedoch ist dasselbe noch 
praktisch: Lang II. §. 161. 

Lehen (insbesondere allodificirte Lehengüter) und Familienfideicom- 
misse: unten §. 116 fgg. 

II. 

Erwerb des Eigenthums. 
§. 66. Übersicht. 

Windscheid §, 170. — Roth §. 135. — Lang I. §. 32. — För- 
ster §. 172; Dernburg §. 226. 

Ausscheidung der Erwerbsarten, welche lediglich unter den Regeln 
des römischen Rechts stehen: — Windscheid §. 187 — 90 (Erwerb 
an Arbeitsprodukten und durch Verbindung). — Qualifizirte Aneig- 
nungsrechte. — Rechtfertigung der folgenden Anordnung. 

Quellen zu den fgg §§. bei Kraut §. 77, Urkunden bei Lorsch 
und Schröder S. 264. 

§. 6y, Herrenlose Grundstücke. — Uferrecht. 

a) Über das ältere Recht hinsichtiich jener vgl. Beseler in der Ztschrft. 
f. Rechtsgesch. II. 403. — Derselbe: der Neubruch nach dem 
älteren deutschen Recht 1868: — Franklin: sententiae Nr. LXVI. 

— Schröder in der Zeitschrift der Sav.-Stiftung II. 49 fgg. — Fort- 
bildung und gegenwärtige Gestaltung des Rechts bei Stobbe §. 91. 

— Beseler ^ 89. — Gerber §. 90. — Dernburg §. 228. 

b) Über die insula in flumine publico nata im Mittelalter zwei ver- 
schiedene Auffassungen: sententia curiae regis von 1294 (bei Frank- 
lin Nr. LXIII): — ad imperium et ad ipsum comitem potius spectat, 
quam ad alium dominum, cuius districtus praetenditur ad ripam fluminis 
— , und Ssp. II. 56 §. 3 : svelk werder sik ok irhevet binnen encm 
vliete, svelkeme stade he nar is, to deme Stade hört die werder; is 
he vormiddes, he hört to beiden staden. Dat selve dut die agang 
(Wasserlauf), of he verdroget. (Späterer Zusatz. — Römisches Recht?) 

— Gegenwärtig römisches Recht, doch ist nach zahlreichen Partiku- 
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larrechten die Insel dem Eigenthum des Staats vorbehalten: J3urch- ' 
ardi in Haus er' s Zeitschrift I. 139. 

c) Hinsichtlich des verlassenen Flussbettes und der Alluvionen gilt 
röm. Recht, mit welchem auch die Partikularrechte, wenn gleich nicht 
ausnahmslos, übereinstimmen: Burchardi a.a.O. 141, — Stobbe 

§. 91. 

Vgl. Windscheid §. 184, 5, 88. — Förster §. 173, Dern- 
burg §. 228 Nr. i, 237. — Lang §. 33, 35. — Roth: bayr. Cv. 
§. 139, 40. 

§. 68. Herrenlose bewegliche Sachen. — Zugleich vom Fund 
und der Beute. 

Windscheid §. 184. — Stobbe §. 149. (Bei diesen auch Angabe 
der neueren gemeinrechtlichen Literatur.) — Ausserdem Förster §. 174, 
75; Dernburg §. 231-33. — Roth IL §. 140. - Lang L 
§• 33- 

a) Im Allgemeinen, — derelinquirte Sachen. 

b) Gefundene Sachen. 

c) Seh atz. 

d) Gestrandete Sachen: 

Über Strand- und Grundruhrrecht im Mittelalter vgl. Franklin : sen- 
tentiae Nr. CCVIII und die das. angeführten Gesetze; für das gel- 
tende Recht Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 (Reichsge- 
setzblatt S. 73 fgg.). —Dazu Stobbe a. a. O. unter IV, — Mandry 
S. 250 fg, — Dernburg §. 228 unter 3, — Brunner in Holtzcn- 
dorffs Rechtslex. III. 814. 

e) Thierfang. 

f) Beute: 

Bluntschli: Das Beuterecht im Krieg und das Seebeuterecht ins- 
besondere, 1878 (besonders §. 6 und 7: älteres und neueres germa- 
nisches Recht). — Militär -Strafgesetzb. für das deutsche Reich vom 
20. Juni 72 §§. 128 fgg. — Brüsseler internationale Erklärung betref- 
fend das Kriegsvölkerrecht von 1874 (bei BlUÄtschli S. 5 fgg). 

§. 69. Das Jagdrecht. 

Römisches Recht: Windscheid §. 184. 

Geschichtliche Entwickelung in Deutschland. Kraut §. 87,88. — 
Stieglitz: Geschichtliche Darstellung der Eigenthumsverhältnisse an 
Wald und Jagd in Deutschland — bis zur Ausbildung der Landesho- 
heit, 1832; — insbesondere von Wagner: das Jagdwesen in Würt- 
temberg unter den Herzogen, Tüb. 1876. — Stobbe §. 151. 

Geltendes Recht. Die ausfuhrlichste Zusammenstellung des in 
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den einzelnen deutschen Staaten geltenden Rechts mit Berücksich- 
tigung aller Jagd- und Jagdpolizeigesetze giebt Neubauer III. 
S. 85 — 102, IV. 98 fg; für Württemberg Ges. vom 17. August 1849 ^^^ 
27. Okt. 1855. — ^o" Brünneck: das heutige deutsche Jagdrecht 
und der Eigenthumserwerb an widerrechtlich erlegtem "Wild im Ar- 
chiv für civ. Praxis 48 S. 80 fgg. — Stobbe a. a. O. S. 611 
fgg- — Gerber §.92, 93. — Beseler§. 199. — Förster §. 171, 
Dernburg §. 229. — Roth §. 2f84. — Lang §, 21 und 33. — 
Platner §. 28, 29. 

§. 70. Fischereirecht. 

Kraut §. 91. — Für das geltende Recht vgl. die umfassende Zu- 
sammenstellung der deutschen Fischereigesetze und Polizeiverordnungen 
über Ausübung der F. bei Neubauer a. a, O. 102 — 16, und IV. 
S. 99 fgg; fiir Württemberg Ges. vom 27. Novbr. 1865 und Verordn. 
vom 29. Novbr. 65 und 9. Juli 77. — Stobbe I. §. 64, IL §. 150. 

— Beseler §. 200. — Gerber §. 94. — Dernburg §. 230. — 
Roth ni. S. 159, 73. — Lang I. §. 23, 33, 118 an verschiedenen 
Stellen. 

Dabei auch von Waschgold und Perlenfischerei , sowie dem Bern- 
steinregal. — V. Brünneck: das Recht auf Zueignung der von der 
See ausgeworfenen oder angespülten Meeres - Produkte und das Bern- 
steinregal, 1874. 
§. 71. Bergrecht und Salzgewinnung. 

Hier nur Andeutung des systematischen Standpunkts. Die Details 
der Lehre unten §. 130 (gg. 

§. 72. Fruchterwerb. 

Wind scheid §. 144, 186, — Eck im Rechtslexikon: Frucht und 
Fruchterwerb, und die dort angeführte Literatur. 

Kraut §. 77. — Kräwel im Archiv für die civ. Praxis Bd. 55 
S. 476 fgg. — Francke in der Zeitschrift für Hannoversches Recht 
V. 246 fgg. — Zeitschrift für Sachsen N. F. XXIV. S. 72. — Stobbe 
§. 152. — Gerber §. loo. — Förster §. 165, 72; Dernburg 
§. 234. — Roth §. 138, 44. — Lang §. 37. 
§. 73. Ersitzung. 

Windscheid §. 175—83. — Kraut §. 80. — Gerber §. loi. 

— Stobbe §.93 und 153. —Dernburg §. 173 fgg., Förster 
§. 177. — Roth §. 145 — 47. — Lang §. 38 — 46. — Platner §. 30. 

Übergang des Eigenthums unabhängig vom Willen 
des bisherigen Eigenthümers. 
§- 74. Im Allgemeinen. 

Verschiedenartigkeit der hieher gerechneten Erwerbs- 
arten. — Erwerb unmittelbar durch das Gesetz oder 
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durch richterlichen Ausspruch oder durch obrigkeitliche 
Anordnung. 

Windscheid §. 173, 74. — Stobbc §.92. ~ Dernburg 
§. 186 und 226; Förster §. 178 Note 8—14. — Roth §. 137. 
— Lang §. 49— 5'- — Mandry §. 23. 

Insbesondere : 

§. 75. Die Enteignung. 

Über die geschichtliche Entwickelung des Expropriations- 
rechts vgl. namentlich Grünhut §. 3. 

Ältere Quellen und Literatur: ebendas. und in den gleich zu 
nennenden Monographien; die geltenden Expropriationsgesetze 
sind am vollständigsten aufgezählt und behandelt in der Darstellung 
von Neubauer IIL S. i — 47, wozu auch IV. 96 zu vgl. — Hervor- 
zuheben : 

Reichsrecht. Verfassungs-Urkunde Art. 41 Abs. i. Eisenbahnen, 
welche im Interesse der Vertheidigung Deutschlands oder im In- 
teresse des gemeinsamen Verkehrs für nothwendig erachtet werden, 
können kraft eines Reichsgesetzes auch gegen den Widerspruch der 
Bundesglieder, deren Gebiet die Eisenbahnen durchschneiden, un- 
beschadet der Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Reichs ange- 
legt oder an Privatunternehmer — konzessionirt und mit dem Expro- 
priationsrecht ausgestattet werden. — Festungsrayongesetz vom 21. De- 
cember 187 1 §. 34 fgg. — Gesetz über die Kriegsleistungen von 
^873 §. 25. — Ges. über die Naturalleistungen für die bewaffnete 
Macht im Frieden vom 13. Febr. 1875 §• 5« — Reichsgewerbe-Ord- 
^^^S §-5^» 52. — Ges. vom 7. April 1869 §. 3 (Rinderpest), vom 
6. März 75 (Reblaus), vom 23. März 80 (Thierseuchen). Zu erinnern, 
dass es sich in diesen Gesetzen keineswegs überall um eigentliche 
Expropriationsfälle handelt. 

Preussen: Gesetz vom 11. Juni 1874 über die Enteignung von 
Grundeigenthum, oft commentirt, namentlich von Bahr und Langer- 
haus, Berlin, 1878; die weiteren hierher gehörigen preuss. Gesetze 
bei Neubauer S. 3 fgg; -— Dernburg §. 34; — Rocholl: die dem 
preuss. Enteignungsverfahren zu Grunde liegende Rechtstheorie (Rechts- 
fälle aus der Praxis des Reichsgerichts S. 3 — 20) 1881. — Bayern: 
Ges. über die Zwangsabtretung vom 17. Nov. 1857, commentirt z.B. 
von Hartmann, Würzburg 1879. Dazu Roth §. 141. — Sachsen: 
Ludwig-Wolf, die Gesetzgebung über Wegebau und Expropr. im 
Königr. Sachsen, 2. Aufl. 1878. — Österreich: Prazäk, d. Recht 
der Enteignung in Österreich, Prag 77. 

Württemberg: Verf.-Urk. §. 30: Niemand kann gezwungen 
werden, sein Eigenthum und andere Rechte fiir allgemeine Staats- 
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oder Corporationszwecke abzutreten , als nachdem der Geheime-Rath 
über die Nothwendigkeit entschieden hat, und gegen vorgängige volle 
Entschädigung. Entsteht aber ein Streit über die Summe der Ent- 
schädigung, und der Eigenthümer will sich bei Entscheidung der 
Verwaltungsbehörde nicht beruhigen, so ist die Sache im ordentlichen 
Rechtswege zu erledigen, einstweilen aber die von jener Stelle fest- 
gesetzte Summe ohne Vorzug auszubezahlen. — Ges. vom i8. April 
43, betreffend den Bau von Eisenbahnen. — Ges. vom 26. März 62, 
betreffend Feldwege u. s. w. Art. 18 und 20. — Berggesetz vom 
7. Okt. 74. Art, 126 fgg. — Über das Verhältniss dieser Ges. zu 
§. 30 der V.-U. vgl. die auch für die Theorie des Expropriationsrechts 
im Allgemeinen werthvolle Abhandlung von Sarwey: zur Lehre von 
der Zwangsenteignung, mit besonderer Berücksichtigung des 
württemb. Rechts (Württemb. Archiv XXI. 1880 S. 165 fgg). — 
Vgl. auch nochWürttb. Gerichtsblatt III. S. 313 fgg., XII. S. 3 
fgg., XIV. S. 140, XIX. 356 und Lang L §. 50. 

Neuere Literatur. G. Meyer: das Recht der Expropriation, 
1868. — Laband im Archiv für die civilistische Praxis 52 S. 169 
fgg. — Grünhut: das Enteignungsrecht, Wien 1873. — Rohland: 
zur Theorie und Praxis des deutschen Enteignungsrechts, 1875. — 
Stobbe §. 92. — Bohlmann: die Praxis in Expropriationssachen, 
80. — S e y d e 1 : die neuere Entwicklung der Lehre von der Ent- 
eignung in Hauser's Ztschrft. III. S. 223 fgg, 424 fgg. 

Eigenthumsübergang durch den Willen des bis- 
herigen Eigenthümers. 

Windscheid §. 171, 2. ~ Dernburg §. 238, 39; Förster 
§. 178. — Platner §. 16. — Lang §. 47. — Roth: bayr. Civil- 
recht §. 136. 

§. ^6, I. An Mobilien. 

Stobbe IL §. 148. 
2. An Immobilien. 

§. TT^ Geschichte. 

I. Zum Erwerb des Eigenthums in ältester Zeit nothwendig 
zwei Vorgänge: die sala (traditio), Veräusserung (donatio, permutatio, 
venditio) und die investitura, die feierliche rechtsförmliche Übergabe 
auf dem Grundstück selbst; die investitura bestehend aus der solennen 
Apprehension und dem solennen Besitzverzicht (exire, — se exitum 
dicere, exfestucatio , warpitio, Auflassung). Später, aber noch in 
fränkischer Zeit, statt der realen Investitur eine symbolische ausserhalb 
des Grundstücks in verschiedenen Formen. — Prozessualische Auf- 
lassung, — ausserprozessuale Investitur mit Symbolen, — Das zeitliche 
Franklin, deutsches Privatrecht, 2. Aufl. 4 
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Verhältniss (ursprünglich ein Akt , später Trennung) und die recht- 
liche Bedeutung der sala und investitura. — Die Beurkundung. — 
Der förmliche Akt der Besitzübergabe und Besitzergreifung, welcher 
bei den Franken Investitur heisst, ein gemeindeutsches Institut? oder 
speci fisch fränkisch und erst später bei den übrigen Stämmen recipirt? 
— Die Übereignung per cartam. 

2. Späteres Recht. Veräusserungsgeschaft und aussergerichtliche 
Auflassung in dem unter i angegebenen Sinne. Eine folgende 
Einweisung nicht nothw endig. — Zulässig auch gerichtliche 
Auflassung. 

3. Recht des Mittelalters. Seit wann und in welcher Weise 
hat sich die obligatorische gerichtliche Auflassung ausge- 
bildet? Namentlich aber: war dieselbe überhaupt nach gemein- 
deutschem Recht, — war sie nach sächsischem , — war sie auch nur 
nach dem Landrecht des Sachsenspiegels nothwendig zum Eigen- 
thumserwerb? (Man vgl. die Stelle Ssp. I. 52 §. i mit I. 21 §. i und 
Sachs. Lehnrecht 55 §. 8. Auch die beiden Stellen Ssp. I, 34 und I. 
44 beweisen nicht die Nothwendigkeit der gerichtlichen Aufl. bei der 
Übereignung von Grundstücken im Allgemeinen. Über die wider- 
spruchsvollen Äusserungen der süddeutschen Rechtsbücher vgl. ausser 
den unten angeführten Hauptschriften auch noch Gosen: Privatrecht 
des kl. Kaiserrechts §.17 und Meibom: Pfandrecht S. 318 fgg). 

4. Jedenfalls weite Verbreitung der gerichtlichen Auflassung und 
rechtsnothwendig nach dem Recht vieler Städte. — Form und 
Wesen der ger. Auflassung. — Das Friedewirken, — die Einweisung, 
namentlich deren Verhältniss zur ger. Auflassung, — die sessio tri- 
duana. — Statt des Gerichts wird in vielen Städten der Rath zu- 
ständig für die Vornahme der Auflassung. — Die Eintragung in die 
Gerichts- und Stadtbücher. 

5. Die Auflassung nach Reception des römischen Rechts. 

— Die Gesetzgebungen des 17. und 18. Jahrhunderts. 
Quellen für die Geschichte der Auflassung bei Kraut §. 98, 

Urkunden bei Lorsch und Schröder S. 262, 63, auch in den 
meisten der folgenden Schriften. 

Albrecht: Gewere §.3. — Beseler: Erbverträge I. §. 4. — 
Sandhaas a. a. O.S.3 — 77. — Stein S. 17 fgg. — Rückert S. 67 fgg. 

— Merkel: in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte II. 1863 S. 101 — 74. 

— Lab and: vermögensrechtliche Klagen 1869 S. 235 fgg. — Von 
BrünneckS. 14 fgg. — P. Bülow: utrum ad dominium rerum immo- 
bilium transferendum secundum ius Sax. medii aevi resignatione solemni 
in iudicio facta opus fuerit nee ne. Königsberg 1872. — Heusler: 
Gewere 1872 §§. 1,2, 11. — Stobbe: die Auflassung des deutschen 
Rechts in Jhering's Jahrb. XII. 1872 S. 137— 272; vgl. dessen Privatrecht 
IT. §. 94. — Laban d in der kritischen Vierteljahrschrift XV. 1873 S. 382 
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fgg; siehe auch das. XXII. 124 fgg. — Sohm: Eheschliessung 1875 
S. 78—87 und Trauung und Verlobung 1876 S. 143 fgg. — W. 
Haiss: traditio und investitura, ein rechtsgeschichtlicher Versuch, 1876. 
— Brunner: Zeitschrift für Handelsrecht XXII. 1877 S. 525 fgg. — 
Planck: Gerichtsverfahren §. 6^. — Randa bei Grünhut VI. 1879. 
S. 83 fgg. — Sohm: zur Geschichte der Auflassung 1879 (in den 
Festgaben für Thöl). — R. Bewer: Sala, traditio, vestitura, Rostock 
1880. — Sohm in der Zeitschrift der Savigny-Stiftung I. 1880 S. 
27—59. — Brunner: zur Rechtsgeschichte der germ. Urkunde 1880 
S. 272 fgg. — Ehrenberg bei Grünhut VUI. S. 365 fgg. 

Über die Mitwirkung von Salmannen bei der Veräusserung vgl. 
Stobbe in der Zeitschrift für Rechtsgesch. VII. 405 fgg. — Lam- 
mers: treue Hand S. 3 fgg. — Gar eis in der Zeitschrift für 
• Handelsrecht XXI. 359. — Bewer §§. 14, 15. 

§. 78. Heutiges Recht. 

Kraut §. 79. — Beseler §. 89—91. — Gerber §. 89. — Stobbe 
§. 95- 

Preussisches Gesetz vom 5. Mai 72 über den Eigenthumserwerb und 
die dingliche Belastung der Grundstücke u. s. w. Förster: preuss. 
Grundbuchrechts. 72 fgg, 182 fgg; Dernburg§. 240 — 44. — Schmidt 
§. 58 — 62, Siebenhaar §. 199 fgg. — Bertram §. 116 fgg. — 
Roth: bayer. Civilrecht II. §. 136. — Lang §. 53, 54. 

III. 

Schutz des Eigenthums. 
§. 79. Die Klagen um Immobilien nach älterem Recht. 

Ausser den zum folg. §. genannten Schriften von Delbrück vgl. 
namentlich Laband §. 21 fgg. und Planck I. §. 49, 56, 62 — 74. 

§. 80. Die Klagen um fahrende Habe nach älterem Recht. 

Über die Gesammtheit der hier in Betracht kommenden Fragen, 
insbesondere über die verschiedenen Arten der Klagen vgl. Laband 
§. 10—20 und Planck §. 75—80, §. 95. 

Beschränkung der Eigenthumsverfolgung bei Fahrhabe: 
Ssp. II. 60. §. I. Svelk man enen anderen liet oder sat perde, 
oder en kleid, oder jenegerhande varende have, to svelker wis he 
die ut von sinen geweren let mit sime willen, verkoft sie 
die , die sie in geweren hevet , oder vorsat he sie , oder verspeiet 
he sie, oder wert sie ime verstolen oder afgerovet; jene die sie ver- 
legen oder versat hevet , die ne mach dar nene vorderunge up 

4* 
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hebben , aneuppe den, demehe sieleich oder ver- 
satte. 

Rb. n. D. IV. 42, 14. Welch man eyme andern manne seczt adder 
lihet pherde (u. s. w. wie in der vorhergehenden Stelle) : der sy vor- 
legen adder vorsaczt hatte, en mag keyne vorderunge getun, noch 
an e fang doruf gehaben. Forderunge mag her wol czu deme 
haben , deme her sy liet ader seczt. 

Über die hier und in zahlreichen anderen Quellen — Kraut §. 71 
und 82 — ausgesprochene Regel (Hand muss Hand wahren, — da 
jemand seinen Glauben gelassen, da muss er ihn wiederum suchen) 
und die andere (z. B. Ssp. II. 36 §. i und 4: der Besitzer kann die 
ihm wider Willen — nur oder z. B. durch Diebstahl und Raub? — 
abhanden gekommene Sache von jedem dritten Besitzer zurückfor- 
dern), — ferner über die Ausnahmen von beiden Regeln, — und end- 
lich über das Motiv der Regel, — findet sich eine sehr reiche Li- 
teratur. Hervorzuheben : 

Bruns: Recht des Besitzes S. 285 fgg, 311 fgg; — Delbrück 
in der Ztschrft. f. deutsches Recht S. 241 fgg; — Gerber: Abhdlgen 
II. 396 fgg; — Delbrück: dingliche Klage des deutschen Rechts 1857 
und Nachträge in Jhering's Jahrb. X. iio fgg; — Goldschmidt: 
über den Erwerb dinglicher Rechte von dem Nichteigenthümer und 
die Beschränkung der dinglichen Rechtsverfolgung in der Zeitschrift 
für Handelsrecht VIII. 246—48; — Laband a. a. O. §. 12 (gg; — 
Ileusler: die Beschränkung der Eigenthumsverfolgung bei Fahrhabe 
und ihr Motiv im deutschen Rechte 187 1 (vgl. auch dessen Gewere 
S. 487 fgg); — Bruns: die Besitzklagen des römischen und heutigen 
Rechts, 1874, S. 228 fgg; -- Stobbe II. §. 146 (daselbst auch 
weitere Literaturangaben); — Planck II. 417 fgg; — Franken: 
franz. Pfandrecht §. 19 S. 270 fgg und Anhang; — Kern: Entwicke- 
lung des Grundsatzes: H. m. H. w., 1881; — Del Vecchio im 
archivio giuridico XX. i pag. 17 fgg, 236 fgg. (älteres deutsches 
Recht); — Jobb6-Duval: etude historique sur la revendication des 
meubles en droit frangais (in der nouvelle revue historique 1880 S. 463 
%g» 535 ^gg» namentlich Zeit der Volksrechte). 

Über die Fortbildung der Regel seit der Reception und die Ge- 
staltung des in derselben sich aussprechenden Gedankens im neueren 
Recht vgl. Goldschmidt in der Ztschrft. VIIL 278 — 343, IX. 1 — 74 
und im Handelsrecht §.79; — Stobbe §. 147; — Kern S. 45 fgg; 
— auch Otto Meyer: die dingliche Wirkung der Obligation 1879 
(franz. Recht und H.G.B.). 

Über Anefang und schlichte Klage vgl. H o m e y e r : Richtsteig 
Landrechts S. 439 fgg ; — Behrend:de actione simplici iuris Germanici 
i86i;~ Laband a.a.O. §. 13; — Fruin: de anfang en de slichte 
clage umme varende have. Amsterdam, 187 1 ; — Planck §, 75 und §. 95. 
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§. 8i. Die Klagen zum Schutz des Eigenthums nach heutigem 
Recht. 

Windscheid §. 192 — 99. — Stobbe §. 96 und 147. — Förster 
§. 181, 81 ; Dernburg §. 246 — 50. — Schmidt §. 64—66; Sieben- 
haar §. 203 fgg. — Platner §. 35-37; Bertram §. 145 fgg. — 
Roth; bayr. Civilr. §. 149— 51. — Lang §. 56—69. 

IV. 

§. 82. Verlust des Eigenthums. 

Windscheid §. 191. — Förster §. 179. — Lang §. 55. 

Drittes Buch. 

Dingliche Rechte an fremder Sache. 

I. 
Die Dienstbarkeiten. 

Windscheid §. 200—217. — Quellen bei Kraut §. 98- loi; 
Lorsch und Schröder S. 265 fg. — Stobbe §. 97, 98. — Ger- 
ber §. 144—48. — Beseler §. 193. — Förster §. 185 — 87; 
Dernburg§. 274 — 304. — Schmidt §. 89 fgg; Siebenhaar 
§. 254—72. — Platner §. 49—62; Bertram §. 208 fgg. — Lang 
§. 70—100. —Roth: bayr. Civilrecht §. 152—68. — Zachariä IL 
§. 221 fgg; Behaghel §. 99 fgg. 

§. 83. Allgemeine Grundsätze. 
§. 84. Einzelne Dienstbarkeiten. 

IL 
§. 85. Superficies und Emphyteuse. 

Windscheid §. 218—23. — Stobbe §. 99. — Förster §. 187. 
— Roth §. 238. — Lang §. loi. — Schmidt §. 95; Siebenhaar 
§. 223 fgg. — Vgl. übrigens unten §. 124 fgg. 

IIL 
Das Pfandrecht. 

Für die Geschichte des deutschen Pfandrechts vgl. die Quellen- 
stellen bei Kraut §. 102, 3 und die Urkunden bei Lorsch und 
Schröder S. 232. — D.ie ältere Literatur über Mobiliar- und Immo- 
biliarpfandrecht findet sich angeführt und kurz charakterisirt in dem 
Werke von Meibom: das deutsche Pfandrecht, Marburg 1867; 
dazu vgl. Stobbe in der krit. Vierteljahrschrift IX. 285 fgg. und 
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S o h m in Grünhuts Zeitschrift V. S. 9 fgg. — Vielfache Beleh- 
rung gewährt auch für das deutsche Recht das Werk von A. Fran- 
ken: das französische Pfandrecht im Mittelalter, i. Abth.: das En- 
gagement und sein Verhältniss zu der sog. älteren Satzung des deut- 
schen Rechts, Berlin, 79. — Für das geltende gemeine Recht ist auf 
Windscheid §. 224—49 zu verweisen. 

a) An Mobilien. 
§. 86. Älteres Recht 

Ausser Meibom und den das. citirten vgl. namentlich Stobbe 
§. 154 und Franken §§. 16 — 21. 

§. ^7. Heutiges Recht. 

Kraut §. 106. — Stobbe §. 155. — Dernburg §. 354—61, 
Förster §. 196, 7. — Schmidt §. 80 fgg, Siebenhaar §. 241 fgg. 
— Bertram §. 360 fg, Platner §. 48. — Behaghel §. 252, Zacha- 
riä II. §. 260 fg, 432 — 35. — Roth: bayr. Civilr. §. 197. — Lang 

n. §. 197 fgg. 

Über das kaufmännische Pfand- und Retentionsrecht vgl. Handels- 
recht §. 78; — über das Pfändungspfandrecht vgl. Mandry §. 26. 

Insbesondere das Pfandleihgewerbe: 
Nach der Reichsgewerbeordnung §§. 34 und 38 (in der diesen Sä- 
tzen durch das Gesetz vom 23. Juli 79 gegebenen Fassung) gilt als 
Pfandleihgewerbe auch der gewerbemässige Ankauf beweglicher Sachen 
mit Gewährung des Rückkaufsrechts: die Zahlung des Kaufpreises 
gilt als Hingabe des Darlehns, der Unterschied zwischen dem Kauf- 
preise und dem verabredeten Rückkaufspreise als bedungene Vergü- 
tung für das Darlehn, und die Übergabe der Sache als Verpfändung 
derselben für das Darlehn. Zum Betriebe des Pfandleihgeschäfts in 
diesem Umfange bedarf es der obrigkeitlichen Erlaubniss, welche ver- 
sagt werden darf, wenn die Unzuverlässigkeit des Nachsuchenden in 
Bezug auf diesen Gewerbebetrieb anzunehmen ist; auch kann die Lan- 
desregierung bestimmen, dass in Ortschaften, für welche diess durch 
Ortsstatut festgesetzt wird, die Erlaubniss von dem Nachweis eines 
vorhandenen Bedürfnisses abhängig sein soll. Über den Umfang der 
Befugnisse und Verpflichtungen, sowie über den Geschäftsbetrieb der 
Pfandleiher, soweit darüber die Landesgesetze nicht Bestimmungen 
treffen, Vorschriften zu erlassen, steht den Central behörden zu; be- 
stehen landesgesetzliche Bestimmungen in Bezug auf die Pfandleiher, 
so finden dieselben auch auf Rückkaufshändler Anwendung. Auch 
über die Führung der Bücher und über die polizeiliche ControUe kön- 
nen dieselben Behörden Vorschriften erlassen. — Straf.- G.B. §. 360 
Nr. 12. 



— 55 — 

Eine durchgreifende Regelung des Pfandleihgewerbes ist neuerdings 
erfolgt durch das preussische Gesetz vom 17. März 1881. (Es hat Be- 
stimmungen getroffen über die Höhe und Berechnung der Zinsen, über 
das Verfahren bei Veräusserung der Pfänder, über den Pfandleihver- 
trag, u. s.w. Namentlich §. 5: Der Pfandleiher erwirbt ein Pfand- 
recht an den ihm übergebenen Gegenständen erst dadurch, dass 
er das Geschäft in das Pfandbuch einträgt.) 

§. 88. Retentionsrecht . 

Stobbe §. 156. — Förster §. 119, fg. Dernburg §. 362. — 
Schmidt §. 83. 

b) An Immobilien. 

§. 89. Geschichte des Pfandrechts an Immobilien. 

Ausser dem Werke von Meibom sind zu vgl. Albrecht: Gewere 
130—57, — Madai in der Ztschrft. für deutsches Recht VIII. 284 
fgg, — Budde das, IX. 41 1 fgg, — Beseler das. X. 105 fgg, — 
Platner: der Wiederkauf in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte IV. 
123 fgg, — Neumann: Geschichte des Wuchers in Deutschland S. 180 
fgg, — Roth: die Hausbriefe des Augsburger und Regensburger Rechts, 
das. X. 354 fgg, — Bischoff: Verpfändung der Haus- und Grundbriefe, 
das. XII. 37 fgg, — Löning: Vertragsbruch §.51 und an a. Stellen, 

— Sohm: Natur und Geschichte der modernen Hypothek in Grün- 
hut*s Zeitschrift V. S. i — 37, — Franken a. a. O. in §. i, 3, 4, 
6 und 7, 10, 12, 15. — Gerber §. 149, 50. — Beseler §. 95, 96. 

— Stobbe II. §. 106—8. 

Geltendes Recht. 

§. 90. I. , Pfandrecht an Immobilien überhaupt, — antichre- 
tischer Vertrag. 

Dernburg §. 339 unter 3. — Lang II. S. 145, 77. 

Insbesondere : 

2. Die Hypothek. 

Quellen bei Kraut §. 104. — Deutsches Hypothekenrecht. 
Nach den Landesgesetzen der grösseren Staaten dargestellt. Heraus- 
gegeben von Meibom. Leipzig, Breitkopf und Härtel. (Erschienen 
sind: hannoversches von L. v. Bar, — mecklenburgisches von V. 
V. Meibom, — bayerisches i , und 2. Abth. von Regelsberger, 

— sächsisches von Siegmann, — österreichisches i. und 2. Abthei- 
lung von Exner, — württembergisches von Römer, — rheinisch- 
französisches I. und 2. Abth. von Puchelt und andern, — preussisches 
I. Abth. von Dernburg und Hinri-chs). — Vgl. ferner die oben 
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ZU §• 50 genannten und die weiter bei Stobbe II. S. 295 fgg. auf- 
gezählten Hypothekengesetze; auch Duhn: deutschrech tl. Arbeiten S. 90 
fgg. — Entwurf einer Grundbuch - Ordnung für das Gebiet des nord- 
deutschen Bundes, auf Veranlassung des Kanzlers veröffentlicht, Ber- 
lin, 1868. > 

Die ältere (nicht nur preussische) Literatur über die Hjrpothek und 
die an dieser Stelle mit zu besprechenden Lehren (Pfandbriefe der 
Creditinstitute , Hypothekenversicherung) findet sich sehr vollständig 
nachgewiesen in einem Beihefte zum preuss. Staats- Anz., Berlin 1868: 
Literatur über das Hypothekenwesen des preussischen 
Staats. — Weitere Nach Weisungen bei Stobbe a. a. O., — Roth in der 
krit. 'Vierteljahrschrift XXI. S. 15 fgg. 

Gesammtdarstellungen des geltenden Rechts: Stobbe II. §. 109 
bis 115. — Beseler §. 97. — Gerber §. 51. — Förster: preuss. 
Grundbuchrecht 1872, ders. Theorie und Praxis III. §. 198—200, 
Dernburg §. 313 — 53. — Schmidt §. 70 fgg, Siebenhaar §. 227 
fgg- — Bertram §. 320 fgg. — Platner §. 39—47. — Roth: 
bayr. Civilrecht II. §. 182 — 96. — Wächter I. S. 972 fgg, dess. 
Erörterungen 137 fgg, Reyscher §§. 307 — 42 und Lang: Sachen- 
recht §. 166—96, woselbst auch die Liter, des württ. Rechts voll- 
ständig angegeben ist. — Behaghel §. 254 fgg, Zachariae 
§• 256 fgg. 

91. Die Grundprincipien des modernen Hypothekenrechts. 

92. Verhältniss der Hypothek zur Forderung. 

93. Gegenstand des Hypothekenrechts. 

94. Entstehung der Hypothek. 

95. Die Rangordnung der Hypotheken, 
§. 96. Erwerb bestehender Hypotheken. 
§. 97. Beendigung des Hypothekenrechts. 

98. Die Succession des Eigenthümers. 

Dernburg §. 337 fg und Roth im Archiv für die civilistische 
Praxis Band 62 S. 97—148, wo auch die überreiche Literatur ange- 
führt ist; vgl. noch Jhe ring in den Jahrb. X. 456, — Siebenhaar 
in der Ztschrft. für Rechtspflege in Sachsen Bd. 31 S. 385, — Striet- 
horst: Archiv 98 S. 270 fgg. 

§. 99. Der Inhalt des Hypothekenrechts, insbesondere die 
Klagen. 

§. 100. Die Zwangsvollstreckung. 

Darstellungen der Lehre mit Berücksichtigung der gesammten neu- 
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eren Reichs- und namentlich auch der sich an letztere anschliessenden 
umfassenden Landesgesetzgebung siehe z. B. für Preussen bei Der n- 
^""^g §• 343 %g ""^ ^^ Württemberg bei Lang IL §. 190. 

§. 10 1. Die rechtliche Natur der Hypothek. 
§. 102. 3. Die Grundschuld. 

Preussisches Ges. über den Eigenthumserwerb u. s. w. von 1872. 
(Das Recht der Hypothek und der Grundschuld entsteht durch die 
Eintragung. Dieselbe erfolgt, wenn der Eigenthümer sie bewilligt; 
u. s. w.) §. 19: Die Bewilligung kann mit Angabe eines Schuldgrun- 
des geschehen (Hypothek) oder ohne Angabe eines Schuldgrundes 
(Grundschuld). — §. 20: Der eingetragene Gläubiger erlangt das 
Verfiigungsrecht über die Grundschuld erst mit Aushändigung des 
Grundschuldbriefes. — §. 27, 28: Der Eigenthümer kann auf seinen 
Namen Grundschulden eintragen und sich Grundschuldbriefe aus- 
fertigen lassen. — §. 38: Einreden gegen die Klage aus einer Grund- 
schuld und Hypothek. — §. 39: Mit dem Grundschuldbriefe kön- 
nen Zinsquittungsscheine ausgegeben werden. Ist dies geschehen, so 
ist nur der Inhaber des falligen Qtiittungsscheins gegen Aushändigung 
desselben zur Empfangnahme der Zinsen berechtigt. (Vgl, Grundbuch- 
Ordn. von 72 §. 95 und §. 128). — §. 52: Die Hypothek kann nur 
gemeinsam mit dem persönlichen Recht abgetreten werden. Wird 
eine zur Sicherung eines persönlichen Rechts dienende Grund- 
schuld ohne den persönlichen Anspruch abgetreten , so erlischt 
letzterer. — §-55i Grundschulden können ohne Nennung des 
Erwerbers abgetreten wferden (Blankoabtretung). Jeder Inhaber 
erlangt dadurch das Recht, die Blankoabtretung durch seinen Namen 
auszufüllen, die Grundschuld auch ohne diese Ausfüllung abzutreten, 
und die dingliche Klage anzustellen. — Grundbuch -Ordn. §. 122: Ein 
Verzicht auf die Ausfertigung des Hypothekenbriefs ist zulässig; auf die 
Ausfertigung des Grundschuld briefs darf nicht verzichtet werden. 

Literatur bei Dernburg §. 316. 

§. 103. 4. Die Pfandbriefe. 

Literatur vor §.91. Ausserdem Hollander: die Pfandbriefe und 
Pfandbriefmstitute Deutschlands, 1876; — von Stengel: Bodenkredit 
und Bodenkreditanstalten, mit besonderer Berücksichtigung der Hypo- 
thekenbanken, in Hirth's Annalen XI. 1878 S. 841 — 900; — Hauser's 
Ztschrft IV. 469; — Jul. Goldschmidt: deutsche Hypothekenbanken, 
Kritik und Reformvorschläge, 1 880. — H e« h t : zur Frage des Faust- 
pfandrechts für Pfandbriefe, in Hirth's Ann. XIII. i88o. S. 304 
fgg. — Siehe auch Lang II. §. 192. — 

§. 104. 5. Die Hypothekenversicherung. 
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Viertes Buch. 

Besondere Güterarten. 

I. 

Lehngüter. 
I. 

Das Lehnrecht vor Aufhebung des Lehnsverbandes. 

Die Quellen des gemeinen Lehnrechts sind aus der Rechtsge- 
schichte bekannt: vgl. auch Kraut §. lo und ii; die des partikulären 
Rechts bei Kraut §. 15, Stobbe §. Ii6 und in den dort verzeich- 
neten Sammlungen; Literaturgeschichte und Literatur des Lehnrechts 
besonders bei Kraut §. 32 und des Land- und Lehnrechts gemein- 
schaftlich das. §. 33. — Die auf das Lehnrecht bezüglichen Weis- 
thümer des Reichshofes bei Franklin: sententiae curiae regiae S. 83 
bis 94, aber auch S. 7 Nr. IV— XX. — 

Eine vorzügliche Darstellung des mittelalterlichen Lehnrechts von 
Homeyer: System des Lehnrechts der sächsischen Rechtsbücher in 
seiner Ausgabe des Sachsenspiegels IL 261 — 634. — Für das spä- 
tere gemeine Recht vgl. G. M. Weber: Handbuch des in Deutsch- 
land üblichen Lehnrechts nach den Grundsätzen G. L. Böhmer's, 
4Theile 1807— 11, Register 1818;— Pätz: Lehrbuch des Lehnrechts, 
herausg. von Göde, 1808 und* öfters. — Beseler§. 99 — 116. — 
Gerber §. 103 — 137. — Stobbe II. §. 116 — 28. 

Darstellungen des partik. Lehnrechts: Dernburg§§. 365 — 372, — 
Roth: bayr. Civilrecht §§. 199—216, — Reyscher ü. §§. 348 fgg. 
— Roth: mecklenb. Lehnrecht 1858. — Die folgende Darstellung 
schliesst sich, um die Benützung der Quellen zu erleichtern, an die 
Gruppirung des Stoffs im Kr au tischen Grundriss an. 

§. 105. Begriff des Lehns. — Eintheilung der Lehen. 

Kraut §. 198. 

§. 106. Gegenstand des Lehns. 

Kraut §. 199. — Weber II. S. 95—546. — Stobbe §. 118. 

§. 107. Die Lehnspersonen. 

Lehnsfähigkeit. — Prodominium. — Provasallagium. — 
Lehns vor mundschaft. 

Kraut §§. 200, 201, 224—26. — Stobbe §. 119. — Weitere 
Liter, bei Franklin: Rechtslex. II. 642, IIL. 180. 
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§. io8. Begründung des Lehns durch Investitur, 

Einzelne Arten derselben. — Reinfaudation. — Even- 
tual-, Mit- und Gesammtbelehnung. 

Kraut §§. 202 — 10. — Stobbe §§. 120, 21. — Roth: zur Lehre 
von der Genossenschaft 1876 S. 100 — 117. — Literatur bei Frank- 
lin a. a. O. L 753, IL 785. 

§. 109. Begründung des Lehns durch Verjährung. 

Kraut §. 211. 

§. HO. Vererbung des Lehns. 

Die rechtliche Natur der Lehnsfolge. — Lehnsfolge- 
recht nach deutschem und langob. Recht. — Die Succes- 
sionsordnung. — Erblehen. — Erwerb der Lehnserb- 
schaft. 

Kraut §§. 212—222. — Gerber §§. 266 — 73, woselbst auch die 
erheblichsten Specialschriften über die hier zu besprechenden Streit- 
fragen. — Roth §§. 208 fgg. — Schröder in der Zeitschrift für 
Rechtsg. V. S. 285 fgg. und im Rechtslex. II. 646 fgg. — Wegen 
der Successionsordnung vgl. auch die im Familien- und Erbrecht zu 
nennenden Schriften über Verwandtschaftsberechnung und das Erbfolge- 
princip des deutschen Rechts. 

§. III. Die Rechte des Lehnsherrn. 

Kraut §§. 227 — 232. — Stobbe §. 122. 

§. 112. Die Rechte und Pflichten des Vasallen, insbesondere 
von der Veräusserung und Verpfändung des Lehn- 
guts. 

Kraut §§. 233—242. — Stobbe §§. 123—25. 

§. 113. Lehnsschulden. 

Kraut §. 244. — Gerber: zur Lehre von den Lehns- und Fami- 
Henfideicommisschulden 1854 in den gesammelten juristischen Ab- 
handlungen I. S. 159 fgg. — Gierke: de debitis feudalibus. Diss. 
inaug. 1860. — Roth §. 214. — Stobbe §. 126. — Weitere Li- 
teratur auch bei Franklin: Rechtslexikon II, 643 — 46. 

§. 114. Lehnssonderung. 

Kraut §. 243. — Stobbe §. 127. — Franklin a. a. O. 740 fgg. 

§. 115. Beendigung des Lehnsverhältnisses. 

Kraut §§. 245 — 247. — Stobbe §. 128. 
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§. ii6. Zusammenfassende Darstellung der Rechte an Lehn- 
gütern nach Beseitigung des Lehnsverbandes. 

Württemb. Ges., betreffend die Aufhebung des Lehnsverbandes, vom 
8. Oktober 1874, R.-Bl S. 223. Art. i: Das Obereigenthum über 
Lehen, welche nach den Grundsätzen des Ritterlehns verliehen sind, 
mit Ausnahme der kronlehnbaren Erbämter und der in Art. 5 ge- 
nannten Mannlehen, erlischt mit Verkündigung dieses Gesetzes. Die 
Errichtung neuer Lehen sowie die Wiederverleihung heimgefallener 
Lehen, letztere mit Ausnahme der kronlehnbaren Erbämter, ist un- 
giltig. — Art. 2 und 3: Entschädigung des Lehnsherrn. — Art. 4. 
Die der Krone lehnbaren Erbämter bestehen in dieser Eigenschaft 
fort, wogegen auf die mit einzelnen derselben verbundenen lehnbaren 
Vermögensbestandtheile die Aufhebung des Lehnsverbandes nach den 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes Anwendung findet. — 
Art. 5. Vorstehende Artikel (i , 2, 3) finden keine Anwendung auf 
solche Mannlehen, bei welchen zur Zeit der Verkündigung dieses Ge- 
setzes nicht mehr als zwei in der Belehnung begriffene lehnsfahige 
Personen in einem Alter vom zurückgelegten ersten bis zurückgelegtem 
sechzigstem Lebensjahre vorhanden sind. Tritt jedoch im Laufe der 
Zeit, bevor das Lehen allodifizirt worden ist (Art. 6,7), eine solche 
Vermehrung der Zahl der Lehenberechtigen ein, dass das Lehn nicht 
mehr unter die oben bezeichnete Ausnahme fällt, so erlischt das 
Obereigenthum mit dem Eintritte dieses Ereignisses, und finden so- 
fort die Bestimmungen der Art. 2, 3 auf dieses Lehn Anwendung. — 
Art. 6. Ist bei einem in Art. 5 genannten Lehn gar kein lehnsföhiger 
Berechtigter in dem bezeichneten Alter vorhanden, so kann eine Al- 
lodifikation nur im Wege der Übereinkunft zwischen Lehnsherrn und 
Lehensbesitzer und unter Zustimmung sämmtlicher Lehnsfolgeberechtigter 
stattfinden. — Art. 7. Sind dagegen bei einem in Artikel 5 genannten 
Lehen ein oder zwei lehnsfahige Berechtigte in dem bezeichneten 
Alter bei Verkündigung dieses Gesetzes oder später im Laufe der 
Zeit vorhanden, so kann der Lehnsbesitzer unter Zustimmung sämmt- 
licher Lehnsfolgeberechtigter die AUodifikation jederzeit verlangen, 
hat aber für dieselbe an den Lehnsherrn neben der im Art. 3 vor- 
gesehenen Ablösung der jährlichen Leistungen im ersten Falle 15, 
im zweiten Falle 5 Prozent des ohne Abzug der Schulden zu berech- 
nenden Werthes des Lehns zu entrichten. Das Obereigenthum er- 
lischt in diesem Falle mit dem Zeitpunkt, in welchem das Gesuch um 
AUodifikation nebst dem Nachweis der Zustimmung sämmtlicher Be- 
rechtigter bei dem Lehnsherrn oder der denselben vertretenden Be- 
hörde einkommt, und es entscheidet auch der in diesem Zeitpunkt 
vorhandene Familienstand für die Berechnung von 15 oder 5 Prozent. 
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— Art. 8. Die nach den Artikeln 2—7 dem Lehnsherrn gebührende 
Entschädigung, zu deren Tilgung der Lehnsbesitzer befugt ist, den 
Grundstock des Lehns auch ohne Zustimmung der Lehnsfolgeberech- 
tigten anzugreifen oder zu belasten, geniesst das in Art. 4, Ziff. 4 
des Prioritäts-Gesetzes vom 15. April 1825 genannte Vorzugsrecht. 

— Art. 9. Durch das gegenwärtige Gesetz wird nur das Rechtsver- 
hältniss der I-ehnsherren zur Vasallenfamilie aufgehoben, alle anderen 
in dem bisherigen Lehnsverbande begründeten Rechtsverhältnisse bleiben 
auch für die Zukunft unverändert bestehen. Diess ist namentlich der 
Fall mit den Rechten der Lehnsfolgeberechtigten (Agnaten, Kognaten, 
Mitbelehnte, Eventualbelehnte ) in Beziehung auf Erbfolge und unge- 
schmälerte Erhaltung des Grundstocks ; mit den Rechten der Familien- 
glieder auf Alimente, Ausstattung, Witthum, Leibgeding, Apanagen; 
mit dem Rechte der Kompetenz im Falle der Überschuldung (Art. 48 
des Executionsgesetzes vom 15. April 1825); mit den Rechten der 
Lehnsgläubiger und mit der Verbindlichkeit der Descendenten zur 
Übernahme der bei der Verkündigung des gegenwärtigen Gesetzes 
bestehenden Schulden ihrer Ascendenten (vergl. IL feud. 45). — Art. 
10. Denjenigen, welchen ohne Eventualbelehnung ein blosses Ver- 
sprechen der Verleihung eines künftig heimfallenden Lehns ertheilt 
worden ist (einfache Anwärter), steht ein Anrecht auf Entschädigung 
nicht zu. — Art. ii. Rückständige Lehnstaxen. — Art. 12. Die com- 
petenten Behörden für die Entscheidung von Streitigkeiten, welche 
sich über den Vollzug der Lehnsablösung erheben. — Vgl. Lang IL 
S. 123 fgg. 

Ein Verzeichniss anderer deutscher Allodifikationsgesetze bei Stobbe 
n. 371 fgg, — Franklin a. a. O. I. S. 77 fgg. — Am Ausführ- 
lichsten aber ist die Zusammenstellung von Neubauer II. S. 77 fgg: 
das im deutschen Reiche geltende Lehnrecht. 

II. 

Die Familienfideicommisse. 

Kraut §. 249 fgg. — Knipschild: De lideicommissis familiarum 
nobilium sive de bonis, quae pro familiarum nobilium conservatione 
constituuntur, von Stammgütern, tractatus, Ulm 1654. — Lewis: das 
Recht des Familienfideicommisses , Berlin 1868 (citirt: Lewis; da- 
selbst auch die sonstige ältere Literatur). — Gerber: Beiträge zur 
Lehre vom deutschen F.-F. in den gesammelten Abhandlungen S. 100 
fgg. — Ed. Wippermann: kleine Schriften, I. über Ganerbschaften, 
ni. Lehn- und Fideicommissrechtliches 1873. — Lewis: die in den 
deutschen Staaten bestehenden gesetzlichen Bestimmungen über die 
Familienfideicommisse in Hirth's Annalen 1879 S. 465 — 99 (cit. 
Hirth). — Neubauer II: das im deutschen Reiche in Betreff der 
Stammgtiter, Familienfid. und Familienstiftungen geltende Recht, 1879. 
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— Stobbe §. 138-40. — Beseler §. 176 fgg. — Gerber §. 83, 
84 und 274, 75. — Gengier §. 54 und 181. 

Dernburg §. 374—79, P'örster §. 242. -^ Roth §. 217—36. 

— Reyscher III. §. 736 fgg, Lang 11. §. 151 — 62, für einzelne 
Fragen auch Bosch er 's Zeitschrift für freiwillige Gerichtsbarkeit XX. 
1878 S. 132, 62, 94 fgg: die Familienfideicommisse des Adels. — 
Für das Partikularrecht anderer Staaten vgl. Neubauer. 

§. 117. Einleitung. 

Das römische Familienfideicommiss: Windscheid III. 
§. 637, Lewis S. 3 — 20. 

Geschichte der F.-F. in Deutschland: Stobbe §. 138, 
Schröder und Lorsch Nr. 229, 30, — Lewis §. 25, — S. Meyer: 
Beiträge zur Geschichte der bürgerlichen F.-F. in Deutschland, 1878. 

Die Geschichte der für das F.-F. massgebenden Grund- 
sätze: Zimmerle: Stammgutssystem S. 277 fgg, — Gerber Ab- 
hdlgen I. 100, insbes. S. 108, — Lewis S. 20—35, — ^"^^ Costa: 
Entwickelungsgesch. der deutschen Familienfideicommisse 1864. 

Die wesentlichen juristischen Eigenschaften des F.-F. : 
Gerber a. a. O. , — Lewis I. S. 35 und bei Hirth, S. 467, 68, 
Wipp ermann I. 57. 

Sind für die F.-F. des hohen Adels (über welche vgl. Heff- 
ter: Sonderrechte §§. 94 fgg.) besondere Regeln aufzustellen? 
L e wi s in der Zeitschrift für preuss. Recht von Behrend III. 707 und bei 
Hirth 468; — ferner die zu §. 8 genannten Schriften von Beseler, 
Gierke und Mejer, — sowie S. Meyer a. a. O. S. 38. 

Verhältniss des F.-F. zu den Familienstiftungen: Gerber 
in seinen Abhandlungen S. 149 fgg, Förster §. 241. 

§. 1x8. Errichtung des Familienfideicommisses. 

Fähigkeit, ein F.-F. zu errichten. — Gegenstand. — Er- 
richtungsakt. — Mittel zur Sicherung des F.-F. 

Lewis §§. 3—12 S. 36 — 179 und bei Hirth 468—80. — Wip- 
permann III. 31 fgg: Über Bestätigung der Familienfideicommiss- 
Verträge. 

§. 119. Die Rechtsverhältnisse der Betheiligten. 

Das Recht des Inhabers im Allgemeinen. — Einzelne 
Berechtigungen, insbesondere Veräusserung und Fi- 
deicommisschulden. — Die Rechte der Anwärter. — 
Die Aufsichtsbehörden. 

Lewis §§. 13—18. S. 180—319 und bei Hirth 480—93. — - 
Gerber: Lehns- und Fideicommisschulden in den Abhdlgen S. 159 fgg. 

§. 120. Die Erbfolge in das Familienfideicommiss. 

Das Wesen der F. -Succession. — Die Successions- 
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fähigkeit. — Die verschiedenen Successionsordnungen. 

— Entschädigung der ausgeschlossenen Familienglieder.' 

— Erwerb der F. -Erbschaft. 

Lorsch und Schröder S. 274. — Lewis §§. 19—22. S. 320—410, 
und bei Hirth 495 fgg. — Für die F.-F. des hohen Adels vgl. 
Heffter §§. 107 fgg; — H. Schulze: das Recht der Erstgeburt 
in den deutschen Fürstenhäusern. 185 1, bes. §. 46; — Derselbe: 
das Erb- und Familienrecht der deutschen Dynastien des Mittelalters 
187 1 S. 32 fgg. 

§. 121. Sonderung des Fideicommisses vom Allode. 

Lewis §. 23. und bei Hirth S. 494. 

§. 122. Aufhebung des Familienfideicommisses. 

Lewis §. 24 und bei Hirth 499 fg. 
III. 

Ritter- und Bauergüter. 
§. 123. Rittergüter. 

Kraut §. 253. — Mittermaier IL §. 472—79. — Stobbe 
§. 129. — Gerber §. 79. — Beseler IL §. 180. 

Bauergüter. 

Über die besonderen Quellen des Bauernrechts und die Literatur 
vgL Kraut §§. 254, 55, — Stobbe §. 130, — Gerber §. 138 
und die Lehrbücher überhaupt. 

§. 124. Im Allgemeinen. 

Geschichte. 
Kraut §. 256; reiches Urkundenmaterial verzeichnet bei Lorsch 
und Schröders. 264 — 65. — Ausser den zu §. 56 angeführten Werken 
von Laveleye und Samter vgl.: von Maurer: Geschichte der Frohn- 
höfe, der Bauernhöfe und der Hofverfassung in Deutschland, 4 Bde., 1862, 
1863. — Mone in der Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins V. S. i 
%g- S. 129 fgg (13. — 16. Jahrb., Baden, Württemberg, HohenzoUern). — 
Wächter L 162 fgg; Reyscher L §. 232, 39,40; IL §§. 356, 57, 
95 — 97. — Siehe auch Mittermaier IL §. 480, — Stobbe §. 131. 

Die verschiedenen Gestaltungen des Eigenthums 
und der Nutzungsrechte an Bauergütern. 

Kraut §. 257—60. — Mittermaier §§.484— 92. — Gen gier: Lehr- 
buch IL S. 1374 (gg. —Stobbe §§. 132 — 34. - Gerber §.80, §§. 138 
fe — Beseler §. 183 fgg. — Dernburg §. 208 fg. —Roth IL §.198. 
— Das in den deutschen Staaten in Betreff der Erbpacht- und 
Erb zins guter, sowie der Emphyteuse geltende Recht und das 
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bäuerliche Güterrecht ist zusammengestellt von Neubauer II. 
S. 13-43- 

Die auf dem bäuerlichen Grundbesitz haftenden Lasten. 
Kraut §. 115, 17. — Grimm: R.-A. S. 350 fgg und an ver- 
schiedenen Stellen. — Reiches Material in den von Grimm und 
Schröder herausgegebenen und in den von anderen gesammelten 
Weisthümern. — Ausfuhrliche Darstellungen des früheren Rechts 
in älteren Lehrbüchern, z. B. Runde §. 481 — 516, — Eichhorn 
§. 248 fgg, — Mittermaier I. §. 175—80, 189—95. "~" ^^^ 
Württemberg vgl. R. Moser: die bäuerlichen Lasten der Württem- 
berger, 1832. 

Insbesondere Laudemium und Mortuarium. 

Kraut §. 46, §. 264. — Grimm: R.-A. 364 fgg. — Mittermaier 
§• 93, 495, 96. — Runde §. 531, 549 fgg. — Eichho r n §. 61, §. 272. 

— Gengier L 125 fgg, IL 1384 fgg. — Stobbe §. 136. 
Die Grundentlastung. 

Eine Gesammtdarstellung der deutschen Gesetzgebung bis 1862 findet 
sich bei A. Ju deich: die Grundentlastung in Deutschland, 1863; 
bis auf die neueste Zeit reicht die Darstellung von Neubauer II. 
S. 44—76: das Recht der Reallasten und Servitut -Ablösung, Gemein- 
heitstheilung, Zusammenlegung von Grundstücken, u. s. w. 

Insbesondere : 
§. 125. Das erbliche Nutzungsrecht an Bauergütern. 

Kraut §. 259. — Mittermaier IL §, 488. — Gengier: Lehr- 
buch IL 1380. — Beseler IL §. 184. — Gerber §. 140. — Stobbe 
§. 132. In all diesen Werken auch die ältere und neuere, zumeist 
partikularrechtliche Literatur. 

§. 126. Die Erbfolge in Bauergüter. 

Kraut §. 261. —Mittermaier §.497. — Gengier II. 1395 — 1409- 

— Gerber §. 253. — Beseler IL 187. 

§. 127. Die Gutsabtretung und Leibzucht. 

Kraut §. 262. — Runde: die Rechtslehre von der Leibzucht, 
2 Theile, 1805. — W. H. Puchta: die rechtliche Natur der bäuer- 
lichen Gutsabtretung, 1837. — Beseler: Erbverträge IL 2. §. 23. 

— Pfeiffer: prakt. Ausfuhrungen IV. Nr. 8. — Runde in der Ztschr. 
f. d. Recht VII. S. 1 — 55. — Zahlreiche Untersuchungen über die 
Gutsabtretung und Leibzucht im Allgemeinen oder einzelne Fragen, 
meist mit Anlehnung an Partikularrechte; z. B. Purgold im Archiv 
f. c. Praxis, Beilageheft zu Bd. 31, — Busch das. zu Bd. 43 S. 52 
fgg. ^ Büff im Archiv f. prakt. Rechtsw. V. 188 fgg, — Schloifer 
im Archiv f. d. Praxis in Oldenburg III. S. 3 fgg. — Sarweyim 
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württ. Archiv I. 341 fgg. — Blätter f. R e ch tsan wendüng zu- 
nächst in Bayern XXXI. S. 346 fgg, u. s. w. 

Eichhorn §. 365. — Mittermaier §§. 497a,498. — Gengier IL 
1423 fgg- — Beseler §. 188. — Gerber §. 254. — Dern- 
burg §. 310. — Siebenhaar §. 377 fgg, Schmidt §. 118. — Roth 
n. S. 257, 337. ■— Lang: Sachenrecht §. 136, 37, Siegle: nicht 
streitige Gerichtsbarkeit §. 31. 

§.128. Die Interimswirthschaft. 

Kraut §. 263. — Runde: Rechtslehre von der Interimswirthschaft, 
2. Ausg. 1832. — Mittermaier §. 499. — Gengier 1409—18. 
— Gerber §. 141. — Beseler IL §. 189. — Stobbe §. 135. 

IV. 

§. 129. Die Gemeindegüter. 

Die Entwickelung derRechtsverhältnisse an der 'ge- 
meinen Mark. — Gemeinheitstheilungen. — Aber doch 
Fortbestand vonAllmenden (Alm., Allmanden) in Stadt 
und Land. 

von Low: die Markgenossenschaften 1829. — Duncker: Gesammt- 
eigenthum §§. 17 — 19. — Stüve: Wesen und Verfassung der Land- 
gemeinden und des ländlichen Grundbesitzes in Niedersachsen und 
Westphalen 1851. — Thudichum: die Gau- und Markverfassung 
in Deutschland 1860. — von Maurer: Einleitung zur Geschichte 
der Mark-, Hof-, Dorf- und Stadt - Verfassung 1854, — desselben: 
Geschichte der Markenverfassung 1856 und Geschichte der Dorfverf. 
1855, 56. — Gierke L §§. 7, 8, 53, 55, IL §§. 9-12, auch HL §§. 13, 
14. — V. Miaskowski: die schweizerische A., 1879. — Laveleye 
a. a. O. S. 63 fgg. — Samter S. 15t fgg. — In der deutschen 
Ausgabe des Werks von Laveleye sind von dem Herausgeber, K. 
Bücher, u. a. selbständig bearbeitet das 6. Kap. (Überreste der alten 
Agrarverfassung in Deutschland) und das 9. Kap. (die Allmenden 
im südwestlichen Deutschland; dabei besonders berücksichtigt 
auch die Verhältnisse in Württemberg). 

• Kämmerei- (Orts- oder Gemeindevermögen im e. S.) 
und Bürger vermögen. — Die Allmenden in ihrer heutigen, 
sehr verschiedenartigen Rechtsgestaltung. — Gemein- 
heitstheilung; — Verkuppelung. 

Kraut §. 76. — Neuere Ges. bei Neubauer II. 44 fgg. — Eichhorn 
J§. 272, 73. — Mittermaier §. 120 fgg, insb. 128-30. — Gerber 
§.51. — Beseler I. §. 84 fg. — Gengier L S. 136. — Stobbe L 
§§•55» 56- "- Förster IIL §. 182, Dernburg L §. 211 fgg. — Rothl. 
§. 39, Stau dinge r in den Bl. für Rechtsanw. XIV. 32 t fgg. — 
I'ranklin, deutecbes Priratrecht. 2. Aufl. 5 
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Insbesondere : 

Realgemeinderechte. 

Ausser den Vorgenannten siehe Ren au d: die Gemeindenutzungen, 
insbesondere die R., in ihrer geschichtlichen Entwickelung und recht- 
lichen Natur, in der Ztschr. f. d. Recht IX. S. I fgg. — Römer: 
die rechtliche Natur der Realgemeinden und R., das. XIII. S. 94 fgg. — 
Reyscher: Gemeindesachen und Rechte der Einzelnen, das. XVI. 
133 fgg. und 411 fgg. — Bitzer: die Realgemeinderechte, Stutt- 
gart 1844. — Die drei zuletzt genannten Schriften berücksichtigen na- 
mentlich Württembergische Verhältnisse, über welche dann noch zu 
vgl. ist die ausführliche Darstellung bei Lang: Sachenrecht 11. §§. 124 
bis 31. 

V. 
Die Bergwerke. 
A. 
§. 130. Geschichte der Bergbauberechtigung. 

Älteres Recht: 

Quellenzeugnisse bei Kraut §§. 94, 5, — oben zu §. 42, — bei 
Achenbach: das gemeine deutsche Bergrecht I. 1871, sowie bei 
Arndt: zur Geschichte und Theorie des Bergregals 1879. — Die ge- 
nannten Werke sind auch die neueren Hauptschriften fiir die Geschichte der 
Bergbauberechtigung. Zu vgl. ausserdem noch G r ü t e r : de regali 
metallorum iure, Berlin 1867. — Stuendeck: de iure metallorum 
quod vocant Bergwerkseigenthum , Berlin 1868, §. I. — E. Com- 
mer: natura ac vis dominii ex iure metallico adquisiti , Berlin 1869, 
an verschiedenen Stellen, und derselbe: über die Entwickelung des 
Bergregals bis 1273 in der Zeitschrift fiir Bergrecht X. 376 fgg. — 
W. Vi mich: de iuris regalis metallorum origine ac progressu, Tü- 
bingen 1871. — Einzelnes auch bei Turnau und bei Tuscani in 
der Ztschft. f. B. XVIII. 291 und 336. 

Darstellungen des deutschen Bergrechts unter der Herrschaft des 
Bergregals in den älteren Lehrbüchern, z. B. Mittermaier I. §§. 
241 — 59, Gengier I. 338—57, in denen sich auch die ältere mo- 
nographische Literatur verzeichnet findet. 

Neuere Entwickelung: 

Franz ÖS. Berggesetze vom 28. Juli 1791 und 31. April 18 10 
(Achenbach S. 102 fgg). — Für Sachsen und einige andere 
Staaten: Ges. vom 22. März 1851 und 16. Juni 1868. — Für Preus- 
sen: allgemeines Berggesetz vom 24. Juni 1865 (zahlreiche Com- 
mentare, insbes. von Klostermann, 3. Aufl. 1874), eingefiihrt auch 
in den neuen Provinzen, in Waldeck und mit nicht erheblichen Ab- 
weichungen auch geltend in Anhalt, Elsass-Lothringen, Hessen, Reuss 
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j. L., Sachsen, Altenburg; nachgebildet sind die Ges. von Bayern 
20. März 1869, Braunschweig, Gotha, Sachsen-Meiningen (Achen- 
bach S. 7, S. 63 und Stobbe IL 525). 

Eine sehr gute Übersicht des gesammten in Deutschland geltenden 
Bergrechts und der neueren Berggesetzgebung hat Brassert in der 
Zeitschrift für Bergrecht XVIII. 1877 S. 17 fgg gegeben. Eine Ta- 
belle zur Vergleichung der zur preussischen Bergrechtsgruppe gehörigen 
Gesetze findet sich auch bei Schröder: corp. iur. civ. IL 457 fgg. 

Für Württemberg: Berggesetz vom 7. Oktober 1874 
(R.-Bl. S. 265 fgg) in II Titeln und 200 Art. Es ist gleichfalls eine 
Wiederholung des preuss. Gesetzes mit einigen sachlichen und zahl- 
reicheren formellen Abweichungen: bei jedem Artikel ist auf die 
entsprechenden §§. des preuss. Ges. im Gesetz selbst verwiesen. 
Vgl. Brassert: die Berggesetzgebung im Kgr. W. in der Zeitschrift 
für Bergrecht XV. S. 417—31 die Bergrechtsreform , 8.431—72 
der Text des Ges. vom 7. Okt. 1874, S. 473—512 erläuternde Be- 
merkungen zu dem Gesetz. 

B. 

Das geltende Recht. 

Klostermann: Lehrbuch des preuss. Bergrechts mit Berücksichti- 
gung der übrigen deutschen Bergrechte. 1871 , — Gerber §§. 95—98, 
— Beseler IL §§. 202—208, — Gen gl er: Privatrecht §§. 95 fgg, 
Stobbe §§. 141 — 143. — VgLRoth IIL §§. 242—80, — Dernburg 
§§. 258 — 73, — Lang §.22 (wo auch die ältere württemb. Literatur), 
§§. 102 — 115. — Achenbach's Werk ist unvollendet und Arndt be- 
rührt nur einige Hauptprincipien. 

Über das Salz- oder Salinenregalinsbesondere vgl. Zachariä in der 
Zeitschrift für deutsches Recht XIII. S. 319 fgg., — Bö hl au: de 
regalium notione et de salinarum iure regali 1855, — Achenbach 
S. 123, — Gerber §. 98, — Beseler IL §. 209. 

§. 131. Im Allgemeinen. 

Württemb. Berggesetz vom 7. Oktober 1874 Art. I (§. I). Die 
nachstehend bezeichneten Mineralien sind von dem Verfügungsrechte 
des Grundeigenthümers ausgeschlossen. 

Die Aufsuchung und Gewinnung derselben unterliegt den Vor- 
schriften des gegenwärtigen Gesetzes. 

Diese Mineralien sind: 

Gold, Silber, Quecksilber, Eisen mit Ausnahme der Raseneisenerze, 
Blei, Kupfer, Zinn, Zink, Kobalt, Nickel, Arsenik, Mangan, Antimon 
und Schwefel, gediegen und als Erze; — Alaun* und Vitriolerze; — 
Steinkohle, Braunkohle und Graphit; — Steinsalz nebst den mit 
demselben auf der nämlichen Lagerstätte vorkommenden 
Salzen und die Soolquellen. 
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Art. 2 (§. 2). Der Erwerb und Betrieb von Bergwerken für Rech- 
nung des Staats ist den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes 
ebenfalls unterworfen. 

Art. 41. Begründung des Bergwerkseigenthums durch die Verleihungs- 
Urkunde. 

Art. 44: unten bei §. 133. 

Art. 193. Wer, ohne die nach dem gegenwärtigen Gesetze erfor- 
derliche Befugniss erlangt zu haben, bergbauliche Anlagen zur Ge- 
winnung der in Art. i bezeichneten Mineralien macht, wird mit — 
Strafe belegt. — Wer ohne Errichtung bergbaulicher Anlagen zu 
Tage anstehende MineraUen in der Absicht wegräumt, sich dieselben 
anzueignen, wird — — bestraft. — Die Bergbehörde ist ermächtigt, 
vorbehaltlich der Strafverfolgung, die unbefugte Gewinnung dieser 
Mineralien abzustellen. 

Art. 143. Entziehung des Bergwerkseigenthums durch Beschluss 
des Oberbergamts. 

Art. 178. Der Bergbau steht unter der polizeilichen Aufsicht der 
Bergbehörden. (Sicherheit der Baue, Sicherheit des Lebens und der 
Gesundheit der Arbeiter u. s. w., u. s. w.). — Art. 179. Das Ober- 
Bergamt ist befugt, Polizei-Verordn. über die bezeichneten Gegen- 
stände zu erlassen. 

§. 132. Erwerb des Bergwerkseigenthums. 

Schürfen. ~ Württemb. Berggesetz Art. 3 (§. 3): die Aufsuchung 
der im Art. i bezeichneten Mineralien auf ihren natürlichen Ab- 
lagerungen — das Schürfen — ist (unter Befolgung der im Ges. 
gegebenen Vorschriften) einem Jeden gestattet. — Art. 4. Beschränk- 
ungen in lokaler Beziehung. — Art. 5. Wer dazu fremden Grund 
und Boden benützen will, hat die Erlaubniss des Besitzers, Eigen- 
thümers oder Nutzungsberechtigten, nachzusuchen; sie darf in der 
Regel nicht versagt werden, aber Art. 6 fgg: vollständige Entschä- 
digung für entzogene Nutzung und Kaution wegen Ersatzes des Minder- 
werths des Grundstücks bei der Rückgabe. 

Die Muthung. — Art. 12 fgg: schriftliches Gesuch um Verleih- 
ung des Bergwerkseigenthums beim Oberbergamte einzureichen. Die 
Gültigkeit der Muthung ist dadurch bedingt, dass das in derselben 
bezeichnete Mineral an dem angegebenen Fundpunkte auf seiner 
natürlichen Ablagerung vor Einlegung der Muthung entdeckt worden 
ist und bei der amtlichen Untersuchung nachgewiesen wird, und dass 
ausserdem nicht bessere Rechte Dritter auf den Fund entgegenstehen. 

Finderrecht. — Verleihung. Art. 22 (§. 22) fgg. Die — 
Muthung begründet einen Anspruch auf Verleihung. In der Regel 
geht die ältere Muthung der jüngeren vor. Aber: wer auf eigenem 
Grund und Boden oder in seinem eigenen Grubengebäude oder durch 



- 69 - 

ordnungsnicässige Schürfarbeiten ein Mineral entdeckt, hat als Finder 
den Vorrang vor anderen, nach dem Zeitpunkt seines Fundes eingelegten 
Muthungen; er muss jedoch innerhalb einer Woche nach der Ent- 
deckung die Muthung einlegen, widrigenfalls sein Vorrecht erlischt. 

— Verhandlungen vor der Verleihung: Art. 28 fgg. — Liegen keine 
Hindemisse vor, so fertigt das Ober-Bergamt die 

Verleihungsurkunde aus: Art. 32. — Inhalt (Namen u. s. 
w. des Berechtigten , — Name des Bergwerks , — Flächenin- 
halt und Begränzung des Feldes, — die Benennung des oder der 
Mineralien, auf welche das Bergwerkseigenthum verliehen wird). — 
Veröffentlichung der Urkunde: Art. 35 (Anfechtung der Verleihung 
durch gerichtliche Klage gegen den B.-Eigenthiimer). — Art. 39, 
40: Vermessung und Verlochsteinung des durch die Urkunde be- 
stimmten Feldes. 

Klostermann §.24 fgg. — Achenbach §§.91^111. — Wächter: 
das Finderrecht in der Zeitschrift für Bergrecht, XVI. 298 fgg. — 
Baron: das Recht aus der Muthung, das. XIX. S. 43 fgg. 

Die Verleihung erfolgt für Geviertfelder von bestimmter Grösse 
(Art. 26, 27). Weiteres giebt Leutholdim Rechtslexikon II. 301 fgg. 

Über die reale Theilung eines Grubenfeldes in selbständige Felder, 

— den Austausch von Feldestheilen zwischen angrenzenden Berg- 
werken, — und die Vereinigung mehrerer Bergw. zu einem einheit- 
lichen Ganzen, Consolidation, vgl. das Ges. Art. 55—64. — Be- 
stätigung des Oberbergamts. Sicherung der Hypothekengläubiger und 
anderer Realberechtigter. 

Special- und Distriktsverleihungen. -:- Dem Staate vorbehaltene 
Grubenfelder: Württ. Ges. Art. 195, 6 und Verordn. vom 19. Novbr. 
1874 (R.-B. S. 310). 

§. 133. Rechtliche Natur und Inhalt des Bergwerkseigenthums. 

I. Württ. Bergges. Art. 41 (§. 50) fgg. Das durch die Verleihungs- 
Urkunde begründete B.-Eigenthum gehört zu den unbeweglichen Sachen. 
Einzutragen im Güterbuch. Hinsichtlich der Veräusserung , Verpfän- 
dung und des Arrestes gelten die Vorschriften, die für das Grund- 
eigenthum gegeben sind. Wegen übermässiger Verletzung, insbeson- 
dere wegen Verletzung über die Hälfte können Verträge über Ver- 
äusserung von Bergwerken oder Kuxen nicht angefochten werden. 
Die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über die Führung der Hy- 
pothekenbücher, der Subhastation , den Konkurs und die Rangordnung 
der Gläubiger sind auch für das B.-Eigenthum massgebend. (Für Württem- 
berg vgl. hierzu Lang IL S. 512 fgg). 

IL Art. 44 (§. 54) fgg. Der B.-Eigenthümer hat die ausschliess- 
liche Befugniss, — das in der V.-Urkunde benannt? Material in 
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seinem Felde aufzusuchen und zu gewinnen, sowie alle hierzu erfor- 
derlichen Vorrichtungen unter und über Tage zu treffen. 

Art. 47 (§. 57). Er ist befugt, die durch den Betrieb des Bergwerks 
gewonnenen, nicht unter den Art. i gehörigen Mineralien zu Zwecken 
seines Betriebes ohne Entschädigung des Grundeigenthümers zu ver- 
wenden. Soweit diese Verwendung nicht erfolgt, ist er verpflichtet, 
diese Mineralien dem Grundeigenthümer auf sein Verlangen gegen 
Erstattung der Gewinnungs- und Förderungskosten herauszugeben. 

Art. 48 (§. 58). Ihm steht die Befugniss zu, die zur Aufbereitung 
— erforderlichen Anstalten zu errichten und zu betreiben. 

Art. 50 (§. 60) fgg. Er ist befugt, im freien Felde — und je nach 
den Umständen auch im Felde anderer B.-Eigenthümer — Hilfsbaue 
anzulegen. Der Hilfsbau ist Zubehör des berechtigten Bergwerks. — 
(Sonstiger Zubehör.) 

Art. 54 (§. 64). Er hat die Befugniss, die Abtretung des zu seinen 
bergbaulichen Zwecken erforderlichen Grund und Bodens zu verlangen. 
(Näheres über die Grundabtretung in den Art. 126 — 35). 

Über die hier zu erörternden Fragen, insbesondere über die recht- 
liche Natur des Bergwerkseigenthums (Bergbaurechts oder -berechti- 
gung) vgl. ausser Achenbach die zu §. 130 genannten Werke, — 
Stobbe §. 143, — Roth III. §. 243, — Lang I. §. 22, — Dern- 
burg I. §. 260. — Arndt a. a. O. §. 29). 

III. Dispositionsbefugnisse des B.-Eigenthümers (Veräusse- 
rung. — Verpfändung des B.). — Die Klagen. 

IV. Betrieb und Verwaltung. Art. 65 (§. 65) fgg. Pflicht des 
Besitzers, das B. zu betreiben, wenn der Unterlassung oder Einstellung 
des Betriebs nach der Entscheidung des Oberbergamts überwiegende 
Gründe des öffentlichen Interesses entgegenstehen. Das Oberbergamt 
kann in diesem Falle den Eigenthümer auff"ordern , den Betrieb binnen 
sechs Monaten aufzunehmen und für den P'all der Nichtbefolgung die 
Entziehung des Bergwerkseigenthums androhen. (Ev. Entziehung.) — 
Anzeige von der beabsichtigten Inbetriebsetzung, — Betrieb auf Grund 
eines von der Bergbehörde zu prüfenden Planes: Art. 67 — 69. — Die 
Bergbehörde ist befugt, einen den Bestimmungen des Ges. nicht ent- 
sprechenden Betrieb einzustellen: Art. 70. — Der Betrieb darf nur 
unter Leitung, Aufsicht und Verantwortlichkeit von Personen geführt 
werden, deren Befähigung hiezu anerkannt ist: Art. 73. 

§. 134. Rechtsverhältnisse der Mitbetheiligten eines Berg- 
werks. 

Alleineigenthümer. — Mehrere Betheiligte. (Eigenlehner, 
Eigenlöhner, Gesellenbau, nach älterem Recht 8 Personen, — Ge- 
werkschaften des älteren, — und des neueren Rechts: oben §. 28). 

Württ, Ges. Art. 124 (§. 133). Die Mitbetheiligten eines B. können 
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die Rechtsverhältnisse durch Vertrag oder sonstige Willenserklärung 
regeln; notarielle oder gerichtliche Form; die Urkunde über das Rechts- 
geschäft ist der Bergbehörde einzureichen. Ist eine solche Regelung 
nicht erfolgt , so bilden zwei oder mehrere Mitbetheiligte — dies sind 
aber nicht die Theilhaber an einer ungetheilten Erbschaft oder an 
einer sonstigen gemeinschaftlichen Masse, zu welcher ein B. gehört, 
— eine Gewerkschaft. Diese kann ihre besondere Verfassung durch 
ein gerichtlich oder notariell zu errichtendes Statut regeln, doch dürfen 
gewisse Normativbestimmungen des Gesetzes nicht abgeändert werden. 
Des Weiteren oben §. 28 und über die sonst hier zu erörternden Ver- 
hältnisse Stobbe I. S. 401 fgg, — Dernburg §. 269, — Roth III. 
§§. 270-73, — Lang §. 109. 

§. 135. Die Rechtsverhältnisse zwischen den Bergbautreib- 
enden und den Grundbesitzern. 

Grundabtretung, — Schadensersatz für Beschädigung 
des Grundeigenthums. — Verhältniss zu anderen Berg- 
werken, — zu öffentlichen Verkehrsanstalt en. 

Württ. Ges. Art. 126 fgg (§. 155 fgg). — Vgl. Klostermann: 
Die rechtlichen Beziehungen zwischen dem Bergbau treibenden und dem 
Grundbesitzer in Rassow's Beiträgen 3. Folge I. 245 fgg, II. 300. 

§. 136. Aufhebung des Bergwerkseigenthums. 

Württ. Ges. Art. 143 fgg (§. 156 fgg). 

I. Wenn der Bergwerkseigenthümer der in §. 133 Nr. IV erwähnten 
Aufforderung des Oberbergamts zur Aufnahme des Betriebes nicht nach- 
kömmt, so kann dieselbe Behörde die Einleitung des Verfahrens we- 
gen Entziehung des B.-Eigenthums durch einen Beschluss aussprechen. 
Binnen vier Wochen Klage gegen das Oberbergamt auf Aufhebung 
des Beschlusses. Wird kein Einspruch erhoben oder ist derselbe rechts- 
kräftig verworfen, so ist die Einleitung des Entziehungsverfahrens den 
Realberechtigten bekannt zu machen. Diese wie auch der seitherige 
Eigenthümer können binnen drei Monaten die Subhastation auf ihre 
Kosten beantragen. Wird ein solcher Antrag nicht gestellt oder führt 
die Subhastation" nicht zum Verkauf, so spricht das Oberbergamt die 
Aufhebung des B.-Eigenthums aus. 

2. Erklärt der Eigenthümer vor der Bergbehörde seinen freiwilligen 
Verzicht auf das B., so wird diese Erklärung den Realberechtigten 
bekannt gemacht; auch hieVbei Anträge auf Subhastation zulässig; Ver- 
fahren wie vorher. 

3. Mit der Aufhebung erlöschen alle Ansprüche auf das Berg- 
werk, von welcher Art sie auch sein mögen. Das Bergwerk als be- 
sonderes Vermögensobjekt existirt nicht mehr, — die Mineralien sind 
als nicht verliehen anzusehen, — die Pertinenzen bleiben als selb- 
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ständige Sachen im Eigenthum des bisher Berechtigten und derselbe 
darf sie hinwegnehmen, Zimmerung und Mauerung aber nur insoweit 
als nicht polizeiliche Gründe entgegenstehen. 

4. Eine Aufhebung des B.-Eigenthums findet nicht statt, wetin das B. 
in Folge anderer Umstände nach allgemeinen Grundsätzen herrenlos 
wird, z. B. durch Dereliktion (im Gegensatz zu 2). In solchem Fall 
bleiben die Realrechte am Bergwerke bestehen. 

§. 137. Bergbehörden und Bergpolizei. 

Württ. Ges. Art. 173 — 96. — Vgl. hierzu die Artikel von Leut- 
hold in Holtzendorffs Rechtslexikon I. 277 fg, 281 fg. 

§. 138. Von den Bergleuten. 

1. Vertragsverhältniss zwischen den Bergwerksbe- 
sitzern und den Bergleuten: 

Württ. Ges. Art. 80—85; — Reichs-Gew.-O. §§. 115— 19, 135 — 
39b; — Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 §. 2. 

2. Knappschaftsvereine, welche durch Bestätigung ihrer Statuten 
die Eigenschaft juristischer Personen erlangen: Württ. Ges. Art. 151 bis 
172 (§§. 165 — 82). Vgl. Anschütz im Archiv f. d. civilistische Praxis 
47 S. 138 fgg. Weitere Literatur bei Leuthold im Rechtslex. U. 
S. 480. 
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Dritter Theil. 
Das Recht der Forderungen. 

Windscheid H. §§. 250—488. — Stobbe III. S. 58 fgg. — 
Dernburg IL §§. 1—302, Förster I. S. 318 — 812 und Bd. II. 

— Schmidt §§.96—134, Siebenhaar §.273 fgg. — Bertram §. 485 
%g- — Behaghel II. §. 152 fgg, Zachariä IL §§. 296—448. 

Erstes Buch. 
Die allgemeinen Lehren. 

Kraut §§. 119, 20. — Urkunden bei Lorsch und Schröder 
S. 267, 68. 

I. 

§. 139. Begriff des Forderungsrechts. 

Windscheid §§. 250, 251a. — So hm: der Begriff des Forderungs- 
rechts in Grünhut's Zeitschrift IV 257 fgg. — Über die Anerkennung 
und Ausbildung des Begriffs im deutschen Recht vor der Reception 
des römischen Rechts vgl. Gerber §. 153 und dagegen Stobbe: zur 
Geschichte des deutschen Vertragsrechts 1855, S. V. fgg. — Bürger- 
liches und handelsrechtliches Obligationenrecht: vgl. Dernburg IL 
§. 4, auch Stobbe III. §. 164. 

IL 
Gegenstand des Forderungsrechts. 
§. 140. I. Überhaupt. 

Windscheid §§. 252—255. — Dernburg §§. 21 — 29. — Wieder- 
kehrende Leistungen aus einer Obligation: Gerber §. 168. 

— Über die Verpflichtung zu Unterlassungen nach älterem 
deutschen Recht vgl. Löning: der Vertragsbruch im deutschen Recht, 
1876, §§. 17 fgg., §§. 58-61. 

§. 141. 2. Insbesondere: 

Geldleistung. 

Windscheid §. 256 und die dort angegebene Literatur; mit Be- 
ziehung auf die neuere Gesetzgebung vgL Gengier §§. 114, 15 — 
Dernburg 11. §§. 30—33, — und Mandry §. 14. 
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Zinsen. 

Quellenzeugnisse bei Kraut §. 138. 

Für die Geschichte der Zinsverbote vgl. F. X. F u n k: 
Geschichte des kirchlichen Zinsverbotes, Tübingen 1876. — M. Neu- 
mann: Geschichte des Wuchers in Deutschland bis zur Begründung 
der heutigen Zinsengesetze (1654), Halle 1865. — Ende mann: 
Studien in der roman.-kanon. Wirthschafts- und Rechtslehre bis gegen 
Ende des 17. Jahrh. , 1874. — Nouvelle revue historique II. 
1878 S. 167 fgg. 

Heutiges Recht: 

H.G.B. 287—93- 

Ges. vom 14. Novbr. 1867, auch geltend in "Wilrttemberg , be- 
treffend die vertragsmässigen Zinsen. §. i. Die Höhe der Zinsen, 
sowie die Höhe und die Art der Vergütung für Darlehne und andere 
kreditirte Forderungen, ferner Konventionalstrafen, welche für die 
unterlassene Zahlung eines Darlehns oder einer sonst kreditirten 
Forderung zu leisten sind, unterliegen der freien Vereinbarung. Die 
entgegenstehenden privatrechtlichen und strafrechtlichen Bestimmungen 
werden aufgehoben. — §. 2. Derjenige, welcher für eine Schuld dem 
Gläubiger einen höheren Zinssatz als jährlich sechs vom hundert ge- 
währt oder zusagt , ist zu einer halbjährigen Kündigung des Vertrages 
befugt. Jedoch kann er von dieser Befugniss nicht unmittelbar bei 
Eingehung des Vertrages, sondern erst nach Ablauf eines halben Jahres 
Gebrauch machen. Vertragsbestimmungen, durch welche diese Vor- 
schrift zum Nachtheil des Schuldners beschränkt oder aufgehoben 
wird, sind ungültig. Auf Schuldverschreibungen , welche unter den ge- 
setzlichen Voraussetzungen auf jeden Inhaber gestellt werden, sowie 
auf Darlehne, welche ein Kaufmann empfängt, und auf Schulden eines 
Kaufmanns aus seinen Handelsgeschäften, leiden die in diesem Para- 
graphen enthaltenen Vorschriften keine Anwendung. — §. 3. Wird die 
Zahlung eines Darlehns oder einer anderen kreditirten Forderung ver- 
zögert, so bleibt auch für die Zögerungszinsen der bedungene Zins- 
satz maasgebend, sofern derselbe höher ist, als die gesetzlich bestimm- 
ten Zögerungszinsen. — §. 4, Die privatrechtlichen Bestimmungen in 
Betreff der Zinsen von Zinsen und die Vorschriften für die gewerb- 
lichen Pfandleih-Anstalten werden durch dieses Gesetz nicht geän- 
dert. — §. 5. Den Landesgesetzen bleibt vorbehalten, zu bestimmen, 
dass die im §. 2 dieses Gesetzes eingeräumte Kündigungsbefugniss 
des Schuldners gänzlich wegfalle , oder dass ein höherer Zinssatz, als 
sechs Prozent, oder eine längere Kündigungsfrist, als sechs Monate, fiir 
die bezeichnete Befugniss maasgebend sei. Soweit einzelne I.andes- 
gesetze Bestimmungen enthalten, welche die erwähnte Kündigungs- 
]befu|;niss des Schuldners ausschliessen, oder in der bezeichneten Weise 



- 75 — 

beschränken, bleiben dieselben in Gültigkeit, bis sie auf dem verfas«- 
sungsniiässigen Wege des betreffenden Landes oder durch ein Bundes- 
gesetz abgeändert werden. 

Rejchsgesetz, betreffend den Wucher vom 24. Mai 1880. Art. 
I bestimmt, dass in das Strafgesetzbuch neu aufgenommen werden 
folgende Paragraphen: §. 302a. Wer unter Ausbeutung der Nothlage, 
des Leichtsinns oder der Unerfahrenheit eines Andern für ein Dar- 
lehen oder im Falle der Stundung einer Geldforderung sich oder einem 
Dritten Vermögensvortheile versprechen oder gewähren lässt, welche 
den üblichen ZinsfuSs dergestalt überschreiten, dass nach den Umstän- 
den des Falles die Vermögensvortheile in auflTälligem Missverhältnisse 
zu der Leistung stehen, wird wegen Wuchers bestraft. — §. 302 b. 
Wer sich oder einem Dritten die wucherlichen Vermögensvortheile 
(§. 302 a) verschleiert oder wechselmässig oder unter Verpfandung der 
.Ehre auf Ehrenwort, eidlich oder unter ähnlichen Versicherungen oder 
Betheuefungen versprechen lässt , wird — bestraft. — §. 302 c. Dieselben 
Strafen (§. 302a, §. 302b) treffen denjenigen, welcher mit Kenntniss 
des Sachverhalts eine Forderung der vorbezeichneten Art erwirbt und 
entweder' dieselbe weiter veräussert oder die wucherlichen Vermö- 
gensvortheile geltend macht. — §. 302 d. Wer den Wucher gewerbs- 
oder gewohnheitsmässig betreibt, wird — bestraft. — Nach Art. 2 wird der 
§. 360 Nr. 12 des Strafgesetzbuches durch nachstehende Bestimmung er- 
setzt : Wer als Pfandleiher oder Rückkaufshändler bei Ausübung seines Ge- 
werbes den darüber erlassenen Anordnungen zuwiderhandelt, insbesondere 
den durch Landesgesetz oder Anordnung der zuständigen Behörde be- 
stimmten Zinsfuss überschreitet. — Art. 3 : Verträge, welche gegen die 
Vorschriften der §§. 302 a, 302 b des Strafgesetzbuches Verstössen, sind 
ungültig. Sämmtliche von dem Schuldner oder für ihn geleisteten Ver- 
mögensvortheile (§. 302 a) müssen zurückgewährt und vom Tage des 
Empfangs an verzinst werden. Hiefiir sind diejenigen, welche sich des 
Wuchers schuldig gemacht haben, solidarisch verhaftet, der nach §. 302 c 
des Strafgesetzbuches Schuldige jedoch nur in Höhe des von ihm oder 
einem Rechtsnachfolger Empfangenen. Die Verpflichtung eines Dritten, 
welcher sich des Wuchers nicht schuldig gemacht hat, bestimmt sich 
nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts. Das Recht der Rück- 
forderung verjährt in fünf Jahren seit dem Tage, an welchem die 
Leistung erfolgt ist. Der Gläubiger ist berechtigt, das aus dem un- 
gültigen Vertrage Geleistete zurückzufordern; fiir diesen Anspruch haftet 
die fiir die vertragsmässige Forderung bestellte Sicherheit. Die weiter 
gehenden Rechte eines Gläubigers, welchem nach den Bestimmungen 
des bürgerlichen Rechts die Ungültigkeit des Vertrages nicht entgegen- 
gesetzt werden kann, werden hierdurch nicht berührt. 

Vgl. Windscheid §.259 fgg, — Dernburg §. 34 fgg, —Gengier 
§. 114, — Mandry §. 28. 
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§. 142. Conventionalstrafe. — Wandelpön. 

Für das ältere deutsche Recht vgl. namentlich die zu §. 150 ge- 
nannten Schriften von Löning und Sickel. — Heutiges Recht: 
Windscheid §§. 285, 86. — Stobbe §. 174. — Förster §. 107, 
Dernburg §§. 39—42. — Gesetz vom 14. Novbr. 1867. — H.-G.-B. 
Art. 284. 

§. 143. Schaden. — Interesse. — Die Busse. 

Windscheid §§.257, 58. — Stobbe §§. 199, 200. — Dern- 
burg §§. 74—79. — Über die Busse nach älterem deutschen Recht 
vgl. u, a. Sperling: zur Geschichte von Busse und Gewalte im 
Mittelalter, 1874, — Löning: Vertragsbruch an verschiedenen 
Stellen. — Für das neuere Recht vgl. Stobbe §. 200 a. E., — 
Dernburg §. 79, — Mandry §. 36; — die Literatur vollständig 
angeführt von Dochow in HoltzendorfTs Rechtslexikon L 445. 

III. 

Inhalt des Forderungsrechts. 
§. 144, I. Überhaupt. 

Rücksichtlich der hier in Betracht kommenden Lehren im allge- 
meinen — Windscheid §. 262 — vgl. die Darstellung in den Lehr- 
büchern des heutigen gemeinen und partikulären Obligationenrechts. 
Hervorzuheben sind mit Rücksicht auf die eigenthümlichen Gestaltungen 
des älteren und neueren deutschen Rechts folgende: 

2. Einzelne Punkte. 
§. 145. a. Rechtsnachtheile, welche den Schuldner treffen, 
wenn er die Leistung verweigert, — es zum Prozess 
kommen lässt, — der im Prozess besiegt wird, — 
die Erfüllung des Urtheils verweigert. — Ungehorsam 
gegen obrigkeitliche Leistungsgebote überhaupt. 

Vgl. Löning §§. 44—46 und an anderen Stellen. — Zur Ver-x 
gleichung siehe Windscheid §. 263. 

§. 146. b. Klagen. — Exekution. — Konkurs. 

Über die Klagen aus obligatorischen Verbindlichkeiten und die Exe- 
cution nach älterem Recht vgl. L a b a n d : vermögensrechtliche 
Klagen, — Meibom: Pfandrecht S. 55—147, — Franklin: Reichs- 
hofgericht n. S. 285 fgg. — Löning: Vertragsbruch §§. 27 fgg. — 
Planck §§.49, 56,60, 61,96, 137—37- 

Neueres Recht im Allgemeinen: 

Windscheid §§. 266—72, — Dernburg §§. 107—132. 

Reichsrecht. Gesetz , betreffend die Aufhebung der Schuldhaft ♦ 
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vom 29. Mai 1868 (R.-G.-B1. 237): der Personalarrest ist als Exe- 
kutionsmittel — insoweit nicht mehr statthaft, als dadurch die Zahlung 
einer Geldsumme oder die Leistung einer Quantität vertretbarer Sachen 
oder Werthpapiere erzwungen werden soll. — Gesetz, betreffend die 
Beschlagnahme des Arbeits- oder Dienstlohns vom 2i. Juni 69 (R.-G,-Bl. 
242) und C.-Pr.-O. §. 749. — Ges., betreffend die Gewährung der 
Rechtshülfe vom 21. Juni 69 (R.-G.-Bl. 305) und Gerichts- V.-G. 
§. 157 %g. - Ger.-Verf.-Ges §. 155 fgg, - C.-Pr.-O. §§. 644-822, 
— Konkurs-Ordnung vom 10. Februar 1877. — ^ß^* ^°^ Allgemeinen 
ausser Dernburg a. a O. noch Dreyer S. 153 fgg und Mandry 
§§. 16, 21, 22. 

§. 147. c. Ort und Zeit der Leistung. — Insbesondere Verzug. 

Windscheid §§. 273 — 282. — ^tobbe m. §. 182. — Dernburg 
§§. 56—61, 71 — 73. — Für das ältere deutsche Recht vgl. Neu- 
mann: Wucher S. 112 fgg., 541 fgg. — Löning §§. 2, 27, 37, 
und a. a. O. 

§. 148. d. Unmöglichkeit der Leistung. — Zufall und Ver- 
schuldung. 

Für das ältere deutsche Recht vgl. S t o b b e : zur Geschichte des deut- 
schen Vertragsrechts S. 209 — 304, wo auch ältere Literatur, — 
Löning §§. 50—52, sowie an anderen Stellen, — Franken: Pfand- 
recht §. 21. — Gemeines Recht: Windscheid §§. 264, 65, 360 (und 
wegen des Gewinns der Sache §. 327); — Stobbe HI. §. 183. — Im 
neuesten Recht: Haftung für Verschuldung von Angestellten und Ge- 
hülfen (z. B. Reichshaftgesetz vom 7. Juni 1871, R.-G.-B1. 208) und 
Haftung bis zur höheren Gewalt: Dernburg §§.68, 69 und die das. 
Angeführten, — Mandry §. 37, — Stobbe §§. 200, 201. 

§. 149. 3. Steigerung der Macht des Gläubigers. 

Für das heutige Recht : Windscheid §§. 283—86. — Hinsichtlich 
der sehr verschiedenen, nach deutschem Recht hier in Betracht kom- 
menden Verhältnisse vgl. die Literatur zu §. 39 und zu §. 150. 

Im Anschluss hieran: 

§. 1 50. Die Bestrafung der Nichterfüllung obligatorischer Ver- 
pflichtungen. 

Löning: der Vertragsbruch und seine Rechtsfolgen, L 1876. — 
Sickel: die Bestrafung des Vertragsbruches und analoger Rechtsver- 
letzungen in Deutschland, 1876. — Neueres Recht: Straf.-G.-B. Art. 
298 und 329. Vgl. Sickel 155 und 176 fgg. und Dochow im Rechts- 
lexikon III. S. 1105, woselbst auch die weitere Literatur. 
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IV. 

Subjekte des Forderungsrechts. 
§. 151. Im Allgemeinen. 

Windscheid §. 290 fgg. — Gerber §. 156. — Stobbe III. 
§. 175. 

§. 152. Mehrheit der Subjekte. 

Lorsch und Schröder S. 268. — Stobbe: zur Geschichte des 
Vertragsrechts S. 145 fgg. — Gierke: Genossenschaft II. §. 15. — 
Windscheid §. 292 fgg. — Stobbe: Handbuch III. §. 176. — 
Reichsrecht: Mandry §. 27. 

• V. 

Entstehung des Forderungsrechts. 

§.153. I. Übersicht im Anschluss an das römische Recht. 

Windscheid §. 303. — Stobbe §. 164. — Dernburg §. 10. — 
Mandry §. 29. — F. Hoff mann: die Entstehungsgründe der Obli- 
gationen , insbesondere der Vertrag, 1874. 

2. Die einzelnen Entstehungsgründe. 
§. 154. a. Einseitige Rechtsgeschäfte. 

Windscheid §. 303. — H. Siegel: das Versprechen als Ver- 
pflichtungsgrund, Berlin 1873. — Ho ff mann: Entstehungsgründe 
1874. — Unger in Grünhut's Ztschrft. I. 357. — Gar eis in Beh- 
rendts Ztschrft. Vm. 180 fgg. — Behrend das. 187 fgg, 306 fgg. — 
Siebenhaar: Archiv für Wechselrecht, N. F. VI. 216 fgg. — 
Pernice in der Ztschrft. f. Handelsrecht XX. 288 fgg. — Sohm: 
Eheschliessung S. 24 fgg. — Löning §. 2 fgg. — Gerber §. 159 
Note 2. — Stobbe §. 171. — Dernburg. §. 12. 

§. 155. b. Verträge. — Begriff und Arten. 

Windscheid §§. 291, 305, 316-23. — Stobbe §§. 165-67, 172, 
178 — 80. — Dernburg §§. 11, 13, 15, 18—20, 27. — Mandry 
§. 32. 

§. 156. Vertragsabschluss. — Formen. — Klagbarkeit 

Über die gesammten, hier zu erörternden Fragen vgl. 
Windscheid §. 306 fgg, — Stobbe in. §. 165 fgg. — Dern- 
burg II. §. II fgg. 

Insbesondere über Klagbarkeit und Formen: 
Kannte das älteste deutsche Recht nur Formal- und Real-, nicht aber 
Consensualkontrakte ? 
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Fortbildung im Recht des Mittelalters? — Ssp. I. 7 : Sve icht borget 
oder lovet, die sal't gelden, unde svat he dut, dat sal he stede hal- 
den. Wil he is aver versaken dar na, he untvort it ime mit sinem 
ede , svat he vor gerichte nit gelent na hevet. Svat he aver vor ge- 
richte dut, des vertilget en de sakeweldige mit tven mannen, unde de 
richter sal de dridde sin. Dsp. 15, Swsp. 11. 

Erst nach der Reception des römischen Rechts gewohnheitsrecht- 
liche Ausbildung des Satzes von der Verbindlichkeit und Klagbarkeit 
aller, auch der formlosen Verträge. 

Kraut §. 121. — Lorsch und Schröder S. 259. — Stobbe: 
zur Geschichte des deutschen Vertragsrechts S. 3 fgg. — Witte: die 
bindende Kraft des Willens im altdeutschen Obligationenrecht (in der 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte VI. 448 fgg). — Die zu §. 154 ge- 
nannten Schriften von Hoffmann, Löning und insbesondere Siegel 
und Sohm. — Stobbe: Reurecht und Vertragsschluss in der Zeit- 
schrift f. Rg. Xin. 209 fgg. — ValdeLievre: Launegild und Wadia, 
1877. — Stobbe §. 165. -- Behrendt zur Geschichte des deut- 
schen Vertragsrechts bei Goldschmidt XXI. S. 583 fgg. — Franken: 
fr. Pfandrecht S. 43 fgg, 210 fgg, 241 fgg. — Thevenin: contri- 
butions k l'histoire du droit germanique (in der nouvelle revue histori- 
que 1879 S. 331 fgg, 1880 S. 69 fgg). — A. Esmein: 6tudes sur 
les contrats dans le tres ancien droit francais, das. 1880 S. 659 fgg 
und 1881 S. 21 fgg. — Brunner: Urkunde S. 272. — Seuffert: 
zur Geschichte der obligatorischen Verträge 1881, §. i und §. 9 fgg. 
Die Formen der V. und deren Bedeutung im heutigen 
Recht: 

Kraut §§. 122, 23. — Windscheid §. 312. — Beseler §§. 119, 
21. — Gerber §§. 159—62. — Stobbe §. 173. — Förster §§. 77 
— 79, Dernburg §. 11. — Aus neuester Zeit vgl. die Darstellung 
von Kübel im Württemb. Gerichtsbl. XII. 453 fgg, 483 fgg. 

§. 157. Die Arrha im älteren und neueren Recht. 

Für das ältere Recht die Stellen bei Kraut §. 124 und die eben 
genannten Schriften von Siegel, Löning, Sohm, Stobbe, de 
Li^vre; ausserdem noch Franken a. a. O. 63. 

Neueres Recht: Windscheid §§. 325, 285 Note 18. — Stobbe 
III, §. 174 unter III. — Beseler §. 121. — Gerber §. 165. -— 
Gengier §. in. — Förster §. 81, Dernburg 11. §. 17. — H.G.B. 
Art. 285. 

§. 158. Vorverträge. — Punktation. 

Windscheid §. 310. — Stobbe §. 173 unter X. — Beseler 
§. 120. — Gerber §. 64. — Förster §. 77. — Dernburg §. 43. 

§. 159. Bestärkung der Verträge. 

Kraut |. 124. — Lorsch und Schröder S. 260. 
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Stobbe: zur Gesch. des deutschen Vertragsrechts S. 25, S. 178 
fgg« — Siegel a. a. O. S. 26 fgg. — Friedländer: das Einlager 
1868. — Bluhme: über die Bekräftigungsformeln der Rechte (im 
Jahrbuch des gemeinen deutschen Rechts III. 197 fgg). — Löning: 
Ursprung und Bedeutung der in den altdeutschen Urkunden enthaltenen 
Strafklauseln, 1875, ^"^h als Anhang zu desselben Werke: der Ver- 
tragsbruch und seine Rechtsfolgen, 1876. — Stobbe §. 174. — 
Gerber §. 165, — Gen gl er §. 11 1. — Vgl. Windscheid 
§§. 324,5- 

§. 160. c. Unerlaubte Handlungen. 

Windscheid §. 326. — Beseler §. 131. -— Gerber §. 166. — 
Förster §§. 89, 90. — Mandry §. 17. 

§. 161. d. Zustände. 

Gerber §. 167. — Förster §. 70. — Dernburg §. 10 (verwandt- 
schaftliche, sociale, gewerbliche Beziehungen). 

VI. 

§. 162. Sondernachfolge in die Forderung und in 

die Schuld. 

Windscheid §§.329—40. —Stobbe §§.177 — 81. — Förster 
§§• 99 feg; — Dernburg §§. 80 fgg. — Cession (Veränderungen 
durch das Reichsrecht: Mandry a. a. O. §. 30 fgg.). — Die Über- 
tragungsformen des modernen Rechts. — Die Über- 
nahme fremder Schulden. 

VII. 
§. 163. Aufhebung des Forderungsrechts. 

Windscheid §§. 341—61. — Förster §§. 91—97, — Dernburg 
§§. 32 — 106. — Gerber §. 173. — Beseler §. 122. — Reichs- 
recht: Mandry §. 31 fgg., — Dreyer §§. 73, 74, — insbesondere Ge- 
werbe-Ordnung §§. 1 1 5 — 1 19. 

Zweites Buch. 

Die einzelnen Forderungen. 

§. 164. Vorbemerkung. 

• Die Ausscheidung derjenigen obligatorischen Ver- 
hältnisse, welche ausschliesslich unter dem römischen 
Recht stehen, und derjenigen, welche dem System 
des handelsrechtlichen Obligationenrechts zu über- 
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weisen sind. — Über die Behandlung der Lehre 
von den einzelnen Instituten. — Systematische An- 
ordnung. 

Gerber §. 174. Note i. —- Stobbe m. §. 60. 

Erstes Kapitel. 
Vertrags-Obligationen. 



§. 165. Kauf. 

Kraut §§. 128, 29. — Lorsch und Schröder S. 268, 69. 

Im Allgemeinen: Windscheid §§. 385—97. — Stobbe §§. 184, 
185. — Gerber §. 174. — Beseler §. 123. —Gengier §§. 116, 
17. — Dernburg §§. 133—57. 

Wein am Stocke, Früchte auf dem Halm: Kraut §. 128 
Nr. 3, 4, 5. — Reichs-PoI.-Ordn. von 1548 Tit. XIX §§. i , 2 
und von 1577 Tit. XIX. §. 3: Dass gleichwol männiglich dem armen 
Mann in der Noth — auf Wein, Frucht und anders fürzuleyhen 
oder zuvor auszugeben — erlaubt seyn solle: jedoch dass dasselbig 

— anders und mehrers nicht, als auf den Schlag und gemeinen 
Kauff, was nemlich der Wein oder Treyd zur Zeit des Contracts 
oder aber 14 Tag die nechsten nach dem Herbst oder 
E r n d t e n gelten wird , beschehe. — Vgl. Neumann: Wucher 
S. 100 fgg. 

Die Wandelungsklage, insbes. die Gewährleistung beim 
Viehhandel: Zimmermann im Archiv f. praktische Rechtswissen- 
schaft, N. F. VI. 256. — Walt her: das. VIII. S. 3 fgg, 113 fgg. — 
Roloff im Archiv f. d. civilist. Praxis Bd. 52 S. 552 fgg. — Sehr 
ausfuhrlich auch Gengier: Grundzüge §. 117 — und neuerdings in 
umfassendster Weise Kübel im Württembergischen Archiv XXI. 
1880 S. I — 112. 

HaftungdesVerkäuferswegenEntwehrung nach älterem 

— Sickel S. 79, Löning §§. 14, 55 — und neuerem Recht. 
Verkauf nach Taxen: R.Gew.-Ordn. Tit. V. §§. 72—75. 
Laesio enormis: Stobbe III. 250 fgg. 

II. 

§. 166. Pacht und Miethe. 

Kraut §. 136. — Lorsch und Schröder S. 269. 

Im Allgemeinen Windscheid §. 399—403. — Gerber §. 180. 

— Beseler §§. 126, 200, 201. — Gengier §§. 118 — 20. — Stobbe 
§. 186. ~ Dernburg §. 166 fgg, §. 199 fgg. — • 

Franklin, deutsches Privatrecht 2. Aufl. 6 
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Gut sp acht und Haus- und Wohnungsmiethe: von Brün- 
ne ck: zur Geschichte der Miethe und Pacht in den deutschen und 
germanischen Rechten des Mittelalters (Ztschrft. der Sav. -Stiftung, 
germ. Abth. I. 138 fgg). — Drechsler: der landwirthschaftliche 
Pachtvertrag, 1871. — Brückner: die Wohnungsmiethe nach ge- 
meinem Recht, Weimar 1877. 

Einquartierungs- und Kriegsleistungen: Ges. vom 2Jl Juni 
1868, betreffend die Qaartierleistung während des Friedensstandes, — 
Naturalleistungs-Ges. vom 13. Febr. 1875 ( — beide bearbeitet in der 
Ausgabe von Rü dinge r, Stuttgart 1878), — - und Ges. über die 
Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 (R.-G.-B1. 129 fgg). — Vgl. E. 
Meier im Rechtslexikon I. 644 fgg. 

Die Viehverstellung in ihren verschiedenen Formen: Huck 
in der Zeitschrift für deutsches Recht V. 226 fgg; vgl. auch Württ. 
Gerichtsbl. XVII. S. 22 und Archiv XXI. S. 255. 

III. 

Der Arbeitsvertrag. 
§.167. Im Allgemeinen. 

Für das ältere deutsche Recht: Löning §. 56, — Sickel 
S. 96 fgg. 

Für das neuere Recht vgl. im Allgemeinen Windscheid §§. 
401, 404. — De rn bürg §. 191 fgg. — Dankwar dt: der Arbeiter- 
Vertrag, in Jhering's Jahrbüchern XIV. S. 228—283. 

Übersicht der hier in Betracht kommenden Verhält- 
nisse: 

Staatsrechtliche, vgl. z. B. Ges. vom 31. März 1873 betreffend 
die Rechtsverhältnisse der Reichsbeamten (R.-G.-B1. S. 61 fgg), und 
dazu Thudichum: das Reichs-Beamtenrecht, Leipzig 1876, sowie 
Württemb. Ges. vom 28. Jan. 1876, R.-B1. S. 211 fgg. — Dienst- 
leistung, welche allein. oder vorwiegend in freier geistiger Thätigkeit 
beruht: Windscheid §. 404, Dankwardt in Jhering's Jahrbüchern 
Xni. 362 fgg. — Arbeits-, Dienst- und Transportverträge nach Han- 
delsrecht. — Der Heuervertrag: Seemannsordnung vom 27. September 
1872, R.-G.-B1. 409, dritter Abschnitt §§. 24 fgg: Vertragsverhältniss. 
— Dienstmiethe. 

Insbesondere: 
§.168. Der Vertrag mit Gewerbegehilfen. 

Stobbe §. 188. — Gerber §. 182. — Beseler §. 211, 12 an 
verschiedenen Stellen. — Gengier a. a. O. §. 121 unter 6. 

Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 (B.-G.-Bl. 245 -282) Tit. VII, 
abgeändert durch das Gesetz vom 17. Juli 78, §. 105—20, §. 121 bis 
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25» 134 — 39^- (Commentare von Jakobi, Marcinowski, u. a. m.; die 
württemb. Ausführungsbestimmungen besonders berücksichtigt in den 
Commentaren von Schicker, Stuttgart 79, und von Weinheimer, ebenda 
1879). Siehe auch die zu §. 31 und §. 146 citirten Reichsgesetze. 

Vgl. Thöl: Handelsrecht I. §. 82 fgg. — Dreyer §. 83 fgg. — 
Mandry §. 33. — Seydel in Hirth's Annalen 1878 S. 929 fgg. — 
Ende mann das. 1879 S. 534 fgg. 

§. 169. Der Lehrvertrag. 

Gewerbe-Ordn. in der Redaktion von 1878 §. 126—33. — Litera- 
tur wie zu §. 168; vgl. ausserdem Mandry §. 34, — Dernburg 
§. 194. 

§.170. Der Gesindevertrag. 

Kraut §. 196. — Für die Geschichte vgl. G. Hertz: die Rechts- 
verhältnisse des freien Gesindes nach den deutschen Rechtsquellen 
des Mittelalters, 1879. — Geltendes Recht: Gerber §. 181. — Be- 
seler §. 108. — Dernburg §. 195—97. -— Gengier §. 121. — 
Stobbe §. 187. — Die umfassendste Zusammenstellung der (wenigen 
reichsrechtlichen und) zahlreichen partikularrechtlichen Normen giebt 
Neubauer III. 145 — 172. 

IV. 
Kreditgeschäfte. 
§.171. Geschichtliche Entwickelung. 

a) Die Pfandsatzung mit Nutzungsrecht. 

Funk S. 30. — Neumann: Wucher S. 180—90. — Meibom 
S- 341 fgg, 375 , 76. — Stobbe n. S. 266 fgg. — Neuerdings Fran- 
ken: franz. Pfandrecht §. 13, 14 u. a. anderen Stellen. 

b) Kauf auf Wiederkauf. 

Neumann S. 190 fgg und die das. Angeführten. — Platner: 
der Wiederkauf, in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte IV. 123 fgg. 
— Meibom 272 fg, 358 fg. — Laband: Klagen 268 fg. — Fran- 
ken a. a. O., namentlich §. 12. 

c) Der Rentenkauf. 

Kraut §. 109. — Lorsch und Schröder 266, 269. — Funk 
S. 42, 55 fgg. — Albrecht: Gewere S. 157 fgg. — Duncker: 
Reallasten S. 43 fgg, 69 fgg, 184 fgg. — Stobbe in der Ztschrft. 
für deutsches Recht XIX. 178 fgg. — Arnold: Gesch. des Eigen- 
thums in den deutschen Städten, bes. S. 87 fgg, 225 fgg. — Neu- 
mann a. a. O. S. 212 fgg. — Sickel S. 68 fgg. — - Pauli: Ab- 
handlungen aus dem lübischen Rechte, 4. Theil: die sog. Wiebolds- 

6* 
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renten. — Gerber §. i88. — Be seier §. 95, §. 127. — Stobbe 
II. §. 104, wo auch weitere partikularrechtliche Literatur. — Roth 
II. §. 176 fgg. (Das Ewiggeld der Stadt München.) — Vgl. auch 
noch von Duhn: deutschrechtliche Arbeiten S. 107 fgg. 

d) Das zinsbare Darlehen. 

Kraut §. 138. — Lorsch u. Schröder a. a. O. 269. — Neu- 
mann S. 506 — 568. — Endemann und die weitere Literatur zu 
§. 141. 

§. 172. Heutiges Recht. 

Windscheid §§. 370—73. — Beseler §. 109. — Gerber §. 187. 

— Stobbe §. 190. — Dernburg §. 176—79. — Thöl §§. 295, 96, 
309. — Neuere Formen des Anleihegeschäfts (Staats-, städtische, stj^n- 
desherrliche u. s. w. Anleihen. — Prämienanleihen). 

V. 
Rentengeschäfte. 
§.173. Allgemeines. 

Das wirthschaftlich dem Renten- und Versicherungs- 
geschäft Gemeinsame. — Umgränzung des Begriffs der 
Rente. — Die verschiedenen Formen für die Consti- 
tuirung einer Rente im festgestellten Sinne. — Die 
Renten als Reallasten. 

Kraut §. 141. — Lorsch u. Schröder S. 269 unter g u. h. 

§. 174. Leibzucht. 

Die Leibzucht im ehelichen Güterrecht, — in Verbindung mit der 
Gutsabtretung, — andere Fälle und Formen der Bestellung. Vgl. die 
Literatur oben zu §. 127 und Gerber §. 191, — Behaghel §. 237. 

§.175. Leibrenten vertrag. 

Stobbe in seinen Beiträgen zur Geschichte des deutschen Rechts 
S. 25 fgg. — Rückert: der Leibrentenvertrag, Erlangen 1857. — 
Besondere Arten des Geschäfts , namentlich Rentenverträge zu Gunsten 
Dritter: Pfeiffer in der Zeitschrift f. deutsches Recht IX. 440 fgg 
(die rechtlichen Verhältnisse der Wittwenkassen) und praktische Aus- 
fuhrungen Vni. 222. — Im. Allgemeinen vgl. noch Gerber §. 192, 

— Beseler §. iii, — Thöl I. §§. 311, 12, — Stobbe §. 196, — 
Dernburg §. 160, — Schmidt §. 118, Siebenhaar §. 379. 

VI. 
§.176. Versicherungsgeschäfte. 

über die systematische Behandlung der Versicherungsgeschäfte vgL 
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besonders Goldschmidt I. §. 49, wo auch reiche Literatur nament- 
lich für die principiellen Fragen des Versicherungsrechts. 

Kraut §. 143. — Malsz: Betrachtungen über einige Fragen des 
Versicherungsrechts, 1862. — Endemann in der Zeitschrift für Han- 
delsrecht DC. 284 fgg, 511 fgg, und X. 242 fgg. — Bezold: Er- 
örterungen aus dem Gebiete des Assecuranzwesens I, n, 1873. — 
Cohn: der Versicherungsvertrag nach allgemeinen Rechtsprincipien, 
1878. — Thöl: Handelsrecht I. 2. §. 297 fgg. — Beseler §. in. — 
Stobbe §. 197. — Gengier II. 689 fgg. ~ Dernburg §. 231 
fgg. — Gerber §. 202. — Regelmässige Literaturübersichten in Gold- 
schmidt's Zeitschrift. 

Kübel: Die Verhandlungen der Dresdener Bundeskommission zur 
Ausarbeitung eines deutschen Obligationenrechts über den Versicherungs- 
vertrag, bei Malsz: Zeitschrift für Versicherungsrecht I. 321 — 407, 
n. I— 112. 

Rechtsprechung u. a.: Zeitschrift für Handelsrecht XIII. 45 fgg, 418 
fgg. — Die Rechtsprechung des R.O.H.G. über Versicherungsrecht, ge- 
ordnet nach den Art. des H.-G.-B. und den §§. des preuss. A,-L.-R., 
bei Kowalzig: Urheberrecht, Reichshaf^flichtgesetz u. s. w. Berlin, 
1877, S. 81— 141. 

Über Lebensversicherung (?) insbesondere vgl. Staudinger: 
die Lehre vom Lebensversicherungsvertrag, 1858. — Malsz: die Le- 
bensversicherung in seiner Zeitschrift II. 129 fgg, 225 fgg, und in der 
Zeitschrift für Handelsrecht XIII. 486 fgg. — Endemann das. X. 272 
fgg. — Reuling das. XV. 57 fgg. — Hinrichs das. XX. 330* 
%g- — Predöhl das. XXII. 441 fgg. — Goldschmidt das. XXIH. 
179 fgg. — Lab and: die juristische Natur der Lebens- und Renten- 
versicherung (in den Festgaben für Thöl), 1879. — Ho ff mann: 
der Lebens-Versicherungsvertrag und die für denselben geltenden 
Rechtsgrundsätze im Lichte der Entscheidungen des Reichs-O.-Handels- 
gerichts, 1879. — Ausserdem Beseler §. in. — Thöl I. §. 310. 
— Stobbe §. 198. — Förster II. J? 346, Dernburg II. §. 239. 

VII. 
§.177. Spiel und Wette. 

Kraut §§. 139, 40. — Lorsch und Schröder S. 270 unter k, 1. 

Wilda in der Zeitschrift für deutsches Recht 11. S. 133 fgg 
(die Lehre vom Spiel) und VIIL S. 200 fgg (die Wetten). — Thöl: 
Verkehr mit Staatspapieren S. 235 fgg. — Brück: über Spiel und 
Wette, Greifswalder Dissertation, 1868. — Krügelstein: über den 
begrifflichen Unterschied von Spiel und Wette, Leipzig 1869. — Hein- 
zerling: die W^tte (im Archiv für praktische Rechtswissenschaft 
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XI. S. 109 fgg), 1879. — Schuster: das Spiel, seine Entwickelung 
und Bedeutung im deutschen Recht, Wien 1878. — Spiel: Blätter 
für Rechtsanwendung Bd. 40 S. 59 fgg, — Archiv für Oldenburg X. 
193 fgg. — Spiel- Anlehen : Archiv f. prakt. Rechtswissenschaft N. F. 
VII. S. 3 fgg. •— Wette: Württemb. Monatsschrift für die Justiz- 
pflege Xin. S. 81 — 102. 

Windscheid §. 412, 20. — Stobbe §. 193, 4. — Gerber 
§• '93» 4- — Beseler §. 112. — Dernburg §. 158. — Thöl I. 
§. 304—7. 

Besondere Arten: Ausspielgeschäft , — Lotterie. Ausser den 
vorher angegebenen Schriften vgl. noch Stobbe §. 195, — Dern- 
burg §. 159, — Gar eis und Liszt im Rechtslexikon E. 678 fgg, 
und die bei diesen angeführte Literatur. — Verhältniss zwischen dem 
Lotterie-Collekteur und dem Spieler: Wolff im Archiv f. prakt. 
Rechtsw., N. F. VI. 135 fgg, -- Ztschft. f. Sachsen, N. F. XXII. 

s. 339. 

VIII. 
§. 178. Bürgschaft. 

Kraut §. 142. — Lorsch und Schröder S. 270 unter r. — 
Stobbe: z. Gesch. d. dtsch. Vertragsrechts S. 115 fgg. — Platner: 
die Bürgschaft, Leipzig 1857. — Lewis: die Succession des Erben 
§. 12 S. 145 fgg. — Löning a. a. O. S. 21, i26, 272 fgg. — 
Sickel a. a. O. S. 91 fg. — Friedländer: Einlager S. 43 fg, 
S. 61 fgg. 

Heutiges Recht: Windscheid §§. 476 fgg. — Gerber §. 201. 

— Beseler §. 128. — Stobbe §. 191, 92. •— Förster H. §. 144, 
Dernburg II. §. 240 — 48. — Über die Intercessionen der Frauen 
nach Reichsrecht: Mandry a. a. O. §. 2 S. 18 fgg. 

Z^yeites Kapitel. 
Die Reallasten. 
a) Im Allgemeinen. 

Kraut §§. 110 — 117. — Urkunden verzeichnet bei Lorsch und 
Schröder S. 266. — Duncker: die Lehre von den Reallasten in 
ihren Grundzügen, Marburg 1837. — Renaud: Beitrag z. Theorie 
der Reallasten , 1 846. — Schenck: Natur der Reallasten, in der 
Ztschrft. für Rechtspflege in Sachsen N. F. XIV. 1856 S. 289 fgg. 

— F r i e d 1 i e b : die Rechtstheorie der Reallasten , Jena 1 860. — 
Mann: Untersuchungen über den Begriff der Reallasten im gemeinen 
Recht, Dessau 1869. — v. Meibom: Realschulden und Reallasten, 
in Bekkers und Muthers Jahrbuch IV. 442 fgg. — Gerber: zur 
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Theorie der Reallasten, in den gesammelten Jurist. Abhandlungen 
S. 213—42, S. 243 — 260. — O. Müller: Die Reallasten nach dem 
bürg. Gesetzbuch für Sachsen, 1878. — Neubauer n. 44—77. 

— Weitere Literatur über das Rechtsinstitut im Allgemeinen und 
über die einzelnen Arten der Reallasten in den angeführten 
Monographien und bei Stobbe §§. loo fgg, — Gerber §§. 168 — 72, 

— Be seier §§. 190 — 92. — Siehe auch oben §. 124. 
Dernburg I. §. 305 fgg, Förster m. §. 188. — Siebenhaar 

§. 249—53, Schmidt §. 85 fgg. — Bertram §. 316 fgg. — 
Behaghel §. 109. — Unger§. 63. — Roth: bayr. Civik. II. 
§. 169—80. — Lang: Sachenrecht 11. §. 132—150. 

§. 179. I. Geschichte. — öffentliche Lasten und Reallasten im 
eigentlichen Sinne. 

§.180.2. Die rechtliche Natur der Reallasten. 

§.181.3. Entstehung, Übertragung, Veränderung und Unter- 
gang derselben. 

§.182.4. Schutz der Reallasten, 
b) Die einzelnen Arten. 

§.183. Renten und Zinse. 

Wegen der Renten siehe oben §. 171. — Über die Zinsen: Kraut 
§. 115. — Sickel S. 52 fgg. — Stobbe IL. S. 485 fgg. — Gerber 
§. 189. — Gengier: Lehrbuch I. §. 77. — Beseler §. 192. — 
Sehr ausführlich Mittermaier I. §§. 175—180. 

§.184. Zehnten. 

Kraut §. 116. — Gerber §. 190. — Beseler §. 192^. — Gengier 
a. a. O. §. 79 S. 315 — 34. — Stobbe §. 105. — Mittermaier 
§§. 181—88. — Weitere Literatur über den hier allein in Betracht 
kommenden weltlichen Zehnten findet sich in allen diesen Werken 
angegeben. 

§.i85.Frohnden. 

Kraut §. 117. — Gerber §. 186. — Beseler §. 192c. — 
Gengier §. 80 S. 335 fgg. — Stobbe §. 136 S. 482 fgg. — 
Mittermaier §§. 189—195. 

Drittes Kapitel. 
Unerlaubte Handlungen. 

§.186. 1. Haftung wegen Verschuldung ausserhalb des Kon- 
trakts. 
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Übersicht der zahlreichen, hier in Betracht kommenden Verhältnisse 
des älteren und neueren deutschen, gemeinen und partikulären Rechts. 
Hervorzuheben : 

-a) Entschädigung oder Busse, wenn eine Beleidigung nachtheilige 
Folgen für die Vermögensverhältnisse, den Erwerb oder das Fort- 
kommen des Beleidigten mit sich bringt: Str.-G.-B. §. i88; 

b) ebenso beiKörperverletzung, das. §. 231, — daneben S c h m e r- 
zensgeld; 

c) bei Tödtung Ersatz der unmittelbar entstandenen Kosten und 
Anspruch auf Unterhalt Seitens der Angehörigen, welche eine Alimen- 
tationsberechtigung gegenüber dem Getödteten haben; 

d) bei Freiheitsentziehung Ersatz des Schadens — und partikular- 
rechtlich Busse, Sachsenbusse, emenda Saxonica; 

e) Beschädigung durch Amtshandlungen; 

f) Vermögensbeschädigung (grosse Mannigfaltigkeit der 
Thatbestände) ; 

g) Beschädigung durch Thiere. 

Gengier: Lehrbuch I. 771 fgg und System §§. 129 und 131. 

— Beseler §. 131. — Stobbe III. §§.200—204. — Dernburg II. 
§. 294 fgg. — Vgl. Windscheid §§. 451 — 72. 

Insbesondere: 
§.187.2. Die Verletzung des Firmenrechts. 

H.G.B. Art. 27. — Weiteres im Handelsrecht §. 39. 

§.188.3. Unberechtigter Gebrauch einer Waarenbezeichnung. 

Für die Geschichte der Waarenzeichen und des Schutzes derselben 
vgl. Homeyer: die Haus- und Hofmarken, Berlin 1870, und Dietzel 
im Jahrbuch von Bekker und Muther IV. S. 227 fgg. 

Für das geltende Recht: Reichsgesetz üb er den Markenschutz 
vom 30. Novbr. 1874 (R.G.B1. 143 fgg) und Ausführungsbestimmungen 
(Einrichtung des Zeichenregisters, Form der Eintragungen und Lösch- 
ungen) vom 8. Februar 75 (im Centralbl. 1875 Nr. 7). — Zahlreiche 
Commentare, u. a. von Landgraf, 75, — Endemann, Berlin 76, 

— Stockheim, München 76, — Meves, Erlangen 76, — Jacobi, 
Berlin 77. — Sodann: Löbker: der Markenschutz, in Hauser's Zeit- 
schrift IV. 129 fgg, — Klostermann: Patentgesetzgebung §.53 fgg, 

— Stobbe m. §. 163, — Thöl: Handelsrecht L §. 209, — 
Völderndorff in Endemann's Handbuch des Handelsrechts I. 208 
fgg, — Behrend: Lehrbuch des Handelsrechts §.41, — Dernburg 
II. §. 314. 

Das Gesetz gewährt Schutz gegen die widerrechtliche Verwendung 

a) von Namen und Firmen als Waarenbezeichnungen , und 

b) von eigentlichen Waarenzeichen, (Über die letzteren, zu deren 
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Anmeldung nur Gewerbtreibende , deren Firma im Handelsregister 
eingetragen ist, befugt sind, vgl. die Vorlesung über Handelsrecht 
§. 40.) 

In Betracht kommen aber an dieser Stelle: 

§. 13. Jeder inländische Produzent oder Handeltreibende kann 
gegen denjenigen, welcher Waaren oder deren Verpackung mit einem 
für den Ersteren nach Massgabe des Gesetzes zu schützenden Waaren- 
zeichen oder mit dem Namen oder der Firma des Ersteren 
widerrechtlich bezeichnet, im Wege der Klage beantragen, dass der- 
selbe für nicht berechtigt erklärt werde, diese Bezeichnung zu ge- 
brauchen. Desgleichen kann der Produzent oder Handeltreibende 
gegen denjenigen, welcher dergleichen widerrechtlich bezeichnete 
Waaren in Verkehr bringt oder feilhält, im Wege der Klage bean- 
tragen, dass derselbe für nicht berechtigt erklärt werde, so bezeichnete 
Waaren in Verkehr zu bringen oder feil zu halten. (Feststellungs- 
klage wie nach §. 231 der Civ.-P.-O. — Die Klage kann aber auch 
auf Untersagung des Gebrauchs der Bezeichnung gerichtet werden; 
in diesem Falle kann das die Verpflichtung aussprechende Urtheil zu- 
gleich die nach §. 775 nothwendige Strafandrohung aussprechen.) — 
§. 14. Bei wissentlichem Zuwiderhandeln Bestrafung auf Antrag 
und Entschädigung für den Verletzten. — - §. 15. Statt jeder Ent- 
schädigung kann auf Verlangen des Beschädigten neben der Strafe 
auf Busse erkannt werden. — §. 16. Beweiswürdigung (Civil.-P.-O. 
§. 260). — §. 17. Erfolgt eine Verurtheilung auf Grund des §. 14, 
so ist auf Antrag des Verletzten bezüglich der im Besitze des Ver- 
urtheilten befindlichen Waaren auf Vernichtung der Zeichen auf der 
Verpackung oder den Waaren, oder, wenn die Beseitigung der Zeichen 
in anderer Weise nicht möglich ist, auf Vernichtung der Verpackung 
oder der Waaren selbst zu erkennen. Erfolgt die Verurtheilung im 
Strafverfahren, so ist dem Verletzten die Befugniss zuzusprechen, die 
Verurtheilung auf Kosten des Verurtheilten öffentlich bekannt zu 
machen. Die Art der Bekanntmachung, sowie die Frist zu derselben 
ist in dem Urtheil zu bestimmen. — §. 18. Der dem Inhaber eines 
Waarenzeichens , eines Namens oder einer Firma nach Inhalt dieses 
Gesetzes gewährte Schutz wird dadurch nicht ausgeschlossen, dass das 
Waarenzeichen , der Name oder die Firma mit Abänderungen wieder- 
gegeben sind, welche nur durch Anwendung besonderer Aufmerksam- 
keit wahrgenommen werden können. 

§.189. Die Verletzung der Urheberrechte und des Erfinder- 
rechts. 

Darüber vgl. unten §. 193 unter 7 und 8 und §. 198 ebenfalls 
unter 7 und 8. 
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Viertes Kapitel. 

Andere ausserkontraktliche Forderungsrechte. 

§. 190. Übersicht. 

Handelte es sich darum, in der Vorlesung eine systematische 
Darstellung des gesammten Obligationenrechts zu geben, so würden 
unter der gewählten Bezeichnung eine Fülle obligatorischer Verhält- 
nisse zu behandeln sein, die man als obligationes quasi ex contractu 
und quasi ex delicto, als gesetzliche Forderungsrechte, als Rechte 
aus besonderer gesetzlicher Bestimmung, u. s. w., den Vertrags- 
und Deliktsobligationen anzuschliessen pflegt. Es würden hierher 
gehören : 

1. die Forderungsrechte aus vertragsähnlichen Gründen, die dem 
Vergehen verwandten Fälle und die gesetzlichen Forderungsrechte, 
welche Windscheid §. 421 fgg nnd 473 fgg behandelt, und aus 
dem deutschen Recht insbesondere die von Gerber §. 167 charak- 
terisirten Verpflichtungen, die mit dem Eintritt in einen bestimmten 

, Zustand gegeben sind (Beispiele oben in den §§. 113, 20, 26, 81). 

2. Ansprüche auf Gegenleistungen für die Erfüllung von Pflichten 
und für Leistungen, welche das Recht den Einzelnen auferlegt. So 
der Anspruch des Expropriirten , auch des Retraktpflichtigen, auf Ent- 
schädigung: oben §. 63 und 75; — femer auf Vergütung für Leistung 
von Militärlasten: La band, Staatsrecht §§. 93, 94; — auf Entschä- 
digung für die Beschränkungen des Grundeigenthums in der Umgebung 
von Festungen, welche in Folge des Reichsgesetzes vom 21. Decem- 
ber 1871 eingetreten sind und eine Werthverminderung der Grund- 
stücke herbeigeführt haben: das. §.95; — der Anspruch auf Bergfe- 
und Hülfslohn: H.G.B. Art. 742 fgg; — die Vergütung für Leist- 
ungen nach der Strandungsordnung §§. 4, 5, 9; u. a. m. 

3. Endlich kommen hier in Betracht die zahlreichen Fälle, in wel- 
chen aus Rücksichten auf die öffentiiche Sicherheit ein Anspruch auf 
Schadensersatz gegen bestimmte Personen gegeben ist, ohne dass die- 
sen in Beziehung auf den eingetretenen Schaden ein schuldbares Ver- 
halten nachgewiesen werden könnte. So: Haftung für gefährdende 
Unternehmungen (Beispiel oben j. 134); — Haftung (wenigstens be- 
schränkte) bei Verletzung von Urheber- und verwandten Rechten, auch 
wenn den Handelnden ein Verschulden nicht trifft (Beispiel: Veran- 
staltung eines Nachdrucks im Fall des §. 18 des Reichsges. von 70); 
— weiter Haftung für den durch Thiere herbeigeführten Schaden, 
wenn auch der Eigenthümer bei der Beaufsichtigung nichts verschuldet 
hat (oben §. 186 unter g); — die Fälle, in denen Staat, Gemeinden, 
juristische Personen für ihre Beamten und Angestellten, Gewerksherm 
für ihre Gehülfen, Dienstherrn für das Gesinde, u. s. w. in gleicher 
Weise einzustehen haben (oben §. 148). — Vgl. auch über die hier 
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unter 3 erwähnten Verhältnisse Dernburg §. 299—302 und Stobbe 
m. §. 200 — 202. 

Soweit die, etwa in der erwähnten Weise zu gruppirenden , ausser- 
kontraktlichen Forderungsrechte dem deutschen Privatrecht angehören, 
sind sie an geeigneter Stelle erörtert worden oder noch zu erwähnen. 
Besonders zu behandeln ist aber an dieser Stelle: 

§•191. Das Reichshaftpflichtgesetz. 

Reichsgesetz vom 7. Juni 1871 (R.-G.-Bl. S. 207—209) betref- 
fend die Verbindlichkeit zum Schadensersatz für die bei 
dem Betriebe von Eisenbahnen, Bergwerken, Steinbrüchen, Gräbereien 
und Fabriken herbeigeführten Tödtungen und Körperverletzungen. 

§. I. Wenn bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getödtet 
oder körperlich verletzt wird, so haftet der Betriebs-Untemehmer für 
den dadurch entstandenen Schaden, sofern er nicht beweist, dass der Un- 
fall durch höhere Gewalt oder durch eigenes Verschulden des Getödteten 
oder Verletzten verursacht ist. — §. 2. Wer ein Bergwerk, einen Stein- 
bruch, eine Gräberei (Grube) oder eine Fabrik betreibt, haftet, vrejan ein 
Bevollmächtiger oder ein Repräsentant oder eine zur Leitung oder Be- 
aufsichtigung des Betriebes oder der Arbeiter angenommene Person durch 
ein Verschulden in Ausführung d^ Dienstverrichtungen den Tod oder 
die Körperverletzung eines Menschen herbeigeführt hat, für den dadurch 
entstandenen Schaden. — §. 3. Der Schadensersatz (§§. i und 2) ist zu 
leisten: i) im Falle der Tödtung durch Ersatz der Kosten einer versuch- 
ten Heilung und der Beerdigung, sowie des Vermögensnachtheils, wel- 
chen der Getödtete während der Krankheit durch Erwerbsunfähigkeit 
oder Verminderung der Erwerbsfähigkeit erlitten hat. War der Getöd- 
tete zur Zeit seines Todes vermöge Gesetzes verpflichtet, einem An- 
dern Unterhalt zu gewähren, so kann dieser insoweit Ersatz fordern, 
als ihm in Folge des Todesfalles der Unterhalt entzogen worden ist; 
2) im Fall einer Körperverletzung durch Ersatz der Heilungskosten 
und des Vermögensnachtheils, welchen der Verletzte durch eine in 
Folge der Verletzung eingetretene zeitweise oder dauernde Erwerbs- 
unfähigkeit oder Verminderung der Erwerbsfähigkeit erleidet. — 
§. 4. War der Getödtete oder Verletzte unter Mitleistung von Prä- 
mien oder anderen Beiträgen durch den Betriebs-Unternehmer bei einer 
Versicherungsanstalt, Knäppschafts- , Unterstützungs- , Kranken- oder 
ähnlichen Kasse gegen den Unfall versichert, so ist die Leistung der 
Letzteren an den Ersatzberechtigten auf die Entschädigung einzurech- 
nen , wenn die Mitleistung des Betriebs-Unternehmers nicht unter einem 
Drittel der Gesammtleistung beträgt. — §.5- Die in den §§. i und 
2 bezeichneten Unternehmer sind nicht befugt, die Anwendung 
der in den §§. i bis 3 enthaltenen Bestimmungen zu ihrem Vor- 
theil durch Verträge (mittelst Reglements gder durch besondere i)bex- 



— 92 — 

einkunft) im Voraus auszuschliessen oder zu beschränken. 
Vertragsbestimmungen, welche dieser Vorschrift entgegenstehen, 
haben keine rechtliche Wirkung. — §. 6 (Bewe;is Würdigung) ist 
aufgehoben durch §.13 des Einf.-Ges. zur C.-P.-O., vgh jetzt §§, 259, 
60 der letzteren. — §. 7. Das Gericht hat unter Würdigung aller Um- 
stände über die Höhe des Schadens, sowie darüber, ob, in welcher 
Art und in welcher Höhe Sicherheit zu bestellen ist, nach freiem Er- 
messen zu erkennen. Als Ersatz für den zukünftigen Unterhalt oder 
Erwerb ist, wenn nicht beide Theile über die Abfindung in Kapital 
einverstanden sind, in der Regel eine Rente zuzubilligen. Der Ver- 
pflichtete kann jederzeit die Aufhebung oder Minderung der Rente 
fordern, wenn diejenigen Verhältnisse, welche die Zuerkennung oder 
Höhe der Rente bedingt hatten, inzwischen wesentlich verändert sind. 
Ebenso kann der Verletzte, dafem er den Anspruch auf Schadensersatz 
innerhalb der Verjährungsfrist (§. 8.) geltend gemacht hat, jederzeit 
die Erhöhung oder Wiedergewährung der Rente fordern, wenn 
die Verhältnisse, welche für die Feststellung, Minderung oder Aufhe- 
bung der Rente massgebend waren, wesentlich verändert sind. Der 
Berechtigte kann auch nachträglich die Bestellung einer Sicherheit oder 
Erhöhung derselben fordern , wenn die Vermögensverhältnisse des Ver- 
pflichteten inzwischen sich verschlechtert haben. — §. 8. Die Forde- 
rungen auf Schadensersatz (§§. i bis 3) verjähren in zwei Jahren vom 
Tage des Unfalls an. Gegen denjenigen, welchem der Getödtete Un- 
terhalt zu gewähren hatte (§. 3 Nr. i), beginnt die Verjährung mit 
dem Todestage. Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und 
diesen gleichgestellte Personen von denselben Zeitpunkten an, mit Aus- 
schluss der Wiedereinsetzung. — §. 9. Die Bestimmungen der Lan- 
desgesetze, nach welchen ausser den in diesem Gesetz vorgesehenen 
Fällen der Unternehmer einer in den §§. i und 2 bezeichneten An- 
lage oder eine andere Person, insbesondere wegen eines 
eigenen Verschuldens für den bei dem Betriebe der Anlage 
durch Tödtung oder Körperverletzung eines Menschen entstandenen 
Schaden haftet, bleiben unberührt. Die Vorschriflen der §§. 3. 4. 6 
bis 8 finden auch in diesen Fällen Anwendung, jedoch unbeschadet 
derjenigen Bestimmungen der Landesgesetze, welche dem Beschädig- 
ten einen höheren Ersatzanspruch gewähren. — §. 10. Competenz des 
R.-O.-Hgerichts, jetzt des Reichsgerichts. 

Zahlreiche Commentare, u. a. von Endemann, 2. Aufl. 1876, — 
Jacobi, II. Aufl. 78, — Eger, 2. Aufl. 79, — Kowalzig, 77, -— 
Genzmer, 1882. 

Vgl. femer Dreyer S. 112 fgg, — Mandry §. 37, -- Römer 
in der Zeitschrift für Handelsrecht 18. S. i fgg, — Dernburg 
§. 301. — Grosse Fülle von Entscheidungen des obersten Gerichts; 
mitgetheilt namentlich von Eger und Genzmer. 
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Vierter Theil. 

Das Urheber- und Erfinderrecht. 
I. 

Das Urheberrecht. 

Klostermann: das Urheberrecht an Schrift- und Kunstwerken, 
Abbildungen, Compositionen , Photographien, Mustern und Modellen, 
nach deutschem und internationalem Rechte systematisch dargestellt, 
Berlin 1876. — Kohler: das Autorrecht. Eine civiüstische Abhand- 
lung, Jena 81. — Von Anders: Beiträge zur Lehre vom 
literarischen und artistischen Urheberrechte, Innsbruck 81. — Dam- 
bach: Nachdruck und Nachbildung, in HoltzendorfTs Handbuch des 
Strafrechts m. 1019 fgg, IV. 467 fgg. — Mandry: Reichsgesetze 
§.40. — Stobbe m. §§. 158—62. — Beseler §. 88. — Gerber 
§. 219. — Gengier: System §. 130. — Dernburg II. §§. 104— 12. 

— Die umfangreiche ältere und neuere , deutsche und fremde 
Literatur ist in den angeführten monographischen Werken und bei 
Stobbe m. S. 3 fgg angeführt. —-Von Hillern: Streitfragen 
aus dem Autorrechte, Freiburg 76. ~ Reuling: Beiträge zum 
Urheberrechte in Goldschmidt's Zeitschrift XXIIh S. 70 fgg. 

§. 192. Begriff, Geschichte und Begründung des Urheberrechts. 

Klostermann §§. i — 3. — Wächter: Verlagsrecht 1851. I. 
S. 3—60, desselben: Autorrecht 1875 §§. i — 3 und Urheberrecht 
1877 §§. 1—4. — Dambach HI. §§. 3, 4 und IV. §§. 2, 3. 

§.193. Das Urheberrecht an Schriftwerken, Abbildungen 
musikalischen Compositionen und dramatischen Werken. 

Gesetz vom 11. Juni 1870 (R.G.B1. 339—353). — Verhandlungen 
des Reichstags über den Entwurf des Gesetzes, Berlin 187 1. — 
Commentare: Endemann 1871, Dambach 1871, Kowalzig 1875. 

— O. Wächter: das Autorrecht nach dem gemeinen deutschen 
Recht, Stuttgart 1875. (Dazu Mandry in der krit. Vierteljahrsschrift 
XVm. 393 fgg und württemb. Archiv 18. 436 fgg.) 

Erster Abschnitt. 

Das ausschliessliche Recht zur Vervielfältigung. 

A. Schriftwerke. 

1. Voraussetzungen im Allgemeinen. 

2. Insbesondere: 
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a) Gesetze, Gesetzbücher, amtliche Erlasse, öffentliche 
Aktenstücke, Verhandlungen aller Art; — b) Mangel 
irgend eines rechtlichen Interesses an der Ausschliess- 
lichkeit; — c) Briefe; — d) Ausgaben bereits vor- 
handener Werke eines anderen Schriftstellers; — 

e) CoUektivwerke, Sammelwerke, Sammlungen; — 

f) Zeitschriften und Zeitungen; — g) Manuscripte; — 
h) Mündliche Vorträge und Reden; — i) Übersetzungen. 

Ges. §. 5. Als Nachdruck ist auch anzusehen: a) der ohne Ge- 
nehmigung des Urhebers erfolgte Abdruck von noch nicht veröffent- 
lichten Schriftwerken (Manuskripten). Auch der rechtmässige Besitzer 
eines Manuskriptes oder einer Abschrift desselben bedarf der Geneh- 
migung des Urhebers zum Abdruck; b) der ohne Genehmigung des 
Urhebers erfolgte Abdruck von Vorträgen, welche zum Zwecke der 
Erbauung, der Belehrung oder der Unterhaltung gehalten sind ; c) der 
neue Abdruck von Werken, welchen der Urheber oder der Verleger 
dem unter ihnen bestehenden Vertrage zuwider veranstaltet; d) die 
Anfertigung einer grösseren Anzahl von Exemplaren eines Werkes 
Seitens des Verlegers, als demselben vertragsmässig oder gesetzlich 
gestattet ist. — 

§. 6. Übersetzungen ohne Genehmigung des Urhebers des Ori- 
ginalwerkes gelten als Nachdruck : a) wenn von einem, zuerst in einer 
todten Sprache erschienenen Werke eine Übersetzung in einer leben- 
den Sprache herausgegeben wird; b) wenn von einem gleichzeitig in 
verschiedenen Sprachen herausgegebenen Werke eine Übersetzung in 
einer dieser Sprachen veranstaltet wird ; c) wenn der Urheber sich 
das Recht der Übersetzung auf dem Titelblatte oder an der Spitze 
des Werkes vorbehalten hat, vorausgesetzt, dass die Veröffentlichung 
' der vorbehaltenen Übersetzung nach dem Erscheinen des Original- 
werkes binnen einem Jahre begonnen und binnen drei Jahren beendet 
wird. Das Kalenderjahr, in welchem das Originalwerk erschienen 
ist, wird hierbei nicht mitgerechnet. Bei Originalwerken, welche in 
mehreren Bänden oder Abtheilungen erscheinen, wird jeder Band oder 
jede Abtheilung im Sinne dieses Paragraphen als ein besonderes Werk 
angesehen, und muss der Vorbehalt der Übersetzung auf jedem Bande 
oder jeder Abtheilung wiederholt werden. Bei dramatischen Werken 
muss die Übersetzung innerhalb sechs Monaten, vom Tage der Ver- 
öffentlichung des Originals an gerechnet, vollständig erschienen sein. 
Der Beginn und beziehungsweise die Vollendung der Übersetzung 
muss zugleich innerhalb der angegebenen Fristen zur Eintragung 
in dieEintragsrolle (§§. 39 ff.) angemeldet werden, widrigen- 
falls der Schutz gegen neue Übersetzungen erlischt. Die Übersetzung 
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eines noch ungedrnckten gegen Nachdruck geschützten Schriftwerkes 
(§. 5. Littr. a und b) ist als Nachdruck anzusehen. 

Übersetzungen gemessen gleich Originalwerken den Schutz dieses 
Gesetzes gegen Nachdruck. 

§. 7. Als Nachdruck ist nicht anzusehen : a) das wörtliche Anfuhren 
einzelner Stellen oder kleinerer Theile eines bereits veröffentlichten 
Werkes oder die Aufnahme bereits veröffentlichter Schriften von ge- 
ringerem Umfang in ein grösseres Ganzes, sobald dieses nach seinem 
Hauptinhalt ein selbständiges wissenschaftliches Werk ist, sowie in 
Sammlungen, welche aus Werken mehrerer Schriftsteller zum Kirchen-, 
Schul- und Unterrichtsgebrauch oder zu einem eigenthümlichen liter- 
arischen Zwecke veranstaltet werden. Vorausgesetzt ist jedoch, dass 
der Urheber oder die benutzte Quelle angegeben ist; b) der Abdruck 
einzelner Artikel aus Zeitschriften und anderen öffentlichen Blättern 
mit Ausnahme von novellistischen Erzeugnissen und wissenschaftlichen 
Ausarbeitungen, sowie von sonstigen grösseren Mittheilungen, sofern 
an der Spitze der letzteren der Abdruck untersagt ist; 
c) der Abdruck von Gesetzbüchern, Gesetzen, amtlichen Erlassen, öffent- 
lichen Aktenstücken und Verhandlungen aller Art; d) der Abdruck 
von Reden, welche bei den Verhandlungen der Gerichte der poli- 
tischen, kommunalen und kirchlichen Vertretungen, sowie der politischen 
und ähnlichen Versammlungen gehalten werden. 

3. Die Rechte des Urhebers, insbesondere: 

Ges. §. I. Das Recht, ein Schriftwerk auf mechanischem Wege 
zu vervielfältigen, steht dem Urheber desselben ausschliesslich zu. 

§. 2. Dem Urheber wird in Beziehung auf den durch das gegen- 
wärtige Gesetz gewährten Schutz der Herausgeber eines aus Bei- 
trägen Mehrerer bestehenden Werkes gleich geachtet, wenn dieses 
ein einheitliches Ganzes bildet. Das Urheberrecht an den einzelnen 
Beiträgen steht den Urhebern derselben zu. 

4. Der Erwerb des Urheberrechts; insbesondere 

Vorbehalte: §. 6c, §. 7b, §. 50 Abs. 2, und 

Anmeldung zur Eintragsrolle: §. 6 Abs. 4 , §. 1 1 Abs. 4, 
§. 52, §. 60. 

Über diese Eintragsrolle enthält das Gesetz nähere Be- 
stimmungen in den §§. 39 — 42. Sie wird bei dem Stadtrath zu 
Leipzig gefuhrt und dieser ist verpflichtet, auf Antrag der Be- 
theiligten die Eintragungen zu bewirken, ohne dass eine zuvorige 
Prüfung über die Berechtigung des Antragstellers oder über die 
Richtigkeit der zur Eintragung angemeldeten Thatsachen statt- 
findet. Mit der Eintragungsrolle für Schriftwerke u. s. w. ist die 
für Kunstwerke verbunden (Bestimmung des Reichskanzlers vom 
29. Februar 1876) und es gilt für die Führung beider eine Instruktion 
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vom 9. Dezember 1870. Vgl. die Bekanntmachung des Raths zu 
Leipzig vom 3. Febr. 187 1 bei Koller: Archiv des d. R. IV. 464 fg. 

5. Vererbung und Übertragung. 

Ges. §. 3. Das Recht des Urhebers geht auf dessen Erben über. 
Dieses Recht kann beschränkt oder unbeschränkt durch Vertrag oder 
durch Verfügung von Todeswegen auf Andere übertragen werden. 
(Gleichmässig auch in den drei folgenden Urhebergesetzen.) 

§. 17. Ein Heimfallsrecht des Fiskus oder anderer zu herrenlosen 
Verlassenschaften berechtigter Personen findet auf das ausschliessliche 
Recht des Urhebers und seiner Rechtsnachfolger nicht statt. (Ebenso 
bei Kunstwerken: Ges. von 76 §. 15). 

6. Dauer des ausschliesslichen Rechts des Urhebers. 

Ges. §. 8. Der Schutz — gegen Nachdruck wird — für die Lebens- 
dauer des Urhebers (oben unter 3) und dreissig Jahre nach dem Tode 
desselben gewährt. (Ebenso bei Kunstwerken: §. 9 Abs. 2.) 

§. 9. Bei einem von mehreren Personen als Miturhebern verfassten 
Werke erstreckt sich die Schutzfrist auf die Dauer von dreissig Jahren 
nach dem Tode des Letztlebenden derselben. Bei Werken, welche 
durch Beiträge mehrerer Mitarbeiter gebildet werden, richtet sich die 
Schutzfrist für die einzelnen Beiträge danach, ob die Urheber derselben 
genannt sind oder nicht (§§. 8, 11). 

§. 10. Einzelne Aufsätze, Abhandlungen etc., welche in periodischen 
Werken, als : Zeitschriften, Taschenbüchern, Kalendern etc., erschienen 
sind, darf der Urheber, falls nichts Anderes verabredet ist, auch ohne 
Einwilligung des Herausgebers oder Verlegers des Werkes, in welches 
dieselben aufgenommen sind, nach zwei Jahren vom Ablauf des Jahres 
des Erscheinens an gerechnet, anderweitig abdrucken. (Ebenso ein- 
zelne Werke der bildenden Künste: §. 12). 

§. II. Bei Schriftwerken, welche bereits veröflfenüicht sind, ist die 
im §. 8 vorgeschriebene Dauer des Schutzes an die Bedingung ge- 
knüpft, dass der wahre Name des Urhebers auf dem Titelblatte oder 
unter der Zueignung oder unter der Vorrede angegeben ist. (Bei 
Kunstwerken §. 9 S. 2: dass der — Name — auf dem Werke voll- 
ständig genannt oder durch kenntliche Zeichen ausgedrückt ist.) 

Bei Werken, welche durch Beiträge mehrerer Mitarbeiter gebildet 
werden, genügt es für den Schutz der Beiträge, wenn der Name des 
Urhebers an der Spitze oder am Schluss des Beitrags angegeben ist. 

Ein Schriftwerk, welches entweder unter einem anderen, als dem 
wahren Namen des Urhebers veröffentlicht, oder bei welchem ein 
Urheber gar nicht angegeben ist, wird dreissig Jahre lang, von der 
ersten Herausgabe an gerechnet, gegen Nachdruck geschützt (§. 28). 
Wird innerhalb dreissig Jahre, von der ersten Herausgabe an ge- 
rechnet, der wahre Name des Urhebers von ihm selbst oder seinen 
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hierzu legitimirten Rechtsnachfolgern zur Eintragung in dieEintrags- 
roUe (§§. 39 ff.) angemeldet, so wird dadurch dem Werke die im 
§. 8 bestimmte längere Dauer des Schutzes erworben. (Ebenso bei 
Kunstwerken: §. 9 S. 3). 

§. 12. Die erst nach dem Tode des Urhebers erschienenen Werke 
werden dreissig Jahre lang, vom Tode des Urhebers an gerechnet, 
gegen Nachdruck geschützt. (Ebenso bei Kunstwerken: §. ii). 

§. 13. Akademien, Universitäten, sonstige juristische Personen, 
öffentliche Unterrichtsanstalten , sowie gelehrte oder andere Gesell- . 
Schäften, wenn sie als Herausgeber dem Urheber, gleich zu achten 
sind (§. 2) , gemessen für die von ihnen herausgegebenen Werke einen 
Schutz von dreissig Jahren nach deren Erscheinen. 

§. 14. Bei Werken, die in mehreren Bänden oder Abtheilungen 
erscheinen, wird die Schutzfrist von dem ersten Erscheinen eines jeden 
Bandes oder einer jeden Abtheilung an berechnet. Bei Werken je- 
doch, die in einem oder mehreren Bänden eine einzige Aufgabe be- 
handeln und mithin als in sich zusammenhängend zu betrachten sind, 
beginnt die Schutzfrist erst nach dem Erscheinen des letzten Bandes 
oder der letzten Abtheilung. Wenn indessen zwischen der Heraus- 
gabe einzelner Bände oder Abtheilungen ein Zeitraum von mehr als 
drei Jahren verflossen ist, so sind die vorher erschienenen Bände, 
Abtheilungen etc. als ein für sich bestehendes Werk und ebenso die 
nach Ablauf der drei Jahre erscheinenden weiteren Fortsetzungen als 
ein neues Werk zu behandeln. (Ebenso bei Kunstwerken: §. 10). 

§. 15. Das Verbot der Herausgabe von Übersetzungen dauert in 
dem Falle des §. 6 Littr. b fünf Jahre vom Erscheinen des Origi- 
. nal Werkes, in dem Falle des §. 6 Littr. c fünf Jahre vom ersten Er- 
scheinen der rechtmässigen Übersetzung ab gerechnet. 

§. 16. In dem Zeitraum der gesetzlichen Schutzfrist (§§. 8 ff.) wird 
das Todesjahr des Verfassers, beziehungsweise das Kalenderjahr des 
ersten Erscheinens des Werkes oder der Übersetzung (bei Kunst- 
werken nach §.13: der ersten Veröffentlichung oder des ersten Er- 
scheinens) nicht eingerechnet. 

§. 17. (Siehe oben unter 5). 
7. Verletzung des Urheberrechts. 

Nachdruck (vorsätzlich, fahrlässig, unverschuldet). Gesetz §. 4* 
Jede mechanische Vervielfältigung eines Schriftwerks, welche ohne 
Genehmigung des Berechtigten hergestellt wird, heisst Nachdruck und 
ist verboten. Hinsichtlich dieses Verbots macht es keinen Unterschied, 
ob das Schriftwerk ganz oder nur theilweise vervielfältigt wird. Als 
mechanische Vervielfältigung ist auch das Abschreiben anzusehen, 
wenn es dazu bestimmt ist, den Druck zu vertreten. — §§• 5» 6, 7 
oben unter 2 und §. 18 fgg unten. 

Verbreitung (vorsätzlich, geWerbemässig). Ges. §. 25 unten# 
Franklin, deutsches PriTatrecht. 2. Aufl. 7 
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Nichtangabe der Quelle oder des Namens des Urlieberst 
Ges. §§. 7, 24, 44, 47. 

8. Die Rechtsfolgen der Verletzung. 

Einziehung. — Strafe. — Entschädigung. — Busse. 

Gesetz §. 18. Wer vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit einen 
Nachdruck (§§. 4. fF.) in der Absicht, denselben innerhalb oder ausser^ 
halb des Norddeutschen Bundes zu verbreiten , veranstaltet, ist 
den Urheber oder dessen Rechtsnachfolger zu entschädigen verpflich- 
tet und wird ausserdem mit einer Geldstrafe bis zu Eintausend Tha- 
lern bestraft. Die Bestrafung des Nachdrucks bleibt jedoch aus- 
geschlossen, wenn der Veranstalter desselben auf Grund entschuldbaren, 
thatsächlichen oder rechtlich en Irrthums in gutem Glauben gehan- 
delt hat. Kann die verwirkte Geldstrafe nicht beigetrieben werden, 
so wird dieselbe nach Massgabe der allgemeinen Strafgesetze in eine 
entsprechende Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten umgewandelt. Statt 
jeder aus diesem Gesetze entspringenden Entschädigung kann auf Ver- 
langen des Beschädigten neben der Strafe auf eine an den Beschädig- 
ten zu erlegende Geldbusse bis zum Betrage vgn zweitausend Thalem 
erkannt werden. Für die Busse haften die zu derselben Verurtheilten 
als Gesammtschuldner. Eine erkannte Busse schliesst die Geltendmach- 
ung eines weiteren Entschädigungsanspruches aus. (Über die rechtliche 
Natur der Busse in diesen Fällen vgl. besonders Klostermann: Ur- 
heberrechts. 258, Wächter: Autorrecht S. 248 und dagegen Dam- 
bach IV. 490. — Geltendmachung des Anspruchs auf Geldbusse : Str.-P.-O. 
443 %g> 495)» Wenn den Veranstalter des Nachdrucks kein Ver- 
schulden trifft, so haftet er dem Urheber oder dessen Rechtsnachfolger 
fiir den entstandenen Schaden nur bis zur Höhe seiner Bereicherung. 

§. 19. Darüber, ob ein Schaden entstanden ist, und wie hoch sich 
derselbe beläuft, desgleichen über den Bestand und die Höhe einer 
Bereicherung, entscheidet das Gericht unter Würdigung aller Umstände 
nach freier Überzeugung. 

§. 20. Wer vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit einen Anderen zur 
Veranstaltung eines Nachdrucks veranlasst, hat die im §. 18 fest- 
gesetzte Strafe verwirkt, und ist den Urheber oder dessen Rechtsnach- 
folger nach Massgabe der §§. 18 und 19 zu entschädigen verpflichtet, 
und zwar selbst dann, wenn der Veranstalter des Nachdrucks nach 
§. 18 nicht strafbar oder ersatzverbindlich sein sollte. Wenn der Ver- 
anstalter des Nachdrucks ebenfalls vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit 
gehandelt hat, so haften Beide dem Berechtigten solidarisch. Die 
Strafbarkeit und die Ersatzverbindlichkeit der übrigen Theilnehmer am 
Nachdruck richtet sich nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften. 

§. 21. Die vorräthigen Nachdrucks-Exemplare und die zur wider- 
rechtlichen Vervielfältigung ausschliesslich bestimmten Vorrichtungen, 
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wie Formen, Platten, Steine, Stereotypabgüsse etc., unterliegen der 
Einziehung. Dieselben sind, nachdem die Einziehung dem Eigen- 
thümer gegenüber rechtskräftig erkannt ist, entweder zu vernichten oder 
ihrer gefährdenden Form zu entkleiden und alsdann dem EigenthiLmer zu- 
rückzugeben. (Bei MusternundModellen findet nicht Vernichtung 
statt, sondern die Nachbildungen und resp. Vorrichtungen werden auf 
Kosten des Eigenthümer und nach Wahl desselben entweder ihrer ge- 
fahrlichen Form entkleidet oder bis zum Ablauf der Schutzfrist amt- 
lich aufbewahrt: §. 14 des Ges. vom ii. Jan. 1876). Wenn nur ein 
Theil des Werkes als Nachdruck anzusehen ist, so erstreckt sich die 
Einziehung nur auf den als Nachdruck erkannten Theil des Werkes 
und die Vorrichtungen zu diesem Theile. Die Einziehung erstreckt 
sich auf alle diejenigen Nachdrucks-Exemplare und Vorrichtungen, 
welche sich im Eigenthum des Veranstalters des Nachdrucks, des 
Druckers, der Sortimentsbuchhändler , der gewerbsmässigen Verbreiter 
und desjenigen, welcher den Nachdruck veranlasst hat (§. 20), be- 
finden. Die Einziehung tritt auch dann ein, wenn der Veranstalter 
oder Veranlasser des Nachdrucks weder vorsätzlich noch fahrlässig 
gehandelt hat (§. 18 — Präventivmassregel). Sie erfolgt auch gegen die 
Erben desselben. Es steht dem Beschädigten frei, die Nachdrucks- 
Exemplare und Vorrichtungen ganz oder theilweise gegen die Her- 
stellungskosten zu übernehmen, insofern nicht die Rechte eines Dritten 
dadurch verletzt oder gefährdet werden. 

§. 22. Das Vergehen des Nachdrucks ist vollendet,, sobald ein Nach- 
drucks-Exemplar eines Werkes den Vorschriften des gegenwärtigen 
Gesetzes zuwider, sei es im Gebiete des Norddeutschen Bundes, sei 
es ausserhalb desselben, hergestellt worden ist. Im Falle des blossen 
Versuchs des Nachdrucks tritt weder eine Bestrafung noch eine Ent- 
schädigungsverbindlichkeit des Nachdruckers ein. Die Einziehung der 
Nachdrucksvorrichtungen (§. 21) erfolgt auch in diesem Falle. 

§. 23. Wegen Rückfalls findet eine Erhöhung der Strafe über das 
höchste gesetzliche Mass (§. 18) nicht statt. 

§. 24. Wenn in den Fällen des §. 7 Littr. a die Angabe der Quelle 
oder des Namens des Urhebers vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit 
unterlassen wird, so haben der Veranstalter und der Veranlasser des 
Abdrucks eine Geldstrafe bis zu 20 Thalem verwirkt. Eine Umwand- 
lung der Geldstrafe in Freiheitsstrafe findet nicht statt. Eitie Entschä-« 
digungspflicht tritt nicht ein. 

§. 25. Wer vorsätzlich Exemplare eines Werkes, Welche den Vor-^ 
Schriften des gegenwärtigen Gesetzes zuwider angefertigt worden sind, 
innerhalb oder ausserhalb des Norddeutschen Bundes gewerbemässig 
feilhält, verkauft oder in sonstiger Weise verbreitet, ist nach Mass- 
gabe des von ihm Verursachten Schadens den Urheber oder dessen 
Rechtsnachfolger zu entschädigen verpflichtet und wird ausserdem mit 
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Geldstrafe nach §. i8 bestraft. Die Einziehung der zur gewerbemas- 
sigen Verbreitung bestimmten Nachdrucksexemplare nach Massgabe 
des §. 21 findet auch dann statt, wenn der Verbreiter nicht vorsätz- 
lich gehandelt hat. Der Entschädigungspflicht, sowie der Bestrafung we- 
gen Verbreitung unterliegen auch der Veranstalter und Veranlasser 
des Nachdrucks, wenn sie nicht schon als solche entschädigungspflich- 
tig und strafbar sind. 

Die vorstehenden Bestimmungen, §§. i8 — 25 des Ges. von 1870, 
finden Anwendung auf die Verletzung aller Urheberrechte. 

9. Verfahren. — Sachverständigen-Vereine. 

Ges. §. 26. Sowohl die Entscheidung über den Entschädigungs- Anspruch, 
als auch die Verhängung der im gegenwärtigen Gesetze angedrohten 
Strafen und die Einziehung der Nachdrucks-Exemplare etc. gehört zur 
Kompetenz der ordentlichen Gerichte. Die Einziehung der Nach- 
drucks-Exemplare etc. kann sowohl im Strafrechtswege beantragt, als 
im Civilrechtswege verfolgt werden. 

§. 27. Das gerichtliche Strafverfahren ist nicht von Amtswegen, son- 
dern nur auf den Antrag des Verletzten einzuleiten. (Die Verletzungen 
des Urheber- und Patentrechts sind also Antragsdelikte; über die hier- 
nach massgebenden allgemeinen Grundsätze vgl. H. Meyer: Strafrecht 
§. 66 und Dochow in Holtzendorffs Handbuch IV. 237 fgg, wo 
auch die weitere Literatur angegeben ist.) Der Antrag auf Bestrafung 
kann bis 'zur Verkündung eines auf Strafe lautenden Erkenntnisses zu- 
rückgenommen werden. (Anders bei Vergehen gegen das Marken- 
schutz- und Patentgesetz). 

§. 28. Die Verfolgung des Nachdrucks steht Jedem zu, dessen Ur- 
heber- oder Verlagsrechte durch die widerrechtliche Vervielfältigung be- 
einträchtigt oder gefährdet sind. Bei Werken, welche bereits veröffent- 
licht sind, gilt bis zum Gegenbeweise derjenige als Urheber, welcher 
nach Massgabe des §. il Absatz i, 2 auf dem Werke als Urheber ange- 
geben ist. Bei anonymen und Pseudonymen Werken ist der Herausgeber, 
und wenn ein solcher nicht angegeben ist, der Verleger berechtigt, die 
dem Urheber zustehenden Rechte wahrzunehmen. Der auf dem Werke 
angegebene Verleger gilt ohne weiteren Nachweis als der Rechtsnach- 
folger des anonymen oder Pseudonymen Urhebers. 

§. 29. In den Rechtsstreitigkeiten wegen Nachdrucks, einschliesslich 
der Klagen wegen Bereicherung aus dem Nachdruck, hat der Richter, 
ohne an positive Regeln über die Wirkung der Beweismittel gebunden 
zu sein, den Thatbestand nach seiner freien, aus dem Inbegriff der 
Verhandlungen geschöpften Überzeugung festzustellen. Ebenso ist der 
Richter bei Entscheidung der Frage: ob der Nachdrucker oder der 
Veranlasser des Nachdrucks (§§. 18, 20) fahrlässig gehandelt hat, an 
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die in den Landesgesetzen vorgeschriebenen verschiedenen Grade der 
Fahrlässigkeit nicht gebunden. 

§. 30. Sind technische Fragen, von welchen der Thatbestand des 
Nachdrucks oder der Betrag des Schadens oder der Bereicherung ab- 
hängt, zweifelhaft oder streitig, so ist der Richter befugt, das Gut- 
achten Sachverständiger einzuholen. 

§. 31. In allen Staaten des Norddeutschen Bundes sollen aus Gelehrten, 
Schriftstellern, Buchhändlern und anderen geeigneten Personen Sach- 
verständigen-Vereine gebildet werden, welche, auf Erfordern des Rich- 
ters, Gutachten über die an sie gerichteten Fragen abzugeben verpflich- 
tet sind. Es bleibt den einzelnen Staaten überlassen, sich zu diesem 
Behufe an andere Staaten des Norddeutschen Bundes anzuschliessen, 
oder auch mit' denselben sich zur Bildung gemeinschaftlicher Sachver-. 
ständigen- Vereine zu verbinden. Die Sachverständigen-Vereine sind be- 
fugt, auf Anrufen der Betheiligten über streitige Entschädigungsansprüche 
und die Einziehung nach Massgabe der §§. 18 bis 21 als Schiedsrich- 
ter zu verhandeln und zu entscheiden. 

§. 32. Competenz des Reichsgerichts. 

Die vorstehenden Bestimmungen, §§. 20 — 32 des Ges. von 
70, kommen zur Anwendung bei allen Urheberrechten. 

Die S a c hv e r s t ä n d i g e n - V e r e i n e sind verschieden zusammengesetzt. 
Für Schriftwerke nach §. 31, — für musikalische Compositionen nach 
§. 49 des Ges. von 70 aus Componisten, Musikverständigen und Musikalien- 
händlern, — für Kunstwerke aus Künstlern verschiedener Kunstzweige, 
Kunsthändlern, Kunstgewerbtreibenden und andern Kunstverständigen, 
— für Photographien ebenso, nur werden (statt der Kunstgewerbtrei- 
benden) Photographen zugezogen, — für Muster und Modelle aus 
Künstlern, Gewerbtreibenden verschiedener Zweige und Personen, die 
mit dem Muster- und Modellwesen vertraut sind. Für die nach dem 
Ges. von 70 zu bildenden Vereine sind vom Reichskanzler Instruk- 
tionen erlassen worden am 5. Januar 71 und 16. Juli 79 (z. B. 
Württ. Reg.-Bl. 72 S. 105 und 80 S. 88), — für die übrigen Vereine 
unterm 29. Febr. 76 und 16. Juli 79 (a. a. O. 76 S. 78 fgg und 80 
S. 116 fg). — Über die rechtliche Stellung der Vereine vgl. Dam- 
bach m. 1045. 

10. Verjährung. 

§.33. Die Strafverfolgung des Nachdrucks und die Klage auf Ent- 
schädigung wegen Nachdrucks, einschliesslich der Klage wegen Be- 
reicherung {§. 18), verjähren in drei Jahren. Der Lauf der Verjähr- 
ung beginnt mit dem Tage, an welchem die Verbreitung der Nach- 
drucks-Exemplare zuerst stattgefunden hat. 

§. 34. Die Strafverfolgung der Verbreitung von Nachdrucks-Exem- 
plaren und die Klage auf Entschädigung wegen dieser Verbreitung 
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(§. 25) verjähren ebenfalls in drei Jahren. Der Lauf der Verjährung 
beginnt mit dem Tage, an welchem die Verbreitung zuletzt stattgefun- 
den hat. 

§.35. Der Nachdruck und die Verbreitung von Nachdrucks-Exem- 
plaren sollen straflos bleiben, wenn der zum Strafantrage Berechtigte 
den Antrag binnen drei Monaten nach erlangter Kenntniss von dem 
begangenen Vergehen und von der Person des Thäters zu machen un- 
terlässt. 

§. 36. Der Antrag auf Einziehung und Vernichtung der Nachdrucks- 
Exemplare , so wie der zur widerrechtlichen Vervielfältigung ausschliess- 
lich bestimmten Vorrichtungen (§. 21), ist so lange zulässig, als solche 
Exemplare und Vorrichtungen vorhanden sind. 

§. 37. Die Übertretung, welche dadurch begangen wird, dass in 
den Fällen des §. 7. Littr. a die Angabe der Quelle oder des Na- 
mens des Urhebers unterblieben ist, verjährt in drei Monaten. Der 
Lauf der Verjährung beginnt mit dem Tage, an welchem der Abdruck 
zuerst verbreitet worden ist. 

§. 38. Die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften bestimmen, durch 
welche Handlungen die Verjährung unterbrochen wird. Die Einlei- 
tung des Strafverfahrens unterbricht die Verjährung der Entschädigungs- 
klage nicht, und ebensowenig unterbricht die Anstellung der Ent- 
schädigungsklage die Verjährung des Strafverfahrens. 

Auch die Bestimmungen der §§. 33 — 38 finden bei allen Ur- 
heberrechten Anwendung, nur §, 37 nicht bei Mustern und 
Modellen. 

B. Geographische, topographische, naturwissenschaft- 
liche, architektonische, technische und ähnliche Zeich- 
nungen und Abbildungen, welche nach ihrem Haupt- 
zwecke nicht als Kunstwerke zu betrachten sind. 

Auf diese finden nach §. 43 des Ges. alle für Schriftwerke gege- 
benen Bestimmungen Anwendung. Nach §. 44 ist es als Nachdruck 
nicht anzusehen, wenn einem Schriftwerke einzelne Abbildungen aus 
einem anderen Werke beigefügt werden, vorausgesetzt, dass das Schrift- 
werk als die Hauptsache erscheint und die Abbildungen nur zur Erläu- 
terung des Textes u. s. w. dienen. Auch muss der Urheber oder die 
benutzte Quelle angegeben sein, widrigenfalls die Strafbestimmung im 
§. 24 Platz greift. (Die Bestimmung dieses §. findet auch Anwendung 
auf Photographien. Für Kunstwerke vgl. die analoge Bestimmung 
in §. 6 Nr. 4 des Ges. vom 9. Jan. 1876). 

C. Musikalische Kompositionen. 

Auf das ausschliessliche Recht des Urhebers zur Vervielfältigung 
derselben kommen nach §. 45 des Gesetzes die für Schriftwerke ge- 
gebenen Bestimmungen, mit selbstverständlicher Ausnahme der in den 
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§§. 6 und 7 enthaltenen (oben S. 94) und mit folgenden Modifikationen 
zur Anwendung: 

Gesetz §. 46. Als Nachdruck sind alle ohne Genehmigung des 
Urhebers einer musikalischen Komposition herausgegebenen Bearbei- 
tungen derselben anzusehen, welche 'nicht als eigenthümliche Kompo- 
sitionen betrachtet werden können, insbesondere Auszüge aus einer 
musikalischen Komposition, Arrangements für einzelne oder mehrere 
Instrumente oder Stimmen, sowie der Abdruck von einzelnen Motiven 
oder Melodien eines und desselben Werkes, die nicht künstlerisch 
verarbeitet sind. 

§. 47. Als Nachdruck ist nicht anzusehen: das Anführen einzelner 
Stellen eines bereits veröffentlichten Werkes der Tonkunst, die Auf- 
nahme bereits veröffentlichter kleinerer Kompositionen in ein nach 
seinem Hauptinhalte selbständiges wissenschaftliches Werk, sowie in 
Sammlungen von Werken verschiedener Komponisten zur Benutzung 
in Schulen, ausschliesslich der Musikschulen. Vorausgesetzt ist jedoch, 
dass der Urheber oder die benutzte Quelle angegeben ist, widrigen- 
falls die Strafbestimmung des §. 24 Platz greift. 

§. 48. Als Nachdruck ist nicht anzusehen: die Benutzung eines 
bereits veröffentlichten Schriftwerkes als Text zu musikalischen Kom- 
positionen, sofern der Text in Verbindung mit der Komposition ab- 
gedruckt wird. Ausgenommen sind solche Texte, welche ihrem Wesen 
nach nur für den Zweck der Komposition Bedeutung haben, nament- 
,lich Texte zu Opern oder Oratorien. Texte dieser Art dürfen nur 
unter Genehmigung ihres Urhebers mit den musikalischen Kompo- 
sitionen zusammen abgedruckt werden. Zum Abdruck des Textes 
ohne Musik ist die Einwilligung des Urhebers oder seiner Rechts- 
nachfolger erforderüch. 

Zweiter Abschnitt. 

Öffentliche Aufführung dramatischer, musikalischer oder 
dramatisch-musikalischer Werke. 

Gesetz §. 50. Das Recht, ein dramatisches, musikalisches oder 
dramatisch-musikalisches Werk öffentlich aufzuführen, steht dem Ur- 
heber und dessen Rechtsnachfolgern (§. 3) ausschliesslich zu. 

In Betreff der dramatischen und dramatisch-musikalischen Werke 
ist es hierbei gleichgültig, ob das Werk bereits durch den Druck etc. 
veröffentlicht worden ist oder nicht. Musikalische Werke, welche 
durch Druck veröffentlicht worden sind, können ohne Genehmigung 
des Urhebers öffentüch aufgeführt werden, falls nicht der Urheber 
auf dem Titelblatt oder an der Spitze des Werkes sich das Recht 
der öffeptlichen Aufführung vorbehalten hat. 
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Dem Urheber wird der Verfasser einer rechtmässigen Übersetzung 
des dramatischen Werkes in Beziehung auf das ausschliessliche Recht 
zur öffentlichen Aufführung dieser Übersetzung gleich geachtet. 

Die öffentliche Auffuhrung einer rechtswidrigen Übersetzung (§. 6) 
oder einer rechtswidrigen Bearbeitung (|. 46) des Originalwerkes ist 
untersagt. 

§. 51. Sind mehrere Urheber vorhanden, so ist zur Veranstaltung 
der öffentlichen Auffuhrung die Genehmigung jedes Urhebers erfor- 
derhch. 

Bei musikalischen Werken, zu denen ein Text gehört, einschliess- 
lich der dramatisch-musikalischen Werke, genügt die Genehmigung 
des Komponisten allein. 

§. 52. In Betreff" der Dauer des ausschliesshchen Rechts zur öffent- 
lichen Auffuhrung kommen die §§. 8 bis 17 zur Anwendung. 

Anonyme und pseudonyme Werke , welche zur Zeit ihrer ersten 
rechtmässigen öff'entlichen Auffuhrung noch nicht durch den Druck 
veröff^entlicht sind, werden dreissig Jahre vom Tage der ersten recht- 
mässigen Auffuhrung an, posthume Werke dreissig Jahre vom Tode 
des Urhebers an gegen unbefugte öffentliche Aufführung geschützt. 

Wenn der Urheber des anonymen oder Pseudonymen Werkes oder 
sein hierzu legitimirter Rechtsnachfolger innerhalb der Frist von dreis- 
sig Jahren den wahren Namen des Urhebers vermittelst Eintra- 
gung in die Eintragsrolle (§. 39) bekannt macht, oder wenn der 
Urheber das Werk innerhalb derselben Frist unter seinem wahren 
Namen veröffentlicht, so gelangt die Bestimmung des §. 8 zur An- 
wendung. 

§. 53. Bei dramatischen, musikalischen und dramatisch-musikalischen 
Werken, welche noch nicht mechanisch vervielfältigt, aber öffentlich 
aufgeführt worden sind, gilt bis zum Gegenbeweise derjenige als Ur- 
heber, welcher bei der Ankündigung der Auffuhrung als solcher be- 
zeichnet worden ist. 

§. 54. Wer vorsätzlich oder aus Fahrlässigkeit ein dramatisches, 
musikalisches oder dramatisch-musikalisches Werk vollständig oder 
mit unwesentlichen Änderungen unbefugter Weise öff'entlich auffuhrt, 
ist dem Urheber oder dessen Rechtsnachfolger zu entschädigen ver- 
pflichtet und wird ausserdem mit einer Geldstrafe nach Massgabe der 
§§. 18 und 23 bestraft. 

Auf den Veranlasser der unbefugten Auffuhrung findet der §. 20 
mit der Massgabe Anwendung, dass die Höhe der Entschädigung 
nach §. 55 zu bemessen ist. 

§. 55. Die Entschädigung, welche dem Berechtigten im Falle des 
§. 54 zu gewähren ist, besteht in dem ganzen Betrage der Einnahme 
von jeder Aufführung ohne Abzug der auf dieselben verwendeten. 
Kosten, 
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Ist das Werk in Verbindung mit anderen Werken aufgeführt worden, 
so ist, unter Berücksichtigung der Verhältnisse, ein entsprechender 
Theil der Einnahme als Entschädigung festzusetzen. 

Wenn die Einnahme nicht zu ermitteln oder eine solche nicht vor- 
handen ist, so wird der Betrag der Entschädigung vom Richter nach 
freiem Ermessen festgestellt. 

Trifft den Veranstalter der Aufiiihrung kein Verschulden, so haftet 
er dem Berechtigten auf Höhe seiner Bereicherung. 

§. 56. Die Bestimmungen in den §§. 26 bis 42 finden auch in 
Betreff der Aufführung von dramatischen , musikalischen und drama- 
tisch-musikalischen Werken Anwendung. 

Dritter Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 

i) Reichsgesetz vom ii. Juni 1870 §§. 57 — 62, im Wesentlichen 
übereinstimmend das Ges. vom 9. Jan. 1876, betreffend das Urheber- 
recht an Werken der bildenden Künste. 

2) Mit dem Inkrafttreten beider Gesetze sind alle früheren in den 
einzelnen Staaten des deutschen Reichs geltenden Bestimmungen in 
Beziehung auf das Urheberrecht an Schriftwerken u. s. w. und an 
Werken der bildenden Künste ausser Wirksamkeit getreten. Beide 
Gesetze finden auch Anwendung auf alle vor dem Inkrafttreten der- 
selben erschienenen Werke , selbst wenn dieselben bis dahin keinen 
Schutz genossen, so jedoch dass die zu jenem Zeitpunkt bereits vor- 
handenen Exemplare , selbst wenn das neue Recht deren Herstellung 
untersagt, und die Vorrichtungen zur Anfertigung solcher Verviel- 
fältigungen, auch femer unter gewissen Voraussetzungen verbreitet, 
resp. benützt werden durften. Die Ertheilung von Privilegien zum 
Schutze des Urheberrechts ist nicht mehr zulässig; aber dem Inhaber 
eines vor dem Inkrafttreten der Gesetze vom deutschen Bunde oder 
von den Regierungen einzelner deutschen Staaten ertheilten Privi- 
legiums steht es frei, ob er von diesem Privilegium Gebrauch machen 
oder den Schutz des neuen Rechts anrufen will; der Privilegien- 
schutz kann indess nur für den Umfang derjenigen Staaten geltend 
gemacht werden, von welchen derselbe ertheilt worden ist; auch ist 
die Berufung auf den Privilegienschutz dadurch bedingt, dass für 
genügendes Bekanntwerden der Privil. gesorgt ist (z. B. durch 
Eintragung in die Eintragsrolle und Bekanntmachung: Näheres in 
§. 60 des Ges. von 70 und §.19 des Ges. von 76). 

3. Die Gesetze finden Anwendung auf alle Werke inländischer 
Urheber, gleichviel ob die Werke im In lande oder Aus lande 
erschienen oder überhaupt noch nicht veröffentlicht sind. Wenn Werke 
ausländischer Urheber bei Verlegern erscheinen ^ die im Gebiet? 
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des Reichs ihre Handelsniederlassung haben (bei inländischen Ver- 
legern erscheinen), so stehen diese Werke ebenfalls unter dem Schutze 
der Gesetze. Diejenigen Werke ausländischer Urheber, welche in 
einem Orte erschienen sind, der zum ehemaligen Deutschen Bunde, 
nicht aber zum deutschen Reich gehört, gemessen den Schutz dieser 
Gesetze unter der Voraussetzung, dass das Recht des betreffenden 
Staates den innerhalb des d. R. erschienenen Werken einen den ein- 
heimischen Werken gleichen Schutz gewährt; jedoch dauert der Schutz 
nicht länger als in dem betreffenden Staate selbst. Dasselbe gilt von 
nicht veröffentlichten Werken solcher Urheber, welche zwar nicht im 
d. R,, wohl aber im ehemaligen Deutschen Bundesgebiete staatsan- 
gehörig sind. 

4. Die Literarconventionen. 

Klostermann: Urheberrecht S. 275 fgg; — Heydemann: der 
internationale Schutz des Autorrechts (in den Festgaben für Homeyer), 
Berlin 1871. — Die wichtigsten dieser Conventionen sind aufge- 
zählt von Lewis im Rechtslexikon m. 961. — Staudinger: Samm- 
lung von Staatsverträgen des deutschen Reichs, 1882 S. 156 — 82. 

.194. Das Urheberrecht an Werken der bildenden 
Künste. 

Ges. vom 9. Januar 1876 (Reichsges.Bl. S. 4 fgg). — Gesetzeskraft: 
I. Juli 76. — Commentare von Steinitz, von Höinghaus. — 
Systematische Darstellung von O. Wächter: das Urheberrecht an 
Werken der bildenden Künste, Photogr. und gewerblichen Mustern. 
Stuttgart 1877. 

§. I. Das Recht, ein Werk der b. K. ganz oder theilweise nach- 
zubilden, steht dem Urheber desselben ausschliesslich zu. 

§. 3. Auf die Baukunst findet das Gesetz keine Anwendung. 

§. 4. Als Nachbildung ist nicht anzusehen die freie Benutzung 
eines Werkes der bildenden Künste zur Hervorbringung eines neuen 
Werkes. 

§. 5. Jede Nachbildung eines Werkes der bildenden Künste, 
welche in der Absicht, dieselbe zu verbreiten, ohne Genehmigung 
des Berechtigten hergestellt wird, ist verboten. Als verbotene Nach- 
bildung ist es auch anzusehen : i . wenn bei Hervorbringung derselben 
ein anderes Verfahren angewendet worden ist , als bei dem Original- 
werk; 2. wenn die Nachbildung nicht unmittelbar nach dem Original- 
werke, sondern mittelbar nach einer Nachbildung desselben geschaffen 
ist; 3. wenn die Nachbildung eines Werkes der bildenden Künste 
sich an einem Werke der Baukunst, der Industrie, der Fabriken, 
Handwerke ^bder Manufakturen befindet; 4. wenn der Urheber oder 
Verleger dem unter ihnen bestehenden Vertrage zuwider eine neue 
Vervielfältigung des Werkes veranstalten; 5. wenn der Verleger eine 
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grössere Anzahl von Exemplaren eines Werkes anfertigen lässt, als 
ihm vertragsmässig oder gesetzlich gestattet ist. 

§. 6. Als verbotene Nachbildung ist nicht anzusehen: i, die Ein- 
zel kopie eines Werkes der bildenden Künste, sofern dieselbe ohne 
die Absicht derVerwerthung angefertigt wird. Es ist jedoch 
verboten, den Namen oder das Monogramm des Urhebers des Werkes 
in irgend einer Weise auf der Einzelkopie anzubringen, widrigenfalls 
eine Geldstrafe bis zu fünfhundert Mark verwirkt ist; 2. die Nach- 
bildung eines Werkes der zeichnenden oder malenden Kunst durch 
die plastische Kunst, oder umgekehrt; 3. die Nachbildung von Werken 
der bildenden Künste, welche auf oder an Strassen oder öffentlichen 
Plätzen bleibend sich befinden. Die Nachbildung darf jedoch nicht 
in derselben Kunstform erfolgen; 4. die Aufnahme von Nachbildungen 
einzelner Werke der bildenden Künste in ein Schriftwerk, vorausge- 
setzt, dass das letztere als die Hauptsache erscheint, und die Abbil- 
dungen nur zur Erläuterung des Textes dienen. Jedoch muss der Ur- 
heber des Originals oder die benutzte Quelle angegeben werden, 
widrigenfalls die Strafbestimmung im §. 24 des Gesetzes vom i I.Juni 
1870 Platz greift. 

§. 7. Wer ein von einem Anderen herrührendes Werk der bilden- 
den Künste auf rechtmässige Weise, aber mittelst eines anderen 
Kunstverfahrens nachbildet, hat in Beziehung auf das von ihm 
hervorgebrachte Werk das Recht eines Urhebers (§. i), auch wenn 
das Original bereits Gemeingut geworden ist. 

§. 8. Wenn der Urheber eines Werkes der bildenden Künste das 
Eigenthum am Werke einem Anderen überlässt, so ist darin die 
Übertragung des Nachbildungsrechts fortan nicht enthalten; bei Por- 
traits und Portraitbüsten geht dieses Recht jedoch auf den Besteller 
über. Der Eigenthümer des Werkes ist nicht verpflichtet, dasselbe 
zum Zweck der Veranstaltung von Nachbildungen an den Urheber 
oder dessen Rechtsnachfolger herauszugeben. 

§. 14. Wenn der Urheber eines Werkes der bildenden Künste ge- 
stattet, dass dasselbe an einem Werke der Industrie, der Fabriken, 
Handwerke oder Manufakturen nachgebildet wird, so geniesst er den 
Schutz gegen weitere Nachbildungen an Werken der Industrie etc. 
nicht nach Massgabe des gegenwärtigen Gesetzes, sondern nur nach 
Massgabe des Gesetzes, betreffend das Urheberrecht an Mustern und 
Modellen. 

§. 195. Das Urheberrecht an photographischen Werken. 

Ges. vom 10. Jan. 76 (R.-G.-Bl. S. 8). — Gesetzeskraft: i. Juli 
76. — Literatur wie vorher. 

§. I. Das Recht, ein durch Photographie hergestelltes Werk ganz 
oder theilweise auf mechanischem Wege nachzubilden^ steht dem 
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Verfertiger der photographischen Aufnahme ausschliesslich zu. Auf 
Photographien von solchen Werken, welche gesetzlich gegen Nach- 
druck und Nachbildung noch geschützt sind, findet das gegen- 
wärtige Gesetz keine Anwendung. 

§. 2. Als Nachbildung ist nicht anzusehen die freie Benutzung eines 
durch Photographie hergestellten Werkes zur Hervorbringung eines 
neuen Werkes. 

§. 3. Die mechanische Nachbildung eines photographischen Werkes, 
welche in der Absicht, dieselbe zu verbreiten, ohne Genehmigung der 
Berechtigten (§§. i und 7) hergestellt wird, ist verboten. 

§. 4. Die Nachbildung eines photographischen Werkes, wenn sie 
sich an einem Werke der Industrie, der Fabriken, Handwerke oder 
Manufakturen befindet, ist als eine verbotene nicht anzusehen. — 

§. 5. Jede rechtmässige photographische oder sonstige mechanische 
Abbildung der Originalaufnahme muss auf der Abbildung selbst oder 
auf dem Karton a) den Namen, beziehungsweise die Firma des Ver- 
fertigers der Originalaufnahme oder des Verlegers, und b) den Wohn- 
ort des Verfertigers oder Verlegers, c) das Kalenderjahr, in welchem 
die rechtmässige Abbildung zuerst erschienen ist, enthalten, widrigen- 
falls ein Schutz gegen Nachbildung nicht stattfindet. 

§. 6. Der Schutz gegen Nachbildung wird dem Verfertiger des 
photographischen Werkes fünf Jahre gewährt. Diese Frist wird vom 
Ablaufe desjenigen Kalenderjahres ab gerechnet, in welchem die 
rechtmässigen photographischen oder sonstigen mechanischen Abbil- 
dungen der Originalaufnahme zuerst erschienen sind. Wenn solche 
Abbildungen nicht erscheinen, so wird die fiinQährige Frist von dem 
Ablauf desjenigen Kalenderjahres ab gerechnet, in welchem das Ne- 
gativ der photographischen Aufnahme entstanden ist. Bei Werken, 
die in mehreren Bänden oder Abtheilungen erscheinen, findet der 
§. 14 des Gesetzes vom 11. Juni 1870 Anwendung. 

§. 7. Das Recht des Verfertigers geht bei photogr. Bildnissen 
(Portraits) auch ohne Vertrag von selbst auf den Besteller über. — 

§. 8. Wer eine von einem Anderen verfertigte photogr. Aufnahme 
durch ein Werk der malenden, zeichnenden oder plastischen Kunst 
nachbildet, geniesst in Beziehung auf das von ihm hervorgebrachte 
Werk das Recht eines Urhebers nach Massgabe des §. 7 des Gesetzes 
betreffend das Urheberrecht an Werken der bildenden Künste. 

§. II. Die Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes finden auch 
Anwendung auf solche Werke, welche durch ein der Photographie 
ähnliches Verfahren hergestellt werden. 

Das Gesetz findet auf photographische Aufnahmen, welche vor 
dem I. Juli 76 angefertigt sind, nur dann Anwendung, wenn die erste 
rechtmässige photographische oder sonstige mechanische Abbildung 
der Originalaufnahme nach diesem Tage erschienen ist. Photo- 
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graphische Aufnahmen, welche schon bisher landesgesetzlich 
(Bayern) gegen Nachbildung geschützt waren, behalten diesen Schutz; 
jedoch kann derselbe nur für denjenigen räumlichen Umfang geltend 
gemacht werden, für welchen er durch die Landesgesetzgebung er- 
theilt war. — Der Rechtsschutz wird gewährt allen Werken inländischer 
Urheber, gleichviel ob die Werke im Inlande oder Auslande erschienen 
oder überhaupt noch nicht veröffentlicht sind ; dagegen wird , anders 
als bei Schrift- und Kunstwerken, den Werken ausländischer Urheber, 
welche bei inländischen Verlegern erscheinen, der Schutz des Ge- 
setzes nicht zu Theil. 

§.196. Das Urheberrecht an Mustern und Modellen. 

Ges. vom 11. Jan. 1876 (R.-G.-B. S. ii). -- Gesetzeskraft: I.April 
76. — Commentare von Dambach, Berlin 76, — von Steinitz, 
— von Jacobi, Berlin 78 u. a. m. — Vgl. Landgraf in Hirth's 
Annalen 1876 S. 743 fgg, — Wächter: Urheberrecht §. 65 fgg, — 
Klostermann: Patentgesetzgebung S. 377-— 429 (Musterschutz und 
Formenschutz). 

§. I. Das Recht, ein gewerbliches Muster oder Modell ganz oder 
theilweise nachzubilden, steht dem Urheber desselben ausschliesslich 
zu. Als Muster oder Modelle im Sinne dieses Gesetzes werden nur 
neue und eigenthümliche Erzeugnisse angesehen. 

§. 2. Bei solchen Mustern und Modellen, welche von den in einer 
inländischen gewerblichen Anstalt beschäftigten Zeichnern, Malern, 
Bildhauern etc. im Auftrage oder für Rechnung des Eigenthümers der 
gewerblichen Anstalt angefertigt werden, gilt der letztere, wenn durch 
Vertrag nichts anderes bestimmt ist, als der Urheber der Muster und 
Modelle. 

§. 4. Die freie Benutzung einzelner Motive eines Musters oder Mo- 
dells zur Herstellung eines neuen Musters oder Modells ist als Nach- 
bildung nicht anzusehen. 

§. 5. Jede Nachbildung eines Musters oder Modells, welche in der 
Absicht, dieselbe zu verbreiten, ohne Genehmigung des Berechtigten 
(§§. I — 3) hergestellt wird, ist verboten. Als verbotene Nachbildung ist 
es auch anzusehen : i . wenn bei Hervorbringung derselben ein anderes 
Verfahren angewendet worden ist, als bei dem Originalwerke, oder 
wenn die Nachbildung für einen anderen Gewerbszweig bestimmt ist, 
als das Original; 2. wenn die Nachbildung in anderen räumlichen Ab- 
messungen oder Farben hergestellt wird, als das Original, oder wenn 
sie sich vom Original nur durch solche Abänderungen unterscheidet, 
welche nur bei Anwendung besonderer Aufmerksamkeit wahrgenommen 
werden können; 3. wenn die Nachbildung nicht unmittelbar nach dem 
Originalwerke , sondern mittelbar nach einer Nachbildung desselben ge* 
schaffen ist. 
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J. 6. Als verbotene Nachbildung ist nicht anzusehen: i. die Ein- 
zelkopie eines Musters oder Modells, sofern diesselbe ohne die Ab- 
sicht der gewerbsmässigen Verbreitung und Verwerthung angefertigt 
wird; 2. die Nachbildung von Mustern, welche für Flächenerzeugnisse 
bestimmt sind, durch plastische Erzeugnisse, und umgekehrt; 3. die 
Aufnahme von Nachbildungen einzelner Muster oder Modelle in ein 
Schriftwerk. 

§. 7. Der Urheber eines Musters oder Modells geniesst den Schutz 
gegen Nachbildung nur dann, wenn er dasselbe zur Eintragung in das 
Musterregister angemeldet und ein Exemplar oder eine Abbildung des 
Musters etc. bei der mit Führung des Musterregisters beauftragten Be- 
hörde (offen oder versiegelt, einzeln oder in Paketen) niedergelegt 
hat. Die Anmeldung und Niederlegung muss erfolgen, bevor ein 
nach dem Muster oder Modelle gefertigtes Erzeugniss verbreitet 
wird. 

§. 8. Der Schutz des gegenwärtigen Gesetzes gegen Nachbildung 
wird dem Urheber des Musters oder Modells nach seiner Wahl ein bis 
drei Jahre lang, vom Tage der Anmeldung ab, gewährt. Der Ur- 
heber ist berechtigt (gegen Zahlung einer im Gesetz bestimmten Ge- 
bühr), eine Ausdehnung der Schutzfrist bis auf höchstens fünfzehn Jahre 
zu verlangen. Die Verlängerung der Schutzfrist wird in dem Muster- 
register eingetragen. Der Urheber kann das ihm nach Absatz 2 zu- 
stehende Recht ausser bei der Anmeldung auch bei Ablauf der drei- 
jährigen und zehnjährigen Schutzfrist ausüben. 

§. 13. Derjenige, welcher nach Massgabe des §. 7 das Muster oder 
Modell zur Eintragung in das Musterregister angemeldet und niederge- 
legt hat, gilt bis zum Gegenbeweise als Urheber. 

§. 16. Das gegenwärtige Gesetz findet Anwendung auf alle Muster 
und Modelle inländischer Urheber, sofern die nach den Mustern oder 
Modellen hergestellten Erzeugnisse im Inlande verfertigt sind, gleich- 
viel ob dieselben im Inlande oder Auslande verbreitet werden. 
Wenn ausländische Urheber im Gebiete des Deutschen Reichs ihre ge- 
werbliche Niederlassung haben, so gemessen sie für die im Inlande 
gefertigten Erzeugnisse den Schutz des gegenwärtigen Gesetzes. Im 
Übrigen richtet sich der Schutz der ausländischen Urheber nach den 
bestehenden Staatsverträgen. 

J. 17. Das Gesetz findet Anwendung auf alle Muster utid Modelle, 
welche nach dem i. April 76 angefertigt worden sind. Muster und 
Modelle, welche vor diesem Tage angefertigt worden sind, gemessen 
den Schutz des Gesetzes nur dann, wenn das erste nach dem Muster 
etc. gefertigte Erzeugniss erst nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
verbreitet worden ist. Muster und Modelle, welche schon bisher lan- 
desgesetzlich gegen Nachbildung geschützt waren, behalten diesen 
Schutz; jedoch kann derselbe nur für denjenigen räumlichen Umfang 
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geltend gemacht werden, für welchen er durch die Landesgesetzgebnng 
ertheilt war. 

Das im Gesetz erwähnte Musterregister wird von den mit der 
Führung der Handelsregister beauftragten Gerichtsbehörden gefuhrt. 
Der Urheber hat die Anmeldung und Niederlegung des Musters oder 
Modells bei der Gerichtsbehörde seiner Hauptniederlassung, — falls er 
eine eingetragene Firma nicht besitzt, bei der betreffenden Gerichts- 
behörde seines Wohnorts zu bewirken, und Urheber, welche im Inlande 
weder eine Niederlassung, noch einen Wohnsitz haben, müssen die An- 
meldung und Niederlegung bei dem Handelsgericht in Leipzig bewir- 
ken. Die Eintragungen in das Musterregister werden bewirkt, ohne dass 
eine zuvorige Prüfung über die Berechtigung des Antragstellers oder 
über die Richtigkeit der zur Eintragung angemeldeten Thatsachen statt- 
findet. Jedermann darf von dem Musterregister und den nicht versie- 
gelten Mustern und Modellen Einsicht nehmen und sich beglaubigte 
Auszüge aus dem Musterregister ertheilen lassen. In Streitfallen da- 
rüber, ob ein Muster oder Modell gegen Nachbildung geschützt ist, 
können zur Herbeiführung der Entscheidung auch die versiegelten 
Pakete von der mit der Führung des Musterregisters beauftragten Be- 
hörde geöffnet werden. Über die Führung des Registers hat 
das Reichskanzleramt unter dem 29. Februar und 23. Juli 1876 die 
nöthigen Bestimmungen erlassen (Zeitschrift für Handelsrecht XXI S. 
477. — Württb. Regbl. 1876 S. 87 fgg und 1880 S. 116). 

§. 197. Die rechtliche Natur des Urheberrechts. 

Übersichten der älteren Anschauungen über die hier zu behandeln- 
den Fragen ( — Grund des Rechtsschutzes, — Deliktsobli- 
gation oder subjektives Recht, — Privatrecht, — das 
juristische Wesen dieses Privatrechts, — dessen Stellung 
im System — ) finden sich in den meisten, zu §. 193 genannten 
Schriften ; insbesondere zu vgl. Klostermann: das geistige Eigen- 
thum I. S. 100 fgg und Wächter: Verlagsrecht I. 61 fgg, sowie 
desselben: Autorrecht S. 37 fgg. — Die neueren und neuesten 
Theorien sind dargestellt und beleuchtet von Gar eis in BuscVs Ar- 
chiv XXXV. S. 185 fgg, — Dambach in HoltzendorfTs Strafrecht 
ni. 1035 fgg, IV. 476 fgg, — Stobbe ni. §. 158, — Kohl er: 
Autorrecht S. 35 fgg, 63 fgg, — Anders S. 64 fgg, S. 84—176, 
— endlich E. Göpel: über Begriff und Wesen des Urheberrechts, 
Altenburg i88i. — Vgl. Entscheidungen des R.-0.-Hger. XXHI. S. 

II. 

§. 198. Das Erfinderrecht 

Früheres Recht. Klostermaün: die Patentgesetzgebung allei" 
Länder. 3. Aufl. Beriin 1876 (im §. 28 über Württemberg). — Vor- 
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geschichte des deutschen P.-Ges. in zahlreichen Schriften, namentlich 
auch bei H. Grothe: das P.-Ges. für das deutsche Reich, Berlin 77. 

Patentgesetz vom 25. Mai 1877 (Reichs-G.-Bl. S. 501 fgg, Ge- 
setzeskraft: I.Juli 77) und kaiserliche Verordnung , betreffend die Ein- 
richtung, das Verfahren und den Geschäftsgang des Patentamts, 
vom 18. Juni 1877 (das. S. 533), beide auch in Hirth's Annalen 1877 
S. 914 fgg. — Patentblatt (nach Bekanntmachung vom 12. Juli 1877), 
seit 1877 ^^ Berlin erscheinend. 

CommentarezumGesetzvon Landgraf, Stuttgart 77, Grothe, Ber- 
lin, Gareis das., Jacobi das. 1877, 78, — Rosenthal, Erlangen 
78, — Dambach, Berlin, Enslin 77, — Klostermann, Berlin, Vah- 
len 77, — Büttner, — Knoblauch, beideBerlin 81, u.a.m. — Bearbei- 
tungen: Laband: Staatsrecht 11. 468 fgg, — Thöl: Handelsrecht I. 
S. 208, — Dahn in der krit. Vierteljahrsschrift XX, 1878, ~ Kohler: 
deutsches Patentrecht I. II., Mannheim und Strassburg 1878. — Über die 
Handhabung des Gesetzes vgl. Jacobi: Berichte über die Thätig- 
keit des kaiserl. Patentamts erstattet an den Reichskanzler 1878, 79; — 
Gar eis: die patentamtlichen und gerichtlichen Entscheidungen in 
Patentsachen I. 11., Berlin 81. — Zur Vergleichung mit dem 
RechtandererStaaten vgl. G a r e i s : Patentgesetzgebung, Sammlung 
der wichtigeren Patentgesetze, Ausfuhrungsvorschriften u. s. w., welche 
gegenwärtig in Geltung sind. I. IE., Berlin 79. —Weitere deutsche und 
ausländische Literatur bei Klostermann, Kohler u.a.; die neuere 
insbesondere findet sich besprochen von Dahn a. a. O. S. 345 fgg, 541 
fgg, — von Kohler in der krit. Vierteljahrsschrift XXI. S. 189 fgg, 
49 ^ %g> — von Laband in der Ztschrft. f. Handelsrecht XXIIL 616 
fgg; — in der letzteren auch regelmässige Literaturübersichten. 

1. Geschichte und Rechtfertigung des Patentschutzes. 

Übereinkunft der zum Zoll- und Handelsverein verbundenen Re- 
gierungen wegen Ertheilung von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21. Sept. 1842. — Reichsverfassung Art. 4. Nr. 5. 

2. Das Gesetz von 1877: rechtliche Ausschliesslichkeit 
§. 4, Publicität §. 19, beschränkter und bedingter 
Licenzzwang §. 11 Nr. 2. 

3. Das Patentamt. 

Über Organisation und Competenz desselben vgl. Gesetz J§. 13 — 19 und 
die kaiserl. Verordnung vom 18. Juni 77. Durch das Amt erfolgt: die Er- 
theilung, die Erklärung der Nichtigkeit und die Zurücknahme der Pa- 
tente, — die Ausfertigung der P.-Urkunde, — der Erlass der noth- 
wendigen Bekanntmachungen, — die Führung der Patentrolle; auch 
ist dasselbe verpflichtet , auf Ersuchen der Gerichte über Fragen , wel- 
che Patente betreffen, Gutachten abzugeben: — dagegen ist es nicht 
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befugt, ohne Genehmigung des Reichskanzlers ausserhalb seines ge- 
setzlichen Geschäftskreises Beschlüsse zu fassen oder (lutachten abzu- 
geben. — Sieben Abtheilungen. (Vgl. unter Nr. lo, c). Die Beschlüsse 
und Entscheidungen derselben erfolgen im Namen des P.-A. Gegen die 
Beschlüsse einer Abth. findet nur Beschwerde bei dem P.-A. statt 
und es wird über dieselbe von einer anderen oder mehreren Abthei- 
lungen gemeinsam entschieden. — Geschäftssprache: Ger.-V.-G. §§. i86 
— 193. — Die Gerichte sind verpflichtet, dem Patentamt Rechtshülfe 
zu leisten. Die Festsetzung einer Strafe gegen Zeugen und Sachver- 
ständige, welche vor dem Amte nicht erscheinen oder ihre Aussage 
oder deren Beeidigung verweigern, sowie die Vorführung eines nicht 
erschienenen Zeugen erfolgt auf Ersuchen durch die Gerichte: §. 31. 

4. Die Patentrolle. 

Ges. §. 19. Bei dem Patentamte wird eine Rolle gefuhrt, welche den 
Gegenstand und die Dauer der ertheilten Patente, sowie den Namen und 
Wohnort der Patentinhaber und ihrer bei Anmeldung der Erfindung 
etwa bestellten Vertreter angibt. Der Anfang, der Ablauf, das Er- 
löschen, die Erklärung der Nichtigkeit und die Zurücknahme der Pa- 
tente sind, unter gleichzeitiger Bekanntmachung durch den Reichsan- 
zeiger, in der Rolle zu vermerken. 

Tritt in der Person des Patentinhabers oder seines Vertreters eine 
Änderung ein, so wird dieselbe, wenn sie in beweisender Form zur 
Kenntniss des Patentamtes gebracht ist, ebenfalls in der Rolle ver- 
merkt, und durch den Reichsanzeiger veröffentlicht. So lange dieses 
nicht geschehen ist, bleiben der frühere Patentinhaber und sein frühe- 
rer Vertreter nach Massgabe dieses Gesetzes berechtigt und ver- 
pflichtet. 

Die Einsicht der Rolle, der Beschreibungen, Zeichnungen, Modelle 
und Probestücke, auf Grund deren die Erth eilung der Patente erfolgt 
ist, steht, soweit es sich nicht um ein im Namen der Reichsverwal- 
tung für die Zwecke des Heeres oder der Flotte genommenes Patent 
handelt, jedermann frei. 

Das Patentamt veröffentlicht die Beschreibungen und Zeichnungen, so- 
weit derenfJCinsicht jedermann freisteht, in ihren wesentlichen Theilen 
durch ein amtliches Blatt. In dasselbe sind auch die Bekanntmach- 
ungen aufzunehmen, welche durch den Reichsanzeiger nach Massgabe 
dieses Gesetzes erfolgen müssen. 

Zu diesem §. vgl. die Bekanntmachungen des kaiserl. Patentamts vom 
12. Juli und 30. Aug. 77, betreffend das Patentblatt, bestimmt für 
alle durch das Ges. vorgeschriebenen Veröffentlichungen, namentlich 
auch der Patentliste (Anmeldung, Versagung, Ertheilung, Dauer der 
Patente), und betreffend die Patentschriften, einzelne Hefte, in denen 
die im Ges. erwähnten Beschreibungen und Zeichnungen mitgetheilt 
werden. 
Franklin, deutsches Privatrecht 2. Aufl. ^ 
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5. Die Ertheilung des Patents. 

a) Gegenstand. Ges. §. i. Patente werden ertheilt für neue 
Erfindungen, welche eine gewerbliche Verwerthung gestatten. Aus- 
genommen sind i) Erfindungen, deren Verwerthung den Gesetzen oder 
guten Sitten zuwiderlaufen würde. 2) Erfindungen von Nahnings-, Ge- 
nuss- und Arzneimitteln, sowie von Stoffen, welche auf chemischem Wege 
hergestellt werden, soweit die Erfindungen nicht ein bestimmtes Verfah- 
ren zur Herstellung der Gegenstände betreffen. 

§. 2. Eine Erfindung gilt (z. B.) nicht als neu, wenn sie zur Zeit 
der auf Grund des Ges. erfolgten Anmeldung in öffentlichen Druck- 
schriften bereits derart beschrieben oder im Inland e bereits so offen- 
kundig benutzt ist, dass danach die Benutzung durch andere Sachver- 
ständige möglich erscheint. (Ist für eine nach §. i und 2 nicht pa- 
tentfähige Erfindung ein P. ertheilt worden, so kann dasselbe für 
nichtig erklärt werden: Ges. §. 10, §. 27). 

b) Berechtigt zur Nachsuchung des Patents. Ges. §. 3. 

Auf die Ertheilung des P. hat derjenige Anspruch, welcher die Er- 
findung zuerst nach Massgabe des Gesetzes angemeldet hat. Ein An- 
spruch des Patentsuchers auf Ertheilung des P. findet nicht statt, 
wenn der wesentliche Inhalt seiner Anmeldung den Beschreibungen, 
Zeichnungen, Modellen, Geräthschaften oder Einrichtungen eines An- 
dern oder einem von diesem angewendeten Verfahren ohne Einwilli- 
gung desselben entnommen und von dem letzteren aus diesem Grunde 
Einspruch erhoben worden ist. (Ges. §. 24. — Ist ein Patent gegen 
die Bestimmung des §. 3 ertheilt worden, so kann auf Antrag des 
Verletzten die Nichtigkeit ausgesprochen werden: §. 10, §. 27). 

§. 6. Der Anspruch auf Ertheilung des P. und das Recht aus dem 
P. gehen auf die Erben über. Der Anspruch und das Recht können 
beschränkt oder unbeschränkt durch Vertrag oder durch Verfügung von 
Todeswegen auf Andere übertragen werden. 

§. 12. Wer nicht im Inlande wohnt, kann den Anspruch auf die Er- 
theilung eines P. und die Rechte aus dem letzteren nur geltend machen, 
wenn er im Inlande einen Vertreter bestellt hat. Der Letztere ist zur 
Vertretung in den nach Massgabe des Gesetzes stattfindenden Verfah- 
ren, sowie in den das Patent betreffenden bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten befugt. Für die in solchen Rechtsstreitigkeiten gegen den Pa- 
tentinhaber anzustellenden Klagen ist das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk der Vertreter seilen Wohnsitz hat, in Ermangelung eines sol- 
chen das Gericht, in dessen Bezirk das Patentamt seinen Sitz hat. 

c) Das Verfahren. 

Schriftliche Anmeldung der Erfindung und Antrag auf Ertheilung 
des P. Die speciellen Anforderungen für die Anmeldung in §. 20 und 21 
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des Ges. und in einer Bekanntmachung des Pat.-Amts vom ii. Juli 1877 
(oft abgedruckt, z. B. bei Gar eis S. 209, bei Kohler Anhang XXXV, 
im Patentblatt 1877 S. 8). Wird den Anforderungen nicht genügt, so 
ist die Anmeldung zurückzuweisen. 

Materielle Vorprüfung. Ist die Anmeldung gehörig erfolgt, 
so prüft die betreffende Abtheilung des Pat.-Amts, ob überhaupt eine 
patentfähige Erfindung vorliege (§. i und 2 des Ges.) Ist dies nach 
Ansicht des P.-A. nicht der Fall, so erfolgt die Zurückweisung der 
Anmeldung durch einen Beschluss, gegen welchen jedoch dem Patent- 
sucher Beschwerde gestattet ist: §. 22 Abs. 2, §. 25; erachtet dasselbe 
dagegen die Ertheilung eines P. nicht für ausgeschlossen, so veranlasst 
es das 

Aufgebotsverfahren, indem es die Bekanntmachung der An- 
meldung verfugt: §. 22 Abs. 2; mit der Bekanntmachung treten 
für den Gegenstand der Anmeldung zu Gunsten des Patentsuchers einst- 
weilen die gesetzlichen Wirkungen des Patents ein. Das Aufgebot 
besteht darin, däss der Name des Patentsuchers und der wesentliche 
Inhalt seines Antrags durch den Reichsanzeiger veröffentlicht und dass 
gleichzeitig die Anmeldung mit ihren sämmtlichen Beilagen zur Ein- 
sicht für Jedermann ausgelegt wird (vgl. Bekanntm. des Patentamts 
vom 13. Nov. 77, Patentbl. S. 61); diese Auslegung unterbleibt, wenn 
es sich um ein im Namen der Reichsverwaltung für die Zwecke des 
Heeres oder der Flotte nachgesuchtes Patent handelt: §. 23. Innerhalb 
acht Wochen seit dem Tage der Veröffentlichung kann 

Einspruch gegen die Ertheilung des P. bei dem P.-Amte 
erhoben Verden, schriftlich, mit Gründen versehen, und nur auf die 
Behauptung zu stützen, dass die Erfindung nicht neu sei oder dass die 
Voraussetzung des §. 3 (oben unter b) vorliege. Vor der Beschluss- 
fassung kann das P.-A. die Ladung und Anhörung der Betheiligten, 
die Begutachtung des Antrags durch Sachverständige, auch sonstige 
zur Aufklärung der Sache erforderliche Ermittelungen anordnen: §. 24. 
Nach Ablauf der Frist hat das Patentamt über die Ertheilung des P. 
Beschluss zu fassen. Gegen diesen Beschluss kann sowohl der Patent- 
süchende wie der Einsprechende binnen vier Wochen nach der Zu- 
stellung 

Beschwerde bei dem P.-Amte einlegen. (Oben unter 3 und 
Näheres in der Verordn. vom 18. Juni 77 §. 2). Beschluss der Be- 
schwerdeinstanz nicht anfechtbar. Wird das Patent versagt, so wird 
dies im Reichsanzeiger bekannt gemacht: die Wirkungen des einst- 
weiligen Schutzes gelten als nicht eingetreten: §. 26 Satz 2. Ist aber 

die Ertheilung des P. endgültig beschlossen, so erlässt das P.- 
Amt darüber ebenfalls eine Bekanntmachung und fertigt demnächst für 
den P.-Inhaber eine Urkunde aus: §. 26. — Vgl. die Bekanntm. vom 
3. Januar 78 über die äussere Form der Patente (Patentbl. S. 2 fgg)* 

8* 
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— Bezeichnung der patentirten Gegenstände: Bekanntm. vom 9. Okt. 
77 (Pat-Bl. 27.) 

6. Die Dauer des Patents ist 15 Jahre; der Lauf dieser Zeit 
beginnt mit dem auf die Anmeldung der Erfindung folgenden Tage. 
Bezweckt eine Erfindung die Verbesserung einer anderen, zu Gunsten 
des Patentsuchers durch ein Patent geschützten Erfindung, so kann 
dieser die Ertheilung eines Zusatzpatents nachsuchen, welches mit 
dem Patente filr die ältere Erfindung sein Ende erreicht: §. 7. Für 
alle Patente, mit Ausnahme der eben erwähnten Zusatz-P., ist mit 
Beginn des zweiten und jeden folgenden Jahres eine bestimmte Gebühr 
zu entrichten: §. 8. 

7. Die Wirkungen des Patents. 

Ges. §. 4. Das Patent hat die Wirkung, dass Niemand befugt ist, 
ohne Erlaubniss des Patentinhabers den Gegenstand der Erfindung ge- 
werbsmässig herzustellen, in Verkehr zu bringen oder feilzuhalten. 
Bildet ein Verfahren, eine Maschine oder eine sonstige Betriebsvor- 
richtung, ein Werkzeug oder ein sonstiges Arbeitsgerät!! den Gegen- 
stand der Erfindung, so hat das Patent ausserdem die Wirkung, dass 
Niemand befugt ist, ohne Erlaubniss des Patentinhabers das Verfahren 
anzuwenden oder den Gegenstand der Erfindung zu gebrauchen. 

§. 5. Die Wirkung des Patentes tritt gegen denjenigen nicht ein, 
welcher bereits zur Zeit der Anmeldung des Patentinhabers im Inlande 
die Erfindung in Benutzung genommen oder die zur Benutzung erfor- 
derlichen Veranstaltungen getroffen hatte. Die Wirkung des Patentes 
tritt ferner insoweit nicht ein, als die Erfindung nach Bestimmung des 
Reichskanzlers für das Heer oder für die Flotte oder sonst im Interesse 
der öffentHchen Wohlfahrt benutzt werden soll. Doch hat der Patent- 
inhaber in diesem Falle gegenüber dem Reiche oder dem Staate, 
welcher in seinem besonderen Interesse die Beschränkung des Paten- 
tes beantragt hat, Anspruch auf angemessene Vergütung, welche in 
Ermangelung einer Verständigung im Rechtswege festgesetzt wird. 
Auf Einrichtungen an Fahrzeugen, welche nur vorübergehend in das 
Inland gelangen, erstreckt sich die Wirkung des Patentes nicht. 

8. Verletzung des Patentschutzes. Ges. §. 34. Wer wis- 
sentlich den Bestimmungen der §§. 4 und 5 zuwider eine Erfindung 
in Benutzung nimmt, 

a) ist dem Verletzten zur Entschädigung verpflichtet. Darüber, ob 
ein Schaden entstanden ist und wie hoch sich derselbe beläuft, ent- 
scheidet das Gericht unter Würdigung aller Umstände nach freier 
Überzeugung:^ §. 39, Civ.-P.-O. §. 260. Die Klagen wegen Verletz- 
ung des Patentrechts verjähren rücksichtlich jeder einzelnen dieselbe 
begründenden Handlung in drei Jahren: §.38; 

b) wird mit Geldstrafe bis zu 5000 M. oder mit Gefängniss bis zu 
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Einem Jahre bestraft, — Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag ein : 
Str.-G.-B. §. 6i fgg, §. 70 Nr. 5; Str.-P.-O. §. 414 fgg; Zurücknahme 
ausgeschlossen. — Einziehung: Str.-G.-B. §. 40. — Erfolgt die Ver- 
urtheilung im Strafverfahren, so ist dem Verletzten die Befugniss 
zuzusprechen, die Verurtheilung auf Kosten des Verurtheilten öffent- 
lich bekannt zu machen. Die Art der Bekanntmachung, sowie die Frist 
zu derselben ist im Urtheil zu bestimmen: §.35 des Ges.; 

c) statt jeder — Entschädigung kann auf Verlangen des Beschä- 
digten neben der Strafe auf eine an ihn zu erlegende Busse bis 
zum Betrage von loooo M. erkannt werden. Für diese Busse haften 
die zu derselben Verurtheilten als Gesammtschuldner. Eine erkannte 
Busse schliesst die Geltendmachung eines weiteren Entschädigungsan- 
spruchs aus: §. 36 des Ges. 

9. Verbesserungspatente. 

10. Beendigung des Patentschutzes. 

a) Erlöschen des Patents. Ablauf der Frist: §. 7; — Ver- 
zicht des Patentinhabers und Nichtzahlung der Gebühren innerhalb drei 
Monaten nach der Fälligkeit: §§. 8, 9. 

b) Nichtigkeitserklärung. Ges. §. 10. Das Patent wird für 
nichtig erklärt, wenn sich ergibt: i. dass die Erfindung nach §§. i 
und 2 nicht patentfähig war, 2. dass der wesentliche Inhalt der An- 
meldung den Beschreibungen, Zeichnungen, Modellen, Geräthschaften 
oder Einrichtungen eines Anderen oder einem von diesem angewen- 
deten Verfahren ohne Einwilligung desselben entnommen war. 

C) Zurücknahme des Patents. Ges. §. U. Das Patent kann 
nach Ablauf von drei Jahren zurückgenommen werden: i. wenn der 
Patentinhaber es unterlässt, im Inlande die Erfindung in angemessenem 
Umfange zur Ausführung zu bringen, oder doch Alles zu thun, was 
erforderlich ist, um diese Ausfuhrung zu sichern; 2. wenn im öffent- 
lichen Interesse die Erth eilung der Erlaubniss zur Benutzung der Er- 
findung an Andere geboten erscheint, der Patentinhaber aber gleich- 
wohl sich weigert, diese Erlaubniss gegen angemessene Vergütung 
und genügende Sicherstellung zu ertheilen. 

Zuständigkeit. Die Beschlüsse und Entscheidungen über Nichtig- 
keitserklärung und Zurücknahme der Pat. gehören vor die 7. Abthell- 
ung des P.-Amts; gegen Beschlüsse derselben in diesem Verfahren 
ist Beschwerde bei einer aus zwei Abtheilungen des Amts combinirten 
Instanz zulässig (Verordn. von 1877 §. 2 Abs. 2). 

Die Einleitung des Verfahrens nur auf Antrag und zwar ist 
im Falle des §. 10 Nr 2 nur der Verletzte zu dem Antrage berechtigt; 
der letztere ist schriftlich an das P.-Amt zu richten und hat die 
Thatsachen anzugeben, auf welche er gestützt wird: §. 27. — Ab- 
weisung a limine? 



— Ii8 — 

Verhandlung und Entscheidung. Ges. §. 28. Nachdem die 
Einleitung des Verfahrens verfugt ist, fordert das Patentamt den Pa- 
tentinhaber unter Mittheilung des Antrages auf, sich über denselben 
binnen vier Wochen zu erklären. Erklärt der Patentinhaber binnen 
der Frist sich nicht, so kann ohne Ladung und Anhörung der Be- 
theiligten sofort nach dem Antrage entschieden, und bei dieser Ent- 
scheidung jede von dem Antragsteller behauptete Thatsache für er- 
wiesen angenommen werden. 

§. 29. Widerspricht der Patentinhaber rechtzeitig, oder wird im 
Falle des §. 28 Absatz 2 nicht sofort nach dem Antrage entschieden, 
so trifft das Patentamt, und zwar im ersteren Falle unter Mittheilung 
des Widerspruchs an den Antragsteller, die zur Aufklärung der Sache 
erforderlichen Verfügungen. Es kann die Vernehmung von Zeugen 
und Sachverständigen anordnen. Auf dieselben finden die Vorschriften 
der Civilprozessordnung entsprechende Anwendung. Die Beweisver- 
handlungen sind unter Zuziehung eines beeidigten Protokollführers 
aufzunehmen. Die Entscheidung erfolgt nach Ladung und Anhörung 
der Betheiligten. Wird die Zurücknahme des Patentes auf Grund des 
§. II Ziffer 2 beantragt, so muss der diesem Antrag entsprechenden 
Entscheidung eine Androhung der Zurücknahme unter Angabe von 
Gründen und unter Festsetzung einer angemessenen Frist vorausgehen. 

§. 30. In der Entscheidung (§§. 28. 29.) hat das Patentamt nach 
freiem Ermessen zu bestimmen, zu welchem Antheil die Kosten des 
Verfahrens den Betheiligten zur Last fallen. 

Gegen die Entscheidungen ist Berufung an das Reichsgericht 
zulässig, welche binnen sechs Wochen nach der Zustellung bei dem 
P.-Amt schriftlich anzumelden und zu begründen ist: §. 32. Das Ver- 
fahren vor dem höchsten Gerichtshofe ist im Einzelnen geregelt durch 
eine kaiserliche Verordnung vom i. Mai 1878 (R.G.Bl. S. 90 fgg). 

11. Simulation eines Patentschutzes. 

Ges. §. 40. Mit Geldstrafe bis 150 M. oder mit Haft wird bestraft: 
a) wer Gegenstände oder deren Verpackung mit einer Bezeichnung 
versieht, welche geeignet ist, den Irrthum zu erregen, dass die Gegen- 
stände durch ein Patent nach Massgabe dieses Gesetzes ge- 
schützt seien ; b) wer in öffentlichen Anzeigen , auf Aushängeschildern, 
auf Empfehlungskarten oder in ähnlichen Kundgebungen eine Bezeich- 
nung anwendet, welche geeignet ist, den Irrthum zu erregen, dass 
die darin erwähnten Gegenstände durch ein P. nach Massgabe dieses 
Gesetzes geschützt seien. 

12. Landespatente. 

Seit der Gesetzeskraft des P.-Ges. findet die Ertheilung von Pa- 
tenten durch die Einzelstaaten nicht mehr statt; aber die damals be- 
reits ertheilten bleiben nach Massgabe der betreffenden landesgesetz- 
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liehen Bestimmungen in Kraft : eine Verlängerung der Frist, auf welche 
sie verliehen wurden, ist unzulässig. Eine Umwandelung solcher Landes- 
pateute in Reichspatente gestattet nach näherer Bestimmung der Art. 
42—44 des Gesetzes. Vgl. auch die Verordn. des Patentamts vom 
16. und 20. Sept. 77 (P.-Bl. S. 19). 

13. Die juristische Natur des Patentrechts und das Ver- 
hältniss desselben zu den übrigen Urheberrechten. 

Hierüber vgl. die oben genannten Schriften, insbesondere die von 
Gareis utid Kohl er; ausserdem Klostermann in Busch: Archiv 
Bd. 35 S. II fgg, — Lab and in der Ztschrft. für Handelsrecht 
XXnr. S. 621 fgg, — Mandry S. 400 fgg, — Dernburg §. 308. 
— Auch die zu §. 192 und §. 197 genannten Schriften berühren die hier 
zu erörternden Fragen mehr oder minder eingehend. 
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Fünfter Theil. 
Das Familienreclit. 

Windscheid: fünftes Buch §§.489—526. — Roth: System des 
deutschen Privatrechts, Bd. H. Familienrecht. — Beseler §§. 132—48. 

— Gerber, drittes Buch: die Rechte an Personen §§. 221 — 47. — 
Gengier: Lehrbuch S. 793 — 1280 und Grundzüge §§. 132—69. — 
Dernburg, fünftes Buch: Personenrecht und Familienrecht, lü. 
§§. I — 89; Förster III. §§. 201—42. — Schmidt §. 135 fgg; Sieben- 
haar §. 104 fgg. — Roth und Meibom §. 90 fgg, Bertram 
§. 1562 fgg. — Roth: bayrisches Civilrecht L, 2. Aufl. §§. 66 — 125. 

— Lang: Handbuch des in Württemberg geltenden Personen-, Familien- 
und Vormundschaftsrechts, 2. Aufl. §.36 fgg. — Behaghel Bd. L 
und Zachariä Bd. IIL 

Quellenzeugnisse bei Kraut §. 162 fgg, — Urkunden bei Lorsch 
und Schröder S. 256, 7. 

Erstes Buch. 

Allgemeines. 

§.199. Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft. 

Bedeutung der Familienverbindung nach älterem 
und neuerem Recht. 

Genealogia, parentela, Sibbe; Magschaft und Busen; 
Vater- und Muttermagen; Schwert- und Spillmagen; 
Nagelmagen; ungezweigte und gezweigte Geburt. 

Grimm: R.A. S. 466 fgg. — De ecke: die deutschen Verwandt- 
schaftsnamen, 1870. — Rosin: der Begriff des Schwertmagen, 1877. 

— Vieles hierher Gehörige auch bei Amira in der unten genannten 
Schrift. 

Sippezahlen. 

Ssp. L 3. §. 3. Nu merke wie ok, war de sibbe beginne unde 
war se lende. In deme hovede is besceiden man unde wif to stände, 
die elike unde echtlike to samene komen sin. In des halses lede die 
kindere, die ane tveinge vader unde müder geboren sin. Is dar 
tveinge an, die ne mögen an eime lede nicht bestan unde scricket 
an ein ander let. Ungetveider brüder kindere de sfat an deme 
lede, dar scülderen unde arm to samene gat; also dut die süster 
kindere. Dit is de irste sibbe tale, die man to magen re- 
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kenet: bruder kindere unde suster kindere. In dem el- 
lenbogen stat die andere. In dem lede der hant de dridde. In dem 
irsten lede des midd eisten vingeres de vierde. In dem anderen lede 
de vefte. In dem dridden lede de seste. In dem seveden stat ein 
nagel unde nicht ein let, dar umme lent dar de sibbe, unde hetet 
nagel mage. — Die tvischen deme nagele unde deme hovede sik to 
der sibbe gestuppen mögen an geliker stat, de nemet dat erve gelike. 
De sik naer to der sibbe gestuppen mach, de nimt dat erve to voren. 
Swsp. L. 3, G. cap. VI. In dem houbet ist bezeichent man und 
wip. — Und swenne si kint gewinnent elichen, diu sint ouch bezeichent 
an diu nehsten gelider bi dem houbet, daz ist, da die arme an die 
schulteren stozent, daz heizent die achsel. Undheizent diu kint 
geswisteride und hebent die ersten sippe zal, die man zu 
magen rechent. — Und geswisteride kint, diu hefent die anderen 
sippe, die man ze magen rechent. Diu sint ouch bezeichent an daz 
ander lit, daz heizet der ellenboge. Und geswisteride kinde kint, 
daz sint geswisteride eninkel, diu hefent die dritten sippe unde st^nt 
ouch an dem dritten lide; daz ist daz lit, da diu hant an den arm 
stözet. So st^nt diu vierden kint an dem vierten lide; daz ist daz 
lit, da der mittere vinger an die hant stözet. Die fiunften kint stent 
an dem fiunften lide; daz ist das ander lit des mitteren vingers. 
Diu sehten kint diu hefent die sehten sippe ; diu st6nt an dem dritten 
lide des mittern vingers. Diu sibenden kint stent vornan an dem 
nagel, daz heizent nagelmage. Und swelichiu kint sich zwischen deme 
nagele und dem houbete geliehen mugen an der sippe zal, diu ne- 
ment ouch daz erbe geliche. Und so der mensche ie naher sippe ist, 
so er ie baz erbet. 

Die Verwandtschaftsberechnung. 

Älteres Recht: Siegel: die germanische Verwandtschaftsbe- 
rechnung mit besonderer Beziehung auf die Erbenfolge, 1853. — 
Wasserschieben: das Princip der Successionsordnung nach deut- 
schem, insbesondere sächsischem Rechte, 1860. S. 1 — 28. — Siegel: 
in der österr. Vierteljahrsschrift für Rechts- und Staatswissenschaft 
1860, Bd. 6, Literaturbl. S. 22 fgg. — Homeyer: die Stellung des 
Sachsenspiegels zur Parentelenordnung, 1860. — Rive: zur Frage nach 
dem Princip der Successionsordnung im Jahrbuch des gem. d. Rechts 
VI. S. 197 — 228. — Wasserschieben: die germanische Verwandt- 
schaftsberechnung u. s. w. Eine Replik, 1874. — Lewis: zur Lehre 
von der Successionsordnung des deutschen Rechts in der krit. Viertel- 
jahrsschrift IX. S. 23 — 66. — Wasserschieben: das Princip der 
Erbenfolge nach den älteren deutschen und verwandten Rechten, 1870. 
— Amira: Erbenfolge und Verwandtschaftsgliederung, 1874. —Hier- 
her gehören auch die sonstigen unten angeführten Werke über das 
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deutsche Intestatrecht , welche die hier behandelte Frage mehr oder 
minder berühren. 

Geltendes Recht: Windscheid §. 56a. — Roth: System 
I. §. 64. 

§. 200. Die Mundschaft. 

Sprachgebrauch. — Gruppirung der verschiedenen 
Verhältnisse. -- Ist die Mundschaft ein einheitliches, 
auf einen Grund zurückzuführendes Rechtsinstitut mit 
überall wesentlich gleichem Inhalt? — Ist jede 
familienrechtliche Gewalt, insbesondere die väterliche 
und die des Ehemanns, unter dem Gesichtspunkt der 
Vormundschaft aufzufassen ? 

Kraut: die Vormundschaft nach den Grundsätzen des deutschen 
Rechts, 3 Bde., 1835—59. — Rive: Geschichte der deutschen Vor- 
mundschaft, I. 1862, II. I. 1866, II. 2. 1875. — Agricola: die 
Gewere zu rechter Vormundschaft §. 7. — Bluhme: die Mundschaft 
nach Langobardenrecht in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte XI. 
375 fgg. 

Zweites Buch. 
Das Eherecht. 

I. 

Begründung und Lösung der Ehe. 
§.201. Die Verlobung im älteren Recht. 
§. 202. Die Trauung im älteren Recht 
§.203. Das kanonische Recht. 
§. 204. Verhältniss von Verlobung und Trauung. 
§.205. Die Entwickelung seit dem i6. Jahrhundert. 

Friedberg: das Recht der Eheschliessung. Leipz. 1865. — ^« 
Sohm: das Recht der Eheschliessung aus dem deutschen und kano- 
nischen Recht entwickelt. Weimar 1875. — Friedberg: Verlobung 
und Trauung. Leipz. 1876. — Sohm: Trauung und Verlobung. 
Weimar 1876. — Brunner und G. Meyer in der Jenaer Lit.-Ztg.' 
1876 S. 498 fgg. — R. Löning: Vertragsbruch, 1876 §. 21 fgg. — 
Val de Li6vre: Launegild S. 19 fgg, 130 fg, 214 fg. — - A. von 
Scheurl:^ die Entwicklung des kirchlichen Eheschliessungsrechts, 
1877; Nachträge hierzu in der Zeitschrift für Kirchenrecht XV. S. 65 
fgg. — F. V« Wyss: die Eheschliessung in ihrer geschichtlichen Ent- 
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Wickelung nach den Rechten der Schweiz (Zeitschrift für schweizer- 
isches Recht XX. S. 85 fgg). — E. Löning: Geschichte des deut- 
schen Kirchenrechts II, 1878 S. 569 — 606. — Habicht: die alt- 
deutsche Verlobung in ihrem Verhältniss zu dem Mundium und der 
Eheschliessung, 1879. — Vgl. auch noch kritische Vierteljahrs- 
schrift XVIII. S. 404 fgg und XXI. S. 29 fgg. — Neuestens: von 
Scheurl, gemeines deutsches Eherecht §. 7 fgg. 

g. 206. Das Verlöbniss nach heutigem Recht* 

Windscheid §. 489. — Roth: System §. 91. — Gengier II. 
838—45. — Beseler §. 133. — Förster §. 204, Dernburg III. 
§§. 10 und II. — Siebenhaar §. 106 fgg, Schmidt §. 136. — 
Behaghel I. §. 48, Zachariä III. §. 457. — Roth: bayr. Civilr. 
I. 2. Aufl. §. 66. — Lang: Personenrecht 2. Aufl. §. 42. 

Personenstandsgesetz §. 39 (unten zu §. 208). — Württ. 
Ausführungsgesetz Art. 4: Aus Eheverlöbnissen kann nicht auf 
Eingehung der Ehe geklagt werden. Die gerichtliche Aufhebung von 
Eheverlöbnissen findet nicht mehr statt. Die gesetzlichen Vorschriften 
über die vermögensrechtlichen Folgen des Bruchs eines Eheverlöbnisses 
bleiben unberührt. — Civ.-P.-O. §. 774 und 779. 

§. 207. Eheverträge. 

Zeit und Form der Abschliessung; — der mögliche 
Inhalt derselben im Allgemeinen; — Arten. 

Ältere Literatur bei Gengier II. 845 fgg. Vgl. Roth: System §. 93 
und unten die Literaturangaben über gewillkürtes . eheliches Güterrecht. 

§. 208. Erfordernisse , Form und Beurkundung der Ehe- 
schliessung. 

Gesetz über die Aufhebung der polizeilichen Beschränk- 
ungen der Eheschliessung vom 4. Mai 1868 (B.-G.-Bl. 149; 
nicht geltend in Bayern und Elsass -Lothringen). §. i. Bundesange- 
hörige bedürfen zur Eingehung einer Ehe oder zu der damit verbun- 
denen Gründung eines eigenen Haushaltes weder des Besitzes, noch 
des Erwerbes einer Gemeindeangehörigkeit (Gemeindemitgliedschaft) 
oder des Einwohnerrechtes, noch der Genehmigung der Gemeinde 
(Gutsherrschaft) oder des Armenverbandes, noch einer obrigkeitlichen 
Erlaubniss. Insbesondere darf die Befugniss zur Verehelichüng nicht 
beschränkt werden wegen Mangels eines bestimmten, die Grossjährig- 
keit übersteigenden Alters oder des Nachweises einer Wohnung, eines 
hinreichenden Vermögens oder Erwerbes, wegen erlittener Bestrafung, 
bösen Rufes, vorhandener oder zu befürchtender "Vfeparmung, bezogener 
Unterstützung oder aus anderen polizeilichen Gründen. Auch darf von 
der ortsfremden Braut ein Zuzugsgeld oder eine ' sonstige Abgabe nicht 
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erhoben werden. — §. 2. Die polizeilichen Beschränkungen der Be- 
fugniss zur Eheschliessung, welche in Ansehung der Ehen zwischen 
Juden und für die Angehörigen einzelner bürgerlichen Berufsstände be- 
stehen, werden aufgehoben. Die Bestimmungen über die Genehmig- 
ung der EheschUessung der Militärpersonen, Beamten, Geistlichen und 
Lehrer durch die Vorgesetzten werden hiervon nicht betroffen. — 
§. 3. Die für Geistliche und Civilstandsbeamte bestehenden Verbote, 
bei der Schliessung einer Ehe ohne vorherige Beibringung einer obrig- 
keitlichen Bescheinigung amtlich mitzuwirken, bleiben in Beziehung auf 
Bundesangehörige nur soweit in Kraft, als diese Bescheinigung das 
Vorhandensein der durch dieses Gesetz nicht berührten Voraussetz- 
ungen der Eheschliessung oder die im §. 2 Alinea 2 erwähnten Be- 
stimmungen zum Gegenstande hat. — §. 4. Die Vorschriften der Lan- 
desgesetze über die Zulassung von Ausländern zur Eingehung einer 
Ehe finden auf Bundesangehörige keine Anwendung. — §.5. Die Be- 
stimmungen des bürgerlichen Eherechtes werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. 

Gesetz betreffend die Gleichberechtigung der Confes- 
sionen: oben zu §. 16 S. 18. 

Gesetz über die Beurkundung des Personenstandes und 
die Eheschliessung vom 6. Febr. 1875: oben zu §. 11. — Aus- 
führungsgesetze und Commentare: das. S. 8. und 9. 

Ges. vom 4. Mai 1870, betreffend die Ehe Schliessung u. s. w. 
von Bundesangehörigen im Auslande: oben zu §. ii S. 13. — 
Dazu: Instruktion des Reichskanzlers vom i. März 1871. 

Literatur: Ausser den Commentaren zum Ges. von 75 sind zu 
vgl. Dreyer §§. 17—29, — Mandry §. 41, — Dernburg III. §. 12 
%g) — Roth: System II. §. 91 und bayrisches Civilrecht 2. Aufl. I. 
§. 66, — vorzugsweise aber Stoelzel: deutsches Eheschliessungsrecht 
nach amtlichen Ermittelungen, I. Reichsrecht, II. Landesrecht, 2. Aufl. 
Berlin 75, und Ad. von Scheurl: das gemeine deutsche Eherecht 
mit besonderer Rücksicht auf die Kirchen-Eheordnung, Erlangen 81. 

Für Württemberg insbesondere kommt ausser den S. 9 ange- 
führten Gesetzen und Verordnungen noch in Betracht: kirchliches Ge- 
setz vom 23. Nov. 1876, betreffend die Verkündigung und Trauung 
der Ehen von Mitgliedern der evang. Kirche. — Vgl. Hauber: Würt- 
temb. Eherecht der Evangelischen, 2. Aufl. 76, und Lang: Personen- 
recht, 2. Aufl. §§. 41 und 43 a. 

I. 

Erfordernisse. 

Welches Recht ist anzuwenden? Gesetz von 75 §. 47 und Ges. von 
70 §• 3- —Vgl. Stoelzel a.a.O. S. 2 fgg, — Hinschius zu §. 48, 
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— Sicherer: Commentar S. 267 fgg und die das. angeführte Li- 
teratur. 

A. Reichsrechtliche. 

Ges. vom 6. Febr. 75. §. 28. Zur Eheschliessung ist die Einwilli- 
gung (vgl. §. 36 Abs. 2 des Ges.) und die Ehemündigkeit der 
Eheschliessenden erforderlich. Die Ehemündigkeit des männlichen 
Geschlechts tritt mit dem vollendeten 20. Lebensjahre, die des weib- 
lichen Geschlechts mit dem vollendeten 16. Lebensjahre ein. Dispen- 
sation ist zulässig. (In Württemberg nach Ges. vom 8. August 75 
durch den Landesherrn). 

§. 29. Eheliche Kinder bedürfen zur Eheschliessung, so -lange 
der Sohn das funfundzwanzigste , und die Tochter das vierundzwan- 
zigste Lebensjahr nicht vollendet hat, der Einwilligung des Vaters, 
nach dem Tode des Vaters der Einwilligung der Mutter und, wenn 
sie minderjährig sind, auch des Vormundes. Sind beide Eltern ver- 
storben, so bedürfen Minderjährige der Einwilligung des Vormundes. 
Dem Tode des Vaters oder der Mutter steht es gleich, wenn diesel- 
ben zur Abgabe einer Erklärung dauernd ausser Stande sind, oder ihr 
Aufenthalt dauernd unbekannt ist. Eine Einwilligung des Vormundes ist 
für diejenigen Minderjährigen nicht erforderlich, welche nach Landes- 
recht einer Vormundschaft nicht unterliegen. Inwiefern die Wirksam- 
keit einer Vormundschaftsbehörde oder eines Familienrathes stattfindet, 
bestimmt sich nach Landesrecht. (Zu Absatz 4 und 5 vgl. unten B). 

— §. 30. Auf uneheliche Kinder finden die im vorhergehenden 
Paragraphen für vaterlose eheliche Kinder gegebenen Bestimmungen 
Anwendung. — §. 31. Bei angenommenen Kindern tritt an Stelle 
des Vaters (§. 29) derjenige, welcher an Kindesstatt angenommen 
hat. Diese Bestimmung findet in denjenigen Theilen des Bundesge- 
bietes keine Anwendung, in welchen durch eine Annahme an Kindes- 
statt die Rechte der väterlichen Gewalt nicht begründet werden kön- 
nen. — §. 32. Im Falle der Versagung der Einwilligung zur Eheschliess- 
ung steht grossjährigen Kindern die Klage auf richterliche Er- 
gänzung zu. 

§. 33. Die Ehe ist verboten: i. zwischen Verwandten in auf- und 
absteigender Linie, 2. zwischen voll- und halbbürtigen Geschwistern, 
3. zwischen Stiefeltern und Stiefkindern, Schwiegereltern und Schwie- 
gerkindern jeden Grades, ohne Unterschied, ob das Verwandtschafts- 
oder Schwägerschaftsverhältniss auf ehelicher oder ausserehelicher Ge- 
burt beruht und ob die Ehe, durch welche die Stief- oder Schwieger- 
verbindung begründet wird, noch besteht oder nicht, 4. zwischen Per- 
sonen, deren eine die andere an Kindesstatt angenommen hat, so 
lange dieses Rechtsverhältniss besteht, 5. zwischen einem wegen Ehe- 
bruchs Geschiedenen und seinem Mitschuldigen. Im Falle der Nr. 5 
ist Dispensation zulässig. (In Württemberg durch den König). — 
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§. 34« Niemand darf eine neue Ehe schliessen, bevor seine frühere 
Ehe aufgelöst (durch Tod, Scheidung, VerschoUenheits- oder Todes- 
erklärung, wenn" nach Landesrecht der Ehegatte des für Tod Erklär- 
ten eine neue Ehe eingehen darf), für ungiltig oder für nichtig (vgl. 
Württ. Ges. vom 8. Aug. 75 Art. 11) erklärt ist. -- §.35. Frauen 
dürfen erst nach Ablauf des zehnten Monats seit Beendigung der frü- 
heren Ehe eine weitere Ehe schliessen. Dispensation ist zulässig. 
(In Württ. durch das Amtsgericht). -— §. 36. Hinsichtlich der recht- 
lichen Folgen einer gegen die Bestimmungen der §§. 28 bis 35 ge- 
schlossenen Ehe sind die Vorschriften des Landesrechts massgebend. 
^ Württ. Ausführungsgesetz Art. 5. Dasselbe gilt von dem Einflüsse 
des Zwangs, Irrthums und Betrugs auf die Gültigkeit der Ehe. (Vgl. 
die umfangreichen Nachweisungen bei Sicherer, Hinschius und 
Scheurl). 

§. 37. Die Eheschliessung eines Pflegebefohlenen mit seinem Vor- 
mund oder dessen Kindern ist während der Dauer der Vor- 
mundschaft unzulässig. Ist die Ehe gleichwohl geschlossen, so 
kann dieselbe als ungültig nicht angefochten werden. — §. 38. Die 
Vorschriften, welche die Ehe der MiUtärpersonen, der Landesbeamten 
und der Ausländer von einer Erlaubniss abhängig machen, werden 
nicht berührt. Auf die Rechtsgültigkeit der geschlossenen Ehe ist der 
Mangel dieser Erlaubniss ohne Einfluss. Ein Gleiches gilt von den 
Vorschriften, welche vor der Eheschliessung eine Nachweisung, Aus- 
einandersetzung oder Sicherstellung des Vermögens erfordern. (Siehe 
unten B). 

§. 39. Alle Vorschriften, welche das Recht zur Eheschliessung 
weiter beschränken, als es durch dieses Gesetz geschieht, werden auf- 
gehoben. 

§. 40. Die Befugniss zur Dispensation von Ehehindernissen steht 
nur dem Staate zu. Über die Ausübung dieser Befugniss haben die 
Landesregierungen zu bestimmen. (Württ. Ges. vom 8. August 1875). 

Hinsichtlich der Landesherrn, der Mitglieder der 
landesherrlichen und der fürstlichen Familie Hohen- 
zollern bestimmt §. 72: In Betreff der Stellvertretung der Verlobten (Aus- 
nahme von §. 52) und in Betreff des Aufgebots entscheidet die Obser- 
vanz. Im Übrigen werden in Ansehung der Mitglieder dieser Häuser 
die auf Hausgesetzen oder Observanz beruhenden Bestimmungen über 
die Erfordernisse der Eheschliessung und über die Gerichtsbarkeit in 
Ehesachen nicht berührt. — Vgl. das Königl. württ. Hausgesetz 
vom 8. Juli 1828 (Reg.-Bl. 567): Art. 15 Volljährigkeit (auch Ehe- 
mündigkfiit?) mit zurückgelegtem achtzehnten Lebensjahre; — Art. 
18-20: Einwilligung des Königs zu den Vermählungen; — Art. 65. 
Beilegung oder Entscheidung von Ehezwistigkeiten. — Einführungsges. 
z. G.-V.-G. §. 5). 
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Reichsrechtlich ist auch die Bestimmung des Reichsmilitärgesetzes 
vom 2. Mai 1874 (R.-G.-Bl. S. 45) §. 40: Die Militärpersonen 
des Friedensstandes (§. 38 das.) bedürfen zu ihrer Verheirathung 
der Genehmigung ihres Vorgesetzten. 

Reichsbeamte: vgl. Stoelzel S. 24, — Sicherer 399 fg. 

B. Landesrechtliche. 

An zwei Stellen — §. 29 zum Schluss und §. 38 — verweist das 
Gesetz von 75 darauf, dass neben den allgemein vorgeschriebenen 
reichsrechtlichen Erfordernissen auch noch andere landesgesetzliche 
in Betracht kommen können. Eine Zusammenstellung der bezüglichen 
Bestimmungen der Landesgesetze findet sich in den Commentaren, 
namentlich bei Hi n s c h i u s S. 105 ff, 1 30 fgg und Sicherer 297 
%g> 398 fgg> sowie bei Stoelzel, Heft IL — Für Württemberg 
sind Absatz 4 und 5 §. 29 unpraktisch, weil alle Minderjährigen, wel- 
che keinen ehelichen Vater haben, unter Vormundschaft stehen, und 
weil die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde zur Verehelichung 
nicht nothwendig ist: Verfug, der Ministerien vom 20. Decbr. 75 
(Reg.-Bl. S. 585 fgg) §. 13. — Hinsichtlich der Landesbeamten in 
§. 38 vgl. das Ges. vom 28. Juni 1876, betreffend die Rechtsverhält- 
nisse der Staatsbeamten Art. 7 (Reg.-Bl. S. 213) und die Verfügung 
der Ministerien vom 12. Juli 1880 (das. S. 183 fgg), in welcher diejenigen 
Beamten und Funktionäre aufgezählt ^ind, die zu vorgängiger Heiraths- 
anzeige nicht verpflichtet sind. — Betreffend die Ausländer vgl. die 
angef. Verfügung vom 20. Decbr. 75: „Ausländer, welche im König- 
reiche eine Ehe eingehen wollen, bedürfen der Erlaubniss des Ober- 
amts, in dessen Amtsbezirk die Eheschliessung stattfinden soll. Als 
Ausländer sind in dieser Beziehung nur die Angehörigen der ausser- 
deutschen Staaten, sowie der rechtsrheinischen Provinzen von Bayern 
zu betrachten" und des weiteren Stoelzel IL 42, 45 und Hau b er 
S. 12 fgg. 

IL 
Form. 

A. Innerhalb des Reichsgebiets. 

Zum Folgenden vgl. die Commentare und von Scheurl a. a. O. 
§. 12—14. 

Gesetz von 1875 §• 4^- Innerhalb des Gebietes des Deutschen 
Reichs kann eine Ehe rechtsgültig nur vordem Standesbeam- 
ten geschlossen werden. (Vgl. §. 75: Grenzpfarreien). 

§. 42. Zuständig ist der Standesbeamte, in dessen Bezirk einer 
der Verlobten seinen Wohnsitz hat oder sich gewöhnlich aufhält. 
Unter mehreren zuständigen Standesbeamten haben die Verlobten die 
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Wahl. Eine nach den Vorschriften dieses Gesetzes geschlossene Ehe 
kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil der Standesbe- 
amte nicht der zuständige gewesen ist. — §. 43. Auf schriftliche Er- 
mächtigung des zuständigen Standesbeamten (Formulare F. und F. i) 
darf die Eheschliessung auch vor dem Standesbeamten eines anderen 
Orts stattfinden. 

§. 44. Der Eheschliessung soll ein Aufgebot (Formular E. und 
E.i) vorhergehen. Für die Anordnung desselben ist jeder Standes- 
beamte zuständig, vor welchem nach §. 42 Abs. i die Ehe geschlos- 
sen werden kann. — §. 45. Vor Anordnung des Aufgebots sind dem 
Standesbeamten (§. 44) die zur Eheschliessung gesetzlich nothwendigen 
Erfordernisse als vorhanden nachzuweisen. Insbesondere haben die 
Verlobten in beglaubigter Form beizubringen: i. ihre Geburtsurkunden, 
2. die zustimmende Erklärung derjenigen, deren Einwilligung nach 
dem Gesetze erforderlich ist. Der Beamte kann die Beibringung dieser 
Urkunden erlassen , wenn ihm die Thatsachen, welche durch dieselben 
festgestellt werden sollen, persönlich bekannt oder sonst glaubhaft 
nachgewiesen sind. Auch kann er von unbedeutenden Abweichungen 
in den Urkunden, beispielsweise von einer verschiedenen Schreibart der 
Namen oder einer Verschiedenheit der Vornamen absehen, wenn in 
anderer Weise die Persönlichkeit der Betheiligten festgestellt wird. 
Der Beamte ist berechtigt, den Verlobten die eidesstattliche Versich- 
erung über die Richtigkeit der Thatsachen abzunehmen, welche durch 
die vorliegenden Urkunden oder die sonst beigebrachten Beweismittel 
ihm nicht als hinreichend festgestellt erscheinen. — §. 46. Das Auf- 
gebot ist bekannt zu machen: i. in der Gemeinde oder in den Ge- 
meinden, woselbst die Verlobten ihren Wohnsitz haben; 2. wenn einer 
der Verlobten seinen gewöhnlichen Aufenthalt ausserhalb seines gegen- 
wärtigen Wohnsitzes hat, auch in der Gemeinde seines jetzigen Aufent- 
halts; 3. wenn einer der Verlobten seinen Wohnsitz innerhalb der 
letzten sechs Monate gewechselt hat, auch in der Gemeinde seines 
früheren Wohnsitzes. Die Bekanntmachung hat die Vor- und Familien- 
namen, den Stand oder das Gewerbe und den Wohnort der Verlobten 
und ihrer Eltern zu enthalten. Sie ist während zweier Wochen an 
deniRath- oder Gemeindehause, oder an der sonstigen, zu Bekanntmach- 
ungen der Gemeindebehörde bestimmten Stelle auszuhängen. — §. 47. 
Ist einer der Orte, an welchem nach §. 46 das Aufgebot bekannt zu 
machen ist, im Auslande belegen, so ist an Stelle des an diesem Orte 
zu bewirkenden Aushanges die Bekanntmachung auf Kosten des An- 
tragstellers einmal in ein Blatt einzurücken, welches an dem auslän- 
dischen Orte erscheint oder verbreitet ist. Die Eheschliessung ist nicht 
vor Ablauf zweier Wochen nach dem Tage der Ausgabe der betref- 
fenden Nummer des Blattes zulässig. Es bedarf dieser Einrückung 
nicht, wenn eine Bescheinigung der betreffenden ausländischen Orts- 
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behörde dahin beigebracht wird, dass ihr von dem Bestehen eines Ehe- 
hindernisses nichts bekannt sei. — §. 48. Kommen Ehehindemisse zur 
Kenntniss des Standesbeamten, so hat er die Eheschliessung abzuleh- 
nen. — §. 49. Soll die Ehe vor einem anderen Standesbeamten als 
demjenigen geschlossen werden, welcher das Aufgebot angeordnet hat, 
so hat der letztere eine Bescheinigung dahin auszustellen, dass und 
wann das Aufgebot vorschriftsmässig erfolgt ist und dass Ehehindef- 
nisse nicht zu seiner Kenntniss gekommen sind. — §. 50. Die Befug- 
niss zur Dispensation von dem Aufgebot steht nur dem Staate zu. 
Über die Ausübung dieser Befugniss haben die Landesregierungen zu 
bestimmen. (In Württemberg: das Amtsgericht.) Wird eine lebens- 
gefährliche Krankheit, welche einen Aufschub der Eheschliessung nicht 
gestattet, ärztlich bescheinigt, so kann der (zuständige) Standesbeamte 
(§. 42 Abs. i) auch ohne Aufgebot die Eheschliessung vornehmen. — 
§.51. Das Aufgebot verliert seine Kraft, wenn seit dessen Vollzieh- 
ung sechs Monate verstrichen sind, ohne dass die Ehe geschlossen 
worden ist. 

§. 52. Die Eheschliessung erfolgt in Gegenwart von zwei 
Zeugen (vgl. die Württ. Minist.-Verf. vom 20. Dec. 75 §. 15) durch 
die an die Verlobten einzeln und nach einander gerichtete Frage 
des Standesbeamten: ob sie erklären, dass sie die Ehe mit einander 
eingehen wollen, durch die bejahende Antwort der Verlobten und 
durch den hierauf erfolgenden Ausspruch des Standesbeamten, dass er 
sie nunmehr kraft des Gesetzes für rechtmässig verbundene Eheleute 
erkläre. (Zu diesem §. vgl. ausser den Commentaren noch Peter- 
sen: die wesentlichen Formen der Eheschliessung, in Hauser's 
Zeitschrift III. S. i fgg, und über die Bedeutung des ganzen Aktes 
die früher citirten Schriften von So hm und P'riedberg, sowie 
Scheurl a. a. O. §. 13). 

§.53. Als Zeugen sollen nur Gros s jährige zugezogen werden. Verwandt- 
schaft und Schwägerschaft zwischen den Betheiligten und den Zeugen, 
oder zwischen den Zeugen unter einander steht deren Zuziehung nicht 
entgegen. (Solennitäts- und Urkundenzeugen? — Ist die Gültigkeit des 
Abschlusses der Ehe dadurch bedingt, dass die Zeugen gross jährig, 
— dass ihnen die bürgerlichen Ehrenrechte (Str.-G.-B. §. 34 Nr. 5) 
nicht aberkannt sind? — Vgl. die zu §. 52 citirte Verfügung §. 15 
Absatz 2). 

§. 69. Ein Standesbeamter, welcher unter Ausserachtlassung der 
in diesem Gesetze gegebenen Vorschriften eine Eheschliessung voll- 
zieht, wird mit Geldstrafe bis zu sechshundert Mark bestraft. 

§. 82. Die kirchlichen Verpflichtungen in Beziehung auf Taufe und 
Trauung werden durch dieses Gesetz nicht berührt. (Über die Be- 
deutung dieser Bestimmung vgl. ausser den Commentatoren nament- 
lich v. Scheurl §. 5, §§. 15 — 17. — Kirchl. Ges. f. Württemberg 
Franklin, deutsches Privatrecht. 2. Aufl. 9 
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Art. 1: «die Genossen der evang. Landeskirche, welche eine Ehe 
geschlossen haben, sind verpflichtet wie berechtigt, sich kirchlich 
trauen zu lassen»), 

§. 67. Ein Geistlicher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den 
religiösen Feierlichkeiten einer Eheschliessung schreitet, bevor ihm 
nachgewiesen worden ist, dass die Ehe vor dem Standesbeamten ge- 
schlossen sei, wird mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit 
Gefängniss bis zu drei Monaten bestraft. 

B. Im Auslande. Gesetz von 1870 §. 3: Vor Beginn des Auf- 
gebots sind dem Beamten die zur Eingehung einer Ehe nach den Gesetzen 
der Heimath der Verlobten nothwendigen Erfordernisse als vorhanden 
nachzuweisen. (Im Übrigen inhaltlich gleich §. 45 des Ges. von 75). 
— §§. 4 — 6: Aufgebot; aus besonders dringenden Gründen kann davon 
ganz dispensirt werden. — §. 7 : Die Schliessung der Ehe erfolgt wie 
nach §.52 des Ges. von 75. — §.8: Die Ehe erlangt mit dem Ab- 
schlüsse vor dem Beamten bürgerliche Gültigkeit. 

C. Form der Eheschliessung in Bezug auf solche Militär- 
personen, welche ihr Standquartier nach eingetretener Mo- 
bilmachung verlassen haben: kaiserl. Verordn. vom 20. Januar 
79 §§. 7-- II. 

III. 
Beurkundung der Eheschliessung. 

Vgl. oben zu §. 11 S. ii fgg und die eben angeführte Verordn. 
von 1879. 

§. 209. Beginn und Dauer der Wirkungen der Ehe auf die 
Rechtsverhältnisse der Eheleute und der ehelichen Güter. 

Kraut §§. 163, 75, 76 an verschiedenen Stellen. — Gengier II. 
S. 906 fgg. — Gerber §. 228. — B eseler §. 140 unter Ü. 

Wtirttemb. LR. IV. 2 §. i : was von der Eheleut Succession — 
geordnet, das solle allein von denen Eheleuten, so nach gehaltenem 
Kirchgang ( — jetzt nach dem Civilakt — ) allbereit zu ehelichem 
Beylager kommen und die Decken beschlagen, verstanden werden; 
§. 2: Erstreckung dieses Satzes auch auf die vermögensrechtlichen 
Bestimmungen, namentlich die Zuwendungen in Eheverträgen. Vgl. 
hierzu Reyscher §. 551, — Lang §.45, — Mandry §. 41. 

§.210. Die Auflösung der Ehe. — Wiederverehelichung. 

Ehestreitigkeiten, in der C.P.O. 568: Ehesachen, sind die, 
welche die Trennung, Ungültigkeit oder Nichtigkeit einer Ehe oder 
die Herstellung des ehelichen Lebens zum Gegenstande haben. 

Für die Beurtheilung massgebend, soweit nicht durch das Reichs- 
oder durch die Ausführungsgesetze Änderungen herbeigeführt sind, 



— 131 — 

das bisherige Recht (§. 36 und 77 des Reichsgesetzea) : in welcher 
Weise, ist besonders ausführlich dargestellt bei Sicherer zu §. 76 
S. 594 fgg; vgl. auch Hauser Zeitschrift II. 413 fgg, III. 208 fgg. 
— Für Württemberg: Ausfühningsgesetz Art. 5, wonach für Beur- 
theilung von Ehestreitigkeiten «diejenigen Rechtsgrundsätze massgebend 
sind, welche im Fall der Eheschliessung durch kirchliche Trauung 
bisher zur Anwendung zu bringen gewesen wären; Ehestreitigkeiten 
bei Ehen zwischen Angehörigen verschiedener Glaubensbekennt- 
nisse oder zwischen Personen, welche nicht einer vom Staate als 
öflfentliche Körperschaft anerkannten Kirche angehören, sind nach den 
für Ehesachen der Protestanten geltenden Rechtsgrundsätzen zu be- 
urtheilen». 

Darstellungen des hiernach geltenden materiellen Rechts 
für Württemberg bei Hau b er S. 33 fgg und Lang §. 64 fgg; — für 
Preussen bei Dernburg III. §§. 17 — 20 und Förster III. §§. 212 bis 
15. — Über die Folgen der Ehescheidung für das eheliche Güter- 
recht vgl. auch Roth: System II. §. 149. 

Zuständigkeit. Reichsges. §. 76: In streitigen Ehe- und Verlöb- 
nisssachen sind die bürgerlichen Gerichte ausschliesslich zuständig. 
Eine geistliche oder eine durch die Zugehörigkeit zu einem Glaubens- 
bekenntniss bedingte Gerichtsbarkeit findet nicht statt. — Gerichts- 
Verf.-G. §. 15 : Die Ausübung einer geistlichen Gerichtsbarkeit in 
weltlichen Angelegenheiten ist ohne bürgerliche Wirkung. Dies gilt 
insbesondere bei Ehe- und Verlöbnisssachen. 

Verfahren: Civ.-P.-O. §§. 568—92, 644; — Ger.-V.-G. §. 171. 

Ehescheidung kraft landesherrlicher Machtvollkommen- 
heit? Hinschius S. 199 fg, — Sicherer 590, — und die das. an- 
geführte Literatur. 

Die Vorschriften des geltenden Rechts über zeitweise Scheidung 
von Tisch und Bett sind durch das Reichsgesetz von 75 nicht 
beseitigt und die Civ.-P.-O. §. 592 versteht unter Ehescheidungsklage 
nicht nur die Klage auf Auflösung des Bandes, sondern auch die auf 
zeitweilige Trennung von Tisch und Bett. Hinsichtlich der sog. s e- 
paratio perpetua aber vgl. Reichsgesetz §. 77: Wenn nach dem 
bisherigen Rechte auf beständige Trennung der Ehegatten von Tisch 
und Bett zu erkennen sein würde, ist fortan die Auflösung des Bandes 
der Ehe auszusprechen. Ist vor dem Tage, an welchem dieses Ge- 
setz in Kraft tritt, auf beständige Trennung von Tisch und Bett er- 
kannt worden, so kann, wenn eine Wiedervereinigung der getrennten 
Ehegatten nicht stattgefunden hat, jeder derselben auf Grund des er- 
gangenen Urtheils die Auflösung des Bandes der Ehe im ordentlichen 
Prozessverfahren beantragen. 

Vermerk im Heirathsregister* Reichsges. von 75 §. 55: Ist 
eine Ehe für aufgelöst , ungültig oder nichtig erklärt worden , so ist 
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dies am Rande der über die Eheschliessung bewirkten Eintragung 
zu vermerken (Ausführungs-Verordn. des Bundesraths §. 14 Abs. i). 
Die landesgesetzlichen Vorschriften (französ. Gesetzb. und bad. Land- 
recht), nach welchen es zur Trennung einer Ehe einer besonderen 
Erklärung und Beurkundung vor dem Standesbeamten bedarf, werden 
hierdurch nicht berührt. 

Zweite Ehe. Windscheid §§. 511, 12. — Runde: deutsches 
eheliches Güterrecht §. 120, 63. — Mittermai er §. 413. — 
Roth: System n. §. 150 und bayr. Civilrecht §. 69. — Lang §. 74. 

— Vgl. die Commentare zu §. 33 Nr 5 , 35 , 38 des Reichsgesetzes 
von 75; vermögensrechtlich von besonderer Wichtigkeit, dass die 
landesrechtlichen Vorschriften, welche vor der Wiederverehelichung 
eine Nachweisung, Auseinandersetzung oder Sicherstellung des Ver- 
mögens verlangen, fortbestehen. Zusammenstellungen bezüglicher Vor- 
schriften z. B. bei Sicherer S. 435—466 und bei Stölzel a. a. O. 

Für eine specielle, sehr interessante Frage vgl. Stölzel: Wieder- 
verheirathung eines beständig von Tisch und Bett getrennten Ehe- 
gatten, 1876, und die sonstige Literatur, über welche zu vgl. v. 
Sarwey im Württemb. Archiv für Recht und Rechtsverwaltung XVIII. 
S. 163—84. 

II. 

Persönliche Verhältnisse der Ehegatten. 
§.211. Im Allgemeinen. 

Gengier II. 910 fgg. — Beseler §. 134. — Gerber §. 223. 

— Roth: System ü. S. 16 — 15. — Mandry §. 41 und, für eine 
besonders wichtige Frage, im Archiv für die civ. Praxis Bd. 65 
S. 132 fgg. — V. Scheurl a. a. O. §. 50. — Vgl. auch unten im 
dritten Buch. 

Partikularrechte. Förster in. §. 206 , Dernburg III. 
§§. 21 bis 23. — Schmidt §§. 147, 48, Siebenhaar §. 115. — 
Roth und Meibom §. 97. — Bertram §. 1607. — Roth: bayr. 
Civilrecht, 2. Aufl. §. 67. — Lang §§. 44. — - Behaghel §. 51, 
Zachariä III. 470 — 73. 

§.212. Die Missheirath und die Ehe zur linken Hand. (Matri- 
monium ad morganaticam oder ad legem Salicam). 

Quellenzeugnisse bei Kraut §§. 40—43. 
Insbesondere: 

Wahlkapitulation von 1742 Art. 22 §. 4: Noch (sollen und 
wollen wir) auch denen aus ohnstreitig notorischer Missheirath 
(— die Wahlkapitulation Leopolds n. setzt hinzu: oder einer gleich 
Anfangs eingegangener morganatischen Heirath) erzeugten 
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Kindern eines Standes des Reichs oder aus solchem Hause ent- 
sprossenen Herrn, zur Verkleinerung des Hauses die väterlichen 
Titul, Ehren und Würden beylegen, viel weniger dieselben zum Nach- 
theil derer wahren Erbfolger und ohne deren besondere Einwilligung 
für ebenbürtig und successionsföhig erklären, auch, wo dergleichen 
vorhin bereits geschehen, solches für null und nichtig ansehen und 
achten. — Die letzte Wahlkapitulation (Franz IL 1792) wieder- 
holt die vorstehende Bestimmung und fugt zum Schluss des §. 4 
hinzu : 

Soviel aber die noch erforderliche nähere Bestimmung anbetrifft, 
was eigentlich notorische Missheirathen seyen, wollen wir 
den zu einem darüber zu fassenden Regulativ erforderlichen Reichs- 
schluss bald möglichst zu befördern uns angelegen seyn lassen. 
Deutsche Bundes- A. Art. 14. Um den im Jahr 1806 und 
seitdem mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsständen und 
Reichsangehörigen, in Gemässheit der gegenwärtigen Verhältnisse, 
— in allen Bundesstaaten einen gleichförmig bleibenden Rechtszustand 
zu verschaffen, so vereinigen die Bundesstaaten sich dahin: a. dass 
diese fürstlichen und gräflichen Häuser fortan nichtsdesto- 
weniger zu dem hohen Adel in Deutschland gerechnet werden, 
und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit, in dem bisher da- 
mit verbundenen Begriff, verbleibt. 

II. F. 29. Quidam habens filium ex nobili conjuge , post mortem 
ejus non Valens continere, aliam minus nobilem duxit; qui nolens 
existere in peccato eam desponsavit ea lege, ut nee ipsa, nee filii ejus 
amplius habeant de bonis patris, quam dixerit tempore sponsaliorum, 
verbi gratia decem libras vel quantum voluerit dare, quando eam des- 
ponsavit: quod Mediolanenses dicunt accipere uxorem ad morganati- 
cam, alibi lege Salica. Hie filiis ex ea susceptis decessit. Isti in 
proprietatem non succedunt, aliis extantibus, sed nee in feudo, etiam 
aliis non existentibus : qui licet legitimi sint, tamen in beneficio minime 
succedunt. In proprietate vero succedunt patri, prioribus non existen- 
tibus, succedunt etiam fratribus sine legitima prole decedentibus , se- 
cundum usum Mediolanensium. 

Pütt er: Über Missheirathen deutscher Fürsten und Grafen, 1796. — 
V. Niebelschütz: de matrimonio ad morganaticam , 185 1. — Göh- 
rum: Ebenbürtigkeit II. §§. 81 fgg. — H. Schulze: das Erb- und 
Familienrecht der deutschen Dynastien des Mittelalters S. 81 fgg. — 
Derselbe: Art. Ebenbürtigkeit in Bluntschli's Staatsw. Bd. III, 
S. 187 fgg. — Heffter: Die Sonderrechte der souverainen und der me- 
diatisirten vormals reichsständischen Häuser Deutschlands §§. 18 fgg, §§.58 
fgg.— Weitere umfassende Literatumachweisungen bei Zopf 1: Gemeines 
deutsches Staatsrecht, 5. Aufl. I. §§. 220-228, und bei Zachariä: 
Deutsches Staats- und Bundesrecht, 3. Aufl, I, §. 68. -- Vgl. auch 
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Gengier II. 822 fgg , 849 fgg, — Gerber §. 224, — Beseler 
§. 171. — Neuestens Schulze: Lehrbuch d. d. Staatsrechts I. §. 96. 

III. 

Das eheliche Güterrecht. 
Erstes Kapitel. 
Die geschichtliche Entwickelung. 
§.213. Gesammtübersicht. 

R. Schröder: Geschichte des ehelichen Güterrechts in Deutschland. 
Erster Theil 1863, zweiter Theil 1,2,3, 1868— 1874. —Derselbe: 
das eheliche Güterrecht und die Wanderungen der deutschen Stämme 
im Mittelalter (in Sybers histor. Zeitschrift 31 S. 289 fgg). — Der- 
selbe: das eheliche Güterrecht Deutschlands in Vergangenheit, Ge- 
genwart und Zukunft, 1875. — ^* Roth: Güteremheit und Güterge- 
meinschaft: Jahrbuch des gemeinen deutschen Rechts III. 331 — 358, 
— Derselbe: Gütereinheit und Gütergemeinschaft in Pözl's kritischer 
Vierteljahrsschrift X. 169 fgg. — Derselbe: das deutsche eheliche 
Güterrecht (in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft I. 
1878 S. 39 fgg). — Derselbe: System §. 94 und §. loi. — Gerber: 
Betrachtungen über das Güterrecht der Ehegatten nach deutschem 
Recht, I und 11 in den gesammelten juristischen Abhandlungen II. 
331 fgg., und Lehrbuch §§. 225 — 27. — Gen gl er: Lehrbuch II. 
§§• 177—180 S. 930-75. - Daselbst und bei Kraut §§. 164 — 68 
zahlreiche Quellenzeugnisse; für die Zeit bis zur Reception des röm. 
Rechts siehe auch die Urkunden bei Lorsch und Schröder 
S. 271—73. 

Er8ter Ab8chnitt. 

Die Zeit der Yolksreclite. 

Kraut §§. 164-66. — Schröder: eheliches Güterrecht L 
§.214. Die Bestandtheile des ehelichen Vermögens. 

Vermögen des Mannes. — Vermögen der Frau ; die Aussteuer. — 
Der Muntschatz; das Witthum, dos, dotalitium ; dos legitima. — Die 
Morgengabe; insbesonders fränkisches und sächsisches Recht. 

§.215. Rechtsverhältnisse während des Bestehens der Ehe. 
§.216. Rechtsverhältnisse bei Trennung der Ehe. 

Zweiter Ab8Chnitt. 
Das Recht des Mittelalters. 
A. Das sächsische Recht. 
§.2 17. Einleitung. 

Das Gebiet des sächsischen Rechts. — Ist ein in 
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den Principien einheitliches sächsisches Güterrecht an- 
zunehmen? — Das eheliche Güterrecht des Sachsen- 
spiegels. — Modifikationen desselben im Magdeburger 
Stadtrecht. — Principielle Abweichungen von demselben 
in anderen Rechtsquellen. 

V. Martitz: das eheliche Güterrecht des Sachsenspiegels und der 
verwandten Rechtsquellen, 1867. — Agricola: die Gewere zu rechter 
Vormundschaft als Princip des sächs. ehelichen Güterrechts, 1869. — 
Hänel: die eheliche Gütergemeinschaft in Ostfalen in der Zeitschrift 
ftir Rechtsgeschichte I. 273. — Gerber, Gesammelte Jurist. Abhand- 
lungen n. Nr. IX. S. 311 fgg. — Schröder a. a. O. III. S. 1—388. 
In letzterem Werke auch die Literatur für einzelne Rechtsquellen. — 
Derselbe in der Zeitschrift für Rechtsgeschichte X. 426 fgg. — Auf 
die hier angefahrten Werke ist auch hinsichtlich aller in den §. 218 
fgg behandelten einzelnen Verhältnisse zu verweisen; nur ausnahms- 
weise werden noch specielle Abschnitte angefiihrt. 
I. 

Das gesetzliche Güterrecht des Sachsenspiegels. 

§.2x8. Die Grundlage des Verhältnisses. 

Ssp. in. 45 §. 3. Die man is ok vormünde sines wives to hant 
als si ime getrüwet wert. 

Das. I. 45 §. I. AI ne si en man sime wive nicht evenburdich, 
he is doch ire vormünde und se is sin genotinne, unde trit in sin 
recht, swenne se in sin bedde gat. Svenne he aver stirft, so is se 
ledich von sime rechte, unde behalt recht na irer bord; dar umme 
mut ir vormünde sin ir neste evenbürdige svert mach, unde nicht 
ires mannes. 

Das. I. 33 §. 2, — 41, — 43, -44, — 46, — 47 §. I und §. 2. 

Vgl. Agricola §§. 6 — 17; — Martitz §. i S. 80 fgg, 300 fgg 
und an anderen Stellen; — Schröder S. 297, 319, 325; — siehe 
auch Kraut: Vormundschaft §. 74 fgg, insbes. §. 78, §. 98. — 
Rive: Vormundschaft IL i. 130 fgg. — Heusler: Gewere S. 151 bis 
56. — und unten: die Lehre von der Geschlechtsvormund- 
schaft. 

§.219. Die Bestandtheile des ungezweiten Guts. 

Insbesondere: Eigenthum des Mannes an der Fahr- 
habe, der Frau an der Gerade ? — Mehrung, Minderung, 
Wandelung des Frauenguts. — Früchte. — Die For- 
derungen der Eheleute. 

Ssp. I. 31 §. 31. Man unde wif ne hebbet kein getveiet gut to 
irme live. 
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Das. I. 52 §. 4. 

Das. I. 31 §. 2. Svenne en man wif nimt, so nimt he in sine ge- 
were al ir gut to rechter vormuntscap ; dar umme ne mach nen wif 
ireme manne nene gave geven an irme egene, noch an irer varende 
have, dar se't iren rechten erven mede verne nach irme dode ; wende 
die man ne mach an sines wives gude nene andere were gewinnen, 
wen alse he to dem irsten mit ire untvieng in vormuntscap. 

Sachs. Lehnrecht 74 §. i: Hevet en man gut in geweren — von 
vormuntscap sines wives. 

Wegen der Fahrhabe. Vgl. die zu §. 220 und 225 angeführteö 
Stellen aus Ssp. I. 31 §. i, HI. 76 §. 2 , I. 45 §. 2. 

§. 220. Verfügungen der Frau. 

Ssp. I. 31 §. I. Wif ne mach ok ires gudes nicht vergeven ane ires 
mannes willen, dat he't dur rechte dulden durve. 

I. 45 §. 2. En wif ne mach ok ane irs mannes gelof nicht ires 
gudes vergeven, noch egen verkopen, noch liftucht uplaten, durch dat 
he mit ir in den geweren sit. Megede aver und ungemannede wif 
verkopen ir egen ane irs vormünden gelof, he ne si dar erve to. 

§.221. Verfügungen des Mannes. 

Insbesondere Dispositionen über die Immobilien der 
Frau. 
§.222. Schulden der Ehegatten. 

Insbesondere über die Haftung des Frauenguts für 
die vom Manne in der Ehe contrahirten Schulden. 

Agricola §§. 36— 40; — Martitz §. 11 ; — Schröder §§. 15 , 16. 

§.223. Vergabungen unter Eheleuten. 

Ssp. I. 31 §. 2 (oben). 

Das. I. 34 §. 2. 

Glosse zu Ssp. I. 52 §. 2. Wi sin gut vergift, als he is nicht mer 
gebruken ne mach, di vergift nicht dat sin is, mer gift dat siner erve 
is. — Sachs. Lehnrecht 58 §. 2: Leihe zu Fluchtsal ist unrecht. He 
ne liet nicht dat sin is, he liet dat sines herren oder enes andern 
is na sime dode, wende he's selve bi sinem live nicht untberen ne 
wel. — Görl. Landrecht XLV. §. 7. Swelich man sin gut einem an- 
dern gibit, unde iz doch selbe in sinen werin beheldit — mit der 
gäbe ne hat er sin gut sinen erbin nicht gevremedit, sundir aleine 
sines wibis morgin gäbe. 

Martitz §. 15 S. 189 fgg, §• 20. — Agricola §§. 51 — 53. — 
B ehrend: Stendaler Urtheilsbuch S. 52 fgg. 

§. 224. Vertretung der Frau durch den Ehemann vor Gericht. 
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§.225. Rechtsverhältnisse bei Auflösung der Ehe. 

Vgl. im Allgemeinen Martitz §§. 2 — 7; — Agricola §§.32 — 34, 
41; — Schröder §. 2. 

a. Tod der Frau. 

Ssp. I. 31 §. I. Surft aver dat wif bi des mannes live, se ne erft 
nene varende have wenne rade unde egen, of se dat hevet, in den 
nesten. — (Zu den Worten : of se dat hevet vgl. I. 17 §. i : Vader 
unde müder, süster unde bruder erve nimt de sone unde n^cht de 
dochter; it ne si dat dar nen sone ne si, so nimt it de dochter.) 

Ssp. in. 76 §. 2. Hadde aver die vrowe (— eine Wittwe) man 
genomen und was he to ire und to den kinderen in dat ungetveide 
gut gevaren, unde stirft denne dat wif, die man behalt al des wives 
recht in varender have, sunder dat gebu unde sunder die rade. 

Rade, gerade, rät (männlich), supellex: — dat sin alle 
scap unde gense unde kästen mit upgehavenen leden, al garn, bedde, 
pole, küssene, lilakene, dischlakene, dvelen, badelakene, beckene, 
lüchtere, lin unde alle wiflike kledere, vingeme, armgolt, tzapel, 
saltere unde alle büke die to godes deneste höret, die vrowen pleget 
to lesene , sedelen , lade , teppede , ummehange , rücgelakene unde al 
gebende. Dit is dat to vrowen rade hört. Noch is mangerhande 
klenode dat in gehört, al ne nenne ik is nicht sunderliken, als börste, 
schere, spegele. AI laken ungesneden to vrowen kleidere, und golt 
unde silver ungewercht, dat ne hört den vrowen nicht. (So Ssp. I. 

24. §. 3- 

Andere Geradekataloge bei Kraut §. 146 No. 49 fgg. — Vgl. 
Grimm: R.A. 576 fgg, — Siegel §. 31, — Martitz S. 92 fgg, 
310 fgg, — Agricola §§. 42—45 und die das. S. 418 angeführte 
Literatur, — Schröder S. 4 fgg, 320 fgg. 

Ssp. III. 15 §. 4. Sve so rade vorderet, die sal ut von wif halven 
dar to geboren sin. 

Das. I. 27 §. I. Jewelk wif erft tvier wegene: ir rade an ir nesten 
nichtelen, de ir von wifhalven is besvas, unde dat erve an den nesten, 
it si wif oder man. 

Das. I. 5 §. 3. De pape nimt gelike dele der süster in der müder 
rade unde gelike dele den bruderen an- egen unde an erve. — Von 
des papen gude na sime dode ne nimt man nene rade, wend' it is 
allet erve, svat under ime bestirft. 

Das. III. 38 §. 5. Stirft des mannes wif, svelk ire nichtele ire rade 
nimt , die sal von der rade dem manne berichten sin bedde , als it 
stunt do sin wif levede, sinen disch mit eneme dischlakene, sinen 
bank mit enem pole, sinen stul mit enem küssene. 

b. Tod des Mannes. 

Ssp. I. 22 §. 2. Van dem erve sal man aller irst gelden dem 
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Ingesinde ir verdenedelon, als in gebort bit an den dach, 
dat ir herre starf — . §. 3. Dar na mut de vrowe gegen den erven 
musdelen alle hovede spise, die na dem drittegesten overblift 
in iewelkeme hove irs mannes (oder svar he se hadde binnen sinen 
geweren). — §. 4. So sal de vrowe (to) herwede (irs mannes sverd) 
geven — . 

Das. 24 J. I. Na deme herwede sal dat wif nemen ire mor- 
gengave — . §. 3. So nimt se allet dat to der rade hört — . — 
Svat so boven dit benomde ding is, dat hört al to'me erve. 

Musdelen. — Glosse: — dat is de spise delen, (muos = cibus). 
Den Gegenstand der Mustheilung bildet alle „hovede, geho*vet spise" : 
Ssp. I. 22 §. 3, 24 §. 2; was zu der letzteren gerechnet wurde, siehe 
bei Martitz 107 fg, 316; Agricola §. 46. Musteile heisst im 
Sachsenspiegel (siehe besonders EI. 74) die der Frau bei der Erb- 
theilung nach des Mannes Tode oder Scheidung zufallende Hälfte die- 
ser Hofspeise. 

Herwede, herw^te, hergewaete. Ssp. I. 22 §. 4. So sal 
de vrowe to herwede ires mannes sverd geven, unde dat beste ors 
oder perd gesadelet, unde dat beste hamasch, dat he hadde to enes 
mannes live, do he starf, binnen sinen weren; dar to sal se geven 
enen herpole, dat is ein bedde unde ein küssen unde ein lilaken, en 
dischlaken, tvei beckene unde ene dvelen. Dit is ein gemene herwede 
to gevene unde recht , al settet die lüde dar mangerhande ding to , dat 
dar nicht to ne hört. Sves dat wif nicht hevet dirre dinge, des ne 
darf se nicht geven, of se ir unscult dam dar to dun, dat se is nicht 
ne hebbe; umme iewelke scult sunderliken. Svat man aver dar bewi- 
sen mach, dar ne mach ne weder man noch wif nene unscult vore 
dun. 

Ssp. I. 27 §. 2. Jewelk man von ridderes art erft ok tvier wegene: 
dat erve an den nesten (evenbürdigen) mach, sve de is, unde it her- 
wede an den nesten svert mach. Svelk man von ridders art nicht 
n'is, an deme to stat des herschildes, de let hinder ime erve to ne- 
mene, svenne he stirft, unde nein herwede. 

Ssp. I. 22 §. 5. Svar tvene man oder dre to eneme herwede ge- 
boren sin, de eldeste nimt dat swert to voren, dat andere delet se ge- 
like under sik. 

Vgl. noch Grimm: R.A. 564—86, — Siegel §. 30. 

c. Ehescheidung. 

Ssp. I. 21 §. 2. — Wirt San en man mit rechte van sime wive ge- 
sceiden, se behalt doch ir lifgetucht, de he ir gegeven hevet an sinem 
egene. 

m. 74. Wirt en wif mit rechte von irme manne gesceiden, sie be- 
halt doch ire üfgetucht, die he ir gaf an sinem egene, und ire gebu 



— 139 — 

dat dar uppe stat. Dat ne mut aver sie nicht upbreken noch dannen 
vören , anderes ne blift ire nen gebu , noch nicht der morgengave. Ire 
rade unde ire musdele behalt sie. Man sal ir ok weder laten unde 
geven, svat sie to irme manne brachte, oder also vele des mannes 
gudes als ir gelovet wart, do sie to samene quamen. 

Vgl. Martitz §.,7 S. 126 fgg, §. 32; — Agricola S. 197, 317, 
323 %g; — Schröder S. 20. 21. 

§.226. Fortsetzung der Gütereinheit nach Auflösung der Ehe. 
Insbesondere der Beisitz der Wittwe. — Lipnare. 
— Verwandtes. 

Martitz §§. 13, 31; — Schröder §. 8. S. 104 fgg; — Agricola 
S. 170, 450, 468. 

Ssp. I. II; — III. 76 §. i; — I. 20 §§. 3, 4, 5. Zu diesen Stellen 
siehe noch Lab and 392 fgg, Heusler Gewere 281 fgg. 

2. 

Das vertragsmässige Güterrecht des Sachsenspiegels. 

§. 227. Einleitung. 

Kann das gesetzliche Recht durch Willkür gebrochen 
werden? 

Martitz S. 178 fg, 334; — Agricola S. 46, 623; — Schrö- 
der S. 329 fg; — Gerber: Abhandlungen S. 354 fg. 

§.228. Die Morgengabe. 

a. Umfang und Bestellung. 

Ssp. I. 20 §. I. Nu vememet wat iegelik man von ridderes art 
möge geven sime wive to morgengave. Des morgens, alse he mit ir 
to dische gat vor etene, ane erven gelof, so mach he ire geven enen 
knecht oder ene maget, die binnen iren jaren sin, unde tünete unde 
timber unde veltgande ve. — §. 8. Alle de von ridders art nicht ne 
sin, de ne mögen iren wiven nicht geven to morgengave wen dat beste 
perd oder ve, dat se hebbet. 

b. Rechtsverhältniss während der Ehe. 

c. Schicksal bei Auflösung der Ehe durch Scheidung 
(Ssp. m. 74) und durch den Tod der Frau: 

Ssp. III. 38 §. 3. Musdele unde morgengave ne erft nen wif bi 
ires mannes live, si ne hebbe se untvangen na ires mannes dode. 

d. Beweis. 

Ssp. I. 20. §. 9. Morgengave mut en wif uppen hilgen wol behal- 
den ane tüch. 
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e. Die gesetzliche Morgengabe des späteren Landrechts. 

Ssp. I. 24 §. I. Na — sal dat wif nemen ire morgengave; dar 
hört to alle veltperde unde rindere unde czegen unde svin, die vor 
den hirde gat, unde tünete unde timber. 

f. Die sog. gelobte Morgengabe. 

Vgl. Martitz §§. 18, 19 und 33 S. 340 fgg; — Agricola §§. 49, 
50 u. 55 S. 596 fgg; — Schröder §. 19; — Lab and §. 42 

s. 389 fgg. 
§.229. Die Leibzucht. 

a. Namen. Vom mhd. ziuhen, aufziehen, unterhalten auf 

Lebenszeit (so: Martitz S. 198; anders Hildebrand im Glossar 
zu Weiske's Sachsensp. 4. Aufl. S. 152). — Lifgedinge. — 

Leibkauf. — Vitae provisio, ususfructus; in der Glosse 
des Johannes von Buch: donatio propter nuptias, do- 
talicium. 

b. Begriff im Allgemeinen: jedes dauernde Niessbrauchs- 
recht an Immobilien, daher auch zur Bezeichnung der 
precaria, — des Rentenkaufs, — des Altentheils, — 
überhaupt jedes vertragsmässig eingeräumten oder ge- 
setzlichen Niessbrauchs. (Vgl. Martitz 193 fgg.) 

' c. Die Leibzucht zum Zweck der Wittwenversorgung. 

d. Gegenstand. 

Ssp. III. 75 §. I. An egene is recht lifgetucht der vrowen, wende 
it in nieman gebreken mach to irme lieve, unde an lene nicht, wende 
it in to maneger wis gebroken mach werden. 

e. Bestellung. 

Ssp. I. 21 §. I. Man mut ok wol vrowen geven egen to irme live 
mit erven gelofe, svo jung se sin, binnen deme gerichte dar't egen 
inne leget, in iewelker stat, deste dar koninges ban si. 

Das. §. 2. Liftucht ne kan den vrowen neman breken, neweder 
naborne erve, noch neman uppe den dat got irstirft, — . 

Das. 44. Die Frau bedarf eines Vormundes : — dar ir ire man gift 
egen in ursale, oder to irme live. 

f. Rechte der Frau und des Mannes während des Be- 
stands der Ehe. 

Ssp. I. 45 §. 2. En wif ne mach ok ane ires mannes gelof nicht 
— liftucht uplaten, durch dat he mit ir in den geweren sit. 

g. Recht der Frau nach Auflösung der Ehe. 

Ssp. I. 21 §. 2. Wirt san en man mit rechte van sime wive ge- 
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sceiden, se behalt doch ir lifgetucht, de he ir gegeven hevet an sime 
egene. Ebenso HI. 74. 

Gebäude auf der Leibzucht: das. II. 21 §. 3, HI. 74, ED. 38 §. 4. 

Ssp. I. 21. §. 2. Leibzucht kann der Frau Niemand brechen: — 
se ne verwerke't selve; so dat se ovetbome uphowe, oder lüde van 
deme gute verwise, die to deme gude geboren sin, oder to swelker 
wis se ire liftucht ut van iren weren .let, — dar mach se sie mit 
Verliesen. 

Das. I. 32. Nein wif ne mak ok to egene behalden ire liftucht, 
noch ir erve na ireme dode, de wile man dat getügen mach, dat it 
ire to irme live gegeven si. Sprikt se, dat it ir egen si, unde wirt 
se dar af gewiset mit rechte; se hevet beide egen unde liftucht dar 
an verlorn. 

h. An wen gelangt das Gut nach Erlöschen der Leib- 
zucht? 

i. Wittwenversorgung der Ehefrau eines Vasallen im Lehn, 
insbesondere das Leibzuchtlehn. 

Homeyer: System des Lehnrechts §.21 (Sachsenspiegel II. 2 
S. 358 fgg); - Martitz §. 17. 

k. Leibzucht an Fahrhabe, insbesondere an Kapitalien. 

Vergl. Martitz §§.16,17, 33; — Agricola §.48; — Schröder 
§. 20; — Lab and S. 400; — Eckardt: das Witthum (in der 
Zeitschrift f. deutsches Recht X. 437 — 93). 

§. 230. Die Ursal. 

Ssp. I. 44. Das Gericht soll der Frau einen Vormund setzen: — 
dar ir ire man gift egen in ursale. 

Glosse des Johannes von Buch: ursale heit — irstadinge, wen in 
aldem sessischen het sale also vele als Stade. — Homeyer: 
Wiedererstattung. — Hildebrand Glossar unter irsale, nd. ursale, 
dem Wortlaut nach rechtes Subst. zu einem noch nicht nach- 
gewiesenen , aber anzunehmenden ersellen , das ahd. irsaljan oder 
ursaljan heissen würde, völlig zu eigen geben, zu mhd. seilen, 
ahd. sellan (saljan), tradere. 

Ssp. m. 74 (oben §. 219 am Ende): — also vele des mannes 
gudes als ir gelovet wart, do sie to samen quamen. 

Vgl. Martitz §. 15; — Agricola §.47, §. 55 S. 604; — 
Schröder §. 21 S. 356 fgg. 

3. 

§.231. Das Güterrecht des Magdeburgischen Stadtrechts. 

Insbesondere; Sondergut der Frau. — Reform des 
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Geraderechts. — Ausbreitung, Form und Inhalt der 
Ehestiftungen. 

Martitz §§. 21—34. — Agricola §. 4, §. 17, §. 22, §§. 51 fgg, 
§§• 54 %g uJ^d an verschiedenen Stellen sonst. — Schröder §. 2, 
§.21 und a. a. Stellen. 

Unerachtet der grossen Verschiedenheiten im Einzelnen sind doch, 
wie schon zu §. 217 angedeutet, die Grundlagen des Güterrechts des 
Sachsenspiegels und des Magdeburger Stadtrechts im Wesentlichen 
identisch. Aber dieses sog. ostfalische Recht herrschte keineswegs 
in allen Ländern sächsischen Rechts, Geltung seit dem 14. Jahr- 
hundert nur in den Rechtsgebieten der Bisthümer Magdeburg, Naum- 
burg, Merseburg, für die ländliche Bevölkerung in Mecklenburg, 
Holstein, Pommern, der Mark und des Markgrafthums Meissen, und 
in einzelnen Städten in Schlesien, Böhmen, Mähren, Pommern und 
der Mark Brandenburg. (Schröder: ehel. Güterrecht 1875 S. 24,. 2 5 
und Roth in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft I. 25). 

4. 

§.232. Das Güterrecht anderer sächsischer Quellen. 
Insbesondere : 

1. Halbtheilung: das westfälische und das flämische 
(niederrheinisch-fränkische) System. 

2. Das Drittheilsrecht. 

3. Das thüringisch-fränkische Recht. 

Schröder §§.3—7, 9—12, §.17 und in den §§.13 — 16. — Über 
das Verhältniss der Gtiterordnungen des Ssp. und des Magdeburger 
Weichsbilds zu den hier darzustellenden siehe Martitz §. 4; — 
Agricola §. 3 S. 27 fgg, §. 4 S. 34 feg» insbes, S. 37; — 
Schröder §. 17 und die das. Note 8, 9 citirten Schriftsteller; ~ 
neuerdings Roth in der Geschichte ftir vergl. Rechtsw. I. §. 26 fgg 
und System II. §. 133. 

B. 

§.233. Das friesische Recht 

Schröder n. 3 S. 389 fgg und eheliches Güterrecht 1875 S. 9 fg- 

c. 

Das fränkische Recht. 

Vgl. die zu §. 213 angefiihrten Abhandlungen von Roth. — 
Sodann Euler: in der Zeitschrift ftir deutsches Recht VII. 80—88. 
— Derselbe: die Güter- und Erbrechte der Ehegatten in Frankfurt 
am Main bis zum Jahre 1509 mit Rücksicht auf das fränkische Recht 
überhaupt. Frkfrt. 1841. — Derselbe: Mittheilungen über ehe* 
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liches Güterrecht, mit besonderer Hinsicht auf Fränkisches und Frank- 
furter Recht, 1869, im Archiv für Frankf. Geschichte. — Schwarz: 
die Gütergemeinschaft der Ehegatten nach fränkischem Recht, 1858. 

— Gosen: das Privatrecht des kleinen Kaiserrechts, 1866 §.31 fgg. 

— Sandhaas: fränkisches eheliches Güterrecht, Giessen 1866. — 
Schröder II. 2. — Roth in der Zeitschrift für vergleichende 
Rechtswissenschaft I. 39 fgg. — Derselbe: bayr. Civilrecht 2. Aufl. 
§. 72 und System 11. §. loi. — Freudenthal: Historisch-dog- 
matische Darstellung der Verfangenschaft, Grundtheilung und Einkind- 
schaft in den fränkischen Rechten, Würzburg 1878. — Sehr specielle 
Quellen- und Literaturangaben, — auch über das fränkische Recht 
in Württemberg — bei Sandhaas §§. II— VIII. 

I. Das gesetzliche Güterrecht. 
§.234. Die geschichtlichen Ausgangspunkte und die Ent- 
wickelung im Allgemeinen. 

Lex Rib. tit. 39 (al. 37). De dotibus mulierum. §. i. Si quis 
mulierem desponsaverit , quicquid ei per tabularum seu chartarum 
instrumenta conscripserit , perpetualiter inconvulsum permaneat. §. 2. 
Si autem per seriem scripturarum ei nihil contulerit, si virum super- 
vixerit, L solidos in dotem recipiat, et tertiam partem de 
omni re, quam simul conlaboraverint sibi studeat vendicare, vel 
quicquid ei in morgangeba traditum fuerat similiter faciat. 

Tit. 50 (al. 48). De homine, qui sine heredibus moritur. Si quis 
procreationem filiorum vel filiarum non habuerit, omnem facultatem 
suam in praesentia regis, sive vir mulieri vel mulier viro seu cui- 
cunque Übet de proximis vel extraneis, adoptare in hereditatem vel 
in adfatimi per scripturarum seriem seu per traditionem et testibus 
adhibitis secundum legem Ripuariam licentiam habeat. 

Tit. 51 (al. 49). De adfatimire. Quod si adfatimus fuerit inter 
virum et mulierem, post discessum amborum ad legitimos heredes 
revertatur, nisi tantum qui parem suum supervixerit in eleemosyna 
vel in sua necessitate expenderit. 

Schröder II. 2. §. 8 und §. 22. 

§.235. Die Grundlage des Verhältnisses. 

Vormundschaft des Mannes. Kölnische Trauung aus dem 
14. Jahrhundert. So sali he de bruyt vragen — , bistu he, dat du H 
(den Bräutigam) haven wult zo eime m u m b e r ind beddgenoussen ? 
(Zuletzt abgedruckt bei So hm: Eheschliessung 321). — Mumber, 
momber, momper auch in zahlreichen anderen Quellen. 

Die Genossenschaft der Ehegatten. Mann und Weib sind 
ein Leib. — Leib an Leib, Gut an Gut. — Die Eheleute sitzen 
auf Gedeih und Verderb. 

Schröder a* a. O. S. 2 fgg. 
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§. 236. Die Bestandtheile des ehelichen Vermögens, insbesondere 
hinterfällige und nicht hinterfällige Güter. 

§.237. Dispositionen der Ehegatten über das eheliche Gut, 
insbesondere die gesammte Hand. 

Schröder a. a. O. §. 4. — Roth: System IL §. loi. — Gosen 
S. 128 fgg. — Stobbe in der Zeitschrift für Rechtsgesch. IV. 214 fgg. 

§.238. Schulden der Eheleute. 

Schröder a. a. O. §. 20, 21. 

§. 239. Auseinandersetzung bei unbeerbter Ehe. 

Insbesondere: die Leibzucht, liftocht, bisess, besess, ususfructus, 

— und der Fall, Rückfall, Widerfall an den hinterfälligen Gütern 

— Schröder §§. 7 — 13. 

§. 240. Rechtsverhältnisse bei Auflösung der beerbten Ehe. 

— Verfangenschaft. — Theilrecht. 

VgL die vor §. 234 angeführte Literatur, namentlich Schröder 
§§. 14—19 und Rothn. S. 62 fgg. Wegen der altwürttembergischen 
Rechte vgl. insbesondere Sandhaas a. a. O., — Schröder 
S. 142 fgg. 

2. Das vertragsmässige Güterrecht. 
§.241. Im Allgemeinen und insbesondere Witthum, — Heim- 
steuer, — Widerlegung, — Morgengabe, — und Ein- 
kindschaft. 

Schröder §§. 23—30. Siehe auch unten die Lehre von der 
Einkindschaft . und die das. angeführte Literatur. 

D. 

Das schwäbisch-alemannische und bayerische 

Recht. 

P. Roth: bayrisches Civilrecht I. 2. Aufl. §. 72. — Wächter: 
württemb. Privatrecht L §§. 35, 62, 85, 105. — Schröder II. i : 
das eheliche Güterrecht in Süddeutschland und der Schweiz ; — der- 
selbe: Zeitschrift für Rechtsgesch. X. 437. — L. A. Müller: histo- 
risch-dogmatische Darstellung der Verhältnisse bei beerbter Ehe nach 
den bayerisch-schwäb. Stadtrechten, 1874« 

§.242. Das gesetzliche Güterrecht. 
§.243. Das vertragsmässige Güterrecht. 
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Dritter Abschnitt. 

§. 244. Die Fortentwickelung der deutschen Güterrechte seit 
der Reception des römischen Rechts. 
Insbesondere: 

1. Kann das römische Dotal recht ak subsidiär gemeines 
Recht angesehen werden? 

Rathmann: über eheliches Güterrecht nach heutigem gemeinem 
Rechte in Deutschland, 1859. — - Beseler §. 138. — Gerber §.226 
Note 16. — Windscheid §.491 Note 3. — Roth: bayr. Civilrecht 
§. 70 und System §.95. 

2. Aufnahme des römischen Dotalrechts in einzelnen 
Rechtsgebieten. 

3. Aufnahme einzelner römischer Sätze in deutsche Güter- 
ordnungen. 

Vgl. z. B. für das sächsische Recht Roth §. 137 und die das. 
genannten Schriftsteller.- 

4. Modifikationen des römischen Rechts in den Gebieten, 
in welchen dasselbe gilt, sowie in dem Falle, dass 
sich die Eheleute vertragsmässig dem Dotalrecht un- 
terwerfen. 

Vgl. z. B. Roth: System §.95 — Lang: Personenrecht §.60 
unter I. 

5. Die Entwickelung des sächsischen Rechts. 

Martitz 371 fgg. — Agricola 633 fgg. — Gerber: Abhand- 
lungen II. 340. — Über den ususfructus maritalis insbesondere, vgl. 
Rathmann a. a. O. , — Jäger: Entstehungsgeschichte des ehe- 
männlichen Niessbrauchs , 1872, — Förster III. §. 207 und die an 
diesen Stellen angeführte ältere Literatur. — Aus neuerer Zeit siehe 
auch noch Roth: System §§. 133, 34. 

6. Entwickelung des fränkischen und süddeutschen Rechts. 

Euler: Fortbildung und' Gestaltung des fränkischen ehelichen 
Güterrechts seit dem Eindringen des römischen Rechts (in der Zeit- 
schrift für deutsches Recht X. S. 1—60). — L. A. Müller an ver- 
schiedenen Stellen. — Roth in der Ztschrft. für vergleichende Rechts- 
wissenschaft I. S. 42 fgg und System §. loi S. 65 fg. 
Franklin, deutsches Privatrecht 2. Aufl. I Ö 
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Zweites Kapitel. 
Das geltende Recht. 

Erster Abschnitt. 

Das gesetzliche Güterrecht. 

Quellenzeugnisse bei Kraut §. 165 fgg. — Urkunden bei 
Lorsch und Schröder S. 271 — 73. — Eine reiche Beispielsamm- 
lung der in Deutschland geltend gewesenen und noch geltenden 
Güterordnungen findet sich bei G engler: Lehrbuch IT. §§. 181 — 95 
S. 976 — 1162, insbesondere §. 182. — Reichsrechtliche Einwirkungen 
bei Mandry §. 41. 

Die territoriale Geltung der einzelnen Systeme ist nachge- 
wiesen von Schröder in den Verhandlungen des 12. deutschen 
Juristentages 1874. L S. 29 — 40 und von Roth in der Zeitschrift 
für vergleichende Rechtswissenschaft L 43 fgg und in dessen System. 

Gesammtdarstellungen geben Runde: deutsches eheliches 
Güterrecht, Oldenburg 1841 ; — Vocke: gemeines eheliches Güter- 
und Erbrecht in Deutschland , 2 Bde. 1873. — Ausserdem die Lehr- 
bücher von Runde §. 602 fgg, — Eichhorn §§. 295—313, — 
Mittermaier IL §§.384—411, — Philipps ü. §§. 130— 50, — 
Bluntschli §. 199 fgg, — Beseler §. 119 fgg, — Gerber §. 225 
fgg, — Gengier: Grundzüge §. 140 fgg. — Roth: System des 
deutschen Privatrechts IL 1881 §§.92—147. — Auf die Lehrbücher 
wird im Folgenden nur ausnahmsweise noch verwiesen. 

Partikularrechte. Preussen: Dernburg III. §§. 24—41 ; För- 
ster in. §§. 207—209. — Sachsen: Schmidt §. 149 fgg; Sieben- 
haar §. 121 fgg. — Hessen-Nassau: Roth'und Meibom §. 102 
fgg; Bertram §. 1611 fgg. — Bayern: Roth, bayr. Civilrecht, 
2. Aufl. 1881 §§.68 — 85. — Württemberg: Lang, Personenrecht, 
2. Aufl. 1881 §§.45 — 63. — Französisch-Badisches Recht: Zachariä 
lII-§§»497— 541; ßehaghel §§. 186— 2II. — Vgl. auch Ogonowski: 
österreichisches Ehegüterrecht I. 1880 — und Schreiber: die ehe- 
lichen Güterrechte der Schweiz I. 1879. 

Eine alle deutschen Staaten umfassende, auf amtliche Materialien 
gegründete Zusammenstellung des geltenden Rechts ist gegeben von 
Neubauer: das in Deutschland geltende eheliche Güterrecht , Ber- 
lin 1879. 

De lege ferenda vgl. die Verhandlungen des ii. deutschen 
Juristentages I. S. 46 fgg, 61 fgg, des 12. Tages I. 29, 41, II. 276, 
85, III. 33, 302, und des 13. endlich I. 3 fgg und ü. 65. — Siehe 
auch Hoffmann: die Regulirung der ehelichen Güterverhältnisse in 
ihren Hauptpunkten mit Rücksicht auf die bevorstehende neue Ge- 
setzgebung (Archiv** für praktische Rechtswissenschaft , N.F. XII. 243 
bis 92, 315—54)* 
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§.245- Einleitende Bemerkungen. 

Freiheit der vertragsmässigen Regelung der Güter- 
verhältnisse. — Sonst gesetzliches Güterrecht. — Welches 
gesetzliche Recht ist massgebend? — Domicilwechsel. 
— Änderung der Gesetzgebung. 

Roth: System §. 92. — Über die zum Schluss angedeuteten Fragen 
finden sich die ausführlichsten Literaturnachweisungen bei Stobbe I. 
§. 28 und §. 34, sowie bei Roth a. a. O. I. §§. 50, 51. - Teich- 
mann: Wandelbarkeit oder Unwandelbarkeit des gesetzlichen ehe- 
lichen Güterrechts bei Wohnsitzwechsel, 1879, 

1. 

^•246. Das Dotalrecht. 

Windscheid II. §. 492 fgg. — Roth: System §§.95—99 (^as. 
S. 40 auch die Geltungsgebiete) und bayr. Civilrecht §. 73. 

2. 
Die Verwaltungsgemeinscbaft. 
§. 247. Begriff und Formen, 
insbesondere 

1. das gemeine Sachsenrecht; 

2. das preussische Recht: 

A.L.R. II. -i §§. 205-344, 543-633, 743 ^g; - Förster 
§. 208 und §. 211; — Dernbnrg §§.24—33; 

3. das sächsische Recht: 

B.G.B. §§. 1655 — 1690; — Commentar zu denselben von Sieben- 
haar 1869; — desselben Lehrbuch §. 121 fgg; — Schmidt: Vor- 
lesungen §. 149. 

§. 248. Rechtsverhältniss während des Bestehens der Ehe. 
§.249. Die Auseinandersetzung bei Beendigung der Gemein- 
schaft. 

Zu der ganzen Lehre von der Verwaltungsgemeinschaft vgl. hin- 
sichtlich der historischen Entwickelung oben §. 217 und §. 244. 

Quellenzeugnisse: Kraut §. 173. 

Literatur: ausser den zu §§. 217 fgg und 247 Angeführten vgl. 
Runde §.35 fgg, §§. 42—49, §§• 54—57» — Kraut: Vormundschaft 
n. §§. 78—99, — Gengier: Lehrbuch IL §. 193, — Gerber: Ab- 
handlungen II. 329 fgg, — und vor allen Roth: System II. 133 -47* 

Geltungsgebiete: ^Schröder in den Verhandlungen des 12. Ju- 
ristentages S. 36 — 38, — Roth in der Ztschft. für vergl. R. I. 
S. 54—58 und im System S. 198—207. 

10* 
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3. 
Die Gfltergemeinscliaft 

§.250. Allgemeine Lehren. 

Begriff; — Arten; — juristische Construction; — 
Entstehung; — Endigung. 

Kraut §§. 174—76. — Scherer: die verworrene Lehre der ehe- 
lichen Gütergemeinschaft, 2 Bde. ,. Mannheim 1799. — J oh. Chr. 
Hasse: Beitrag zur Revision der bisherigen Theorie von der ehe- 
lichen Gütergemeinschaft, Kiel 1808. — Philipps: die Lehre von 
der ehelichen Gütergemeinschaft, Berlin 1830. — Deiters: die ehe- 
liche Gütergemeinschaft, 1831 S. 1—80. — Runde: deutsches ehe- 
liches Güterrecht §§. 50-66, 77 — 84. — Aus neuerer Zeit eine 
grosse Reihe von Darstellungen der Lehre mit überwiegender Rück- 
sicht auf bestimmte Particularrechte, die sich in jedem Lehrbuch ver- 
zeichnet finden z.B. bei Gengier: Grundzüge §.144 und namentlich 
bei Roth: System §. 103 und §. 114. 

a. Die allgemeine Gütergemeinschaft. 

Quellenzeugnisse. Kraut §§. 177 — 79, — Gengier IL 
982 fgg. , — Urkunden: Lorsch und Schröder S. 271, 72. 

Geltungsgebiete: Schröder S. 32 — 36, — Roth in der Ztschrft. 
f. V. R. 44—49 und im System 11. S. 70 fgg. 

Insbesondere vgl. für Preussen A.L.R. 11. i, §§. 360—95, 634—61, 
811 fgg, — Förster §.209 C. I, — Dernburg lü. §§.34—40; 

— Grefe: Hannover's Recht I. 154, IL 60 und Niehaus im Kauen 
Mag. f. Hannov. Recht III. 239—50, 359 — 441 ; — Falck: Hand- 
buch des Schleswig-Holstein'schen Privatrechts I. 425 , 30 und an 
anderen Stellen; — für Bayern: Blätter für Rechtsanwendung XXXIII. 
S. 225 fgg und Roth: bayr. Civilrecht §§. 76 - 81 ; — fiir Württem- 
berg: Wächter I. 727 fgg und Lang: Personenrecht, 2. Aufl. §. 62. 

— Für alle anderen Gebiete siehe die Nachweisungen bei G engl er, 
Schröder und namentlich bei Roth. 

§.25 I.Rechtsverhältnisse während des Bestehens der Ehe. 

B eseler §. 122. — Gerber §. 233. — Gengier: Grundzüge 
§. 146. — Roth: System §§. 104—108. 

§.252. Rechtsverhältnisse bei Auflösung der Gemeinschaft. — 
Das Princip. — Unbeerbte, — beerbte Ehe. 

Beseler u. Gerber a. a. O. — Gengier §. 147. — Roth §. to4 
Note 2 und §. 109 fgg. 

Insbesondere 
§.253. Die fortgesetzte Gütergemeinschaft. 
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Kraut §. i88. — Runde: Güterrecht §. 114. — Philipps: Güter- 
gemeinschaft S. 214. — Gengier: Lehrbuch II. 1123 und Grundzüge 
§. 148. — Beseler §. 125 IL -— Gerber §. 236. — Roth §. iii. 

— Lang §. 62 S. 415. 

b. Die partikuläre Gütergemeinschaft. 
§. 254. Begriff und Arten. 

Sammtgut, Sondergut. — Umfang des letzteren. — 
Dem entsprechend verschiedene Formen. 
I. Errungenschaftsgemeinschaft. • 

Quellen bei Kraut §§. 180—82, — Gengier: Lehrbuch 1064 
bis 70, 1041—64. — Lorsch und Schröder S. 271. 

Geltungsgebiete.: Schröder S. 29—32, — Roth in der 
Ztschrft. 49 — 53 und System 11. 121—28. 

Insbesondere für Preussen: A.-L.-R, H. i §§. 396—411, 664 fgg, 
-- Förster §. 209 C. 2, — Dernburg HI. §. 41 (im Geltungs- 
gebiet des A.-L.-R. giebt es kein Provinzialgesetz oder Statut mehr, 
welches die Errungenschaftsgemeinschaft kennt; daher haben die Be- 
stimmungen des Gesetzbuchs nur noch Bedeutung für vertragsmässige 
Einführung dieser Güterform). — Für Bayern: Roth IL §§.82-84. 

— Für Hessen-Nassau : Roth und Meibom §§. 107 — 114, Bertram 
§. 1611 fgg. — Literatumachweisungen für andere Gebiete bei Geng- 
1er, Schröder und Roth a. a. O. 

Württembergisches Recht. Landrecht DI, 7, — IV. 2 fgg. 

— Reyscher III. §. 557 fgg. — Wächter L S. 427 fgg. — Lang: 
Personenrecht, 2. Aufl. §. 46 fgg. — Stein und Kübel: Erbrecht 
(nach der 4. Aufl. citirt) §. 187 fgg. Bei diesen Schriftstellern auch 
die weitere württ. Literatur. 

§. 255. Rechtsverhältniss während des Bestehens der Ehe. 

Beseler §. 123. — Gengier II. 1 132 fgg und Grundzüge §. 150.' 

— Gerber §. 234. — Roth: System II. §. 114 fgg. 

Insbesondere : 

1. Das Sammtgut. 

Württ. Landrecht III. 7 §. 2. Wann Eheleut ohne sondere Paction, 
Bedingung oder Heurathsberedung in die Ehe zusammenkommen, solle 
an allen in wehrender Ehe errungen und gewonnen Gütern (darunder 
auch dasjhenig, was den Eheleuten zu ihrer Hochzeit verehrt worden, 
zu rechnen) jedem Ehegemächt der halb Theil zugehörig sein. Das. 
§. 3 und IV. 4 §§. 4^7. — Vgl. Roth §. 115, — Lang §. 48. 

2. Die Sondergüten — (Beibringen, — Zuwachs, — Sur- 
rogate, — Glücksfall, — vertragsmässiger Vorbehalt). 
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Württ. Landrecht III. 7 §. 3: — was dann — jedes Ehegemächt 
dem andern in die Ehe zugebracht oder ererbt oder auch durch Ver- 
gabung von Todeswegen oder sonsten schänkungsweis bekommen — . 

Das. rV. 4 §. 4: sein zugebracht Heurat- und ander Gut, auch was 
er von seiner Linien her ererbt oder sonsten ihm vermacht, verschafft 
und zugefallen — . 

Das. IV. 4. §. 5 — alles ihr zugebracht Heuratgut sampt demjhenigen, so 
sie neben dem Heuratgut in ander weg gehabt oder von ihrer Linie ererbt 
oder ihr sonsten vermacht, verschafft oder einig und allein (und nicht 
von des Mannes wegen) vergabt worden und sie dergestalt überkommen 
hat, es were gleich an ligenden Güttem oder Barschafft gewesen. 

Das. IV. 5. §. 3 und 7 §. 3. 

Mit dem Württ. Landrecht vgl. die Festsetzungen in anderen Güter- 
ordnungen z. B. bei Kraut §. 180. 

Zu dem Bisherigen siehe Roth §. 116, — Lang §. 47. — Stein 
und Kübel §. 189 fgg. 

3. Verhältniss der verschiedenen Gütermassen zu einander, 

— Beweis der Sondergutsqualität ; — die Beibringens- 
inventarien: 

Roth §. 117. ~ Lang §.50. — Stein und Kübel §§. 254—78. 

4. Sicherstellung der Frau hinsichtlich ihres Sonderguts, 

— Pfandrechtstitel, — Stellung im Konkurse: 

K.-O. §. 54 Nr. 5, -- Einf.-G. §§. 12, 13, — Württ. Ausführungsges. 
Art. 20. — Vgl. Lang §§. 50 und 58. 

5. Rechte der Ehegatten über Errungenschaft und Sonder- 
güter während der Dauer der Gemeinschaft: 

Roth §. 118. — Lang §. 49 und §. 51. 

6. Die Lasten der Ehe, insbesondere die Schulden: 

Roth §. 118 unter IV, §. 119. — Lang §§. 52, 53. — Stein und 
Kübel §. 192 fgg, §§. 196—202. 

7. Weibliche Freiheiten : 

Roth §. 119 unter 3, — Lang §. 54, — Stein und Kübel 
§§. 203—205. 

8. Prozessfähigkeit der Eheleute, insbesondere der Ehefrau. 

C.-P.-O. §.51. Eine Person ist insoweit prozessfahig, als sie sich 
durch Verträge verpflichten kann. Die Prozessfähigkeit — einer Frau 
(wird) dadurch, dass sie Ehefrau ist, nicht beschränkt. 

Hierzu vgl. Lang §. 54a und namentlich Mandry im Archiv für 
die civ. Praxis, Bd. 65 S. 132 fgg. 
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§.256. Rechtsverhältnisse bei Auflösung der Gemeinschaft 

Roth §§. 120-23. —Lang §§. 55-58. — Stein und Kübel 
§§. 206—31. — Siehe auch unten: Erbrecht der Ehegatten. 

§.257.2. Die Mobiliargemeinschaft. • 

Zachariä-Puchelt IH. §. 505 fgg. — Behaghel IL §. 188 
fgg. — Roth in der Ztschrift für vgL Rechtsw. S. 53 fg und System 
§§. 124—32. 

Zweiter Abschnitt. 

§.258. Gewillkürtes eheliches Güterrecht 

Siehe oben §. 207 und §. 245. — Subsidiär codificirte Güterord- 
nungen z, B. A.-L.-R. IL I . §. 396 (Regelung der partik. Gütergemein- 
schaft, wenn in Verträgen nur eine Gemeinschaft des Erwerbs festge- 
setzt ist). 

Beseler: Erbverträge II. §§. 14, 18, 19. — Runde: eheliches Gü- 
terrecht §. 155 fgg. — Beseler: Privatrecht §. 124. — Gengier 
IL §§. 170, 71 und Grundzüge §. 136. — Gerber §. 229. — Roth: 
System §. 93. — Lorsch und Schröder S. 272. 

Förster §§.208, 9; Dernburg III. §§.6, 7. — Siebenhaar: 
Commentar zu §§. 1691 — 1706 des B.-G.-B. und Lehrbuch §§. 126—29; 
Schmidt §. 150. — Bertram §. 1669 fgg; Roth und Meibom 
§. 103. — Lang: Personenrecht, 2. Aufl. §§. 59 — 63. — Roth: 
bayr. Civilrecht, 2. Aufl. L §§.69 — 71. — Behaghel §. 197 fgg. 

Zur Vergleichung Windscheid §. 506. 

Dritter Abschnitt. 

§.259. Einzelne eheliche Güterrechtsverhältnisse. 

Heirathsgut und Aussteuer. — Einhandsgüter bei den 
verschiedenen Güterordnungen. — Die Morgengabe. — 
Die Widerlage. — Die Wittwenversorgung ; die dazu 
bestimmte contrados, — vidualitium und dotalitium in 
ihren verschiedenen Gestaltungen. 

Kraut §§. 169—172. — Urkunden aus älterer Zeit bei Lorsch und 
Schröder S. 272, 73. — Eckardt in der Zeitschrift für d. Recht 
X. 437 fgg' - Gengier IL S. 1153 fgg und Grundzüge §§. 153-56. 

— Gerber §§. 237 — 39, — Beseler §. 120. — Roth: System 
II- §• 93. — Dernburg in. §. 6. — Roth: bayr. Civilrecht §. 70. 

— Lang §. 61. 

Drittes Buch. 

Das Yerhältniss zwischen Eltern nncl Kindern. 

Quellen bei Kraut §§. 184 — 190. — Urkunden bei Lorsch und 
Schröder S. 257 unter 6. 
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Windscheid §§. 513-525. — Kraut: Vormundschaft II. §§. 103 
bis 113. — River Vormundschaft 11. i. S. 174 fgg, IL 2. 149 fgg. 

— Gengier II. §§. 196 — 205 S. 1162 — 1209 und Grundzüge §§. 157 
bis 62. ^— Beseler §. 117. — Gerber §§. 240--42. — Roth: System 

n. §§. 151—70. 

Für Preussen Förster §§.218—25, Dernburg ÜI. §§. 42— 68; 

— für Sachsen Siebenhaar: Commentar zu §§. 1771 bis 1857 des 
B.-G.-B. und im Lehrbuch §. 135 fgg, Schmidt §. 156 fgg; — 
Hessen-Nassau Roth und Meibom §. 123 fgg, Bertram §. 1672 
fgg; — für Bayern Roth: Civilrecht, 2. Aufl. §§. 89 — 103; — für 
Württemberg Lang: Personenrecht, 2. Aufl. §§. 75—87; — endlich 
Zachariä-Puchelt §. 542 fgg, Behaghel I. §§.60,61, 63—66. 

Reichsrechtliches bei Mandry §. 42. 

§. 260. Die elterliche Gewalt über eheliche Kinder. 
Väterliche, — mütterliche Gewalt? 

Windscheid §. 513. — Gerber §. 240. — Gengier: Grundzüge 
§§. 157,62. — Roth: System §§. 151, 63, 69. — Derselbe: bayr. 
Civilr. §. 89, §. 102. — Lang §. 75. — Dernburg III. §. 47. — 
Besonders lehrreich, auch für die Frage nach der principiellen Auf- 
fassung des Verhältnisses der Eltern zu den Kindern, ist die Schrift 
von Stölzel: das Recht der väterlichen Gewalt in Preussen, Berlin 
74 (sie behandelt das preussische, französische und gemeine Recht 
mit besonderer Berücksichtigung auch der Praxis). 

Die Commission zur Ausarbeitung des bürg. Gesetzb. für Deutsch- 
land hat sich unter andern über folgende Sätze geeinigt: Über ehe- 
liche minderjährige Kinder steht dem Vater und nach dessen Tode 
der Mutter die elterliche Gewalt zu. — Dieselbe begründet das 
Recht und die Pflicht, für die Person und das Vermögen des Kindes 
zu sorgen und dasselbe zu vertreten, sowie das Recht der elterlichen 
Nutzniessung am jeweiligen Vermögen des Kindes. — Das Vormund- 
schaftsgericht ist berechtigt und verpflichtet, die elterliche Gewalt 
zu beschränken und äussersten Falls gänzlich zu entziehen. — Auf- 
hebungsgründe: Tod des Inhabers, des Kindes, Volljährigkeit, 
Volljährigkeitserklärung. Heirath der Frau macht zwar nicht 
mündig, es fällt aber die väterliche Gewalt über die verheirathete 
Tochter fort, und diese tritt unter die gesetzliche Vormundschaft des 
Vaters. (Vgl. die Zusammenstellung von Rassow in den Beiträgen 
z. Erläuterung d. deutschen Rechts XXI. S. 242). 

§.261. Begründung des Verhältnisses durch eheliche Ab- 
stammung. 

Win'dscheid §. 521. - Roth: System §. 152. — Dernburg III. 
§§. 42—44. — Stölzel §. I. — Lang §. 76. — Roth: bayr. 
Civihr. §. 90. 
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Rechtliche Stellung der Kinder aus morganatischen 
Ehen: vgl. die Literatur oben zu §. 212. 

§. 262. Ausserordentliche Begründung des Verhältnisses. — 
Legitimation per subsequens matrimonium, — per 
rescriptum principis, — Annahme an Kindesstatt. 

Windscheid §§. 522 — 24. — Beseler §. 117. -- Gerber §. 242. 
— Gengier: Grundzüge §. 160. — Roth a. a. O. §§. 153—55. — 
Dernburg §§. 59—63. — Stölzel §§. 2, 3. — Lang §§. 77, 77 a. — 
Roth, b. Crt. §. 91, 92. 

Über die Legitimation durch nachfolgende Ehe und durch Rescript, 
insbesondere über die Fragen, ob p. s. m. Legitimirte fähig sind, in 
Lehen, in Familienfideicommisse und adelige Stammgüter, in die Re- 
gierung und die damit zusammenhängenden Güter zu succediren? vgl. 
noch Zöpfl: Staatsrecht §§. 232—35, Zachariä §. 67, — Di eck: 
^ Beiträge zur Lehre von der Legitimation durch nachfolgende Ehe, 
1832, — Heffter: die Erbfolgerechte der Mantelkinder u. s. w., 
1 836 , — W i 1 d a : der reichsgräflich Bentinck'sche Erbfolgestreit, 
Heft I und 2, 1840, — und die durch diesen Streit später veranlassten 
Schriften (Zöpfl §. 219 Note i und 220 Note 2). — Siehe auch 
Heffter: Sonderrechte §§. 75 fgg, — Lewis: Familienfideicommiss 
S. 328 fgg, — und neuestens Schulze: Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, L 1881 §. 94. 

Pflegekinder: Roth §. 156. — Dernburg §. 64. 

§. 263. Rechtliche Bedeutung des Verhältnisses. 

Windscheid §§. 514, 15, 20. — Gerber §. 241. — Beseler 
§. 135. — Gengier §. 157. — Roth §§. 158 — 61. — Dernburg 
§. 43 feg, §§. 50, 51, §.56 fg. — Lang §§.78-81. — Roth: 
bayr. Civilrecht §§. 94—98. 

§. 264. Väterliche Gewalt insbesondere. 

Windscheid §§. 515 -19. — Gerber §. 242. — Gengier §. 158 
fgg. - Roth §§. 163—68. — Dernburg §. 47 fgg. — Lang §§. 82 
bis 86. — Roth: bayr. Crt. §§. 99 — loi. — Stölzel §§. 6-15. — 
W i 1 1 i n g : die vermögensrechtliche Stellung des Hauskindes nach ge- 
meinem Recht, im Archiv für praktische Rechtswissenschaft N. F. XL 
S. 16 fgg, S. 127 fgg. 

§.265. Aufhebung des Verhältnisses, insbesondere der väter- 
lichen Gewalt. 

Windscheid§. 525.— Für das deutsche Recht: Zimmermann 
im Archiv für die civ. Praxis Bd. 50 S. 158 fgg und Stobbe in den 
Beiträgen zur Geschichte des deutschen Rechts, 1865 S. i fgg. — 
Beseler §. 117. — Gerber §. 242. — Gengier §. 161. — Roth 
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§. 170. — Dernburg §§. 48, 49. — Stölzel §. 5. —- Lang §. 81 
und §. 87. — Roth: bayr. Civrt. §. 103. 

§. 266. Stellung der Kinder zu dem überlebenden Ehegatten. 
Fortsetzung der häuslichen und wirthschaftlichen Ge- 
meinschaft. — Verschiedene Gestaltung bei den ver- 
schiedenen Güterordnungen. — Die rechtliche Stellung 
der überlebenden Ehegatten — und der Kinder in- und 
ausserhalb der Were. — Die Abschichtung. 

Vgl. oben zu §§.249, 52, 59. — Quellenzeugnisse bei Kraut 
§§. 188, 89. 

Runde: Güterrecht §§. 110 — 20. — Pauli: Abhandlungen aus dem 
Lübischen Rechte II. §. 28 fgg. — Beseler: Erbverträge IL 2. §. 28. 

— Gerber §. 236. — Roth: System §. 162. — Neuestens auch 
Freund: Der Satz: was in der Were verstirbt, erbt wieder an die 
Were, und seine Anwendung, besonders im Lübischen Recht, Bres- 
lauer Dissertation 1880, 

§. 267. Die Einkindschaft. 

Kraut §. 190. — Lorsch und Schröder S, 273 unter n und o. 

Tafinger: Über die Lehre von der Einkindschaft, 1785. — 
Ringelmann: die historische Ausbildung und rechtliche Natur der 
Einkindschaft, 1825. — Eberty: de vera unionis prolium notione, 
1834. — Ilillebrand: das Rechtsprincip in der Lehre von der E. 
in der Zeitschrift für deutsches Recht X. 420 fgg. — Gerber: de 
unione prolium observationes 1 844. — Groben: de origine atque 
indole unionis prolium, 1870. — Beseler: Erbverträge II. 2. §§. 20, 
21. — Sandhaas: Fränkisches eheliches Güterrecht S. 596 — 702. — 
Schröder II. 2. S. 263. — Strippelmann: Bemerk. Entsch. VII, 
277 (namentlich wegen Auffassung des Geschäfts Seitens der Praxis). 

— Gerber §. 262. — Beseler §. 145. -- Gengier II. 860—906 
und Grundzüge §. 137. — Stölzel §.4. — Roth: System II. §. 157. 

— Freudenthal in der* zu §. 233 citirten Schrift. 
Preussen: A.L.R. II. 2 §§. 717 — 52, — dazu Förster §.221, 

— Gruchot: Erbrecht IIL 382 fgg, — Dernburg HL §§. 65 — 67. 

— Bayern: Roth §. 93, — v. d. Pfordten: Blätter für Rechts- 
anwendung IV. 225 fgg, V. 97 fgg. — Württemb. Landrecht III. 
Tit. 9, — Rey scher III. §. 692 fgg, — Stein und Kiibel: Württemb. 
Erbrecht §§. 98, 100, 295, — Lang §. 75 am Ende. 
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§.268. Die unehelichen Kinder. 

Kraut §, 79 Nr. 70 {gg. — Lorsch und Schröder S. 256 
unter e. 

Für das ältere deutsche Recht W i 1 d a in der Zeitschrift für d. R. 
XV. S. 237 fgg; — Rive in der Ztschrft. für Rechtsgeschichte 
III. 210. 

Die Literatur für das geltende Recht ist nachgewiesen bei Wind- 
scheid §. 475, — Gengier II. 1209—28 und Grundzüge §. 164, 

— namentlich aber bei Roth: System II. §§. 171 — 78, wo auch 
sämmtliche Partikularrechte und die Praxis eingehendste Berücksichti- 
gung gefunden haben. 

Preussen: Forst er §. 228, — Dernburg §§. 68— 72. —Sachsen: 
Siebenhaar, Commentar zu §§. 1858 — 74, — d es s elben Lehrbuch 
§§• 152, 53, — Ztschrft. f. Sachsen N. F. 27 S. 309 fgg, — Schmidt 
§. 164. — Bohl au: mecklenburg. Landrecht §§. 82, 83. — Roth 
und Meibom §. 164, — Bertram §. 1707 fgg. — Zachariä- 
Puchelt §. 565 fgg, — Behaghel §. 62. — Bayern: Roth 2. Aufl. 
I. 104—107. — Württemberg: Lang §§.89—90. 

Viertes Buch. 

Vormundschaft. — Pflegschaft. — Beistände. 

Kraut §§. i9i*-95. — Lorsch und Schröder S. 256 unter 4. 

Für die Geschichte Kraut: die Vormundschaft nach den Grund- 
sätzen des deutschen Rechts , 3 Bde. — R i v e : Geschichte der d. 
Vormundschaft, 3 Bde. — und die übrigen zu §. 200 genannten Schriften. 

— Ausserdem Rudorff: das Recht der Vormundschaft aus den ge- 
meinen in Deutschland geltenden Quellen entwickelt, 3 Bde. 1832, 34. 

Für das geltende Recht ausser Rudorff zu vgl. Windscheid 
§§.432 — 37, 526. — Beseler §. 128 fgg, — Gerber §§.243—47, 

— Gengiern. 1228—80, — und neuerdings, mit umfassendster Be- 
rücksichtigung der partikulären Gesetzgebung und Literatur , Roth: 
System §§.179 — 216. 

Für Preussen: Vormundschaftsordnung vom 5. Juli 1875 (oft com- 
mentirt, z.B. Neumann 2. Aufl. 1880); dazu Dernburg: das Vor- 
mundschaftsrecht der preussischen Monarchie, 2. Aufl. 1876 und des- 
selben Lehrbuch III. §§. 73—89. — Französisch-Badisches Recht: 
Zachariä-Puchelt I. 249 fgg; Behaghel I, §. 67 fgg. — Bayern: 
Roth L §§. 87 — 108. — Württemberg: Reyscher HL §§. 613 
bis 625 , Lang §§.91 bis 113. — Hessen-Nassau: Roth und 
V. Meibom §§. 137 — 63; Bertram §§. 1720 fgg. — Sachsen: 
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Siebenhaar: Commentar zu §§. 1875 — 1998 des B.G.B.; desselben 
Lehrbuch §§. 154 fgg; Schmidt: Vorlesungen §§. 165—75. — 
Mecklenburg: Böhlau: Landrecht II. §§. 92—118. 
Reichsrechtliches: Mandry §. 43 S. 416 fgg. 

§. 269. Einleitung. 

Die Terminologie. — Entwickelung der allgemeinen 

Grundsätze bei der Lehre von der Vormundschaft über 

Minderjährige. 
§.270. Die Obervormundschaft. — Familienrath. — Waisenrath. 

Vgl. Roth: System §§. 180—82. — Lang, 2. Aufl. §.93. — 
Dernburg: Vormundschaftsrecht §§. 15 —30. 

I. 

Die Vormundschaft über Minderjährige. 

§. 27i.a. Das Rechtsinstitut im älteren deutschen Recht 

§.272. b. Recht des Mittelalters. 

§.273. c. Spätere Rechtsentwickelung, insbesondere die Re- 
ception des römischen Rechts. 
R.P.O. (von 1548 Tit. XXXL und) von 1577 Tit. XXXIL §. i : — 
wollen wir allen und jeden Kurfürsten, Fürsten, Prälaten, Grafen, 
Herren von Adel, und Communen hiemit — befohlen haben, in ihren 
Fürstenthumen, Herrschafften, Obrigkeiten und Gebieten dermassen 
Versehung zu thun und zu verordnen, dass den Pupillen und minder- 
jährigen Kindern jederzeit bis sie zu ihren vogtbaren Jahren 
kommen Vormünder und Vorsteher ,*" da die ihnen von ihren Eltern 
in Testamenten oder letzten Willen nit verordnet, oder ihre angeborne 
Freund und Verwandten sich der Vormündschaft aus rechtmässigen 
Ursachen nit unterziehen wolten oder darzu tüglich und geschickt 
wären, gegeben werden. — §.2: Dass ein jeglicher Vormünder, 
er sey gleich in Testaments weis verordnet oder durch das Recht 
oder Richter gegeben , sich der Vormundschaft nicht unterziehen 
soll, die Verwaltung sei ihme dann zuvor durch die Obrig- 
keit decernirt und befohlen. — §. 3: Item, dass er nach be- 
fohlener Verwaltung von allen Gütern, liegend und fahrend, ein In- 
ventarium aufrichte und rechtmässige genügsame Caution und Ver- 
sicherung thue , auch mit Gelübden und Eyden beladen werde , dass 
er seinen Pflegkindern und ihren Gütern getreulich und ehrbarlich 
vorseyn, ihre Personen und Güter versehen und verwahren, die Güter 
nicht in seinen Nutzen kehren oder wenden, noch dieselbigen 
ohn Vorwissen, Erkanntnus und Decret der Obrigkeit veräussern, 
verpfänden oder beschweren und jährlich (1548: auf For- 
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derung der Obrigkeit) nit allein auf Erforderung der Obrigkeit, 
sondern auch selbst vermög seines anbefohlenen Ampts, auch ge- 
leister Pflicht und Eyds, gebührlich Rechenschaflft anbieten und thun, 
umb sein Verwaltung Rede und Antwort geben, und alles andere 
handeln, das einem getreuen Vormünder eignet und zusteht, alles 
(1548: bei Verpflichtung seiner Haab und Güther) bei Vermeidung 
der straff gemeiner Recht, indeme dann alle und jede Obrigkeiten — 
fleissiges Aufsehens zu thun aus tragendem Amt sich schuldig erkennen 
und deren keines Vormünders Fahrlässigkeit noch weniger Vervor- 
theilung bei seinem Pflegekind oder dessen Gütern ungestraft hingehen 
lassen sollen. 

§. 274. d. Die Grundzüge des geltenden Rechts. 

1. Fälle des Eintritts der Altersvormundschaft. 

Roth: System II. §. 200. — Dernburg a. a. O. §. 39 fgg. — 
Lang §. 94. 

2. Die Einleitung der Vormundschaft. — Fähigkeit und 
Unfähigkeit zur Übernahme, namentlich die Fähigkeit 
der Frauen. — Excusationsgründe. — Gesetzliche und 
von der Obervormundschaft bestellte Vormünder. — 
Die Gründe der Berufung der letzteren. — Die Be- 
stellung der Vormünder. — Antritt der Vormundschaft. 

Roth §§. 185—87. — Dernburg §§. 46—61. — Lang §§. 95—98. 

3. Sorge für die Person des Mündels. 

Roth §. 200. — Dernburg §§.62—64. — Lang §.99. 

4. Die Vermögensverwaltung. 

Roth §§. 190—94. — Dernburg §§. 66 — 77. — Lang §. lol. 

5. Verhältniss zwischen Vormund und Mündel. 

Roth §. 189, §. 200. — Dernburg §. 40 fgg, §. 78 fgg. — 
Lang §§. 100, 103. 

6. Beendigung der Vormundschaft und des Amtes als 
Vormund. 

Roth §. 197 und 200 a. E. — Dernburg §§. 88—92. — Lang 
§§. 106, 107. 

7. Ansprüche und Klagen aus der Vormundschaft. 

Roth§§. 194, 95. — Dernburg §.37, §§.93, 94. — Lang §. 103. 

8. Die Oberaufsicht und Verantwortlichkeit der Vormund- 
schaftsbehörden. 

Roth §. 198. — Dernburg §§. 18— 23, §§. 82—86, — Lang 
§§. 102, 104. 
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g. Mehrere Vormünder. — Der Ehrenvormund, tutor ho- 
norarius. — Tuteur subrog^. — Der Gegenvormund. — 
Der Protutor. 

Roth §§. 183, 84, 88, 96, 97- - Dernburg §. 32, §§. 35—38- 

— Lang§§. 105, 108. 

2. 

§.275. Die Geschlechtsvormundschaft. 

Edictus Rothari c. 204. Nulli mulieri liberae sub regni nostri di- 
tionem legis langobardorum uiuentem liceat in sui potestatem arbitrium, 
id est selpmundia uiuere, nisi semper sub potestatem virorum aut 
certe regis debeat permanere; nee aliquid de res mobiles aut inmo- 
biles sine uoluntate illius, in cuius mundium fuerit, habeat potestatem 
donandi aut alienandi. 

Ssp. I. 41. Klaget maget oder wedewe to lantrechte over iren 
vormünden, dat he se untweldige egens oder lenes oder liftucht unde 
wirt he dar umme vorgeladet to dren dingen, unde ne kumt he nicht 
vore in me dridden dage rechtes to plegene, man sal ine balemünden, 
dat is, man sal ime verdelen al vormuntscap. Sint si de richtere der 
vrowen vormünde, unde geweldege se von gerichtes halven irs gudes, 
des se untweldeget was. — Dsp. 48. — Swsp. L. 50. 

Ssp. I. 45 §. 2. Megede aver unde ungemannede ¥^if verkopen ir 
^ egen ane irs vormünden gelof, he ne si dar erve to. — Damit zu 

vgl. die Stellen aus dem Lübischen und Hamb. Recht bei Kraut: 
Grundriss §. 193, Nr. 8 fgg. 

Ssp. I. 46. Megede unde wif muten aver Vormunden hebben an 
iewelker klage , dur dat man se nicht vertügen ne mach des se vor 
gerichte spreket oder düt. 

Dsp. 66. — Swsp. L. 74, 75. 

Württemberg. Landrecht I. 18. §. 2, II. 26 §. 2, IL 29 §. 2. 

Weitere Quellenzeugnisse bei Kraut §. 193, ebenso und ältere 
Literatur bei Gengier ü. §. 213. 

Specialliteratur. Kraut: Vormundschaft II. 68 — 73. — Rive I. 
218 fgg, n. I. 69 fgg, n. 2. 73 fgg. — Agricola S. 89 fgg. 

— V. Marti tz S. 86 fgg. — Schütze in der Zeitschrift für Gesetz- 
gebung und Rechtspflege in Preussen, 1867 S. 140—153, 290—321. 

— Winkler: die Geschlechtsvormundschaft in ihrer geschichtl. Ent- 
wickelung, Luzern 1868. 

Aufhebung der Geschlechtsvormundschaft in Württemberg durch 
das Pfatidentwickelungsgesetz vom ai. Mai 1828 Art. II. (R.-Bl. 
S. 361), — in Hohenzollern 1840, — in Mecklenburg 1867 und 75, 

— in Sachsen 1838: Siebenhaar: Lehrbuch §. 25, — in Bayern 
1861: Roth I. §. 23, — in Schleswig^Holstein, Hannover, 
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Lübeck 1869, — in Hamburg und in Lauenburg 1870, u. s. w. 

— Vgl. Roth: System L §. 62. 

3- 
Vormundschaft über andere grossjährige Personen. 
§. 276. Über Geisteskranke. 

Gesetzgebung und Literatur oben zu §.13. — Vgl. ausserdem 
Kraut: Vormundschaft §. 60. — Roth: wSystem §. 201. — Dern- 
burg §. 95. — Lang §. iio. 

§.277. Über presshafte Personen. 

Kraut §. 60. — Dernburg §. 96. — Roth §. 202. — Lang 
§. 113- • 

§.278. Über Verschwender. 

Gesetzgebung und. Literatur : oben §. 14. — Vgl. ausserdem Kraut 
§. 61. — Roth §. 203. — Dernburg §. 95. — Lang §. iii. 

§.279. Über Abwesende. 

Vgl. oben zu §. 12. — Ausser der dort genannten Schrift von 
Bruns vgl. noch Kraut §§. 62 — 68. — Roth IL §§.208, 209. 

— Dernburg §. 97. — Lang §. 112. 

§.280. Rechtsverhältnisse und Fälle der Pflegschaft. 

Roth §§. 204—207, 10, II. — Dernburg §§. 99—103. — Siehe 
auch Lang §. 109 ufid §. 113 unter IL 

§.281. Beistände. 

Übersicht der Fälle bei Roth SS. 212— 16. 
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Sechster Theil. 
Das Erbrecht. 

Einleitung. 
§.282. Charakteristik des älteren deutschen Erbrechts. —Die 
Reception des römischen Rechts. — Erhaltung deutsch- 
rechtlicher Anschauungen und Institute. — Die wissen- 
schaftliche Behandlung des heutigen deutschen Erb- 
rechts. 

J. Fischer: Versuch über die Geschichte der teutschen Erbfolge. 

— Chr. Majer: teutsche Erbfolge sowohl überhaupt, als insbesondere 
in Lehen- und Stammgüter, 1804, mit drei Fortsetzungen. — Danz: 
Handbuch des deutschen Privatrechts, Bd. VH—X. — Gans: das 
Erbrecht in weltgeschichtlicher Entwickelung, Bd. III und IV, 1829. 

— Sydow: Darstellung des Erbrechts nach den Grundsätzen des 
Sachsenspiegels, 1828. — H. Siegel: das deutsche Erbrecht nach 
den Rechtsquellen des Mittelalters, 1853. — ^* Lass alle: das Wesen 
des römischen und germanischen Erbrechts, 1861. — Trümmer: 
das Hamburgische Erbrecht, 2 Bde. 1852. — Pauli: Abhandlungen 
aus dem lübischen Recht (Bd. II: die ehelichen Erbrechte, und Bd. 
III: das Erbrecht der Blutsfreunde und die Testamente), 1840, 41. 
(Beide zuletzt genannten partikularrechtlichen Darstellungen sind zu- 
gleich von Bedeutung für die Geschichte des deutschen Erbrechts 
überhaupt.) 

Quellenzeugnisse bei Kraut §§. 146 — 61 und bei Gengier Ü. 
1280— 15 10, woselbst auch umfassende Literaturangaben für Detail- 
fragen und Partikularrechte. — Urkunden verzeichnet bei Lorsch und 
Schröder S. 273 — 74. 

Eichhorn §§. 329—50. — Runde §§. 645—97. — Grimm: 
R.'A. 467—85. — Mittermaier §§. 431—72. — Philipps §§. 162 
bis 76. — Bluntschli §§. 232—52. — Beseler §§. 131 — 43. — 
Gerber §§. 248—65. — Windscheid Bd. IIL 

Preussen: Förster IV. S. 1—368; — Dernburg III. §. 90fgg, — 
Gruchot: preuss. Erbrecht in Glossen zum A.-L.-R., 3 Bde. 1865. 

— Sachsen: Siebenhaar S. 734 fgg, — desselben Commentar zn 
§§. 1990—2620 des B.Gesetzb., — Schmidt: Vorlesungen §§. 1 76 fgg. 

— Bertram §§. 1 804 fgg. — P 1 a t n e r : erbrechtliche Bestimmungen 
mit besonderer Rücksicht auf das frühere Kurflirstenthum Hessen, Mar- 
burg 1882. — Bayern: Roth III. §§. 295 fgg. — Württemberg: 
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Stein und Kübel: Handbuch des Württemb. Erbrechtes, 4. Aufl. 
von Hohl, 1876. — Französisches Recht: Zachariä-Puchelt IV. 
§. 588 fgg, Behaghel T. §. 112 fgg. — Österreich: Unger: Sy- 
stem VI., das österr. Erbrecht, 2. Aufl. 1871. 

Reichsrechtliches bei Mandry §. 44 S. 419—427. 

M o m m s e n : Entwurf eines deutschen Reichsgesetzes über das Erb- 
recht nebst Motiven, Braunschweig 1876. — Bin ding: über die 
Hauptgrundlagen des künftigen Erbrechtes im Archiv für die civilist- 
ische Praxis, Bd. 57 S. 399 fgg, 58 S. 108 fgg, S. 253 fgg. 

Erstes Buch. 

Wesen und Yoranssetznngen der Erbfolge. 
§.283. Erbrechtliche Gesammtnachfolge. 
Älteres Recht. 

Kannte das deutsche Recht den Begriff der Universal- 
succession? ~ Bedeutung der Frage für das Verhält- 
niss Mehrerer, die ihr Erbe nehmen, — und ins- 
besondere für die Schuldenhaftung der Erben. 

Quellenzeugnisse bei Kraut §. 159, insbesondere: 

Ssp, I. 6. §. 2. Sve so dat erve nimt, die sal dur recht die scult 
gelden also vern, als it erve geweret an varender have. 
Düve noch r o f noch doppelspel n'is he nicht plichtich to 
geldene, noch nene scult, wände der he wederstadinge untving, 
oder bürge was worden; de scult sal de erve gelden, of he is ge- 
innert wirt als recht is mit tven u. seventich mannen, de alle 
vrie scepenbare sin, oder echt borene late. 

Ztschrft. f. Sachsen, N.-F. VII. 145 fgg. — Lotichius das. XL. 
485 fgg. — S t o b b e über das Eintreten des Erben in die obligator- 
ischen Verhältnisse (in Bekker und Muthers Jahrbuch V. 293 fgg). — 
Lewis: die Succession des Erben in die Obligationen des Erblassers 
nach deutschem Recht, 1854. — Pernice in der krit. Vierteljahrs- 
schrift IX. 1867 S. 82 fgg. — Sydow §. 57 fgg. — Siegel §. 58 
fgg. — Hofmann: zur Lehre vom benef. invent. in Grünhut's 
Ztschrft. Vm. 555 fgg. — Gerber §. 348. — Beseler §. 131. 

Geltendes Recht. 

Windscheid §§. $28, 605 fgg. — Dernburg §§. 97, 98; Förster 
§. 270. — Unger §§. 40—42. — Siebenhaar §.514 fgg; Schmidt 
§. 198. — Zachariä IV. §. 615 fgg. — Stein und Kübel 
§§. 109— III. 

Erbfolge in besondere Güterarten: 

Vgl. oben §§. 110, 120, 126, 225, 227. 
Fraukliu, deutsches Privatrecht. 2. Aufl. II 
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Erörterung des Begriffs der successio ex pacto et 
Providentia maiorum: 

Gerber §. 266. — Baseler §§. 174, 76. — Gen gl er 11. 
S. 1362 fgg. 

§.284. Der Erblasser. 

Insbesondere die Behandlung des Vermögens Ver- 
schollener : 

Oben §. 12. — Roth: System 11. §. 209. — Für Württemberg ins- 
besondere vgl. Stein und Kübel §§. 184, 85. 

Vermögensunfähigkeit des Verstorbenen: 

Windscheid §. 535. — Hellmann: Erbrecht der Religiösen 
§§. 2—7. — Roth: bayr. Civilrecht III. §. 296. 

§.285. Der Nachlass. 

Älteres Recht. 

Ssp. I. 6. §. i: Mit svelkeme gude de man bestirft, dat het allet 
erve. 

Ausscheidung des Lehns. Ssp. I. 4 : weder len noch erve. 

Ausscheidung der Gerade und des Heergeräthes: 
Ssp. I. 27. §. I. (Jewelk wif erft tvier wegene: ir rade an ir nesten 
nichtelen — unde dat erve an den nesten, it si wif oder man) und 
§. 2 (Jewelk man von ridderes art erft ok tvier wegene : dat erve an 
den nesten evenbürdigen mach, sve de is, unde it herwede an den 
nesten svert mach). 

Ebenso desMustheilsundderzur Witt wen Versorgung be- 
stimmten Vermögenstheile: oben im ehelichen Güterrecht. 

Fahrhabe und liegendes Gut. Ssp. I. 5. §. 3: — an egen unde 
an erve; — I. 6. §. 2: — als it erve geweret an varender have. 

Kraut §§. 146, 47 an verschiedenen Stellen. — Sydow §. 6, §§. 33 
fgg. — Siegel §. 25 fgg., §§. 53 fgg. — Gerber §. 248. — Be- 
seler §. 141. — Siehe auch oben im Güterrecht, insbesondere 
§. 225. 

Geltendes Recht. 

Windscheid §. 528; über die Feststellung und Sicherung (Obsi- 
gnation) des Nachlasses vergl. die Partikularrechte, z. B. für Würt- 
temberg Stein und Kübel §§. 286 fgg; — für Preussen: Förster 
§§. 266, Dernburg III. §. 213 fgg; — für Sachsen: Siebenhaar 
§. 504; — für Österreich: Unger §§. i u. 39. 

§. 286. Berufung zur Erbfolge. 

Die Berufungsgründe. — Verhältniss derselben zu 
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einander. — Beseitigung der Regel: neque idem ex 
parte testatus et ex parte intestatus decedere potest, 
in den neueren Gesetzbüchern. 

A.-L.-R. I. 12 §. 45. Er kann auch nur über einen Theil seines 
Nachlasses verordnen und es in Ansehung des Überrestes bei der ge- 
setzlichen Erbfolge lassen. 

österr. bürg. Gesetzbuch §. 534: Die erwähnten drei Arten des 
Erbrechtes (das gesetzliche, testamentarische und vertragsmässige) 
können auch neben einander bestehen, so, dass einem Erben ein in 
Beziehung auf das Ganze bestimmter Theil aus dem letzten Willen, 
dem andern aus dem Vertrage, und einem Dritten aus dem Gesetze 
gebührt. 

B.G.B. für Sachsen §. 2065: die Erbfolge aus einem letzten Willen 
tritt blos soweit ein, als die darin getroffene Verfügung reicht. (Der 
Theil, über welchen nicht verfugt ist, fällt an die gesetzlichen 
Erben). 

Windscheid §§. 529, 37. — Unger §. 4. —Förster §§. 343, 
51; Dernburg HI. §§. 93, 94; Gruchot I. S. 373 — 79- — 
Siebenhaar §. 478, Schmidt §§. 178, 90. — Roth: bayr. Civilrecht 
ni. §. 297. 

§.287. Der Erbe. 

Existenz. — Erbfähigkeit. — Voraussetzungen der- 
selben im älteren Recht. 

Kraut §. 34 Nr. 2—6 und §. 146 an verschiedenen Stellen. — 
Sydow §§. 8 — 16. — Siegel §. 4 fgg. — Laband: vermögens- 
rechtliche Klagen S. 375 fgg. 

Die Stellung der Frauen nach älterem Recht. 

Kraut §. 146 Nr. 93 fgg. — von Amira: Erbenfolge und Ver- 
wandtschafts-Gliederung S. 216 fgg. — Leyke: de iuribus secundum 
leges populorum antiquissimas in successione hereditaria legitima sexui 
virili concessis, Kieler Dissert. 1874. — Rosin: comm. ad titulum 
legis Salicae LIX: de alodis. Breslauer Dissert. 1875. 

Wegfall der bezüglichen Beschränkungen für die ge- 
meine Erbfolge. 

Beseler §. 151 unter II. — Gerber §. 251. —- Gengier: Grund- 
züge §. 174 Nr. 8 — 10. 

Erbunfähigkeit, — Erbunwürdigkeit im heutigen Recht. 

Windscheid IH. §§. 535, 49, 50, §§. 669-74. Vgl. im Üb- 
rigen die Partikularrechte, flir Württemberg z. B. Stein und Kübel 
§.3, §. 40 u. §. 150. — Hinsichtlich des Erbrechts der Religiösen; 
Hellmann §§. 8—10. 
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§.288. Wegfall und Erwerb der Erbschaft. — Erbrecht. — 
Erbbesitz. 
I. Römisches Recht. 

L. 151 Dig. de V. S. 50, 16. Delata hereditas intelligitur , quam 
qais possit adeundo consequi. 

L. 23 pr. Dig. de acq. vel am. poss. 41, 2. Quum heredes insti- 
tuti sumus, adita hereditate omnia quidem iura ad nos transeunt, pos- 
sessio tarnen, nisi naturaliter comprehensa, ad nos non pertinet. 

IL Erbrecht und Erbbesitz im älteren deutschen Recht. 

Ssp. I. 38. Nu vernemet umme en wif di kint dreget na irs man- 
nes dode, unde sik barehaft bewiset to der bigraft oder to me drit- 
tegesten: wirt dat kint levendich geboren, dat kint behalt des va- 
ders erve ; unde stirft it dama, it erft up de müder, of sie ime even- 
bürdich is, unde briet abgedinge an des vaders lene, wend' it levede 
na des vader dode, so werdit de len den herren ledich, — — . 

Magdeburger Fragen (Behrend) I. 7. 7. — unde brochte ouch 
dornoch syner swestir son unde sprach, daz dez seibin kindes muter 
gestorben were nach dem manne, der das erbe gelossen hette, unde 
furderte deme kinde syner muter teil an des mannes erbe, ab nu 
dasselbe kint mogf erbe teil gevordem unde nemen noch syner muter, 
wenne sy gestorben ist, e denne sy sich mit rechte czum erbe ge- 
czogen hatte ? Hiruff sprechen wir scheppin ' — recht : Was dy frawe 
dem toden manne so noe gesippet, — als dy, dy sich zcu dem erbe 
geczogen habin, unde sy noch dem manne gestorben ist, der daz erbe 
gelossen hat, so sal der toten vrouwen kint erbe nemen an der 
muter stat. Von rechtis wegen. 

Aber auch Erwerb der Gewere sofort mit dem Tode 
des Erblassers an dem hinterlassenen Gute? Sog. Erbenge- 
were? 

Ssp. III. 83 §. I. Svat man enem manne oder wive gift, dat solen 
sie besitten dre tage. Svat — uppe sie geervet wert, des ne dorven 
sie nicht besitten. ? . 

Sachs. Lehnrecht (Homeyer n. i. 152) Art. 6 §. I. Die vader erft 
uppe'n sone die gewere des gudes mit sament deme gude; dar unmie 
ne bedarf die sone nicht, dat man ime des vaders gut bewise. ? . 

Glosse zu Ssp. III. 83. §. I. kommt einer — in eines dinges be- 
sitzung , ob ihm ein erbe anstirbt , das gut hat er allbereit in sinen 
geweren und besitzt es. 

Glogauer Rechtsbuch (bei Wasserschieben) c. 8: Wen gut anir» 
stirbit von gesippe, der hat daran czu band eyne rechte gewer unde 
darf das auch nyrgüt uffnemen vor keynem rechten. 

Mit der Erbengewere beschäftigen sich alle oben zu §. 51 genannten 
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Schriften über die Gewere überhaupt. Aus neuester Zeit vgl. nament- 
lich Heusler §. 12 (für die Geltung im Landrecht), — La band 
in der krit. Vierteljahrsschrift XV. 397—403 (dagegen), — 
Meischeider: Besitz und Besitzschutz, 1876 (dafür), — Cosack: 
der Besitz des Erben, 1877 S. 25 — 41 (dafür), — Sohm: Festgaben 
für Thöl 1879 S. III (zweifelnd). — Die Quellenzeugnisse finden 
sich bei Kraut §. 159, in den eben genannten und in den sogleich 
zu erwähnenden Schriften über den Satz: der Todte erbt den Lebenden. 

III. Die Geltung des Satzes: 

Le mort saisit le vif (13. Jahrh.), — le mort saisit le vif et son 
hoir plus proche k lui succ6der oder son plus prochain h^ritier ha- 
bile k lui succ^der, — mortuus saisit (saisinat, investit) vivum, — der 
doode erft ende saiseert den lebenden synen naesten hoir ende erf- 
genamen, — de dode ervet den levenden. 

Vgl. Philipps in der Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissen- 
schaft Vn. S. 5 fgg, — Reyscher in der Zeitschrift für deutsches 
Recht V. 205 fgg , — Renaud in der Zeitschrift für Rechtswissen- 
schaft und Gesetzgebung des Auslands XX. 108 fgg, — Anschütz 
das. XXIV. S. 429, — Sydow S. 311, — Siegel S. 148 fgg, — 
Heusler: Gewere 3- 69, 173 fgg, — Jösten in der Zeitschrift für 
französ. Civilrecht Bd. X. S. 55 fgg, wo auch die französische Li- 
teratur vollständig angegeben ist, — Cosack a. a. O. }. 2 fgg, ins- 
besondere §. 5. — Siehe auch Gerber §. 248. — B eseler §. 134. 
— Gengier 11. 1323 fgg und Grundzüge §. 177. 

rV. Erbschaftserwerb und Erbengewere im späteren 
Recht. 

Kraut §. 159. — Haubold: sächs. Privatrecht §. 349; Emming- 
haus lim Archiv für die civ. Praxis 24 S. 38 fgg. — Heusler 
S. 455 %» 469. — Cosack §§. 6, 7. 

Das geltende Recht unten in §. 309. 

V. Der Dreissigste. 

Ssp. l. 22 §. I. Die erve mut wol varen to der wedewen in dat 
gut er deme drittegesten , durch dat he beware, dat des icht verloren 
werde, des an in gedrepe. Mit sime rade sal ok die vrowe bigraft 
unde drittegesten dun ; anders ne sal he nene gewalt hebben an'me gude 
bit an den drittegesten. §. 2. Bis dahin soll man das Gesinde des 
Verstorbenen behalten. §. 3. Theilung der Hofspeise, die nach dem 
Dre issigsten bleibt. 

Ssp. L 20 §. 2. Binnen sechs Wochen nach dem D. muss die 
Wittwe das Morgengabsgebäude fortführen. 

Ssp. I. 33. Schwangerschaft der Wittwe am D. 
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Ssp. I. 28. Nach dem D. soll man erbloses Gut dem Richter aus- 
antworten. 

Ssp. I. 15 §. I, 2. Nach dem D. können Ansprüche auf Erb- 
schaftssachen erhoben werden. 

Vgl. Homeyer: der Dreissigste (Abhandl. der Akad. der W. zu 
Berlin, hist.-philos. Kl. 1864 S. 87 fgg). — Sydow: Erbrecht 
§. 5$. — Siegel §. 53. — Lewis in der krit. Vierteljahrsschrift VII. 
139 fgg. — Siegel das. 275 fgg. — Gengier II. 1297— 1301 und 
Grundzüge §. 179. — Schmidt: Vorlesungen §§. 194 und 197 
unter IV. 

§.289. Erblose Güter. 
Älteres Recht. 

Ssp. I. 28. Svat süsgedanes dinges ervelos irstirft, herwede oder 
erve oder rade, dat sal man autwerden deme richtere oder deme 
vronen boden, of he't eschet na deme drittegesten. Dit sal de richter 
halden jar unde dach unvordan unde warden , of sik ieman dar to 
tie mit rechte. Sint kere't de richter in sinen nut; it ne si of de erve 
gevangen si oder in des rikes denist gevaren oder in godes denst 
buten lande. So mut he sin warden mit dem erve, wente he weder 
kome, wände he ne kan sik an sime erve de wile nicht versumen; dit 
is geredet von varender have. — I. 29. An egene unde an huven 
mach sik die Sasse versvigen binnen drittich jaren unde jar unde dage 
unde er nicht. (Vgl. II. 60 §. 2). — III. 56. §. 3. Recht des Frohn- 
boten. Unde svar en gut ervelos irstirft von manne oder von wive, 
dat ertstadelege kom is sin, unde des mannes dagelike kleidere. — 
III. 80 §. I. Erstirft en egen von enem biergelden ervelos dre huvfe 
oder dar beneden, dat hört in dat scultheitendom. Van sveme it 
erstirft, van drittich huven oder dar beneden, dat hört in die grafscap. 
Is is mer dan drittich huve, so is it dem koninge allet ledich. (Vgl. 
ra. 81 §. I). 

Dsp. 32. 

Swsp. 29, L. 30. Wem des gut wirt, der ane erben stirbet. Swa 
ein mensche stirbet, ez si wip oder man, die dne erben sterbent, 
swaz si hinder in Idnt von gute, ez si varende oder ander gut, hant 
si einen herren, des si eigen sint, dem sol man ez antwurten, ob erz 
vordert; oder ist ez eines gotshuses, so ist ez daz selbe reht. Und 
vordert ez nieman, und ist ez uf dem lande, so sol sich der lant- 
richter sin underwinden; und ist ez in einer stat, so underwinde sich 
sm der stete herre oder sin rihter. Er sol ez iar und tac behalten 
in siner gewalt, ob iemant kome, der sich mit reht dar zu haT^e, 
innerhalp iar und tac; dem sol man ez wider geben äne schaden. 
Kumt nach dem iare ieman, der berede, daz in ehaft not gelezet 
habe, dem sol man ez antwurden. 
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Weitere Quellen bei Kraul §. i6i. — Vgl. Grimm: R.A. S. 483 
fgg. — Franklin: sententiae Nr. LVII. — Gengier II. 1285 — 97. 
— Sydow §. 52. — Siegel §. 66, 

Neueres Recht. 

Windscheid §§. 570, 622. — Gengier: Grundzüge §. 188. — 
Mommsen: Entwurf §. 525 fg. 

Württemb. L.R. IV. 23 — da sich ein solcher Fall begeben sollte, 
dass jemands ab intestato abstürbe, der bis in zehenden Grad inclu- 
sive (nach den geschribnen keyserlichen Rechten zu rechnen) keinen 
Blutsverwandten noch ein Ehegemächt hinder ihme in leben verliesse, 
dass alsdann unsere amptleut — desselben verlassen und vermög 
der keyserlichen Recht unser Cammer heimgefallene Erbschafft con- 
fisciren und einziehen, dargegen aber auch des Verstorbnen bewisene 
Schulden bezahlen. — Stein und Kübel §. 41. 

Preussisches A.L.R. XI. 16 §. 4, §. 16 fgg. Erledigte Verlassen- 
schaften fallen dem Staate (Fiskus) anheim, — §. 25: der Fiskus hat, 
in Beziehung auf einen solchen Nachlass, alle Rechte und Pflichten 
eines gemeinen, resp. eines Testamentserben. — Förster §. 163 
unter II, — Dernburg §. 194, — Gruchot III. 393. 

Österreich: Unger §. 90. — Sachsen: Schmidt §. 210, Sieben- 
haar §. 567. — Bayern: Roth III. 359. — Zachariä-Puchelt 
§§. 607, 40. 

Kein Heimfallsrecht auf das ausschliessliche Recht des Urhebers: 
oben Seite 96 unter 5. 

Neuestens behandelt das Recht auf erblose Verlassenschaften To- 
maschek: das Heimfallsrecht, Wien 1882. 

Zw^eites Buch. 

Die Berufung zur Erbfolge. 

I. 

Gesetzliche Erbfolge. 

a) Erbfolge der Blutsverwandten. 
§.290. I. Das ältere deutsche Erbrecht. 

Verwandtschaft; Grenze derselben (oben §. 199). — 
Eheliche Abstammung (oben §. 268). — Voraus- 
setzungen der Erbfähigkeit. — Vorzug der Männer 
(oben §. 287). — Repräsentationsrecht. — Volle und 
halbe Geburt. 

Erbrecht der Sohnesenkel. De legum quoque varietate 
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facta est contentio, fueruntque qui cUcereht, quia filii filiorum non de- 
berent computari inter filios hereditatemque legitime cum filiis sortiri. 
Rex autem — rem inter gladiatores discerni iussit. Vicit igitur pars, 
qui filios filiorum computabant inter filios et firmatum est, ut aequa- 
liter cum patruis hereditatem dividerent pacto sempitemo (Widukind: 
res gestae Sax. bei Franklin: sententiae Nr. CCLXXXXII). — Ssp. 
I. 5 §. I. Nimt de sone wif hi des vader live de eme evenburdich 
is, unde wint sone bi ire, unde stirft he dar na er sineme vadere 
.unbedelet von dem erve, sine sone nemet dele in ires eldervader 
erve, gelike irme veddem in ires vader stat. Alle nemet se aver 
enes mannes deil. Disses ne mach den dochter kinderen nicht ge- 
schin, dat se gelike dele nemen der dochter in des eldervader oder 
in der eldermuder erve. — Vgl. auch Kraut a. a. O. Nr. 105 
bis III. 

Erbrecht der Tochterenkel. R.A. von 1498 §. 37: das 
Tichtem oder Enckeln hinfüro an irer Anen verlassen Hab und Güter 
mit irer Vater oder Mutter Geschwistergit , an statt irer Vater oder 
Mutter zu erben, nach laut gemeiner geschribner kayserlicher Recht, 
zugelassen werden sollen: der Gewonheyt, so an etlichen Orten da- 
wider seyn möcht, unangesehen, wenn wir auch dieselben Gewohn- 
heyt als der Miltigkeit, Rechten und Billicheit widerwertig und unge- 
mess hiemit abthun und vemichtigen. 

Erbrecht der Geschwisterkinder. R.A. von 1521 §. 19. 
Nachdem auch in gemeinen Rechten versehen, wie Brüder oder 
Schwesterkinder mit ihres abgestorbenen Vatter oder Mutter Brüder 
oder Schwester, die andere abgestorbenen ihres Vaters oder Mutter 
Brüder oder Schwestern in Stammtheil erben sollen , und aber solches 
aus Unwissenheit und Missbrauch in viel Enden nicht gehalten, so 
wollen wir, dass unser Statthalter und Regiment bei jeden Obrigkeiten 
im Reich verfugen, solches ihren Unterthanen zu verkünden — und 
Abthuung der Gebrauch und Gewohnheiten an jeden Orten zu ver- 
schaffen. 

Theilung unter allein erbenden Geschwisterkindern. 
R.-A. von 1529 §.31. Wann einer untestirt abstirbt, und nach ihm 
kein Bruder oder Schwester, sonder seiner Brüder oder Schwester 
Kinder in ungleicher Zahl verlässt, allsdann sollen dieselbigen seines 
Bruders oder Schwester Kinder in die Häupter und nicht in die 
Stämme erben, und dem Verstorbenen — dermassen zu succediren 
zugelassen werden. 

Ssp. n. 20 §. I. Brudere unde sustere nemt ires ungetveider broder 
unde süster erve vor den bruder unde vor die süster, die getveiet 
von vader unde von müder sin. Ungetveide broder kint sin ok ge- 
like na deme getveiden brudere an dem erve to nemene. 
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Insbesondere: 
§.291. Die Successionsordnung des älteren deutschen Rechts. 

Vgl. oben §. 199. — Quellen bei Kraut §. 146 und bei Lorsch 
und Schröder S. 273 unter Nr. 2. — Besonders in Betracht zu 
ziehen : 

Ssp. I. 3 §. 3 (oben S. 120, 21). 

Ssp. I. 17 §. I. Stirft die man ane kint, sin vader nimt sin erve; 
ne hevet he des vader nicht, it nimt sin müder mit mereme rechte, 
dan sin bruder. Vader unde müder, süster unde bruder erve nimt 
de sone unde nicht de dochter; it ne si dat dar nen sone ne si, so 
nimt it de dochter. — Sven aver en erve versüsteret unde verbruderet 
alle de sik gelike na to der sibbe gestuppen mögen, de nemet gelike 
dele dar an, it si man oder wif; disse hetet de sassen gan erven. 
Doch nimt sones unde dochter kint erve vor vader unde vor müder 
unde vor bruder unde vor süster, durch dat: it ne geit nicht ut dem 
busmen, de wile de evenburdige busme dar is. — Sve so dem anderen 
evenburdig nicht ne is, de ne mach sin erve nicht nemen. 

M a j e r : Germaniens Urverfassung, 1 798 S. 7 1 — 102 ; — derselbe: 
Erbfolge, namentlich erste Fortsetzung S. 7 — 51, 63 — 109; — Sy- 
dow S. 69 fgg; — Homeyer: Stellung des Ssp. zur Parentelen- 
ordnung 1860; — Rive im Jahrbuch des gem. deutschen Rechts VT. 
S. 197 fgg; — Brunner: das anglonormännische Erbfolgesystem 
1869. 

Griesinger im 9. und 10. Bande von Danz: Handbuch 1822, 23. 

Siegel: Erbrecht §. 16 fgg; — derselbe: Verwandtschaftsberech- 
nung S. 8 fgg; — derselbe: in der österr. Vierteljahrsschrift VI. 
1860 I.iteraturbl. S. 22. 

Wasserschieben: Princip der Succes.sionsordnung 1860, — Re- 
plik 1864, — Princip der Erbenfolge 1870. 

Amira: Erbenfolge und Verwandtschaftsgliederung nach den alt- 
niederdeutschen Rechten, 1874. 

Lewis: kritische Vierteljahrsschrift IX. S. 23 — 66, XIV. 1 — 34. 

P. Kays er: das Erbrecht nach den Edikten der langob. Könige in 
der Zeitschrift für Rechtsgeschichte VIII. S. 466 fgg. — Miller: das 
langob. Erbrecht das. XIII. S. 38 fgg. — Leyke 1. c. S. 11 fgg. — 
G i e r k e : Erbrecht und Vicinenrecht im Edict Chilperichs , Ztschrft. XII. 
S. 431 fgg. — Stobbe: die Erbfolgeordnung nach den Magdeburger 
Schöffensprüchen, in seinen Beiträgen zur Gesch. des dtsch. Rechts 
1865, S. 36 fgg. — Kohler: zur Lehre von der Parentelenordnung 
in Puchelt's Zeitschrift für franz. Civilrecht VI. 171 — 76. 

Gen gl er 11 1301 fgg, 1331 fgg und Grundzüge §. 174. — Ger- 
ber §. 251. — Beseler §. 133. 
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§.292.2. Heutiges gemeines Recht. 

Windscheid §. 571 fg. — Gerber §. 251. — Gengier:" Grund- 
züge §. 176. — Mommsen §§. 17 — 40. 

Modifikationen des gemeinen römischen Rechts in 
einzelnen Beziehungen durch Gesetzgebung, Statuten 
und Gewohnheitsrecht: 

a. Berücksichtigung des Princips der Parentelenordnung 
für einzelne Klassen der Verwandten, z. B. 

Wasserschieben: Princip der Successionsordnung S. 116 — 18, — 
Gengier II. 1338 fg, — Gerber §. 251 Note 9, — Brunner im 
Rechtslexikon III. S. 12, 13. 

b. Schoosfall, Ahnenfall, Werfall: 

Gengier II. 1349 fg, — Wasserschieben: Erbenfolge S. 80 
%gj '3' fgg» ~" Schröder im Rechtslexikon III. 594 fg. 

c. Fallrecht (ius recadentiae, revolutionis; paterna pater- 
nis, materna maternis): 

G e n g 1 e r 135 1. — Wasserschieben 128 fgg, — G o s e n : Privat- 
recht nach dem kleinen Kaiserrecht 170. 

d. Modifikationen des Intestaterbrechts durch Verfangen- 
schaft und Einkindschaft: 

Oben §. 240 und §. 267. 

e. Beschränkungen des Repräsentationsrechts bis auf die 
neuere Zeit: 

Gengier 1333, — Gerber §. 251 Note 11. 

f. Berücksichtigung des Unterschiedes von voller und 
halber Geburt: 

Gerber a. a. O. Note 12. 
§.293. Einzelne Partikularrechte. 

ÄlteresIntestaterbrechtinSchwaben: Wasser schieben, 
Erbenfolge S. 55 — 59; — Württemberg. Landrecht, Theil IV: von 
Succession und Vererbung deren, so ohne Testament oder sondere Ge- 
mächt absterben; — Stein und Kübel §§. 5 — 34. — Preussen: A.-L.-R. 
II. Tit. 2 Abschnitt 5 , 6 , 7 (Descendenten , Ascendenten , Pupil- 
larsubstitution), Tit. 3 §. 23 fgg, §. 31 fgg (Erbrecht der Collateralen). 
Dazu den Commentar von G r u c h o t : preussisches Erbrecht in Glossen 
zum Allg. Landrecht Bd. III, — Dernburg VII. 186-89, §. 195 
fgg, — Förster §§. 258—61, — Heydemann: Anklänge des pr. 
A.-L.-R. an die deutsche Parentelenordnung, 1871. — Österreich: 
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Unger §§. 31 --34. — Sachsen: Siebenhaar, Lehrbuch §§. 470 
fgg , — Schmidt: Vorlesungen S. 1 54 fgg. — Französisches Recht : 
Zachariä-Puchelt IV. §§. 595 fgg, — Behaghel §§. 114, 15. 

§. 294. b) Erbfolge der Ehegatten. 

Kraut §. 183. — Lorsch und Schröder S. 273 unter 3. — 

Gengier n. 1431—38 mit zahlreichen Quellen und Literaturangaben. 

Runde: Güterrecht §§. 104—21, 174. — Roth: System II. §. 148. 

— Mommsen: §§.41—45. — Thermann: de natura et indole suc- 
cessionis, quae viduae competit in portione statutaria, Halle 1859. — 
Gengier: Grundzüge §. 185. — Beseler §. 135. — Gerber §. 255. 

Förster IV. §. 262, — Dernburg III. 190, 91, — Gruchot 
II. S. 422 bis 562. — Bürgert. G.B. für Sachsen §§. 2049 — 56, — Sieben- 
haar §. 476, — Schmidt: Vorlesungen §. 182. — Roth I. §. 67, II. 
§§• 355 bis 57.— Stein und Kübel §§. 35—39, §§.206 fgg. — Zacha- 
riä-Puchelt IV. §§. 607, 640, — Behaghel L§. 118. —Bertram 
§. 1843, — Roth und Meibom §§. 117 fgg. 

Insbesondere: 
§.295. Die statutarische Nutzniessung. 

Runde a. a. O. §§. 104, 112, 121. — Gengier II. S. 1117 fg, 
1439 fgg. — Für das Württembergische Recht insbesondere vgl. Rey- 
scher m. 581—85, — Stein und Kübel §§. 235—49, 319—27, 

— Lang S. 414 fg, 531. 

§. 296. c) Aussereheliche Verwandtschaft. 
Uneheliche Kinder. 

Kraut §. 147. — Für das älteste Recht ganz besonders Amira 
S. 18 fg, 125, 180, 94, 203 und a. a. Stellen. — Sydow §. 10. — 
Siegel §§. 9— II. — Rive in der Ztschrft. für Rechtsgeschichte IIL 
221. — Gengier II. 1349 fgg. 

Windscheid §§. 571, 74. — Mommsen §. 27. — Gerber §. 250 
Note I. — Beseler §. 132. — Gengier: Grundzüge §. 176 unter 
4. --Roth: System IL §. 171 fgg. 

Preussen: A.-L.-R. H. 2 §. 647 fgg, — Gruchot IIL 352-76, 

— Dernburg §. 192, — Förster IV. 258. — Sachsen: Sie- 
benhaar §. 469, — Schmidt §. 180. — Unger §. 31. — Roth: 
bayr. Civilrecht, 2. Aufl. §. 207. — Württemberg: L.-R. IV. 18, — 
Lang §. 89, — Stein und Kübel §§. 17, 18, 44- — Zachariä 
ni. 565 fgg, IV. 605, 6, 389, - Behaghel §§. 117, 21. 

Brautkinder: 

Windscheid §. 571 Note 18. —Roth: System §. 153 unter III. 
— Mommsen S. 151. 



— 1/2 — 

§. 297- Erbfolge aus besonderen Gründen. 

Armen- und Waisenanstalten, Hospitäler u. s. w, Pfleger, 
Stiftungen. 

Gen gier II. 1294 fgg und Grundzüge §. 189. — Tomaschek: 
Heimfallsrecht S. 34 fgg. 

Preussen: A.-L.-R. II. 2 §. 762, ü. 3 §. 25, 11. 19 §. 50 fgg (Ar- 
men- und Versorgungsanstalten), — Förster §. 263, — Dernburg 
§• 193, — Gruchot m. 390 fgg. — Sachsen: B.-G.-B. §. 2057 
%g> — Schmidt §. 183, — Siebenhaar §§. 477, 566. — Roth: 
bayr. Civilrecht HI. §. 358. — Württemberg: L.-R. m. 17 §. 17, — 
Stein und Kübel S. 35 fg. 

II. 

Gewillkürte Erbfolge, 
a. 

§. 298. Geschichtliche Entwickelung. 

Quellenzeugnisse bei Kraut §. 148. — Urkunden bei Lorsch und 
Schröder S. 273 fg. — Gengier 11. 1442 fgg, wo auch weitere 
Literatur. — Grimm: R.A. 481 fgg. — Albrecht: Gewere §. 19 fgg. — 
Beseler: die Lehre von den Erbverträgen, Theil I. Vergabungen 
von Todes wegen, Theil II. i und 2 Lehre von den Erbverträgen. 

— Sydow a. a. O. S. 16, 304 fgg. — Siegel §§. 35 fgg, §. 47. 

— Fr. von Wyss: die letztwilligen Verfügungen nach den schweizer- 
ischen Rechten der früheren Zeit , in der Zeitschrift für Schweiz. Recht 
XIX. 68 — 160; vgl. auch Huber:* die schweizerischen Erbrechte, 
Zürich 1872. 

Ältestes Recht. 

Tac. Germ. XX. Heredes tamen successoresque sui cuique liberi et 
nullum testamentum. 

Fortdauer dieser Regel nach den germanischen Volksrechten. — 
Adfathamire, Adfatimus: L. Sal. 46, L. Rib. 48 und 49, cap. leg. 
Salicae von 819 bei Behrend S. 115, Urkunden bei Lorsch und 
Schröder Nr. 16 und 21; vgl. dazu von Neueren Ami ra S. 58— 60, 

— Brunner: Urkunde 295, 97, — Sohm in der Ztschrft. der Savigny- 
Stiftung I. 40, — auch Clement-Zöpfl 206 fgg, 320 fgg. — Ver- 
gabungen von Todeswegen ausserordentlich häufig, z. B. bei Lorsch 
und Schröder Nr. 30, 44, 47, 55 u. a. m. und bei Heusler: Gewere 
S. 470—86; vgl. auch Löning: Kirchenrecht II. 655 fgg, 671 fgg, 
751 fgg. — Vergabungen bei den Langobarden: thinx, gairethinx, 
thingatio u. s. w., worüber jetzt Kayser in der Zeitschrift für Rechts- 
geschichte Vm. 476 fgg, — Miller das. XIII. S. 90—104, — und 
Val de Lievre S. 34 fgg. — Römische Testamente. 
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Recht des Mittelalters. 

Ssp. II. 30. Sve so ime erve to seget nicht von sibbe halven , denne 
von gelovedes halven, dat hebbe man vor unrecht; man ne möge 
getügen, dat dat gelovede vor gerichte gestedeget si. 

Swsp. 22. Ist danne daz ein man sinem friunde gut schaffen wil 
nach sinem tode, wil er ez im sicher machen, er sol im schrift dar 
übergeben mit endehaftn insigln, oder er sol vor sinen herren und 
sol den ze geziuge dar über nemen und ander liute, die da bi sint. 
Wil er imz aber gar stete machen, so seze im einen zins dar uz; 
da mit hat er die gewer und mac daz gut niht Verliesen mit rehte. 

— Diu gäbe heizet stete, diu vor dem rihter geschtt; diu ist ouch 
stete, diu mit der schrift geschihet; diu ist aber diu aller stetest, diu 
mit der gewer geschlt. 

Vergabungen von Todes wegen: Be seier, Erbverträge I. §§. 4-- 6, 
9—12. — Mitwirkung der Salmannen bei denselben: Beseler I. 
§§. 14 — 16, — Pauli III. 306 fgg, — Scholz III: die deutschen 
Salmannen in Beziehung auf Testamentsvollziehung, Zeitschrift für Civil- 
recht und Prozess XX. 126—44, -^ dann die oben zu §. 39 genannten 
Schriften von Merkel, Stobbe, Bewer und Lamm er, — zuletzt 
Sturm in Jhering's Jahrbüchern XX. S. 98 fg. 

Selbständige Entwickelung der Erbverträge: Beseler ü. i;. An- 
wendung des Erbe insetzungs Vertrages zunächst zur Regelung bestimmter 
erbrechtlicher Verhältnisse, vgl. z. B. Agricola §. 51 fgg. 

Testamente des Clerus: Franklin, sententiae Nr. LXXXXII, XIII. 

— Die Seelgeräthe. — Bedeutung der kirchlichen Gesetsigebung und 
Gerichtsbarkeit. -^ LetztwiHige Dispositionen, Testamente, ordinationes, 
testamenta in Deutschland vor der Reception des römischen Rechts: 

— Beseler I. §. 14, — Pauli: Abhandlungen III. S. 150 fgg, -- 
Hahn in der zu §. 300 genannten Schrift S. 8 fgg, — GosenS. 182 
fgg. — Die Testamentsexekutoren. 

Die Reception des römischen Rechts. 

Anerkennung der Erbverträge als eines gemeinrechtlichen Rechts- 
instituts: Beseler II. §§.6 und 7, — Hartmann: zur Lehre von den 
Erbverträgen S. 1 8 fgg. — Notariatsordnung Maximilians IL von 1 5 1 2 
cap. II, oft abgedruckt, z. B. bei Emminghaus: corpus iuris Ger- 
manici 2. Aufl. S. 127 fgg. 

b. 

Die testamentarische Erbfolge. 
§. 299. Die Fähigkeit zur Errichtung eines Testaments. 

Windscheid §. 539. — Mommsen: Entwurf §. 46 fgg. — 
Schütze im Rechtslexikon III. 870. — 
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Vgl. Württemb. Landrecht lU. 2 §. 2 fggy — Reyscher III. §. 642, 

— Stein und Kübel §. 43. — Preussen: A.-L.-R. I. 12 §. 9 fgg, 

— dazu Gruchot I. 320 fgg, — Förster IV. §. 245, — Dern- 
burg ni. §. 104. — Sachsen: B.-G.-B. §. 2066 fgg, — dazu Sieben- 
haar §. 749; — u. a. Partikularrechte. 

§. 300. Die Formen des Testaments. 

Windscheid §. 540—45. — Mommsen §. 59 fgg. — Binding 
im Archiv 58 S. 195 fgg. 

Partikularrechte. —Preussen: A.-L.-R. I. 12 §§. 66 — 107, — 
Gruchot I. 444—513, — Förster IV. § 249, — Dernburg 
§§. 106 — 118.— Unger §§. 10— 12. — B.-G.-B. für Sachsen: §§. 2092 bis 
2116, — Siebenhaar §§.484—86, — Schmidt §§. 185 — 88. — 
Roth m. §§. 30J[ fgg. — Zach ariä-Puchelt IV. §§. 603 fgg, - 
Behaghel I. §. 144. — Württemb. Landrecht HI. i §§. 2, 3— 6, — 
Reyscher HI. §§. 644 fgg, — Stein und Kübel §§. 45—63. 

Hervorzuheben sind nur die wichtigsten Änderungen, welche die 
Vorschriften des römischen Rechts über die Form der öffentlichen und 
Privattestamente in den deutschen Gesetzgebungen erfahren haben. 
Insbesondere 

testamentum apud acta conditum und iudici oblatum: 
Mommsen §§. 60—68, wo auch die betreffenden Vorschriften der 
Landesgesetzgebungen angeführt sind; 

das Testament vor Pfarrer und zwei Zeugen: 

Schulte in der Zeitschrift für Civilrecht und Prozess N.F. VII. 
S. 180 fgg, — Roth in Hauser's Zeitschrift für Reichs- und Landes- 
recht I. 208 fgg, — Kahl: die deutschen Amortisationsgesetze S. 30 
%> — Wind scheid §. 540 Note 2; 

das Raths-Testament: 

Pauli a. a. O. S. 202 fgg, — F. de Hahn: de diversis testa- 
mentorum formis, quae in Germania obtinuerunt 1847 §. 3 feg» — 
Roth a. a. O. S. 225 fgg und bayr. Civilrecht §. 301 Note 14; 

das notarielle Testament: 

Roth in der Ztschrft. 222 fgg und b. Civilrecht §. 302, — Pf äff 
und Hof mann: Commentar z. österr. allg. b.G.-B. E. 184 fgg und 
Exkurse ü. 116 fg, — Mommsen §. 69; 

das testamentum holographum: 

Österr. G.-B. §. 578, Pf äff und Hofmann: Commentar II. i. 40 
fgg und Exkurse 75 fgg, -- code civ. 969,' 70, — Mommsen 
S. 184. 

Von privilegirten Testamenten sind hervorzuheben: 
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die letztwilligen Verfügungen zu Gunsten von Kirchen 
und milden Stiftungen: 

Windscheid §. 544 Note 18, — Sch.ulte a. a. O., — Löning: 
Kirchenrecht 11. 671, — Kahl a. a. O. S. 31 fgg , — Platner 
§. 6, — Stein und Kübel §. 62, — Hausch im württ. Gerichts- 
blatt XVI. 175 fgg, 198 fgg; 

die privilegirten militärischen letztwilligen Verfügungen: 

Reichs-Militärgesetz vom 2. Mai 1874 (R.-G.-B. S. 57) §. 44; — 
dazu Windscheid §. 544 Note 6 a, — Gengier: Grundzüge §. 191, 
— Mommsen §. 78, — Roth: b. Civilrecht §§. 301, 304, — Dern- 
burg §. 314, — Stein und Kübel §. 63, — Mandry §.44 
S. 418 fgg. 

Über andere priv. Testamente vgl. die oben citirten Lehrbücher des 
gemeinen und partikulären Rechts, z. B. Platner S. 18 — 21, Dern- 
burg §§. 113, 115 fgg und Stein und Kübel §. 57 fgg, auch Momm- 
sen S. 191—97. 

§.301. Der Inhalt des Testaments. 

Windscheid §§. 546—62, 575 fgg. -— Stein und Kübel 
§. 67-88. 

Erhebliche Abweichungen der Partikularrechte hin- 
sichtlich der Erbeinsetzung, — Disposition über den 
ganzen Nachlass, — Enterbung, — Hinterlassung des 
Pflichttheils , — der Rechtsmittel der benachtheiligten 
Pflichtberechtigten : 

Mommsen §. 84 fg, §. 133 fgg, §§. 468-70, §• 482, §. 498. — 
Gengier: Grundzüge §. 191. 

Preussisches A.L.R. I. 12. §§. 3, 5, 6, 46, — I. 12 §. 45, — n. 
2. 399 fgg, — II. 2. §. 432 fgg; — dazu vgl. den Commentar von 
Gruchot, in welchem auch die Abweichungen anderer deutscher 
Gesetzgebungen vom röm. Recht nachgewiesen sind, — Förster 
§§. 244, 48, 51, - Dernburg HI. §§. 102, 3, 128, §. 196, §. 202 
fgg. — Für das sächsische Recht: Siebenhaar §§. 478, 87 fgg, 555 
fgg» — Schjnidt §§. 190, 202-205. — Unger §. 78 fgg. — 
Roth: b. Civilrecht §. 309, §. 341 fgg. — Zachariä IV. §. 677 
%g> — Behaghel I. §. 137 fgg. 

§. 302. Gemeinschaftliches und wechselseitiges Testament. 

Quellenzeugnisse: Kraut §. 158, — Pauli IQ. 457 fgg, — Gru- 
chot n. 449, welcher gleichmässig die älteren und neueren Landes- 
gesetzgebungen berücksichtigt. 

Für die Geschichte vgl. Be seier: Erbverträge IL i. 325 fgg, — 
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Hartmann: zur Lehre von den Erbverträgen und von den gemein- 
schaftlichen Testamenten S. 107 fgg, — Gruchot a. a. O. 451 fgg, 

— Pfaff und Hof mann: Exkurse II. i. 104. 

Geltendes Recht: Windscheid §. 568. — Hartmann a. a. O. 
§. 2, §.4 fgg. — Beseler: Privatrecht §. 142. — Gengier II. 
1452 fgg. — Binding im Archiv S. 252 fgg. — Mommsen 
§§. 156 bis 161. — Göz im Archiv für die civ. Praxis Bd. 54 S. 145 
fgg. — Heinzerling: zur Lehre von den gemeinschaftlichen Testa- 
menten, im Archiv fiir praktische Rechtswissenschaft N. F. X. 253 
%&» 337 %g' — Weitere Literatur in den Lehrbüchern. 

Partikularrechte: Für Preussen: A.L.R. L 12 §§. 614— -16, IL i. 
481 fgg und dazu ausser Gruchot noch Dernburg §§. 182 — 84 
und Förster §. 257. — Für Sachsen: Siebenhaar §> 497, — 
Schmidt §. 192, — Ztschrft. f. SachsenN. F. 26 S. 141 fgg. — Kurhessen: 
Platner §. 5. ~ Für Bayern: Roth IIL §. 316. — Württemberg: 
Landrecht III. 7, — Württemb. Archiv XIII. 409 fgg, — Stein 
und Kübel §. 64 (mit den Zusätzen von Hohl). — Österreich: 
B.G.B. §§.^583, 1248, und dazu Unger §. 21, — Pfaff und Hof- 
mann: Commentar zu 583 und Exkurse IL i. S. 100 fgg. — Der 
Code civ. art. 968 lässt die gemeinschaftlichen Testamente nicht zu. 

§.303. Eröffnung und Vollziehung der Testamente. 

Windscheid §. 567. — Glück: Commentar VII und XLIIL — 
Mommsen §§. 172—88. 

Preussisches A.L.R. L 12 §§. 208—41, §. 557 fgg; — dazu Gruchot 
I- 541 feg» II- 210 fgg; — Dernburg §§. 213—26, §§. 164 — 169; 

— Förster IV. §. 253, §. 255. —Platner §§. 8, 30. — Sächsisches 
B.G.B. §. 2223 fgg; — dazu Siebenhaar §. 500; — Schmidt §. 194. 

— Unger §. 27. — Stein und Kübel §§. 93—95- — Roth: bayr. 
Civilrecht IH. §. 383 feg» §§• 388—92. - Zachariä §§. 713, 15, — 
Behaghel.§. 146. 

Über die Testamentsexekutoren insbesondere: 

Kraut §. 158a, — Lorsch und Schröder S. 274 unter 3. 

Auf die geschichtlichen Anknüpfungspunkte und die hierauf be- 
zügliche Literatur ist hingewiesen in §. 298. — Über die Gestaltung des 
Rechtsverhältnisses im späteren gemeinen und partikulären sowie im gelten- 
den Recht vgl. Beseler in der Zeitschrift für deutsches Recht IX. 
142 fgg, 522 fg, — Elvers im Archiv f. prakt. Rechtsw. IV. 134 
fggj _ Hinschius in der preuss. Anwaltszeitung 1866 S. 753 fgg 
und in der Zeitschrift für Gesetzgebung und Rechtspflege in Preussen 
I. 1868 S. 518 fgg, 656 fgg, — Sturm: die Lehre von den 
Testamentsvollziehern, in Jhering's Jahrb. XX. S. 91 — 148, — 
Beseler §! 143, — Gerber §. 265, — Gengier H. 1467 fgg und 
Grundzüge §.192, — endlich sämmtliche am Anfang dieses §. ge- 
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nannten Werke. Die Schrift von Henri Le Fort: des exdcuteurs 
testamentaires , Genf 78, ist mir unbekannt geblieben. 

c. Die vertragsmässige Erbfolge. 
§. 304. Begriff und Arten des Erbvertrags. 

Die Geschichte des Instituts oben in §. 298. Quellen: Kraut 
§. 149. — Lorsch und Schröder S. 274 unter C. 

Ältere Literatur bei Mittermai er IL §. 453. Aus der neueren 
hervorzuheben: Hasse im rhein. Museum ü. S. 149, S. 300 fgg, 
in. S. I fgg. — Beseler IL l §§. 1—6. — Renaud: zur Lehre 
von den Erbverträgen (mit besonderer Berücksichtigung des französischen 
Rechts), im Magazin für badische Rechtspflege und Verwaltung I. 177 
fgg, 393 fgg. — Hart mann a. a. O. §. I. — Hofmann: Wesen 
und Wirkung des Erbverzichts und Erbvertrages in Grünhut's Zeit- 
schrift in. 649. — Gruchot a. a. Oi IL 316 fgg. — Pf äff und 
Hof mann: Exkurse über Österr. allgem. bürgerliches Recht IL i, 
S- 31 fgg. — Mommsen: Entwurf S. 261 fgg. — Weitere Literatur 
bei den bisher Genannten und in den Lehrbüchern: Gengier ü. 
S. 1479 und Grundzüge §. 193, — Beseler §. 136, ~ Gerber 

§• 257. 

Über den sog. Erbschaftsvertrag (pactum de hereditate tertii) 
vgl. Beseler: Erbverträge 11. 2. 328—45, — - Windscheid §. 529 
Note 4, — Mommsen §. 208. — Für Preussen namentlich Gruchot 
n. 403 fgg, woselbst auch die neueren Gesetzgebungen und Literatur 
und Praxis des gemeinen Rechts berücksichtigt ist. — Für Bayern 
siehe noch das umfangreiche Erkenntniss des obersten Gerichtshofs 
in den Blättern für Rechtsanwendung, Ergänzungsbd. zu XXXI. S. 145, 
und Roth III §. 394. — Für Württemberg Stein und Kübel 
§§. loi, 126. 

§.305. Der Erbeinsetzungsvertrag. 

Quellen bei Kraut §§. 150—54, — Gengier IL S. 1481— 91, — 
Gruchot IL 320 fgg. 

Beseler: Erbverträge II. i. §§. 7 — 12. — Hartmann §§. 1—8. 

— Hof mann bei Grünhut S. 665 fgg. 

Windscheid §. 529 Note 3. — Gerber J§. 258 — 60. — Beseler: 
Privatrecht §§. 137—39. — Gen gl er IL 1491-99, Grundzüge 
§§. 194 bis 197. — Mommsen §. 189. 

Preussen: A.L.R. L 12 §§. 617—648, — Gruchot IL 317—91, 

— Förster IV. J. 247, — Dernburg IH. JJ. 174—78. — Platner 
|. 22, ~ Bertram S. 743 fgg. — Sachsen: B.G.B. §§. 2542—58, 

— Siebenhaar §§. 550—53, — Schmidt §§. 195, 96. — Österreich: 
Unger §. lo. — Bayern: Roth HL §§. 331—35. — Württemberg L.R. 
IV. I §. 2, L 6 |. 87, — Reyscher IH. §§. 688 fgg, - Stein 

Franklin, deutsohes Privatrecht 8. Aufl. I ^ 
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und Kübel §§. 96 fgg. — Französisches Recht: Zachariä-Puchelt 
n. §. 345, IV. 735a, — Behaghel H. §. 156. 

§. 306. Besondere Anwendungsfälle des Erbeinsetzungsvertrages : 

1. Derartige Verträge unter Eheleuten: 

Oben §. 258. — Kraut §. 157. — Beseler: Erbverträge H. 2. 
§§. 18, 19. — Gengier II. 852 fgg. — Gerber §. 261. — Förster 
§. 262 unter V. — Roth: bayr. Civilrt., 2. Aufl. I. §. >o. — Sieben- 
haar §. 128. -- Stein und Kübel §§. 98, 99, 281 fgg. — Zachariä 
IV. 735 fgg. — Mommsen §}. 189—206. 

2. Einkindschaftsverträge: 

oben §. 267. 

3. Erbverbrüderungen: 

Kraut §. 156. — Beseler: Erbverträge I. §. 13, H. 2. §§. 15—17. 
— Gengier n. 1500 fg. — Beseler: Privatrecht §. 173 B. — Gerber 
§. 263. — Heffter: Sonderrechte §. 41. — Zöpfl: Staatsrecht I. 
§. 255. — Zachariä: Staatsrecht I. §. 74. — Schulze: Deutsches 
Staatsrecht, I. 1881 §. 102. 

§.307. Der partikuläre Erbvertrag. 

Beseler: Erbverträge II. i. S. 22 — 24 und II. 2 §. 18 fgg. — 
Hartmanna, a. O. §§. 10, 11. — Gengier II. 1501 fg. — Gerber 
§. 257 Note 5. — G. Kugelmann, gemeinrechtliche Begründung 
des partikulären Erbvertrages, Erlangen 1877, woselbst auch die ge- 
sammte gemein- und partikularrechtliche Literatur angeführt ist. 

Für Preussen: Gruchot II. 340—42, 352, — Dernburg EI. 
§. 179. — Sachsen: Braun über singulare Erbverträge, in der Ztschrft. 
für Rechtspflege und Verwaltung I. S. 471—89 und Siebenhaar: 
Commentar zu §. 2542 B.G.B. — Bayern: Roth m. §. 336. — 
Württemberg: Reyscher §. 697 (für die Zulässigkeit) , — Pfizer 
im Württemb. Archiv XVI. S. 18 fgg (dagegen), — Erk. des Ober- 
tribunals vom 14. Novbr. 1874 (dafür), — Stein und Kübel §. 151 
(Zusatz von Hohl: dafür). 

§.308. Der Erbverzicht 

Kraut §. 155. — Lorsch und Schröder S. 274 unter 4. 

Beseler II. 2. §§. 24—28. — Siegel §. 44. — Hartmann 
S. 67 fgg. — Hofmann bei Grünhut S. 652 fgg. 

Beseler: Privatrecht §. 140. — Gengier H. 1502 fg und Grund- 
züge §. 199. — Gerber §. 264. — Mommsen §§. 209 — 13. 

Preussen: A.L.R. I. 12 §§. 649—54, — dazu Gruchot 11. 392 
fgg, — Förster IV. §. 265, — Dernburg IH. §§. 180, 81. — 
Sachsen: B.G.B. §§. 2560—62,— Siebenhaar §§. 554,— Schmidt 
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§. 198. — Bayern: Roth m. §. 360. — Österreich: Unger §. 30 
und die auch für das gemeine Recht sehr werthvoUe . Abhandlung in 
den Exkursen von Pf äff und Hof mann II. i. S. 31—56. — 
Württemberg: Rey scher III. §. 696, — Stein und Kübel S. 106. 

Die Erbverzichte unter dem Adel: 

Reyscher in der Zeitschrift für deutsches Recht VI. 257 fgg, 
das. XV. S. I fgg und Privatrecht §. 738. — Beseler: Erbverträge 
§§. 26, 27 und Privatrecht §.173. — Gengier II. 1506—10 und 
Grundzüge §. 200. — Gerber §. 264. — Heffter: Sonderrechte 
§.49, §. 119. — Schulze: das Erb- und Familienrecht der deutschen 
Dynastien des Mittelalters S. 71 fgg. — Zöpfl: Staatsrecht I. S. 708, 
739 ^gg' — Zachariä: Staatsrecht I. §. 73. — H. Schulze: Staats- 
recht I. §. loi. In diesen staatsrechtlichen W^erken auch die Litera- 
tur über die hier in Betracht kommenden Streitfragen. 

Drittes Buch. 

Das Eecht ans der Erbfolge. 

§.309. Der Erwerb der Erbschaft. 

Gemeines Recht: Windscheid §§. 594—604. — Dem gemeinen 
Recht entsprechend oder im Anschluss an dasselbe wird Berufung und 
Antretung auch erfordert in 

Württemberg: Landrecht HI. 21, — Stein und Kübel §§. 102 bis 
125, 147-50; 

Bayern: — nach dem bayr. Landrecht HI. I. §. 4, — vgl. Roth 
in. §. 361 fgg. 

Österreich: — nach dem A.G.-B. §. 547, — vgl. Unger §§. 6, 

36—42 ; 

Kgreich Sachsen: — nach dem b. Gesetz b. §§. 2009, 10, 250, 
— vgl. Siebenhaar §. 502 fgg, — Schmidt §§. 197—99. 

Abweichend : 

Preussen: — A.-L.-R. I. 9 §. 367. Sobald der Erblasser verstor- 
ben, — fällt die Erbschaft an denjenigen, welchen rechtgültige Wil- 
lenserklärungen des Erblassers oder in deren Ermangelung die Vor- 
schriften der Gesetze dazu berufen. — §. 368. Dieser erlangt das 
Eigenthum der Erbschaft nebst allen damit verbundenen Rechten und 
Pflichten, ohne dass es weiter einer Besitzergreifung bedarf. — 
§. 370. Stirbt der Erbe, noch ehe er die Erbschaft in Besitz genom- 
men hat, so geht dennoch sein Recht daran auf seinen Erben über. — 
§. 383. Jeder, dem eine Erbschaft anheim gefallen ist, hat die Wahl, 
ob er dieselbe — übernehmen oder ihr entsagen wolle. — §. 384. 
Deliberationsfrist. — §• 4^2 — es kann — der Erbe, welcher die 
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Erbschaft einmal angenommen oder sich innerhalb der gesetzmässigen 
Frist gar nicht erklärt hat, derselben zum Nachtheil eines Dritten nicht 
mehr entsagen. — §§. 420, 2 1 : wer sich innerhalb der Frist nicht er- 
klärt hat , ist Erbe unter Vorbehalt des Inventars. — §. 424. Frist 
zur Aufnahme des Inventars. — §. 427. Wer — diese Frist ver- 
streichen lässt, ohne das Inventarium einzubringen, wird der Rechts- 
wohlthat verlustig und für einen solchen, der die Erbschaft ohne Vor- 
behalt angetreten hat, geachtet. — Vgl. hierzu Förster §§. 268—70, 
72, — Dernburg HL §. 99, §. 217 fgg, — Gruchot I. S. 37 fgg. 

Französisches Recht. — Code 724. Les h^ritiers legitimes sont 
saisis de plein droit des biens, droits et actions du d^funt, sous Tobli- 
gation d'acquitter toutes les charges de la succession: — . — Art. 775. 
Nul n'est tenu d'accepter une succession qui lui est 6chue. — Art. 
784. Renonciation. — Art. 785. L'h^ritier qui renonce, est cens6 
n'avoir jamais €t6 h^ritier. — Vgl. Zachariä-Puchelt IV. §. 609 
feg» — Behaghel I. 112. 

Im Allgemeinen vgl. Bin ding im Archiv 57 S. 406 fgg, — Krä- 
wel das. 60 S. 272 fgg. — Gutachten von Mommsen, Jung, Randa 
in den Verhandlungen des dreizehnten Juristentages I. 13 fgg, 22 
fgg, 198 fgg und n. 138 über die Frage: Soll in dem bürgerlichen 
Gesetzbuch bestimmt werden, dass der Erbschaftserwerb ipso iure 
stattfinde? — Endlich auch Mommsen: Entwurf §. 219. — Die spe- 
cielle Frage: ist eine Erbschaftsantretung im Sinne des römischen 
Rechts zum Erwerbe der Erbschaft auf Grund eines deutschrechtlichen 
Erbvertrages für nothwendig zu erachten? erörtert Schmidt in Bö- 
diker's Magazin für das deutsche Recht der Gegenwart I. S. 76 fgg. 

Über den Erbbesitz in der neueren Gesetzgebung siehe Cosack 
a. a. O. §§. 8 und 9, — Mommsen §. 249. 

Zu diesem und dem folgenden §. vgl. überhaupt Gerber §. 252, — 

— Gengier II. 1351, 55, 1466, 67 und Grundzüge §§. 177, 8, 180, 
191, — Beseler §. 134. — Platner §. 12—21. 

§. 3 10. Rechtsverhältnisse der Erben. 

a. Der Miterben unter einander: — Erbtheilung, — Kür- 
recht, — CoUation. 

Älteres Recht. Kraut J. 159. — Lorsch und Schröder S. 273 
unter 5 und 6. — Sydow §. 55. — Siegel §§. 64, 65. 

Geltendes Recht. Windscheid §§. 608— -10 und die Übersicht 
über die neueren Gesetzgebungen bei Mommsen §§. 276—99 und 
Gruchot I. 528 fgg, in. S. 10 fgg. — Insbesondere 

Preussen: A.-L.-R. I. 12 §. 261 fgg, n. 2 §. 303 fgg, — dazu 
Förster IV. §§. 271—74,— Dernburg §§. 237, 38, §. 241 fgg, 
§. 244 fg. — Sachsen: Siebenh aar §. 517 fgg, — Schmidt §. 200. 

— Roth: bayrisches Civilrecht HE. §. 373 fgg. — Zachariä§§. 620 
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fgg, — Unger §§. 43 — 47. — Württemb. Landrecht HI. 23, — 
Stein und Kübel §§. 127—34, 313 fgg. 

b. Verhältniss zu den Gläubigem. 

Älteres Recht: oben §. 283. — Neueres Recht : Windscheid §§. 606, 
607. — Mommsen §§. 251 — 275. — Insbesondere: 

Preussen: A.-L.-R. I. 9. §§. 418, 419, §. 422fgg, — dazu För- 
ster §. 270, — Dernburg §§. 217, 221 fgg. — Württemberg: 
Landrecht in. 22, — Stein und Kübel §. 109— iii. — Über 
andere Gesetzgebungen,' namentlich B.-G.-B. für Sachsen §. 2328, vgl. 
Mommsen a. a. O. und Gruchot I. 122 fgg. 

Reichsrechtliches: Mandry S. 426 und wegen des Abson- 
derungsrechts der Erbschaftsgläubiger und Vermächtnissnehmer S. 235 fg. 

c. Verhältniss zu den Legataren: — Falcidische, — Tre- 
bellianische Quart. 

Windscheid §§. 650 — 53, 666. — Mommsen §. 391. — Dem 
römischen Rechte folgen : Württemb. Landrecht III. 25, HI. 13 
§§. 2, 3, dazu Stein und Kübel §§. 164—66, §§. 173—76, — sowie 
das bayr. Ldrt. III. 6. 14, 15, -- dazu Roth §. 315, §. 328. — 
Abweichend Preussen: A.-L.-R. I. 12 §. 333, §. 467, — dazu Gru- 
chot I. 602 fgg, — Dernburg §. 134, — Förster IV. §. 276; 
— femer Österreich: a. b. G.-B. §. 690, — dazu Unger §. 60, — 
Pf äff und Hofmann: Commentar II. 2. S. 251; — ebenso Sach- 
sen: B.-G.-B. §. 2443, — dazu Siebenhaar §. 529, — Schmidt 
n. S. 249. 

§.311. Der Schutz des Erbrechts. 

Für das ältere Recht vgl. Siegel §§. 62, 63, — Laband: vermö- 
gensrechtliche Klagen §. 39 — §. 42, — Planck: das deutsche Ge- 
richtsverfahren S. 361, 515, 24, 33 fgg und in den §§. 66, 68, 
62, 74. 

Neueres Recht: Windscheid §. 611 fgg. — Mommsen §§. 300 
bis 324. — Preussen: Förster §. 279, — Dernburg §. 227 fgg. — 
Sachsen: Siebenhaar §. 508 fgg, —Schmidt §. 201. — Ungeif 
§• 50 fgg- ~ Roth: bayr. Civilrecht IH. |§. 395—97- 
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